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Vorwort. 
Als JosEF PARTSCH am 30. 1\lärz 1925 jäh aus dem Leben schied, 

nahm er zahlreiche literarische Pläne mit sich ins Grab. Viele dar­
unter hatten in seinem stets arbeitenden Kopfe schon feste Gestalt 
gewonnen; aber völlig druckfertige l\Ianuskripte hat er nicht hinter­
lassen. Immerhin fanden sich unter seinen Papieren, die von WoLF­
GANG KuNKEL und ERNST Scm,nTz geordnet wurden, mancherlei, zum 
Teil umfangreiche, Ausarbeitungen, Zeugnisse der unerhörten Produk­
tivität des genialen Mannes, und einiges darunter schien soweit zur 
Reife gediehen, daß die Frage nach der Zulässigkeit einer Veröffent­
lichung aufgeworfen werden durfte. Die Bedenken, die der Bejahung 
dieser Frage entgegenstanden, konnte sich freilich niemand verhehlen. 
Die in Betracht kommenden Aufzeichnungen entstammen allergrößten­
teils der Zeit vor dem Beginn des Weltkrieges. \Vährend der Dauer des 
Krieges nahm die Organi~ierung und Leitung der badischen Gefangenen­
fürsorge, die P ARTSCH auf sich genommen hatte, und daneben noch die 
Tätigkeit als Hilfsrichter seine Arbeitskraft, so groß sie war, fast ganz 
in Anspruch, und nach Kriegsende drängten sich neue Aufgaben an 
ihn heran, denen er sich mit Recht nicht entziehen zu dürfen glaubte, 
und die ihm nicht die Zeit ließen, an seine älteren Entwürfe die letzte 
Hand zu legen (s. den Nachruf in der SZ. 45, S. XIf.), namentlich 
auch nicht, sich mit der inzwischen erwachsenen Literatur auseinander­
zusetzen. Dazu kommt, daß PARTSCRS Handschrift und gar seine Steno­
gramme überall schwer, da und dort überhaupt nicht zu entziffern sind, 
eine zweifelsfreie Ausfüllung der Lücken aber nicht immer möglich ist. 
Wenn trotz dieser Bedenken im Einverständnis mit Frau PARTSCH 
der Entschluß zur Veröffentlichung gefaßt wurde, so war dabei maß­
gebend die Rücksicht auf die Bedeutung, die P ARTSCHS Stellungnahme 
zu schwierigen Fragen und insbesondere seiner Deutung des Quellen­
materials unter allen Umständen beigemessen werden muß, und die 
Erwägung, daß in diesen Aufzeichnungen zweifellos wertvolle Ge­
danken zum Ausdruck kommen, die der Wissenschaft nicht verloren 
gehen dürfen. Die Verantwortung dafür, daß die Veröffentlichung er­
folgt, kann aber in keiner \Veise dem hingeschiedenen Forscher auf­
gebürdet werden; sie muß ausschließlich von den Herausgebern ge­
tragen werden. Für den Text der einzelnen Stücke stehen die Bear­
beiter ein. 



VI Vorwort. 

Die Veröffentlichung erfolgt in der Gestalt, in der die Aufzeich­
nungen im Nachlaß vorlagen. Irgendwelche sachliche Ergänzungen 
oder Nachträge galten den Herausgebern als ausgeschlossen. Nur zur 
Revision der Zitate und zu formalen \' erhesserungen hielten sie sich 
bei der dem Verstorbenen schuldigen Pietät für berechtigt. \Venn die 
Lesung des Manuskripts allzu ungewiß blieb, ist ein Fragezeichen zu­
gesetzt worden; dieses vvie überhaupt alle Zusätze der Herausgeber sind 
in eckige Klammern gesetzt. Oft ergab sich durch die Hilfe von Frau 
PARTSCli und Fräulein Dr. BAMBERG schließlich doch noch die Mög­
lichkeit einer Lesung. 

An nicht zur Veröffentlichung geeigneten Manuskripten seien hier 
genannt: eine umfassende, aber unfertige Abhandlung über die byzan­
tinische \Villenstheorie, aus der offenbar die Bearbeitungen der Nego­
tiorum Gestio und des Scheingeschäfts herausgewachsen sind; die 
Bonner Antrittsvorlesung über Willenslehre; "Der Einfluß des griechi­
schen Rechtes auf die XII Tafeln"; rechtsvergleichendes Obligationen­
recht; ein außergewöhnlich schwer lesbares Manuskript über griechisches 
Obligationenrecht (um dessen Entzifferung \VoLFGA.NG KuNKEL be­
müht bleibt); Sammlungen zur Irrtumslehre, Exegesen und Notizen 
zum Bürgschaftsrecht und Bemerkungen zu griechischen Quellen. 

Alsbald nach dem Tode PARTSCES war der Gedanke aufgetaucht, 
die Veröffentlichung aus dem Nachlaß im Rahmen einer Sammlung 
seiner sämtlichen an die verschiedensten Orte verstreuten kleineren 
Arbeiten erscheinen zu lassen. Bei näherer Überlegung erwies sich 
dieser Plan als undurchführbar; der dafür erforderliche Kostenaufwand 
wäre heute unerschwinglich gewesen. Auch mußte für eine so um­
fassende Sammlung das Bedürfnis verneint werden, da die große 
Mehrzahl dieser Aufsätze in allgemein, auch bei den Juristen des Aus­
landes, verbreiteten Zeitschriften erschienen ist. So wurden von vorn­
herein die Veröffentichungen aus der SZ. und dem Arch. f. Pap. F. aus­
geschieden, sodann auch die Abhandlung "Der griechisch-römische Ein­
schlag in der Geschichte des \Vertpapieres" (Nr. 20 des Verzeichnisses 
in SZ. 47, 586ff.). Bei genauer Prüfung konnten einige Besprechungen 
minder wichtigen Inhalts ausgesondert werden. Als dann die wirt­
schaftliche Lage weitere Beschränkungen notwendig machte, ent­
schlossen sich die Herausgeber schweren Herzens, die selbständig im 
Buchhandel erschienenen Schriften ( Papyrusforschung; Vom Berufe des 
römischen l~echtes in der heutigen Universität: Nr. 41 u. 51 des Ver­
zeichnisses) und den beachtenswerten Aufsatz "Das Griechische in der 
Schulbildung des Juristen" (Nr. 22 des Verzeichnisses) fortzulassen. 
Selbst bei dieser fragmentarischen Auswahl, die leider von einer Her­
ausgabe der Gesammelten Schriften sehr weit entfernt ist, zeigt sich 
die Fülle und Tiefe des wissenschaftlichen Geistes. 



Vorwort. VII 

Mit dem Dank an die Bearbeiter, unter die wir auch diejenigen 
rechnen, deren Mühe nicht zu einer Veröffentlichung geführt hat, 
verbinden wir den Dank an die Herausgeber und Verleger, die uns 
die Erlaubnis zum Abdruck der bereits veröffentlichten Schriften erteilt 
haben. 

Der Druck wurde durch Zuschüsse der Wissenschaftlichen Gesell­
schaft in Freiburg und der Heidelberger Akademie sowie der Berliner, 
Bonner und Göttinger Fakultäten ermöglicht. Trotz dieser dankens­
werten Hilfe bleibt es ein hcch anzurechnendes Verdienst des Herrn 
Dr. FERDINAND SPIUNGER, den Verlag des Buches in dieser Zeit über­
nommen zu haben. 

Daß dieses Buch als Heft I der Freiburger H.echtsgeschichtlichen Ab­
handlungen erscheint, rechtfertigt sich unter anderem dadurch, daß 
die Bibliothek von J OSEF PARTSCH den Grundstock des romanisti­
schen Teils der Bücherei des Rechtsgeschichtlichen Instituts an der 
Universität Freiburg bildet, das Institut sich also mit ihm besonders 
eng verbunden fühlt. 

Das Register hat Herr Referendar WIEACKER angefertigt. 

Freiburg i. Br., Juni 1931. 

ÜTTO LENEL, FRITZ PRINGSHEIM. 
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Erster Teil. 

Nachgelassene Schriften. 
I. Bericht über ein Manuskript 

"Der römische Kognitionsprozeß". 
In der Hauptsache wohl aus der Zeit vor 1912. 

LEOPOLD WENGER. 

Eine Reihe loser Bogen mit Notizen stellt, wie der Umschlag be­
sagt, Vorarbeiten von JosEPH PARTSCH zu einer Darstellung des römi­
schen Kognitionsprozesses dar: "Römischer Kognitionsprozeß" heißt 
die Aufschrift. Wie die Aufzeichnungen zeigen, waren es in erster 
Linie die Papyri, die zur Arbeit den Anstoß gaben. Aber die Aufzeich­
nungen reichen weit zurück und dürften den Verfasser in den letzten 
Jahren vor seinem Tode kaum mehr beschäftigt haben. Sind doch 
die Papyri auch dort, wo sie in MITTElS Chrestomathie (rgrz) Aufnahme 
gefunden haben, noch nach den früheren Lesungen aufgezeichnet: zum 
Teil ganz umfangreiche Stücke, zum Teil gerade verwendbare Teilzitate. 

Die Arbeit ist auch nicht in ihren Fragmenten irgendwo zum Ab­
schluß gekommen, wenngleich der ganze Plan einigermaßen aus Über­
schriften und Zusammenfassungen ersichtlich ist. Zunächst sollte wohl 
von den Prozeßordnungen, sodann vom Verfahren gehandelt werden. 
Vermutlich sollte sich dazwischen die Lehre von der Gerichtsverfassung 
schieben, doch fehlt es noch an zusammenfassender Aufzeichnung zu 
jedem Kapitel dieser Darstellung. 

Von einzelnen Abschnitten lassen sich erkennen: Die wohl sehr 
interessierende Frage der Prozeßeinleitung (Vadimonium, Kautionen). 
Erörtert wird sodann vorneweg "die Aussetzung des Prozesses wegen 
zu betreibender Strafverfolgung", sie "soll beschränkt werden". Die 
Notiz knüpft, wie auch sonst in den noch so kasuistisch gehaltenen 
Vorarbeiten, an einen Einzelfall an: Oxy. II 237 (petition of Dionysia) 
VIII 8ff., das Edikt des Valerius Endairnon gegen Versuche der Schuld­
ner, Gläubiger mit Androhung von Strafklagen einzuschüchtern. Dieses 
Edikt ist in der Literatur gegenüber der bekannten "Grundbuch­
ordnung" zu kurz gekommen. PARTSCH schließt seine Überlegung: 
"Betreffend die Aussetzung des Prozesses ist zu bemerken, daß der 
Prozeß sicherlich ausgesetzt werden mußte für eine Strafklage, nicht 
bloß konnte: sonst hätte ja die Anweisung an die Richter genügt!" 

Partsch, Aus nachgelassenen Schriften. 



2 :-.; achgelassene Schriften. 

Und zur Quellenlehre wird gelegentlich hier beigefügt: "Dabei wichtig: 
Ungerügte und sogar beispielmäßig angeführte Berufung auf das 
Edikt eines früheren Präfekten vor dem jetzigen!" 1 Im Zusammen­
hange mit den Vorschriften gegen Schuldnermachinationen wird auch 
auf Fay. zr gegen clcn Gläubigerverzug hingewiesen. 

Gelegentliche Bemerkungen streifen die Prozeßvertretung; andere 
betreffen das bekannte Gegenspiel von Prozeßprogramm und Formel; 
andere Marginalentscheidung und Reskript; wieder anderl' das Bewei:i­
recht; sodann die schwankende Urteilsterminologie; die Vollstreckung 
in der extraordinaria cognitio und die xaßcb:c:e-Texte. Aber noch ist 
alles in wenige Schlagworte gefaßt und der rastlos schaffende Geist 
springt von einem zum anderen und überläßt das Ganze späterer End­
redaktion. 

Neben dem Zivilprozeß hat der Strafprozeß anscheinend besonders 
den Verf. interessiert. Ein Paragraph - mit leider nicht überall er­
kennbaren Inhaltsangaben - sollte davon handeln. Aus den Papyri 
wird an anderer Stelle Lond. II 359 (p. 150) genannt, und da stehen 
die Schlagwörter "Delatorenverfahren", "Fiskalprozeß" - in der Aus­
gabe heißt es: "the context is not sufficient to make its exact purporr 
clear, and mere conjecture would hardly be profitable". PARTSOl hat 
wohl das Entscheidende gesehen. Auch Lond. II 354 (p. r63so;.) ist 
abgeschrieben und sollte behandelt werden. 

Auch an gelegentlichen glücklichen Ergänzungen fehlt es nicht 
in diesen abrupten Blättern. So hat PARTSCH Teb. 434 (=MITTElS, 
Chrest. 51) mit rascher Eingebung schon [öw]a-ro},~JJ in seiner nach 
der Tebtynisausgabe gegebenen Abschrift ergänzt. BGU IV ro42, sf. 
ist amJvayxa(c:' zweifellos richtig aus a[. ]17[ .. ]aCc: ergänzt. Ich 
habe in meinem Handexemplar auch ~vayxaac: notiert gefunden, 
glaube aber nicht, daß diese Ergänzung schon wo publiziert worden ist; 
bei PREISIGKE wenigstens steht sie nicht verzeichnet. Zu Fir. 36 
( = MITTElS, Chrest. 64) reichen über diese Ausgabe und über die Be­
richtigungsliste hinaus die einleuchtenden Ergänzungen: Z. rr xa-ra 
JJOflOJJ oder, wenn das für die Lücke zu wenig: rjör; EVJJOfJ.,W:, 
y ]c:yc:JJ1)1UEJJOJ! (sc. yaflov) und ebenso wohl auch, vvenngleich nicht die 
Lücke ganz ausfüllend ilG=wöta]aa in Z. 21. Natürlich ist anderes in­
zwischen überholt. Endlich ist von Lond. II 354, rof. (p. r64s.), einem 
sehr schlecht erhaltenen (vgl. seither PREISIGKE, Berichtigungsliste 
p. 256), aber für den Strafprozeß beachtlichen Texte in PARTSCHS 
Notizen, wie bemerkt, eine Abschrift erhalten, in der er Z. 14 [ilvcm:o­
}.vß:i]vw] und Z. 24 [ano}.v]aa,uc:vov ergänzt, zweifelnd Z. rof. 
[ .. öo J1o[ lf?OJJ{av] einsetzt. 

1 Vgl. seither zur Frage vVilcken, S. Z. 42 (1921) 124ff. 



2. Das Dogma des Synallagma im 
römischen und byzantinischen Rechte. 

Es lagen zwei Manuskripte vor, die hier zusammengefügt worden 
sind, da sie sich ergänzen. Sie stammen aus den Jahren Il)I2-I9I3; 

denn einerseits sind PETERS Generelle Aktionen benutzt, andererseits 
nicht dessen Digestcnkommentare; auch war die (~ioconcla noch 
nicht wieder aufgcfunclen (S. 44); schlieJ3licb ist S. Z . .33 (1912) zitiert 
(.\. rz6). Daß die Studien zur ='Jegotiorum gestio l zwar nicht zitiert 
werden, aber doch offenbar als Ergänzung \·orschweben, mag daran 
liegen, daß diese damals zwar noch nicht gedruckt, aber "·ohl schon 
zum Drucke vorbereitet waren. 

ERICH-lL\:\S KADL\f. 

I. Teil. 

Das Dogma des Synallagma bei den Klassikern und den 
Byzantinern. 

§ I. 

Als Hinterlassenschaft des Pandektenrechts ist un.serem modernen 
deutschen Zivilrecht und den anderen mit dem Pandektenrecht des 
19. Jahrhunderts zusammenhängenden nationalen Rechtsbildungen der 
Gedanke verblieben, daß bei dem gegenseitigen Schuldvertrage not­
wendig ein engerer Zusammenhang zwischen dem Recht auf Leistung 
und dem Recht auf die Gegenleistung besteht, als er bei den anderen 
Schuldverträgen, bei denen Recht und Gegenrecht sich gegenüber­
stehen können, vorliegt. Bei dem obligatorischen Kaufvertrag, bei der 
Miete, dem \Verkvertrag, dem Gesellschaftsvertrag und anderen in 
der modernen Rechtsentwicklung ähnlich gebildeten Geschäften sollen 
die Verpflichtungen der beiden Vertragsparteien dergestalt zusammen­
hängen, daß der eine Teil die ihm zustehende Leistung nicht erzwingen 
kann ohne Rücksicht darauf, ob er seinerseits leistet. Diese Lehre hat 
seit der Postglossatorenzeit zwei Auffassungen gefunden. Sie haben sich 
lange mit den üblichen Argumenten juristischer Scholastik bekämpft. 
Eine romanistisch-puristische Strömung, die ältere Lehre, nahm im 
Anschluß an gewisse Entscheidungen der justinianischen Quellen an, 
daß der Käufer den Lieferungsanspruch nicht geltend machen könne, 

I* 



4 Nachgelassene Schriften. 

ohne seinerseits die Behauptung in der Klage aufzustellen, daß er die 
Zahlung des Preises erbracht habe oder sie mindestens bei der gericht­
lichen Geltendmachung seines Anspruches anbiete. Es war der Rechts­
zustand der Byzantiner wie der Glossatoren, der von jeder an die Quel­
len des römischen Rechts sich bindenden Rechtslehre immer wieder 
neu begründet worden ist. Schon BARTOLUS1 lehrte: "ex contractu 
U:ltro citroque obligatorio non potest effectualiter agi, nisi ab eo, qui 
totum contractum ex parte sua impleverit." Die elegante Jurisprudenz 
wie die großen Dogmatiker unter den Humanisten 2 haben diesen Stand­
punkt verfochten, ihre Nachfolger gewannen noch im I8. Jahrhundert 
vielfach Einfluß auf die Gesetzgebung, und F. L. KELLER hat in seinem 
noch heute anerkannten Aufsatz von I86o 3 diese Lehre zur herrschenden 
für die letzten Jahrzehnte der Quellenforschung am römischen Recht 
gemacht. 

Mit praktischen Erwägungen, mit dem Gewicht der Lebenserfahrung, 
welche das Rechtsleben gab, und doch auch mit Hinweisen auf die rö­
mischen Quellen ist seit dem I4. Jahrhundert die andere Lehre ver­
teidigt worden. Nach dieser sollte beim gegenseitigen Vertrag die 
Nichterbringung der Gegenleistung nur insoweit in Betracht kommen, 
als dem Schuldner, von dem Leistung verlangt wird, die Gegenleistung 
verweigert wird. 

Die Lehre von derexceptionon secuti implementi oder non adimpleti 
contractus, die heute in § 320 BGB. das moderne deutsche Rechts­
leben beherrscht, trug dem Dogma vom Zusammenhang der beiden 
Obligationen im gegenseitigen Vertrag wenigstens dadurch Rechnung, 
daß sie dem Schuldner, der die Leistung bis zur Bewirkung der ihm ge­
bührenden Gegenleistung verweigert, in dieser Einrede ein Kampfmittel 
an die Hand gab, mit dem er die Gegenleistung erzwingen kann. Ohne 
daß der Leistung verlangende Gläubiger dem Schuldner die Einrede, 
wie sonst das allgemeine Zurückbehaltungsrecht, durch Kaution ent­
winden kann, muß er die Gegenleistung erbringen, wenn er selbst 
Leistung erzwingen will. Eine Milderung dieses starren Systems, das 
in der Leistungsweigerung wegen nicht oder nicht vollständig erbrach­
ter Gegenleistung dem Schuldner ein gefährliches Mittel zur Verschlep­
pung und Abschüttelung seiner Leistungspflicht in die Hand gibt, ist 
nur im Abs. 2 des § 320 geboten: 

"Ist von der einen Seite teilweise geleistet worden, so kann die Gegenleistung 
insoweit nicht verweigert werden, als die Verweigerung nach den Umständen, 

1 super Dig. I9, I, I3, 8. 
2 Vgl. BRISSONIUS, de verborum significatione, s. v. synallagma; CuJACIUS, 

ed. Neap. VIII, 323; DoNELLUS, Comm. de iur. civ. lib. XIII, cap. 5 (ed. 
Hanoviae I6I2, S. 635a, 68); STRUVE, syntagma iur. civ. Exerc. 24 c. I IZ. 

3 KELLER in BEKKERS U. MUTHERS Jahrb. 4 (I86o), 337ff. 
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insbesondere wegen verhältnismäßiger Geringfügigkeit des rückständigen Teiles, 
gegen Treu und Glauben verstoßen würde 4 ." 

4 Die replicatio doli, welche mit dieser Bestimmung nach dem Vorbilde der 
preußischen und der gemeinrechtlichen Praxis (für letztere vgl. A~DRk, Ein­
rede des nicht erfüllten Vertrages im heutigen gemeinen Recht, Leipzig r8go, 
S. 137ff.) dem Kläger gegeben wird, ist seither von der Praxis mannigfach nach 
auelern Richtungen erwogen worden. Insbesondere ist für die Anwendung auf 
das Sukzessivlieferungsgeschäft in der Praxis des 2. Zivilsenates des Reichsgerichts 
öfters der Gedanke hervorgetreten, der entsprechend schon bei der Behand­
lung der Leistungsweigerung des einen Teils im römischen bonae fidei iudicium 
der klassischen Zeit maßgeblich gewesen zu sein scheint: es gelte für § 320 der 
allgemeine Grundsatz, daß nicht die Vertragsverletzung des einen Vertrags­
teiles -sie möge noch so unbedeutend sein - den auelern Teil berechtige, seine 
weit gröf3crcn fälligen Leistungen zurückzuhalten, daß vielmehr schlechthin die 
Einwendung des nicht erfüllten Vertrages abzusprechen sei, wenn nur ein un­
verhältnismäßig kleiner Teil der Gegenleistung im .Rückstande ist [?]. Das nähme 
dem Schuldner allerdings die Sicherheit, die § 320 gewähren will. Gäbe aber bei 
dringendem Interesse des Gläubigers an sofortiger Lieferung die Praxis diese 
Sicherheitsleistung zur Abwenclung der Einrede des nichterfüllten Vertrages an­
heim, so widerspräche dies sicherlich auch nicht dem \V ortlaut des § 320. Denn 
der schließt ja die Sicherheitsleistung nur insoweit aus, als sie bei dem Zurück­
behaltungsrecht nach § 273 statthaft wäre: d. h. als Maßregel, die in allen Fällen 
der Einrede des nichterfüllten Vertrages geeignet ist, das Leistungsverweigerungs­
rechi zu beseitigen. - Es kann hier nicht der Ort sein, diesen Gedanken über 
die Verwertung einer replicatio doli zur Durchbrechung des bisher herrschenden 
Dogmas von der strengen gegenseitigen Abhängigkeit der Leistungen im gegen­
seitigen Vertrage allseitig fürs moderne bürgerliche Recht zu erwägen. Daß ge­
wisse praktische Bedenken gegen eine solche Schwächung des Einredeschutzes 
des Schuldners aus der Kichterfüllung des gegenseitigen Vertrages geltend ge­
macht werden können, liegt auf der Hand. Es ist sicherlich nicht ungefährlich, 
Regeln, die ihren Wert in der Einfachheit ihrer Handhabung im geschäftlichen 
Leben haben sollen, zu komplizieren. Schon nach dem jetzigen Stande der Praxis 
ist es nicht bequem, daß der Schuldner, der die Leistung wegen Kichterfüllung 
der Gegenleistung verweigern will, sich heute die Frage vorlegen muß, ob die 
Gegenleistung, <lie er erzwingen will, nicht verhältnismäßig geringfügig neben 
dem Erfüllungsinteresse des Gläubigers erscheint, das er durch seine \Veigerung 
gefährdet. Diese Frage, die für den Juristen meist einfach liegt, kann für die 
Auffassung des Geschäftsmannes so schwierig werden, daß es dem Juristen un­
möglich wird, noch vom dolus dessen zu sprechen, der eine große Leistung zur 
Erzwingung einer verhältnismäßig geringfügigen Gegenleistung einbehält. \Ver 
nur auf das \Vertverhältnis der beiden im Synallagma stehenden Leistungen ab­
stellt, kommt in Gefahr, eine Leistungsweigerung als gegen Treu und Glauben 
geschehen zu erklären, obwohl "die Umstände", etwa die Zwangslage durch 
Bindung an die Preise eines Verkäuferverbandes oder die Rücksicht auf die Kund­
schaft Dritter dem Schuldner, der die Leistung weigert, dieses Verfahren zur 
Pflicht machen können. - Soll nun auch noch die Frage, ob der Schuldner be­
rechtigt oder unberechtigt die Leistung verweigert, von Tatsachen abhängig ge­
macht werden, die in der Person des Gläubigers eintreten und für den Schuldner un­
erkennbar sein können? \Vahrscheinlich trifft dieses Bedenken nicht, denn der Gläu­
biger wird nur im Falle, wo er der Leistung dringend bedarf. bereit sein, unter Vor­
behalt zu zahlen oder Sicherheit zu leisten. - Ein anderes Bedenken könnte sich 
aus dem Verhältnis der Einrede des nichterfüllten Vertrages zum Verzug ergeben. 
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Es verlohnt sich zu fragen, woher die Anschauung uns überkam, 
daß bei dem gegenseitigen Vertrage eine solche notwendige Verkettung 
von Leistung und Gegenleistung vorliegt, die es ausschließt, daß die 
Leistung ohne Rücksicht auf die Bewirkung der Gegenleistung er­
zwungen wird. Denn gewisse Tatsachen unserer modernsten Rechts­
erfahrung könnten sehr wohl auf die Frage hinleiten, ob es sich nicht 
vielleicht bei diesem Dogma des Synallagma bei dem gegenseitigen 
Vertrage um eines jener Vorurteile handelt, mit welchen die eingewur­
zelte Lehre der Rechtswissenschaft und die Theorie moderner Gesetz­
gebung den heutigen Richter belaste 5. 

5 § 320 BGB. erweist sich im Rechtsleben als wenig praktisch. An Stelle einer 
biegsamen Regel, die es uns gestattet, den Schuldner zu schützen und doch dem 
Gläubiger eine möglichst schnelle Befriedigung seines Rechts auf Leistung zu 
sichern, haben wir heut im § 320 zunächst eine starre Vorschrift. Überall dort, 
wo ein fauler Käufer es aus irgendeinem Grunde unbequem findet zu zahlen, 
versucht er die Einrede zu begründen, daß ihm noch nicht erfüllt sei. Wer der 
Gattung nach im Kaufvertrag bestimmte Sachen zu erhalten hatte, behauptet, 
wenn der Verkäufer die Zahlung des Preises verlangt, frechweg, die Ware sei nicht 
vertragsgemäß gewesen. Es würde zu weit führen, hier die Fälle aufzuzählen, in 
denen das Dogma vom synallagmatischen Vertrage in der modernen Praxis 
Schwierigkeiten macht. Hier nur eins. Die Einrede des nichterfüllten Vertrages 
ist dort besonders drückend, wo der Gläubiger, der Erfüllung verlangt, bestreitet, 
soviel schuldig zu sein, wie der Schuldner plötzlich als Gegenleistung verlangt. 
Ein Fall: Da ist für einen Kranken durch einen Vertreter eine Bandage bestellt 
worden, die der Bandagist herzustellen hat. Der Vertreter hat keinen Preis verein­
bart, da ihm das Geschäft als bekannt solid gerühmt wurde. Als die Bandage 
abgeholt werden soll, fordert der Bandagist einen Preis, den der Besteller mit 
Recht als exorbitant ansehen kann. Der Besteller erbietet sich, Sicherheit zu 
leisten und will nur die prozessuale Entscheidung über den Betrag abwarten, 
den er als angemessenen Preis zu zahlen hat. Der Bandagist verweigert die An­
nahme der Sicherheit, verlangt sofortige Zahlung. Und er ist im Recht, weil ein 
Jurist hier keinen Zweifel haben darf, daß ein synallagmatischer Vertrag vorliegt 
und der Bandagist hier die Einrede des nicht erfüllten Vertrages nach § 320 hat. 
Auch das Grundstücksrecht kennt ähnliche Fälle, in denen die Anwendung des 
starren Dogmas des Synallagmas heute schon als unbillige Härte empfunden 
werden muß. Aus einem Grundstücksverkauf verlangt der Verkäufer, daß der 
Käufer seiner Verpflichtung, die Auflassung des Grundstücks entgegenzunehmen, 
nachkomme. Der Käufer verweigert dies, da der Verkäufer der ihm vertraglich 
obliegenden Verpflichtung, bestimmte Eintragungen in Abteilung II und III des 
Grundbuches, also über Rechte Dritter und Belastungen des Grundstücks, zu 
beseitigen, nicht nachgekommen ist, obgleich es sich um Eintragungen handelt, 
die materiell ohne Grundlage sind. Im Prozesse kann hier die Einrede unbedenk­
lich sein, etwa wenn der Käufer als Grundstücksverkäufer eine erhebliche Er­
schwerung für die Verwertung des erworbenen Grundstücks gehabt hätte (vgl. 
die Entscheidung des II. Zivilsenats v. 17. rr. rgo8 Recht rgog n. zzz). Aber 
ebenso kann die Versagung der Einrede dringendes Bedürfnis werden, wenn z. B. 
eine Löschungsbewilligung eines nach Grundbuchstand Berechtigten wegen dessen 
dauernder Abwesenheit nicht zu erzielen ist und der Verkäufer Sicherheit dafür 
anbietet, daß der Käufer keinen Schaden aus dem Bestehenbleiben des Vermerks 
haben werde. In diesen und anderen Fällen ist das juristische Dogma des Synallagma 
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Daneben verlohnt es sich, die Bedeutung der Lehre vom Synallagma 
auch für das römische Recht erneut zu durchdenken. Denn durch 
BECHMANNS grundlegende Darstellung des Kaufs nach römischem 
und gemeinem Rechte ist manche Vorstellung auf dem Wege, zu dauern­
der Geltung zu gelangen, die als unrömisch erkannt werden muß, und 
uns heute den Weg zu den praktischen Entscheidungen der großen 
Klassiker versperrt. Die Frage muß hier zunächst lauten: kennen die 
römischen Juristen die Vorstellung, daß bei dem gegenseitigen Ver­
trage zwei Verpflichtungen im Austauschverhältnis zueinander stehen, 
dergestalt, daß die Erzwingung der einen im funktionellen Synallagma 
mit der Gegenleistung verbunden ist? -Die herrschende Lehre sieht 
diese Vorstellung heut in der ultro citroque obligatio, die bei Kauf, 
Miete, Gesellschaftsvertrag als avvaAAayfla aufgefaßt zu sein scheint. 
Was bedeutet für den römischen Klassiker diese Denkform? 

§ 2. 

Bis in die modernste deutsche Literatur hinein ist der Gedanke 
vertreten, daß die Römer von jeher ebenso mit dem Dogma der gegen­
seitigen Abhängigkeit der beiden Ansprüche aus dem gegenseitigen 
Vertrage gearbeitet hätten wie wir selbst im rg. Jahrhundert. Das 
avva).J.ayfla bedeute für die römischen Quellen die funktionelle Ab­
hängigkeit der beiden Leistungen. Und das älteste römische Kauf­
geschäft in Gestalt des Konsensualvertrages mag sich mancher nicht 
vorstellen ohne dieses Synallagma der beiden Leistungen, das dem 
Verkäufer erst dann den Anspruch auf Preiszahlung gewährt, wenn 
er die Lieferung vollzogen oder mindestens angeboten hat. Es ist herr­
schende Lehre, daß die Römer selbst mit dem griechischen Worte 
avva).J.ayfla diesen Gedanken verbanden 6 . Man versucht manchmal eine 

drückend, und es muß auf dem Boden des modernen Gesetzbuchs ein besserer 
\Veg gefunden werden. Das ist auch m. E. möglich, und die moderne Praxis 
bietet bei näherer Untersuchung schon gewisse Ansätze. an welche ein praktischer 
Lösungsversuch anknüpfen kann. Jeder Versuch, den § 320 so auszulegen, daß er 
keine Schwierigkeiten für die Lösung macht, muß aber notwendig an dem ganzen 
Dogma des Synallagma rütteln. Damit ist aber für eine vorsichtige Jurisprudenz 
die geschichtliche Fragestellung wichtig: wie sind wir eigentlich geschichtlich 
auf diese Vorstellung vom gegenseitigen Vertrage gekommen? Daneben werden 
wir die andere Frage stellen: wie haben denn die Rechte, auf Grund von deren 
Praxis wir zu unserem Dogma vom Synallagma gekommen sind, den praktischen 
Fall behandelt, um den es sich bei der sog. Einrede des nichterfüllten Vertrages 
handelt? Beide Fragen sind zunächst nach römischem Recht zu erledigen. Denn 
aus den Quellen des römischen Rechts hat sich das ganze Dogma vom Synallagma 
gebildet, und andererseits haben praktische Entscheidungen des römischen Obli­
gationenrechts unseren heutigen Rechtszustand mitbestimmt. 

6 GrRARD, Manuel5 439, 534· KNIEP, Praescriptio und pactum 68ff, 83. 
FERRINI, Pandette2 n. 521, p. 656. 
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Übersetzung des avv6JJ.ayp,a und übersetzt es falsch mit "Austausch". 
Gegenüber dieser Anschauung wird man sich jedoch bewußt sein, 
daß die ältere Rechtslehre, die großen Humanisten (die wirklich Grie­
chisch konnten) mit einbegriffen, von der besonderen Beziehung des 
av)J(]J.Aayp,a. oder der ultro citroque obligatio auf die gegenseitigen Ver­
träge nichts gewußt haben. Bmssmaus7 definiert: v. synallagma: 
"Graecis negotium gestum et ultro citroque obligationem". Und die 
ultro citroque obligatio bezieht sich hier nicht auf die gegenseitigen 
Verträge, sondern auf die Kategorie der obligationes bilaterales. Es 
sieht so aus, als wäre die ganze Kategorie der contractus bilaterales 
nur als Übersetzung des avva}J.u.yp,a in D. so. r6. 19 entstanden. Alle 
zweiseitigen Verträge gehören hierher, auch die Sachleihe, die Ver­
wahrung, das Mandat, der contractus pignoraticius. Während die 
Glosse noch in genauem Anschluß an den Text von D. so. r6. 19 als 
"eigentliche contractus" (proprii contractus8) nur die emptio yenditio, 
locatio conductio, societas aufzählt, hat CUIACIUS dieselbe Lehre, wie 
schon die Byzantiner unter J USTINIAX9 : "contractus sunt qui ut Graeci 
loquuntur sunt MnAEV(!OV, id est qui ex utraque parte, ex utroque 
laterc obligant, qui et avva},Aay,uu.Ta dicuntur, e quibus mutuales 
obligationes ultro citroque nascuntur, ut emptio venditio, locatio 
conductio, societas, mandatum, depositum." Dabei findet der Gedanke 
an eine besondere Kategorie der gegenseitigen Verträge keinen Anhalt. 
Die Römer wußten nichts vom avv6.Uayp,a als einer Bezeichnung des 
gegenseitigen Vertrags. Ja, sie kannten gar nicht die besondere Denkform 
des gegenseitigen Vertrages, soweit das Material bei JusTIXIAX ur­
teilen läßt. Denn ultro citroque obligatio heißt nicht der gegenseitige 
Schuldvertrag. 

Den klassischen römischen Juristen lag es fern, mit dem griechischen 
\Vort avva}.J.ayp,a einen anderen Begriff als den des Vertrages zu ver­
binden. Diese von PERNICE schon gemachte Feststellung10, die aller­
dings vielmehr an die griechische Wortbedeutung als an die römische 
Jurisprudenz anknüpft, muß heute erneut besprochen werden, nicht 
nur weil sie erst als richtig zu erweisen ist und die modernste Literatur 

7 De verborum significationc v. synallagma. 
8 Vgl. BARTOLUS acJ. Dig. 50. 16. 19. 
9 CurAcrus ed. N eap. VII I 323. Für die Byzantiner vgl. unten § 3. In der moder­

nen Rechtslehre wirkt dieser Begriff noch in Frankreich nach. Die von der fran­
zösischen eleganten Jurisprudenz und von der romanistischen Forschung in 
deutscher Sprache gebildeten französischen Romanisten kennen die "contrats 
synallagmatiques parfaits" (d. h. die gegenseitigen Verträge) und "synallagma­
tiques imparfaits" (die unvollkommen zweiseitigen Verträge), vgl. GrRARD, '\la­
nuel5 534· 

10 SZ. 9 (1888), 249. Aber im Widerspruch dazu der Text S. 252, 25.5!. 
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hier immer noch zum \Viderspruch herausfordert 11, sondern auch weil 
neuerdings eine kühne Hypothese 12 auftritt, daß vielleicht die Klassiker 
nicht einmal das Wort avvaAAayp.a in ihren juristischen Darstellungen 
an den Stellen verwendet hätten, an denen es in der Fragmenten­
sammlung der Digesten erscheint. 

Zunächst die Stelle aus ULPIAXS Referat über LABEOS Definition 
des actum contractum gestum in den prätorisehen Restitutionsedikten 
D. so. r6. rg. Daß die Stelle zu einem bestimmten Edikt gehöre, ist 
nicht erweislich 13 . In Betracht kommen könnte ja das Edikt über die 
actio quod metus causa, die actio de dolo, das Restitutionsedikt für 
den Minderjährigen, das Edikt de capite minutis. Nirgends stehen, 
soweit die Überlieferung erkennen läßt, die drei Begriffe actum con­
tractum gestum im julianischen Edikte zusammen. Aber sie kommen 
alle bei den einzelnen Ediktstiteln vor. Vielleicht war es eine allgemeine 
Erläuterung LABEOS zum Begriff der Rechtsgeschäfte, welche hier 
im Edikt bei den einzelnen Restitutionsverheißungen in Betracht 
kamen 14. - Es verlohnt sich nicht, darüber Erwägungen anzustellen, 
da ja gar nicht sicher ist, daß LABEO nur die überlieferten Ediktstexte 
vorfand 14, und andererseits, daß er die Erläuterung bei demselben 
Edikte gab wie ULPIA~·!. D. so. r6. rg: 

LiLPIANDS libro undecimo acl eclictum. LABEO libro primo <acl edictum) 15· 

praetoris urbani definit, qnocl 16 quaedam "agantnr", quaeclam "gerantur", 
quaeclam "contrahantnr": et actum quidem generale verbmn esse, siYe verbis 
sive re (siYe litteris) 17 quid agatur, [ut in stipulatione Yel nmneratione ?] 18 ; 

contractum autem ultro citroque [obligationem] <aut verbis quibuscumque aut 
per scriptnram aut per rnentium consensu factum,) quocl Graeci avv6.:Uay11a 

11 Vgl. HAYMANN, Schenkung unter Auflage, S. g; ÜERTMANN, Entgeltliche 
Rechtsgeschäfte, München 1912, S. 6. 

12 BESELER, Beiträge zur Kritik der römischen Rechtsquellen, 2, 158. 
13 JACOBUS LABITTUS bei Ct:IAcrus, acl Tit. cle rninor. XXV <mnis (ed. Neap. 

I 992) zog sie zum Edikt über die Restitution des minor; LEKEL, Ed. 2 108 n. 4 
zum Edikt quod metus causa CCLP. 372); MrTTEIS, Röm. Priv. Recht I, 145 
äußert keine Meinung über die Veranlassung der LABEoschen Erörterung. 

14 CICERO hat das gessit contraxit als feste Verbindung, während in den 
überlieferten Restitutionsedikten julianischer Redaktion die beiden \Vorte nicht 
zusammenstehen, vgl. CICERO pro Rab. Post. 2, 4: multa gessit multa contraxit. 
pro Quinct. 3, I I: quemadmoclum res gesta et contracta sit ... 

15 ins. MoM"-'!SEN. 
16 "definire quod" findet sich nur hier beim juristischen Klassiker "in dem 

Sinne erklären, daß etwas sei". BAs. 2, z, I7 übersetzt 6g{~crat, Ört. Hätte der 
Klassiker sagen wollen: LABEO definiert die Tatsache, daß gewisse Handlungen 
aguntur, so wäre der Indikativ das Korrekte. 

17 Der Literalkontrakt hat doch bei den "acta" in der Aufzählung des 
LABEO nicht gefehlt. 

18 ut in - numeratione ist vielleicht verdächtig, da für den Klassiker die 
numeratio kein technischer Ausdruck für ein Geschäft ist. 
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vocant, vcluti emptionem venditionem, locationem conductionem, socictatem: 
geshnn rern significare sine verbis factan1. 

In der Stelle ist TIUBONIANS Hand unverkennbar 19. Schon daß die 
Aufzählung agantur gcrantur contrahantur nicht die Reihenfolge der 
Begriffserklärungen bestimmt, während gestum contractum für LABEO 

und sichtlich auch für seine Zeit 20 die feste Reihenfolge der Begriffe 
war, ist seltsam. \Vährend man für die Definitionen des gestum und 
des actum über die Feststellung kaum hinauskommen wird, daß sie 
wahrscheinlich stark verändert sind 21 , kann man m. E. mehr für die 
Erklärung des contractum erkennen. \Vahrscheinlich ist das Wort 
obligationem interpoliert. Man beachte den Satzbau: actum ... generale 
verbum esse ...... gestum rem significare ... factam. Zwischen den 
Definitionen steht seltsam das Mittelstück "contractum autem ultro 
citroque obligationem"; statt der \Vorterklärung wird ein angebliches 
Charakteristikum des Kontraktbegriffes hervorgehoben, und gramma­
tisch geschieht das in wenig korrekter Weise, indem das V er bum 
wohl aus dem folgenden zu ergänzen ist. Ursprünglich ging hier eben 
vielleicht das "gestum rem significare ... " voraus! --

Schlimm ist der sprachliche und sachliche Anstand bei dem ultro 
citroque obligationem. < lJ s!; E%aTEf20V 8J.ox1 übersetzte J USTINIANS 

Zeitgenosse DoROTHEus 22 und aus der Übersetzung klingt dieselbe 

19 Ältere Versuche zur Kritik scheinen nach Ausweis des Leipziger Index 
nicht vorzuliegen (PETERs). 

20 s. Anm. 14. 
21 Die Beispiele cles acturn, das sich doch wohl auf die actus legitimi bezog, 

sind justinianisch (vgl. oben Anm. I8). Gestmn ist für den Klassiker sicher nicht 
ein Begriff, der neben den acta (Geschäften mit ziviler Form wie mancipatio, 
in iure cessio, stipulatio, sponsio, acceptilatio, Litcralkontrakt, litiscontesta­
tio usw.) und dem contractum als dritte Gruppe stand, sondern das gestum ist 
anscheinend ein weiterer Begriff, in dem die Kontrakte mitbegriffen sind. Das 
ist schon für das ältere Ediktsrecht klar, wo das gerere sowohl auf Grund des 
Kontrakts wie auf Grund der Tutel vorliegen kann, vgl. frag. Atestin. lin. I f. 
Im julianischen Ediktstext sind dafür beweisend: die Kommentare zum Edik­
tum dc negotiis gestis; das eclictum de eo quod rnetus causa gestum erit und dazu 
D. 4, 2, 9, 2. 3· 4· 5 im Kommentar. Mit aller Deutlicbkeit steht im Kommentar 
de minor. ULP. I I ad ecl. "gestum sie accipimus qualiterqnaliter sive contractus 
(Haloancler scr. contractum) sit sive quicl alincl contigit" (D. 4· 4· 7 pr.). Dazu 
fr. 7, I. 3· 4· 5· 7· [m Edikt zur a 0 de peculio selbst steht; "quocl cum eo qui in 
alterins potestate esset, negotiurn gestum erit"; denn Pekuliarklagen sind auch 
andere als Kontraktsklagen, wie die condictio furtiva, die actio rerum amota­
rum, die actio subsidiaria gegen den Munizipalmagistrat. Aber im Edikt gegen 
den cmancipatus sive exhereclatus ist als Tatbestand der actio de pcculio in id 
quod facere potest eben nur die Kontraktsklage genannt, und schon die Anwen­
dung auf den Prozeßvertrag durch litiscontestatio erscheint hier als eine Ent­
scheidung aus der Analogie, die nur von der Jurisprudenz gefunden wird (D. 
I+ 5· 5 pr. Paul. XXX acl ed.: actio ... danda est !). 

22 Bas. 2, 2, I7 (cf. HEIMBACH im Manuale). 
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grammatische Denkform, die den lateinischen Text formulierte. Soweit 
der Thesaurus urteilen läßt, ist es das einzige Mal in der lateinischen 
Literatur, daß hier ultra citroque als adjektivi:'ches Attribut mit einem 
Substantiv verbunden wird, ohne daß eine Partizipialform die Ad­
verhialpronomina an das ::\omen anknüpfte. Es bedurfte des Vor­
urteils eines halben Jahrtausends, wenn man diese sprachliche Härte 
ungerügt hinnahm und "die gegenseitige Obligation" übersetzte. Sach­
lich ist es ausgeschlossen, daß LABEO das griechische Wort avv6JJ.ayfku 
mit dem ultro citroque obligatio übersetzt haben sollte. Der Mann, 
der als einer der Besten seiner Zeit natürlich korrektes Griechisch 
konnte (vgl. D. so. r6. 5. r) kann nicht verkannt haben, daß die Grie­
chen jeden Vertrag (JVV(H},ay,ua nannten' bei dem sie die vVillenseini­
gung als perfiziercndes Moment betonten: jeder Darlehensvertrag heißt 
wegen der Klauseln über die Verzugsfolgen und die Haftungsgestaltung 
avva}).11yfux 23 , und wo der Vertrag nicht durch die dispositive Urkunde 
zustande kommt, sondern durch bloße mündliche Erklärung von bei­
den Seiten, wird der Terminus avv6)J.a/;t; oder avva}),aYf.w manchmal 
verwendet, um zu unterstreichen, daß hier nur die Vv'illenserklärungen, 
nicht die Vollziehung der Urkunde die Verpflichtung begründeten 24• 

"" Darleben als avvaJ).ayrw: Dem. or. 33, 12. T\'ikareta-1Jrkunden, Mabnungs­
urkunden, DARESTE, I-IAUSSOLCLLIER, REINACH, lnscr. iur. gr. I, 280, 1. 65, 69, 75· 
Crkumlen über avvotxta116c; (?) von TEOS nnd LEBEDGS (303 a. C.). Ditt. Syll." 
177 [ 3 344], r. 32, 35· Inschr. von lstropolis (römische Zeit). Ditt. Syll. 2 325 [ 3 7oS], 
I I> f. Inschr. VOll Priene (ed. HILLER VON GAERTRINGEN) I 11 (Anf. cl. I. j ahrh. 
a. C.) 205, zoS. In der Inschrift von Gytheum (r. Jahrh. a. C.) Diit. SylJ.2 330 
[3 74:S] tritt deutlich hervor, daß dabei avvaJ.A.ay11a sich nicht auf die res beim 
Darlehen, sondern, wie natürlich, anf clie Verabredungen über Rückzahlungstermin 
und Zinspflicht bezieht (l. 34 f.): "xai 1!1JOEvoc; U.Uov {}c},6vToc; avvaUa~et, ioavetaav 
Q[.1.lV OgauuJ.c; TBT(!aXW';{tAtac; OWXoO{ac; avvaJ.AayflaToc; T6xov TI'X(!aO(!aXflWLOV". 
Daher steht auch <las uvvx}),arTstv im cphesischen Gesetz (a 0 85 a. C.), Ditt. 
Syll. 2 320 [ 3 742], 1. 55, neben dem oavst?;,etv, wie cler Ausdruck, der die anderen 
Verpflichtungsverträge begreift, neben der Erwähnung des Darlehens. Als Dar­
lehensvertrag steht das avvaA}.ayfl.a auch bei DIOKYSIOS Hal. (). 22. 2; 24. I. Aus 
den Papyri: P. REINACH 8, 7 (a 0 II3/II2 a. C.), 19, r6 (roSa. C.), 31, 8 (109 a. C.). 
GRENF. Il, 22, ro (a 0 rro a. C.), 26, 9 (a 0 103 a. C.) und viele andere. 

2 ~ Die älteste Quelle, in der diese Bedeutung von avvaAAayfl.a als des münd­
lich geschlossenen Vertrags hervortritt, ist das Gesetz von GoRTYN (5. Jahrh. a. C.) 
Jnscr. iur. gr. I, 384 col lX, l. 43ff.: Ar Ti~ xa n~gaa(t avvaJ.)[Aax](al)t, 
ij s;, m]g)[a]v (sm)fJivn fl~ dnor'ltowt, al JlEV x' dnonwviwvrt flalrvgsc; 
~(ß)iovrcc; TW exaroVOTaT~(!W xai nJ.tovs~ T(!Üc;. TW f1dovoc; flb:T' ic; TO 
oexaOTaT1J(!OV o[v]o, TW w:iovo(~) (li)v (c;), Otxaoob:w nog[T]t Ta dnonw[v]t6f1Sl•a. 
Ich übersetze: \Venn jemand auf libcrseeische l: nternehrn ung Vertrag schlol.\ oder 
demjenigen, der auf Übersec Einlage gibt, nicht zahlt, so soll man, wenn mündige 
Zeugen aussagen - für 100 Stateren und mehr \oVcrt 3, für weniger bis ro Sta­
teren 2, für noch weniger einen - nach cler Aussage das Urteil sprechen ... Es 
handelt sich um die Gesellschaftsunternehmung über See und wohl das See­
darlehen. Hier erwächst die Verpflichtung aus dem avva},AaTTEtV, dem münd­
lichen Vertrage, nicht aus der Haftung wegen Empfanges. 
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Es verlohnt sich nicht, darauf hinzuweisen, welche rechtsgeschicht­
lichen Schwierigkeiten dadurch entstehen, daß LABEO eine ultro citro­
que obligatio nur in den aufgezählten Fällen gefunden haben soll, 
während GAms (3, 137) dasselbe für das rnandaturn sagt. Nur darauf 
sei hingewiesen, wie bei den Klassikern der Gedanke formuliert ist: "in 
his contractibus", d. h. bei den Konsensualkontrakten, "alter alteri obli-

ln der attischen und attizistischen Literatursprache steht entsprcchencl 
avvaAAayfla auch gerade an Stellen, an denen die vYillcnserklärung die Verpflichtung 
begründet, nicht der Empfang einer Sache oder Summe oder clie dispositi\·e 
Urkunde: so bei Dm\IOSTHE~Es or. 30, 2r. Vgl. auch clas df16.gTvgov avv6.A).ay,ua 
bei Dw~Ys. Hal. 2, 75· 

Es verwundert uns daher nicht, wenn in den Ptolemäerpapyri gerade dort, 
wo nur die mündliche Vereinbarung die Verpflichtung begründet, der Vertrag 
nicht avyygarplj, sondern avv6.Ua~t<; heißt: bei der Pacht des Königsbauern von 
der Domäne wird nicht eine Urkunde aufgenommen, sondern der Konsensus 
zwischen der Verwaltung und dem Bauern in den amtlichen Akten vermerkt. 
Vgl. l{osTOWZEW, Kolonat 53 A. I. vYILCKE:N, Chrestomathie cler Papyrusurkunden, 
Grundzüge S. 275. Und zu avvriA}.a~u; P. TEE. I, 6 l. 32. In den Papyri ist im 
übrigen sehr häufig, daß die griechische oder ägyptische Urkunde avvriAAa~t; 
oder avvriAAaY!W heißt, so daß clie spezifische Beziehung des avva},AriTTE!V auf 
den mündlich geschlossenen Vertrag im allgerneinen nicht mehr erkannt werden 
kann. L:vv6.}Jayf1a ist eben der allgemeine Begriff für den Vertrag, avyyarpj nur 
der 0!ame für den Notariatsakt. 

Gegen diese Darstellung wende man nicht ein, daß avvri}),aypa clocb auch im 
hellenistischen Recht anderes als den Vertrag bedeuten könne. Wer die bekannte 
Stelle bei ARISTOTEL:ES, Eth. Nikorn. 5 p. 1131 a l. 3ff. beim vVort nimmt, könnte 
meinen, schon die griechische Philosophie habe unter avvriUayfw einen Begriff 
verstanden, der alle Haftung aus Schuldrecht umfaßt ähnlich dem römischen Be­
griff obligatio: "TWV Yel(! avvaAAayf16.Twv Tel flEV bwvatri EC!Tt Tel o' dxovrna, ixovaw 
flEV Tel Tot6.Ös olov :n:giiau; WV~ oavstapo~ ßyyvrj X(!fiat~ nagaxaTm'Jijxrj fl[afJwat~ (exov­
aw r5i AEYC:Tat, OTt 1] dex~ TWV avva}).ayf16.Twv TOVTWV ixovawc;)' TWV o' dxova[wv Tel 
ftSV Aa&gala, olov XADn~ potxda rpagpaxda :n:goaywyeia oov},anada oo).ocrov[a 
1jJC:VODf1UTV(}ia, Tel OE ßiaw, olov aix{a Ösaf1oc; fJ6.vaTo; agnay~ :n:IJewatc; XU.XrJYO(!LU 
ngon'YjAfl%LC!f10c;." Aber hier handelt es sich nicht um eine Begriffsbildung für die 
Forderungsrechte (verkannt beiM. VmGT, Jusnaturale r, nRff., R. LöNI:NG, Zu­
rechnungslehre I, 137, PERK1CE, SZ. 9 (r888) 249, HIRZEL, Themis, Dike und Ver­
wandtes 191, 3). Sonelern aus dem vVort avv6.AAfl?Jfla, der Vertrag, hat sich cler Be­
griff des Verkehrs, der Lebensbeziehung entwickelt. Das ist ja für ARISTOTELES klar, 
dadurch, daß er den Schuldvertrag dex~ TWV avvai,AayrtriTcov nennt und daß er bei 
der Aufzählung der Delikte nicht Ansprüche, sondern Straftaten bringt. Das heißt 
es, wenn schon DEMOSTHE:NES or. 24, 213 das Geld als einen Wertmaßstab für die 
Z&a avvaAJ.6.yf1aTa der Bürger bezeichnet, wenn ATHE::-1. XII, 546 c. 65 (ed. KEmEL) 
von den Gesetzen über die avvaA).riyrwTa, d. h. für den gesamten Rechtsverkehr 
der Bürger spricht. Die Glossen erläutern das avvriUayfla daher auch als commer­
ciurn (Corp. gloss. lat. 2, 244 s. v. avv6.Uay1w; Gloss. Labb. s. v. cornmercium; 
cf. VorGT, a. a. 0. 4, 196ff.). Es handelt sich hier um einen literarischen Begriff 
der Philosophen, der wohl schon aus der Sophistik stammt. Denn schon der Mathe­
matiker ARCHYTAS (5-/4· Jahrh. a. C.) kennt den Begriff avvaAA6.yf1aTa in diesem 
Sinne. Vgl. DIELS, Fragm. d. Vorsokratiker2 S.z6z [ 4Bcl. I, S. 336], wo DmLs unter 
dem Einfluß der juristischen Bedeutung des vVortes unsc]).arf von "sozialen Ver­
pflichtungen" spricht. 
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gatur de eo quod alterum alteri ex bono et aequo praestare oportet" 24a. 
Jedenfalls ist schon durch den sprachlichen Aufbau sicher, daß das 
Wort obligatio hier dem LABEO nicht aus der Feder geflossen sein kann. 
actum - contractum - gestum, alle drei Begriffe setzen voraus, daß 
das contractum durch ein \Vort erklärt war, an welches sich das "quod 
Graeci avv6.}).aypa vocant" anschließen konnte. Dieses \Vort aber kann 
nicht obligatio sein. Die Verbindung "contractum autem ultro citroque 
obligationem" ist doch wohl anstößig. Daß hier die Byzantiner die 
Hand im Spiele haben, sah schon BESELER25 . Aber sein Vorschlag, "quod­
vocant" als Glossem der Leute des 5. Jahrhunderts oder der Kompila­
toren zu streichen, ist kaum durchdacht. Denn einmal fällt die ultro 
citroque obligatio damit nicht. Ferner erklärt der Vorschlag auch sach­
lich nichts. Hätten die Späteren oder JusTINIANS Helfer das "quod­
vocant" eingesetzt, so müßte wenigstens hervortreten, daß die byzanti­
nische Schultheorie gerade die gegenseitigen Verträge als avva)).6.ypara 
ansprach. Aber das ist nicht der Fall. Ein erdrückendes Material zeigt, 
daß für die Kompilatoren awa}),aypa jeden Vertrag bedeuten kann: 
auch das Darlehen, das Depositum, die Leihe, den contractus pignora­
ticius, ja die Stipulation25 a. Die attizistische Sprache der byzantinischen 
Literatur versteht darunter mit besonderer Vorliebe den Ehevertrag 26 . 

Also späte Glosse kann das "quod-vocant" nicht sein; denn solche 
Glosseme geben doch mindestens einen Gedanken wieder, welcher dem 
Zeitalter ihres Verfassers vertraut ist. Ich meine, das Sätzchen "quod­
vocant" ist echt und nur obligationem i:;t an einer Stelle eingesetzt, wo 
der Klassiker den Begriff contractus anders definierte. Aus dem ultro 
citroque und dem Begriff avv6.V.aypa ergibt sich zwingend, was im 
klassischen Text stand: "contractum autem ultro citroque aut verbis 
quibuscumque aut per scripturam aut per nuntium consensu factum, quod 
Graeci avvaJ),aypa vocant". Das ultro citroque ist gerade bei den Schrift­
stellern der ciceronischen und augusteischen Zeit der übliche Ausdruck 
zur Bezeichnung des Austausches von Willensäußerungen 27 • Dafür daß 

24a Gai Irrst. 3, I37· 2 5 Vgl. oben Anm. I2. 

" 5a Für das Darlehen vgl. THEOPHIL. 3. 20, 3 und viele Stellen aus ] USTIKIANs 
Novellen, z. B. Nov. I36 passim. Für das Depositum, Commodatum, das :\landat 
vgl. das neue, vielleicht auf THEOPHILOS zurückgehende Fragment des Indice 
di Digesto, der kurze Zeit nach der Kodifikation die Stelle D. 2, I4, 7, 2 para­
phrasierte, Pap. Soc. Ital. 55, Bull. 24 (I9II) p. I94 fr. b, recto l. 44ff., so wie 
andererseits die Stephanusscholien zu derselben Stelle, ad. Bas. I I, I, 7 (HEIM­
BACH I, 559), vgl. auch schal. Enantioph. (7. ] ahd. p. C.) ad Bas. I3, I, r. Für 
den contractus pignoraticius den Dorotheus-Index schol. ad. Bas. Go, 12, 6r (HEIM­
BACH 5, .)I3). Für die Stipulation: schal. ad Bas. 4I, 7. 2, 3 (HEIMBACH 4. 167). 

" 6 HESYCH!l Alexandrini lexicon s. v. avv6.i.J.ayp.a 
27 CAESAR bell. Gall. I, 42, 4: ultro citroque cum legati inter eos mitterentur; 

d. bell. civ. I, 70, 4; Hisp. 22, 3; quarum responsis ultro citroque acccptis et 
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einfach die Erklärung des contractum als des Konsensualkontraktes 
an der Stelle stand, spricht auch eine interessante Wiedergabe der­
selben Ulpianstelle im Schol. Aaßswv oefCs-rw, das offenbar ins 
6. Jahrhundert 28 gehört und sehr wohl auf die vorjustinianische Schul­
doktrin zurückgehen kann, indem die Späteren es, wie so vieles, kritik­
los übernahmen. Da heißt es in der Paraphrase (HEIMBACH 1,63) "a)).a 
IJ8 f.{J'fjat avva}),aaca{}al, wr; ÖTC OVO TlVEc; 'lt[!O.alV ua{ ayogaa{av SU XOlVijc; 
agcaxsiar; avvsaT'fjaav," Nichts von der ultro citroque obligatio, da­
gegen ist der Consensus des Konsensnaivertrages erwähnt. Das deutet 
gerade auf den Text, den wir aus anderem Grunde vermuten dürfen. 
Statt auf die seltsame ultro citroque obligatio ist es hier auf den Con­
sensus abgestellt. Es entspricht ferner der üblichen Beschreibung der 
Juristen bei den Konsensualkontrakten, wenn wir annehmen, daß 
die Freiheit der Parteien in der Wahl der Erklärungsmittel betont war 29 : 

ist es nur ein Zufall, daß die acta als verbis vel re acta erklärt werden, 
das gestum als rem sine verbis factam? Im Mittelgliede des justi­
nianischen Textes muß doch dann wohl ergänzt werden: contractum 
autem ultro citroque verbis quibuscttmqtte 30 ••• consensu factum. Stand 
dieser Text bei ULPIAN, so ist auch klar, warum interpoliert werden 
mußte 31 : seit auch die stipulatio verbis quibuscumque geschlossen 
werden konnte, fiel ja der Gegensatz, in welchem die klassische Form 
der Erklärung bei dem Konsensualkontrakt zum Stipulationsrecht ge­
standen hatte. Es wäre derselbe Grund, der für den Text Inst. 3, 22, I 

die Erwähnung der verba im Gaiustext für die Byzantiner unbrauchbar 
machte. Ganz ähnlich würde es stehen, wenn im Urtext die Möglichkeit 
erwähnt war, die emptio venditio auch per scripturam abzuschließen. 
Denn JusTINIAN scheidet ja eben die emptio per scripturam facta von 
dem klassischen Konsensnaivertrag der emptio venditio32. Wenn man 

relatis. Liv. 29, 23, 5: data ultra citroque fide. Liv. 5, 8, 6. 37, 35, 2. FRo~TO 
p. 194, 7 N: post ista ultro citroque a rne rogata atque responsa. Bei LABEO deutet 
das ultra citro dare accipere in der Definition der Abrechnung (D. 2, 13, 6, 3) 
auf denselben Sprachgebrauch. Es ist sicher kein Zufall, daß dieses "Hin und Her" 
bei dem Austausch der Erklärungen gerade bei dem griechischen Begriff uvv6).Aaypa 
uralt ist. Vgl. schon Soph. Ai. 731: ,).1jyet 15' let' i5eapovua Tov neouwnl.Tro dvi5ewv 
yee6VTwv lv !;vvaÄAayfj .lc6ywv". 

28 Wegen des Anknüpfens an den lateinischen Juristennarnen. 
29 Vgl. Dig. r8. r, r, 2; rg, 2, r; G.uus 3, 136. 
30 Vgl. GArus 3, 136; verbo quocumque heißt es im Klassikertext beim Mandat 

D. I7, I, r, 2. Daß gerade dieser Ausdruck technisch für die an Formen nicht 
gebundene Erklärung bei dem klassischen Konsensnaivertrage ist, folgt aus der 
Art, wie die Konstitution LEos Cod. 8, 37 (38), ro über die Befreiung der stipu­
latio vorn Verbalzwang gerade mit dem Begriff operiert, vgl. auch Irrst. 3, 15 , r. 
Ferner aus den Scholien aus guter Zeit und den byzantinischen Kornmen­
taren (Theophil. ad Irrst. I. c. schal. Bas. 14, I, r. schal. 2, 3 (HEIMBACH, 2, 66. 67). 

31 Vgl. hierzu auch unten S. 22ff. 32 Irrst. 3, 23, pr. 
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im Titel de contrahenda emptione die Erwähnung des Konsensual­
vertrages, der per scripturam geschlossen werden konnte, sorgsam ver­
mied, und sogar einen deutlichen Hinweis darauf, daß die Vorschriften 
des Konsensnaivertrages nur für die emptio sine scriptis habita galten, 
interpoliertea 3, so konnte man eine Erwähnung des klassischen Rechts 
der emptio venditio unmöglich stehen lassen. Aher bezüglich des Aus­
drucks per scripturam bleibt die klassische Fassung ganz ungewiß, da, 
wenn etwa der Abschluß im Briefwechsel (litteris) erwähnt war, kein 
Anstoß für die Byzantiner vorlaga 4 . 

So ist die Stelle D. 50, r6, rg mit ihrer Interpolation des Wortes 
"obligationem" jedenfalls ungeeignet, als Beweis dafür zu dienen, 
daß die Klassiker mit dem Wort avvaV.ayfhu. den Begriff verbunden 
hätten, daß bei gewissen Kontrakten zwei Obligationen im Gegen­
seitigkeitsverhältnis zueinander stehen. 

Schon nach dem \Vortlaut und dem juristischen Zusammenhang 
ist es unmöglich, die einzige andere Stelle, an welcher das avvr.J.},Jayfha 
bei den Klassikern vorkommt, zur Lehre von der Gegenseitigkeit der 
obligatio bei dem synallagmatischen Vertrage zu verwenden, D. 2, 

14, 7• 2. (ULPL\X 1., 4 ad ed.): 

Sed et si in alium contractum res non transeat, subsit tarnen causa, eleganter 
Aristo Celso respondit esse obligationem. ut puta dedi tibi rem ut mihi aliam 
dares, dedi ut aliq uid facias: hoc uvv6.}..},ay,ua esse et hinc nasci civilem obliga­
tionem. et ideo puto recte J ulianum a ::VIauriciano reprehensum in hoc: dedi tibi 
Stich um, ut Pamphilum manumittas: manumisisti: cvictus est Stichus. Julianus 
scribit in factum actionem a praetore dandam: ille ait civilem incerti actionem, 
id est praescriptis verbis sufficere: esse enim contractum, quod Aristo avvr!).An)!tJa 
dicit, undc haec nascitur actio. 

Auch in dieser Stelle bedeutet das avva'AJ,ayfhu. nichts anderes als 
den Vertrag durch übereinstimmende Erklärungen. Es ist die berühmte 
Stelle, welche die Entwicklung des Schutzes des Innominatkontraktes 
bei den älteren Klassikern behandelt 35• 

Wenn die getroffene Vereinbarung nicht unter die zivilen Kontrakt­
kategorien fiel, sprach CELSUS nicht von Haftung aus Vertrag und wollte 

33 D. I8, I, 2,1: [sine scriptis habitam] Trib.; CurAcrus [ed. Neap.] r, 395 E. 
KRüGER Dig. ad hunc locum. 

34 Diese sehen in der emptio per scripturam facta den Notariatsakt, der unter 
die Vorschriften Cod. 4, 2I, I7 fällt, vgl. Inst. 3, 23, I. Aber an der emptio ven­
ditio durch Briefwechsel nehmen sie für die Anwendung des klassischen Rechts 
des Konsensnaivertrages keinen Anstoß, vgl. D. I8, I, r, 2. 

35 KKIEP, Praescriptio und Factum, S. 67ff. PER::-.IICE, SZ 9 (r888) 248ff.; 
GJRARD, Manne!: s89; NABER, Mnemosyne 22 (I89s). Szff.; PEROZZI, Le obbli­
gazioni romane, Bologna, I903, p. 125ff.; Istituzioni 2, 28I n. I [2. Auf!. 2, 353 f.]; 
At:DIBERT, Melanges Gerardin, 2Iff., 23; BEsELER, Beitr. 2, ISS; cf. noch PERozzr, 
Studi Schupfer, I, Iff.; LoNGo, St. Senesi Moriani r, 195ff.; PERNICE, SZ 9 
(r888) 249. 
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für das ob causum datumwohl nur die Rückforderung durch condictio 
zulassen 36 . Ihm soll ARISTO die Entscheidung entgegengestellt haben: 
solange eine causa vorliege, bestehe obligatio (esse obligationem); 
wenn A dem Beine Sache gibt, um von diesem eine andere zu erhalten, 
so sei dies ein avva)).ay~ota. Hier die Einschiebung des avva}J.aytta an­
zunehmen, hat keinen Sinn 37 • 

Denn einmal ist die Erwähnung des avva}),aytta der Form nach 
jedenfalls nicht Glossem. Ferner kann man ohne zwingendsten Grund 

36 Vgl. D. rz, 4, r6 und zu der Stelle Scv .. LOJA, Bull. rg (1907) r6r-rg6. 
" 7 \Vas weiter folgt, ist so gut wie sicher Kompilatorenwerk, da ja die Kompila­

toren jedenfalls die zivile Obligation bei den Innominatkontrakten öfters inter­
poliert haben. :Vlan wird damit zu rechnen haben, daß überhaupt die Erwäh­
nungen der obligatio in diesem Texte Interpolationen sind. - Nachdem schon 
Kr-:mP die a 0 in factum civilis als einen vom Standpunkt des Formularprozesses 
unmöglichen Begriff erkannt hatte (a. a. 0. 76), ist diese Anschauung durch 
V. PüKROWSKY (SZ I6 (1895) Soff.), PEROZZI, Le obbligazioni, a. a. Ü., NABER, a. a. Ü., 

LENEL, Ed. 2 , 292 n. I, BON FANTE, Istituzioni 6 (I9I2) 484 n. I heut als maß­
geblich anerkannt. \Venn das richtig ist, muß man die civilis obligatio oder die 
obligatio bei dem Innominatkontrakt in Stellen wie D. 2, q, 7; D. rg, 5. s. pr., 
§ r verdächtig finden. Denn mag man selbst die ao praescriptis verbis mit civiler 
intentio bei den Verträgen auf do ut des als alt betrachten (GIRARD, a. a. 0., Bo:-;­
FA:>~TE, a. a. 0.), so handelt es sich doch in D. 2, I4, 7, 2 vor allem auch um den 
Fall des do ut facias. Auf diesem \Vege, den schon PEROZZI, Le obbligazioni, a. a. 0., 
Ist. a. a. 0., beschritt, ist es doch wohl nicht angängig, mit der Lehre von PER­
NICE, KNIEP und anderen zu glauben, daß ARISTO entschieden habe: obligatio­
nem esse. Im echten Text stand wohl anders: ex conventione esse obligationem. 
Das wird m. E. dadurch wahrscheinlich, daß das Responsum des ARISTO am Ende 
des Fragmentes referiert wird: esse enim contractum, quod ARISTO avv6.)).ayf'a 
dicit. Wer immer dieses Referat machte, obi\IAURICIAN, l.iLPIA:-1 oder der Kompilator 
(so BEsELER a. a. 0.) hatte sichtlich am Anfang noch vor den Augen: Amsro 
CELSO respondit esse contractum oder eam obligationem ex conventione. Daß 
die Entscheidung esse contractum gelautet haben muß, hat PERozzr (Le obbli­
gazioni p. rz6) als notwendige logische Folge des Gedankenganges in pr. und § r 
bezeichnet. Es wird heute noch wahrscheinlicher, wenn man beobachtet, wie in 
Pap. Soc. Ital. 55 (vgl. unten S. zo) immer wieder das avv6.}.'Aayfla ianv in den 
Vordergrund gerückt wird für jeden der Beispielsfälle. Vgl. noch schal. KYRIILL. 
HEIMBACH r, 562: sl Oe xai vnsrrnv alr{a, olov r56at<; ini r56ast if not~aEt, avvd.'A­
},ay[ta ro ycyovo<; xai rixrc:rat noAtnx-/j dywy-/j. Auf dem contractum esse, dem 
avva}.Arxywx lag der Ton für ARISTO. Es handelte sich ja um die Entstehung der 
Haftungaus Vertrag. PEROZZI vermutete statt Obligationern ein "actionem" (p. 127). 
Aber "et hinc nasci obligationem" muß hier ebenso auf die Spätzeit oder die 
Kompilatoren zurückgehen wie dasselbe "nasci civilem obligationem" in D. rg, 5, 
5. I. 

Was ARISTO als praktische Konsequenz seiner Theorie im Auge hatte, ist nicht 
mit Sicherheit zu sagen. PEROZZI möchte (Ist. a. a. 0.) ARISTO als Sabinianer 
behandeln und annehmen, er habe nach der bekannten Schultheorie den Tausch 
und sogar den Austausch von Sachleistung gegen ein facere als Kauf behandelt. 
Das ist bedenklich. Wenn eine datio mit dem Zweck erfolgt war, daß als Entgelt 
ein anderes dare erfolgen sollte, so lag für ARISTO kaum derselbe Fall vor, für welchen 
GArr:s die Meinung der Sabinianer referiert. Beim Kauf die bloße Verpflichtung 
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nicht annehmen, daß die Verwendung des Begriffes avva}).ayp,a nicht 
auf ARISTO zurückgeht, wenn es· die Quelle ausdrücklich sagt. Und 

zur Verschaffung des habere licere, hier die Haftung für wirksame Rechtsübertra­
gung: das macht einen Unterschied, dessen Gewicht ja durch D. IZ, 4, 16 sicher­
steht (vgl. ScrALOJA, a. a. 0.). Ich halte auch für sicher, daß die Existenz der 
Lehrmeinung, ein solches dare um dare sei emptio venditio, nicht durch das sehr 
verdächtige Referat bei PAULUS D. I9, 5, 5, I, der selbst diese Entscheidung 
ablehnt, erwiesen ist. Bezeichnenderweise spricht GAIUS (3, I4I), wo er die Kauf­
lehre der Sabinianer referiert, auch gar nicht von datio ob causam, sondern von 
einem obligatorischen Tauschgeschäft, bei dem durch Einigung über die aus­
zutauschenden Sachen emptio venditio, d. h. ein Schuldvertrag zustande kommen 
sollte, aus dem jeder dem andern verpflichtet wird (3, I37l· PEROZZI scheint mir 
auch bei der Argumentation aus der Fragestellung von D. 19, 5, 6- wo NERATIUS 
sicher einer sabinianischen Meinung widerspricht - diese datio zu übersehen: 
dort handelt es sich um den Fall, daß ein Haus verkauft wird, indem als Kauf­
preis die Leistung der Reparatur eines andern Hauses ausbedungen wird, eben nicht 
um datio, wie zweifellos im Falle D. z, I4, 7, z. Auch aus dem Zusammenhang 
des fr. 7, Z kann PEROZZI m. E. widerlegt Werden: hätten ULPIAN und ARISTO 
nur die Vertragsklage mit a 0 empti erwähnt, so gehörte dieser Fall doch einfach 
unter §I, in den Zusammenhang mit den benannten Kontrakten, und es wäre 
der Anschluß dieses Falles an diejenigen, in denen echte benannte Verträge vor­
lagen, doch recht ungeschickt. In § I ist aber doch der Anschluß an den § z all­
zu deutlich gegeben. Nach § z und 3 ist es sicher, daß der Fall auch für ARISTO 
zunächst so einfach lag. Das gegen PEROZZI über die sabinianische Lehre vom 
Kauf und Tausch Gesagte gilt auch gegenüber BoNFANTE (Ist. 6 482). 

Dagegen meine ich, daß der Z!lsammenhang eine andere Deutung nahelegt: 
vorher hieß es bei JusTINIAN: die contractus erzeugen eine actio, die pacta eine 
exceptio. Die Kontrakte haben feste Namen. Es muß der Gedanke folgen: aber 
auch wenn die conventio keiner der benannten Kontrakte ist, liegt doch eine 
conventio mit Haftung vor, welche bei Gelegenheit einer zivilen obligatio eine 
Rolle spielt. Diesen Fall konnte ARISTO sehr wohl in der Konditionenlehre finden. 

Es ist doch wohl kein Zufall, daß gerade die datio ob causam öfters in den Quellen 
contrahere, contractus heißt, obwohl doch für diese Leistungen eine actio wegen 
Nichterfüllung des Dationsvertrags nicht anders in Betracht kommt als durch 
condictio der eigenen Leistung des Klägers. (D. 12, 4, 9 pr.; D. IZ, 6, 65, 3. auch 
wenn man mit Recht [quia causa- secuta] streicht. Vgl. auch D. 23, 3· so, pr., 
wo allerdings die condictio nicht aus der datio ob causam folgt.) Auch daß gerade 
CELSUS mit Beziehung auf diesen Fall von id genus contractus spricht, scheint 
mir bezeichnend. Im Sinn der römischen Kontraktskategorien konnte das nicht 
ernstlich ein genus, sondern nur eine species sein. Aber CELSUS spricht doch wohl 
gar nicht ernst. Er spricht von dieser "Art Vertrag", weil seine Gegner von con­
tractum esse sprechen, wie auch der moderne Franzose von "ce genre de ... " 
sprechen könnte. Für jeden, der die proculianische Prozeßlehre nicht billigte, 
sondern zur Verurteilung des Beklagten die Kondemnationsvoraussetzung im 
Moment der litiscontestatio und der Kondemnation forderte (vgl. ERMAN, Melanges 
Appleton p. 22rff., SZ. 27 (rgo6) 4II ff.; PARTSCH, De l'Edit sur l'alienatio, p. zsff.; 
BEsELER, Beitr. 2, 139ff.), war es ohne weiteres klar, daß auch eine condictio auf 
Rückforderung des ob causam datum praktisch zur Verwirklichung der causa, 
um derentwillen die datio erfolgt war, führen konnte. Denn wenn der wegen seines 
Empfanges Beklagte vor der condemnatio die Erfüllung derjenigen Leistung an­
bot, um derentwillen ihm selbst geleistet worden war, war eine condemnatio auf 

Partsch, Aus nachgelassenen Schriften. 2 



18 Nachgelassene Schriften. 

BESELER bringt keine solchen Gründe. Selbst wenn das letzte Sätz­
chen: "esse enim contractum quod ARISTO avvaJ..J..ayp,a dicit .... ," 
ganz von den Kompilatoren stammt, bleibt doch immer noch möglich, 
daß der klassische Text hier schon wirklich die Lehre des ARISTO über 
das avva'A'Aayp,a erwähnte. Es bleibt ja zu bedenken, daß die Klassiker 
den Begriff des contractus nicht ohne weiteres auf die Innominat­
kontrakte anwenden konnten, da die contractus eben die Entstehungs­
gründe der zivilen Obligation sind und wenigstens am Anfang der 
klassischen Entwicklung im r. Jahrhundert p. C. das agere praescriptis 

die condictio ja ausgeschlossen. Das geht aus den durchweg vom sabinianischen 
Standpunkt geschriebenen Stellen D. I2, 4, 3, pr. §§ r. 2. 3; D. 46, 3, 58 pr. auch 
deutlich hervor. Eine Verurteilung aus der condictio wird hier oft genug nur dann 
als möglich behandelt, wenn die zugesicherte Leistung, um derentwillen die datio 
erfolgt war, unmöglich geworden oder nicht fristgerecht erbracht war. Wenn 
ARISTO auf sabinianischem Standpunkte stand, was ja nicht sicher ist (KRüGE!~, 
Quellen2 I79), konnte er entscheiden: contractum oder ex conventione obligatum 
esse, weil er meinte, daß die Erfüllung dieses Vertrages noch zur Abwendung 
der condemnatio möglich war. War Stichus durch datio gegeben, damit FarnphiJus 
durch datio geleistet werde, so war diese Entscheidung für den Sabinianer ebenso 
möglich, wie sie dem Froculianer CELSUS verschlossen war. Und hierzu stimmt 
der Fortgang der Stelle. Die condictio konnte nach sabinianischer Lehre auch 
helfen, wenn Stichus gegeben war, damit der Geber die datio des FarnphiJus 
empfange, und nachher, nach datio des Famphilus, des Stichus entwehrt wurde. 
Auf diese condictio mußte FarnphiJus zurückgegeben werden. Die condemnatio 
konnte natürlich vermieden werden durch Verschaffung des Stichus vom Eigen­
tümer; vielleicht war unter Berufung auf den geschlossenen Kontrakt auch mög­
lich, daß der Beklagte statt Leistung des Stichus durch die des Schadensersatzes 
wegen geschehener Entwehrung des Stichus die Rückgabe des FarnphiJus ver­
mied. Daß diese letzte Entscheidung ohne besonderen Exzeptionenschutz mög­
lich war, vermag ich allerdings nicht zu glauben. Jedenfalls besagt es nichts, 
wenn man die Quellenbelege für diese Anschauung in den justinianischen Quellen 
vermissen wollte. Denn dort ist ja für die condictio als Renrechtsklage notwendig 
diese Rechtsgestaltung ausgeschlossen, anscheinend wirklich schon mit der demon­
stratio praescriptis verbis, der Zivilklage aus der datio ob causam auf Erfüllung 
des pactum, das bei der datio eingegangen war. Ist meine Hypothese richtig, 
so braucht der letzte Satz esse enim - actio gar nicht gestrichen zu werden. Denn 
für Maurician galt dieselbe Begründung wie für ARISTO, aber nur mit einer anderen 
Wendung. MAURICIANUS hatte hier ebenso ein novum negotium angenommen 
wie schon LABEO für den Vertrag nach dem Typus do ut des, D. I9, 5, I9, pr. 
Daß CELSUS die civile actio mit der demonstratio praescriptis verbis noch nicht 
angewendet hätte, während MAURICIANUS sie unbedenklich gab, wäre zu verstehen. 
LABEO hatte ja wohl das agere praescriptis verbis nur dort angenommen, wo er 
ein do ut des fand (D. I9, 5, 19, pr. [nur proprii contractus TRIB. ?] auch 
D. 19, 5, I7, I; 20, pr.), während er dort, wo ein do ut facias in Frage stand, 
nur von actio in factum spricht (D. 19, 5, I, I [civilem TRIB.]). Die actio civilis 
stammte bei den Froculianern wohl für diesen Fall erst aus dem 2. Jahrhundert 
p. C. (cf. D. 19, 5, 6). 

Der Falllag weit schwerer, wenn die datio des Stichuserfolgt war, ut FarnphiJus 
manumitteretur ... 
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verbis mit ziviler intentio doch wohl noch kaum allgemein, z. B. 
bei dem Vertrag do ut facias, zulässig war. 

Es ist schwer, über die klassische Bedeutung des Fragmentes eine 
Meinung zu wagen, die mehr als eine Hypothese unter Vorbehalt sein 
wollte. Das muß derzeit besonders deswegen unterbleiben, weil in 
jüngster Zeit gerade unser Passus in dem Papyrusstück erschien, das 
der italienische Herausgeber als indice del Digesto publiziert 38 und für 
einen Index zu den justinianischen Digesten hält, der etwa in den 
ersten Jahren nach der Kodifikation entstanden sein möge. Die quellen­
kritische Diskussion über diesen hochwichtigen Text ist noch nicht 
eröffnet. Ich halte es nicht für ausgeschlossen, daß man es überhaupt 
ablehnen wird, in dem Text die justinianische Gesetzgebung als Grund­
lage anzunehmen. Es wäre nach mannigfachen Anzeichen sehr wohl 
möglich, daß hier eine vorjustinianische Sammlung klassischer Juristen­
fragmente zugrunde liegt, wie sie jetzt gerade durch den Bericht des 
ZACHARIAS Scholastikus über die Studien an den VOf10l lv ßeaxsm in 
Berytos sehr nahe gelegt wird39• Denn einmal fehlt ein Hinweis auf 
die Inskriptionen der Digesten 40 . Zweitens ist die Darstellung des 
Inhalts des Ulpiankommentars im Gegensatz zu den überlieferten Kom­
mentaren der jüngeren Byzantiner aus JusTINIANS Zeit im ganzen ein­
gehender und dem klassischen Rechtszustand weit mehr entsprechend: 
in Ulp. fr. 5. D. 2, 14 ist die sachlich gegebene Zweiteilung von con­
ventio publica und privata mit der Unterteilung der letzteren in legi­
tima und juris gentium richtig in dieser Form dargestellt, während sie 
bei JusTINIAN in eine Dreiheit umgewandelt ist und von den Scho-

38 VASSALL! in P. soc. ltal. p. 107 ad n. 55· Bull. 24 (19II) 194· VASSALLI 
nimmt wegen der Nennung eines Buches 18 in lin. rr1 an, daß das ganze Stück 
jünger als die Digesten sein müsse. Aber das steht in der Luft. Zunächst ist dieses 
Zitat im Zusammenhang mit einem offenbaren Zusatz (106-1 12) überliefert. 
Außerdem aber sind die Digesten nicht ausdrücklich zitiert. 

39 Patrologia orientalis II, Paris, 1907. In das Griechische rückübers. v. ED. 
ScHWARTZ, vgl. bei LENEL, HoLTZENDORFF, KaHLER, [F, 386 n. 3]. Bei DE FRAN­
crscr, Vita e studii a Berito, Roma 1913, ist nur die ungenaue französische 
Übersetzung benutzt. GRADENWITZ machte mich, als ich ihm von dieser Auf­
fassung des P. Soc. Ital. 55 sprach, auf die von ihm publizierten Paulus-Frag­
mente SZ. 23 (1902) 458f. aufmerksam: auch hier könnte es sich nicht um einen 
Fetzen einer Digestenabschrift handeln, sondern um eine vor den Digesten 
JusTINIANS gebräuchliche Chrestomathie. 

40 Überliefert ist eine Textübersetzung zu PAUL. D. 2, 14, 4, 3· Dann unter 
Verzeichnung des Verfassers (ULP.) ein langes Stück, das D. 2, 14, 5 und fr. 7 
entspricht; fr. 6 ist ausgelassen, statt dessen steht ohne Trennung im Zusammen­
hang ein ganz analoges Stück, das augenscheinlich aus dem Ulpiankommentar 
stammt und im Gegensatz zum Digestenfragment des PAULUS als legitima conventio 
nennt: [ro dn6]nvot; l&xoii v6pov ij t56y,ua[<]ot; av[x.?cl}-rov xveovpevov], während 
im Paulustext der Digesten die Beziehung auf die Senatuskonsulte anfangs 
fehlt und nachher unvermittelt auftritt. 

2* 
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liasten in den Basiliken so verteidigt wird 41 . Ferner hat der neue Text 
richtig die nach D. 2, 14, 5 zu erwartende Definition des pactum juris 
gentium, die im Digestcntext fehlt und auch bei den Scholiasten nur 
vereinzelt nnd dann nur nach J USTINIANS Trichotomie gegeben wird. 
Im P. Soc. Ital. 55 ist von den pacta richtig gesagt, daß sie entweder 
actiones ttnd exceptiones erzeugen oder nur exceptiones. Im folgenden 
fällt dann auf, wie der Papyrus immer auf das Nebeneinander der 
bf.-iudicia und der iudicia stricta abstellt, also an Stelle von D. 2, 14, 
7, 5 ausführlich von der exceptio pacti gegenüber den iudicia stricta 
spricht, nachher in § 6 auch die Anschauung des PoMPONIUS nicht nur 
für die bf.-iudicia, sondern auch für die iudicia stricta vorträgt, bei 
denen die exceptio und replicatio praktisch die Schuldumwandlung 
durchsetzen. 

Allerdings fehlt es nicht an zahlreichen Spuren davon, daß der Ul­
piantext, so sicher er teilweise übersetzt ist, hier uns nicht etwa allein 
und ohne Zusätze vorliegt. Im Zuge des Textes, anscheinend in diesen 
aufgenommen, ohne ein Zeichen der Unterscheidung, stehen an einigen 
Stellen Beispiele und glossenhafte Paraphrasen, in denen der Text 
erläutert wird. \Vas eigentlich der ganze Text bedeutet, steht heute 
noch gar nicht klar. Man wird gewiß gut daran tun, damit zu rechnen, 
daß es sich um einen Index zu den Digesten handelt, der dann aller­
dings durch ein seltsames Spiel des Zufalls allerlei Merkwürdigkeiten 
aufzuweisen hätte. Man wird aber jedenfalls mit der Möglichkeit rech­
nen müssen, daß der Grundstock dieses Textes entweder als litera­
risches Werk oder als Vorlesungsheft (avayvw(Jlc;, avayvWCJfla, lectio) 
entstand, bevor JusTINIANS Digesten die alten Texte und ihre glossier­
ten Ausgaben verdrängten. Daß sich in der einen Glosse, die in dem Text 
steht, ein Zitat ("im rS. Buch") findet, das wahrscheinlich auf D. rS, 
5, 2 zu beziehen ist, schafft m. E. durchaus nicht die Klarheit, welche 
die Herausgeber für die Auffassung, der Text sei ein Digestenindex, 
gegeben glauben (oben S. rg, Anm. 38). 

In diesem Zusammenhange verlohnt es sich, auf die \Viedergabe 
hinzuweisen, die der Text D. 2, 14, 7, pr. §§ r, 2 hier findet: 

P. soc. ital. 55:"'' .... :rovrwv Oe rwv iuris genti[ov] -llrwa ftSV ~(ai) dywyas-.. .. .. . . 
rf~ret :><(ai) :nae[ay]Qarpuc; H [ij :><(at) ay]~y~V ~(ai) :naeayearp(~v) EX6t 1 rtVU ;5e 

rraeayea(rprjv) 43 [,u6rov rt~rn]a). ra oe rt~rovra dywya[s- :n]d~a 44 [dvo,udCs]r[m} . . 
o[ v] !tOVOV d}./,.' clc; lot~a 45 [dv611a(ra) avvaU]ay,uarwv Otat(.!t:lr(at) ijrot /lET· 4" 

Uexsrat rav]r[a] ra avva/,.},dyrwra slc; 47 [aAAa dv6pa(ra) olov dy]oeoaiav neiiatv . . 
,uü;- '" [ itwatv' E~p{aitwatv' ~oww Jv{av, xefiatv, :naea- 49 [ ~arait1]~1)V % ( ai) ro ]Vrot<;"). 

Ö!lota, olov mand- 5° [atol', clvat contract]•) -ov, örav clc; aUo ,uev 51 [avvaA}.aypa 11~ 

41 Vgl. die ausdrückliche Ablehnung der Zweiteilung bei Steph. schol. ~ :><ovßt:v· 
r{wv HEIMBACH I, 557· 
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,u]atexcr(at) TO naurov, IJncart 52 [oe alrta, A(risto) C(elso) dnsue(tvaro)]. %(ai) . . . 
Y~e TiUTIITat [ eJv~[x'l/ J 53 [%aTa To avva}.Jca J~~EV "). ol[ ov J oeowua a[ oi] ne[ äy ]- 54 

[,ua Zva ow]~ [,uo]U'u:gov ngäy,ua. [olov OEOW%a] 55 [aoi [,uar]w[v Zva Öw~J ,uol x?caviÖtov .. . 
r[ovro avvaJ,-] 56 [J,a]y,ua EO"TW %(ai) riurcr(at) ~ praescriptis verbis 57 [d]ywy'l). . . ..... 
ij ötö~ua aot xaft~atov i'~~ not~an~ flOi 58 :t nou olov Yt?~'PJ)C: -:'~[t] lv.?[trumentov] a) 

TOVTO avva?c- 59 AaYfta iariv dvwvv,uov, ov y[a]e dgyvgw ötöw- 60 ua O"Ot Zva fda&watv 

~~d eLnJ]r;. r{xrsr(at) o0v Evre[ ü-J 61 ßcv n~},trLX1) dywy~ I} prae~criptis ver bis. . . . . . . .. 
Öta 62 [ö]i TOÜTO og1Jwc; incßa).cro TOV Julianu 6 Ma[u] 63 [ri]ci8nos ini TOtOVTOV 

{}t,uarop'[av] yag öw ao[t] 64 [sti]cov rov ~??~·ov, Zva notJ)unc; r[i nou o]iov ~[va] 65 

[slcv&]cewanc; n[a],ucpt}.ov TOV ö[oü},ov ao]ü, t'n[EtTa] 66 i}.c;v{}sgwun~ rov nartcptAOV, .. . .. . .. 
6 Öe (sticoc;] eu[vt-] 67 %rJ{)1) [a]no TOVOs [t'y(?Wj!EV J(u!ianoc;) T'I}V in factum 

öoreov ]") 6BJ\1auricianov r'l}v praescr[iptis ver bis.] 

Anm. a: abweichend VASSALLI. 

Der griechische Text ist zum Teil aus dem Lateinischen übersetzt: 
das ist zweifellos. Denn offenbar geben r. 42 und r. 45f. Doppelversionen 
des Übersetzers: dieser fand im ersten Fall die Abkürzungen act. und 
exc. vor und gab gewissenhaft ihre Auflösung nach beiden Möglich­
keiten an, indem er sagte: "l}xEt", der Text lautet ( !) 42 . Im letzteren 
Falle ist der lateinische Satz mit den beiden möglichen grammatischen 
Beziehungen des \Vortes "contractus" wiedergegeben, zuerst freier, 
dann genau mit den Worten des Textes. Andererseits sind sichere 
Textanmerkungen da, die vom übersetzten Text nicht unterschieden 
werden. Die Wiederholung der Exemplifikation mit olov in r. 54f. 
ist sicher nicht auf die Vorlage zurückzuführen, und die Art, wie die 
zivile Obligation aus dem Innominatkontrakt eingeführt wird, erweckt 
Verdacht. So wäre es m. E. waghalsig, das ungelöste Problem, das heut 
noch über die a 0 praescriptis verbis fürs klassische Recht besteht, 
dadurch als entschieden zu betrachten, daß der Text sie zustehen läßt. 
Ich übersetze den griechischen Text ins Lateinische, zunächst, indem 
ich die mir als unklassisch erscheinenden Bestandteile heraushebe. 

"Juris gentium conventionem quaeclam et a(ctionem) et exc(eptionem) pariunt, 
quaedam exc(eptionem) solam pariunt. Quae pariunt actiones pacta in suo nomine 
non stant sed transennt in propr(ium) nom(en) contractus, ut emtio vencliiio. 
locatio concluctio. societas, commodatum, clepositum et similes contractus. ut 
mandatmn. [esse contractum], si in alium contractum non transeat pactum. subsit 
tamen causa. [A(risto) C(elso) respondit.] Nam ct nascit1tr obligatio ex eo quod 
convenit. Ut puta cledi tibi rem, ut aliam mihi des, tti puta dedi tibi !,uanov, ut 
togam mihi des, icl avva?c?ay,ua est et nascitur actio praescriptis <Jerbis. aut cledi 
tibi camisium ut aliquicl mihi facias, scilicet ut scribas mihi (instrumentum) id 

42 Schon das widerspricht der Deutung, nach welcher der Text erst nach­
justinianisch ist, vgl. Const. Tanta, zz, eine Vorschrift, von der ja allenlings nicht 
sicher ist, daß sie auch streng beobachtet wurde. 
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avvri}),ayp,a est innominatnm, neqne enim dedi tibi pccnniam, ut locationem 
nominares. N ascitur igitur hinc civilis actio praescriptis verbis. Et ideo recte J nlia­
num reprehendit l\lauricianns hoc casu: dedi tibi Stich um servnm, ut aliquid 
facias, ut puta, ut Pamphilum servum tu um manumittas; deinde manumisisti 
Pamphilum; Stichus evictus cst ex eo. [J ulianus scripsit in factum actionem a 
praetore dandam] 1\lauricianus actioncm pracscriptis verbis ... " 

Man braucht nur die hypothetische Rückübertragung mit dem 
Digestentext zu vergleichen, um sofort festzustellen, daß eine Reihe 
dort verdächtiger \Vorte hier im rekonstruierten Teile fehlen. Anfangs 
steht ganz richtig, daß aus dem pactum manchmal actio ~md exceptio 
entspringen, indem an die Wirkung der pacta bei iudicia stricta gedacht 
ist. Die Erwähnung der exceptio ist bei JusTI!\IAX gestrichen und bei 
den Byzantinern daher nicht kommentiert. et ceteri sagt bekanntlich 
oft JusnxrAN, pactum non transeat sagt der griechische Text statt 
"res", das unklar ist. Und an den Stellen, an denen mit den Mitteln 
moderner Interpolationenkritik das contractum zu vermuten ist, steht 
im griechischen Text vor der Erwähnung der obligatio, die sicher nicht 
zum responsum des Aristo gehörte, ein anderer Begriff, - contractum 
esse, wie ich vermute. Ob wirklich das avv6.'AAayfla als griechisches Wort 
schon in der lateinischen Vorlage des Papyrus stand, ist nicht sicher 
zu bejahen, da ja die griechische Übersetzung dieses Detail verwischen 
mußte. Aber die doppelte Wiederkehr des avv6)J.ay{W sa·dv deutet 
doch wohl darauf. Zweifelhaft ist dagegen, ob man vermuten darf, 
daß die Differenz zwischen der Erwähnung der obligatio bei JusTINIAN 
und der der actio bei lJLPIAN oder seinem Glossator darauf beruht, daß 
eben beide Texterweiterungen Zusätze zum echten klassischen Text 
waren. Jedenfalls ist deutlich, daß lVIAURICIAi'i"US gerade wie im Di­
gestentexte eben wirklich von der actio praescriptis verbis gesprochen 
haben soll. 

§ 3· 
Soweit es sich um das Dogma des Synallagma bei den Klassikern 

handelt, kann nur die methodische Untersuchung durch Interpola­
tionenforschung uns vor den Mißverständnissen bewahren, welche die 
juristische Theorie des späten Mittelalters und seiner modernen Epi­
gonen in die rechtliche Erfassung der römischen Juristentexte hinein­
getragen hat. Für die byzantinische Lehre vom avva}).ayfla liegt das 
anders. Seit Anfang des rg. Jahrhunderts ist die einfache Zusammen­
stellung des bedeutsamen :Materiales der Juristenschriften aus Jusn­
NIANS Zeit und den folgenden Jahrhunderten unterblieben 43 , und es 
macht einen Eindruck seltsamster Materialunkenntnis, daß BECHMAKN 

43 CurAcrc:s kannte es natürlich und bestimmte entsprechend seinen Be­
griff des avvriUayfW. ,-gl. ohen S. 8. 
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seine Lehre vom genetischen und funktionellen avva}c/.aytta den justi­
nianischen Quellen entnehmen konnte, während es doch offenbar ist, 
daß der Begriff avv6.Uay,wx für ]GSTINIAN und seine Leute mit dem 
gegenseitigen Vertrage nichts zu tun hat. Es fragt sich offenbar, wie 
man D. 50, 16, 19 als Bestimmung von JusTINIANS Kodifikation auf­
zufassen hat: ist es eine Definition und eine erschöpfende Aufzählung, 
wenn die Kompilatoren in D. 50, 16, 19 das contractum als ultro citro­
que obligatio bezeichnen und nachher den Kauf, die Miete, den Ge­
sellschaftsvertrag aufzählen? oder handelt es sich nur um eine einzelne 
Seite des Kontraktbegriffs, der in Gegensatz zum gestum gestellt 
wird? Und ist dann die Nennung der aufgezählten Kontrakte nur eine 
Exemplifikation ohne Tendenz zur Vollständigkeit? Die gesamte 
Rechtslehre nimmt das Erstere an, seit schon die Glossatoren die hier 
aufgezählten Kontrakte als "proprii contractus" behandelten. Für 
jede geschichtliche Forschung muß aber die letztere der beiden Mög­
lichkeiten als zutreffend angesehen werden. Es genügt die einfache 
Zusammenstellung der byzantinischen Zeugnisse, aus denen hervor­
geht. daß die Kompilatoren, und ihre Nachfolger mit dem avJJa}.J.aytta 
durchaus nicht den Begriff des gegenseitigen Vertrages im modernen 
Sinne verbanden. I:vv6.},J.ay,ua kann jeder Vertrag heißen. Wenn das 
avva})aytta aber zur ultro citroque obligatio wie in D. 50, 16, 19 in 
Beziehung gesetzt wird, so bedeutet es diejenigen Verträge, 
bei denen beiderseits Pflichten entstehen können: also einerseits die 
gegenseitigen, andererseits aber die sog. contractus bilaterales inae­
quales der gemeinrechtlichen Doktrin: also mandatum, depositum, 
commodatum, contractus pignoraticius. "Synallagmatisch" in diesem 
Sinne sind alle diejenigen Obligationen, die BRINZ 44 vom Standpunkt 
seiner Haftungslehre aus als "gegenseitig" bezeichnet. 

Zunächst soweit das Darlehen, die Stipulation als avv6.J.J.aytta be­
zeichnet werden, kann einfach auf die zum Teil schon eben 45 genannten 
Quellen verwiesen werden: \Vo THEOPHILOS in der Paraphrase ad Inst. 
3, 27 die obligationes quasi ex contractu einführt, spricht er von den 
Kontraktobligationen als solchen, die auf avv6.Uaytta beruhen und nennt 
die quasikontraktliehen solche at uvs:; ov 'KV(![(J):; ano avvaA}.ay,uaTWV 
xurayovrm, quae non proprie ex contractibus descendunt" 46 ; ent­
sprechend im allgemeinen Titel de obligationibus (4, 13), wo die kon­
traktliehen Obligationen die ano avvuV.ayflaTo:; heißen. Die Dar­
lehenskondiktion entsteht ano avva},/.aywno:; (Inst. 4, 14, 1). Der 
Bürge kann vor oder nach dem Abschluß des Darlehns-avvaAAaytta 

41 Pandekten § 224 (2. Aufl.) 2, 55 ff. der ganz richtig verstand, daß die von 
SAVIGNY (System 5, 508 f.) zur Herrschaft gebrachte Lehre vom avv&naypa nicht 
römisch war. 

45 s. oben S. 13. 46 ad. lnst. 3, 27. 
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hinzutreten (ad Inst. 3, 20, 3). Die Stipulation ist ebenso avvaAAaypa 
in diesem Sinne. Neben der Nennung unter den obligationes quae ex 
contractu nascuntur (and avvaAAaypm:oc;) bei THEOPHILOS ad Inst. 3, 
I3, 2 fällt allerdings auf, daß bei den stipulationes conventionales die 
avvaAAaypm:a als die Rechtsgeschäfte aufgefaßt werden (ad Inst. 3, 
I8, 3), bei denen stipulatio vorkommt. Die stipulatio der rechtsgeschäft­
lieh Vertragschließenden (avvaAAanovuc;) steht im Gegensatz zu den 
stipulationes iudiciales und praetoriae. Aber daß auch die stipulatio 
für JusTINIANS Leute avvaAAaypa sein kann, geht ebenso deutlich aus 
dem Index des DoROTHEUS ad D. 37, 6, 2, 347 hervor wie aus Jusn­
NIANS Novellen 48. 

Diese Bedeutung des avvaA}.aypa im weiteren Sinne entspricht also 
völlig dem alten griechischen und hellenistischen Sprachgebrauche, ein 
Ergebnis, das den Kenner beider Rechtsliteraturen auch gar nicht 
überrascht. Daneben aber steht eine besondere Beziehung des avvaAAaytta 
auf diejenigen bonae fidei contractus 49, bei denen auf jeder Seite Ver­
pflichtungen entstehen können. Hier ist also das avvaAAaypa im Gegen­
satz zu dem contractus stricti juris 49 zu verstehen. Während in diesem 
Sinne die stipulatio und das mutuum als einseitig verpflichtende Obli­
gationsgründe nicht contractus, avv6.Uaypa, ultro citroque obligatio im 
Sinne von D. so, I6, I9 sind, sind die unwesentlich zweiseitigen wie 
die gegenseitigen Schuldverträge avvaAAaypa-ra im Sinne dieser Auf­
fassung. Das folgt schon aus der Definition, welche die Institutionen­
paraphrase des THEOPHILOS zu dem Begriff contractus, avvaAAaypa, gibt: 
avvaAAay pa (JE ea·ri Övo 1} xal nAet6vwv elc; TO avro avvoö6c; Te xat avva[veatc; 
earl TO avan]aaa{}m evoxi;v xat TOV i!Te(!OV np lidef!! notijaat vnelfJvvov. 
Als übereinstimmende Einigung und zusammenstimmende Willenserklä­
rung zum Zweck der Begründung einer Obligation und mit gegenseitiger 
Schuld wird hier also das avv6.}..}..aypa definiert. Nicht im Sinne der klas­
sischen Kontraktslehre. Aber sehr wohl im Sinne des Interpolators von 
D. so, I6, Ig. Gerade wie dort ist danach die stipulatio und das mutuum 
nicht contractus im Sinne dieser Definition. Gerade wie dort ist bei den 
contractus die ultro citroque obligatio betont. Mitten in der Darlegung 
des klassischen Kontraktbegriffes ist diese Definition des avvaAAaypa, 
die sich nicht an den Institutionentext anschließt, interessant. Es war 

47 ad. Bas. 41, 7, z, 3 (HEIMBACH 4, 167). Im Digestentext handelt es sich um 
bedingte Forderung aus Stipulation; auch die griechische Übersetzung des Di­
gestentextes stellte ausdrücklieh darauf ab. DoROTHEUs sagt: edv dno avva).J.ay­
p.a:ror; rjv TO alecnxov xeeor; ..... 

48 N ov. 4, c. 3 § I. Die Bankierbürgschaft steht in Frage: um diese Art avvaUayp.a 
zu schützen, läßt es der Kaiser bei dem allgemeinen Rechtszustand bezüglich 
der von ihm eingeführten richterlichen datio in solutum. 

49 Für die byzantinischen Schuldverträge halte ich die unklassische Termino­
logie absichtlich fest. Vgl. im übrigen GRADENWITZ, Interpolationen w8ff. 



Das Dogma des Synallagma im römischen und byzantinischen Rechte. 2;) 

die herrschende Definition der Kompilatoren und ihrer Zeit für den bonae 
fidei contractus. 

Das tritt in dem Institutionentext selbst in der Schilderung der 
Verpflichtungsfähigkeit · des pupillus infantia mawr hervor, bei den 
hinkenden Verträgen (Inst. r, 21 pr.) 

"unde in his causis, ex quibus mutuae obligationcs nascuntur, in emptionibus 
venditionibus, locationibus conductionibus, mandatis, depositis, si tutoris auctori­
tas non interveniat, ipsi quidern qui cum his contrabunt obligantur, at invicem 
pupilli non obligantur." 

Ob der Passus klassisch ist50 oder ob mindestens eine Überarbeitung 
der Aufzählung wahrscheinlich ist, interessiert hier nicht. Jedenfalls 
fällt ins Auge, wie hier die mutuae obligationesbei Kauf, Miete, Mandat, 
Depot genannt sind, und bei THEOPHILOS (ad h.l.) tritt die Beziehung 
zum avva}),ay,ua-Begriff der Definition noch schärfer hervor: Ofhv i1ni 
TOVTWV TOJV {}s,uarwv 11rp' wv EI; E'Kadcov nJ.EV(,!OV il'KTOJ!Tm aywyai TOt~ 
avva}).arrovmv, olov snt ,awfiwaswv, mandarwJ!, deposhwv. Das 
EI; 8uan3gov [nhveov] stand ähnlich im DoROTHEGs-Index zu D. so, 
r6, rg (vgl. oben S. ro) als Übersetzung der nitro citroque obligatio. 

Nach den Definitionen in D. so, r6, rg und bei THEOPHILOS ad Inst. 3, 
I3 ist das avva)).ay,ua die beiderseitige Verbindlichkeit, nitro citroque 
obligatio. Die pacta dotalia sind danach keine avvaAJ.ay,aara, weil ihnen 
diese Zweiseitighit fehlt: das wird in den byzantinischen Bearbeitungen 
von Cod. 2, 3, II in allerdings juristisch wenig überzeugender Weise 
mehrfach hervorgehoben5 1, wo der Klassiker die Unwirksamkeit des 
pacturn dotale betont haben würde, finden die Byzantiner das pactum 
deswegen ohne \Virkung, weil kein avva'A'Aay,ua vorliege mangels einer 
entsprechenden Verpflichtung des Ehemannes, der die dos empfing52 : 

50 Nach FERrnNJ und Zocco-EosA (Palingenesis ad h. 1.) soll er vielleicht 
aus GAIL'S res cotidianae sein. 

51 Das xard n6öac; zu Bas. rr, r, 72: IlEniBACIJ r, b52: c'i; lvoc; oiiv nAsveov 
rwv övo avfl<prvvwv i'Jvrwv, notav ~övvaro dywyr;v xtvdv 6 avr;e xard yvvmx6;; 
Öoxs'i yde rr{J rJVfl<pdmp dvat, W(JTE T~V yvvrtlua öc:öwxviav rov dyeov Öovvat xai rov; 
r6:.wv; uai rd vnse TOV d.yeov u).iajlaTa, O:'TEQ iart, Möt ovr OEfl ifrot r5iÖWf1t, 1va Öwaw, 
xai ovö' ivöixam sl; TO EV nAEV(!OV TWV Ö1JO ÖorJEWV dva<pE(!OftEVWV TLKTEtV rtvd 
d.ywyr;v roiiro TO rJVfl'f!WVOV. sl fl~ yde naed ß' flE(!WV rJVf1'{!WV1]fh{r; nva, ov!H: 
avvaA}.aypa övvarat ua).c:iafJat rd nagrl tvoc; w!vov av;upwvovwc;va. V gl. schol. 
zweiter Hand in Cod. Coisl. 152 bei HEDIBACH I, 654. Almlieh schol. Theocl. 
%Ut ya(} ( HEIMBACH I, 653). 

52 Daß avvaAAayfla begrifflich den "Austausch" der Leistungen darstellte, ist 
eine Lehre, die in der rechtshistorischen Schule des 19. Jahrh. durch einen ihrer 
ersten \Vidersacher heimisch gemacht worden zu sein scheint: ED. GAKS "Über 
römisches Obligationenrecht". Beideiberg r8r9, p. roo n. 4, rgoff., 199 hat das 
avva).Aayfla auf die Zweiseitigkeit im Austausch der Leistungen bezogen. Seit 
dieser Schrift wirkt der Gedanke in der modernen deutschen Zivilistik. :Vlan hat 
längst vergessen, daß er schon einmal cla war, Anhänger 1anc1 und widerlegt wurde. 
Im ,\nschluß an BARTOLUs' Lehre vom contractus ultro citroque obligatorius 
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man fand eben in der Denkform des avv6./),aYfta schon damals ein Dogma, 
das die zivilistische Analyse des Falles ersparte und schnell zur Hand 
war, auch wo es eigentlich nicht einschlug. 

Durch die Lehre von dem einseitigen Vertrage beim Darlehen und 
der Stipulation und dem zweiseitigen Schuldvertrage bei den bf.-con­
tractus hatten die Byzantiner die Grundlagen für die moderne Kate­
gorisierung der Verträge gelegt. Aus heute wohl nicht bekannten by­
zantinischen Scholien hatten die Humanisten die Unterscheidung zwi­
schen dem n6.xwv ,uov6n}.c;veov und dem avv6.?.?.ayfla Oin}.Ev(!oV, und es 
waren nur die lateinischen Ausdrücke "contractus unilateralis" und 
"bilateralis" als Übersetzungen der byzantinischen zu finden. 

Aber die Byzantiner wollten mehr als nur eine solche Kategorien­
bildung für die systematische Darstellung. \Venn sie das avv6.?.?.aypa als 
ultro citroque obligatio bestimmten, lag für sie der Hinweis auf eine 
Lehre vor, die ihr juristisches Denken auf dem Gebiet der Schuldverträge 
beherrscht hat und die für die Prozeßtheorie der Byzantiner von großer 
praktischer Bedeutung ist, ohne meines \Vissens je die Aufmerksamkeit 
der Modernen gefunden zu haben. 

Es ist auffallend, daß die Byzantiner jede Klage aus dem bf.-con­
tractus als mutua actio, mutua obligatio, a,uOLßu.[a aywyl] behandeln. Es 
wird sich erweisen lassen, daß dieser Terminus, wo er nicht in der Be­
deutung der Verbindung von Klage und Widerklage auftritt53, inter­
poliert ist, so die mutuae actiones in D. 44, 7, 5, I, so die mutua actio 
negotiorum gestorum D. 3, 5, 5 (6), I2 (Io), so die mutuae praestationes 
actionesque civiles D. I3, 6, IJ, 3 und wohl auch die mutuae obliga­
tiones Inst. I, 2I, pr. Eben dahin gehören die Fälle, in denen eine klas­
sische Kontraktsklage zu einem Prozeßgebilde mit gegenseitiger Kläger­
stellung der beiden Parteien umgedacht ist, so die mandati inter vos 
actio in Inst. 3, 26 pr. (vgl. den echten Text D. IJ, I, 2 pr.). Unten muß 
auf die bedeutende Einwirkung dieser byzantinischen Denkform auf 
die Überlieferung der Klassikerstellen in den Digesten eingegangen 
werden. Die Byzantiner nach JusTIKIA~S Gesetzgebung sprechen von 
den mutttae actiones als den Klagen aus den bonae fidei contractus: In 

(oben S. 4) hatte ALCIAT das römische avvd.}.J.ayfla der Digestcn als "mutuurn 
pactum ohligatorium", "quasi permutatio" definiert und schon mit der \Yort­
bedeutung von dUd.nnv verknüpft. (Paradoxa l. V. c. 7 cle verbor. signific. acl 
n. so, r6, rg. Bat. Lugcl. I536 p. II7f.) Aber die Humanisten, die bessere Grae­
cisten waren als die Romanisten des rg. Jahrhunderts, gingen über cliesc Lehre 
hinweg: DuAREN im Tractat cle pactis (Opera, Paris 1550 p. roof.) (Opera, Aureliae 
Allobrogum r6o8, S. 62.) wies den Gedanken schneidig zurück: er bespricht die 
Aufzählung der avvaV.d.ypara bei LABEO-L'LPIAX: "in quibus omnibus contractibus 
nihil utrimque geri praeter consensum mutuum nemo dubitat"! Über CurAcrcs, 
den Schüler des DuAREK vgl. oben S. 8). 

53 \Vie in D. 2, r, rr, r: mutuae actioncs. 
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D. 13, 6. 17, I steht, daß die actiones contrariae alle auch ohne die ao 

principalis, angestellt werden können, STEPHANUS (schol. ad. Bas. I3, I, 

IJ, I, HEIMBACH 2, I7) sagt: bei den m~ttuae actiones ist es möglich, die 

contraria, auch ohne daß die directa angestellt wird. zu erheben: l::d 
TOJV a,aolßalw~· aywywv 6vvm:6v E(JTl rr)v 'XOVTQaetav 'XlJJEtafJw uai rij; 

6LQE'XWs f-l'l UlVOVfkEvf);. Daßhier die a,amßalru aywyai gleich den hf.-iudicia 
stehen, ist deswegen wichtig, weil wir sonst nur jüngere Überlieferungen 

oder Cberlieferungen zweifelhafter Provenienz über diese byzantinische 
Lehre besitzen: so das Sciwiion f. II r8z, das sciwn FABlWTUS aus der 

Handschrift des Codex Coisl. I5Z herausgab. Zu D. I7, I, I9 "quoniam 

mandati actio ultra citroque est", eine interpolierte Stelle (darüber 

unten § 6) ist es geschrieben: l!; euarigov ,aieov; (ultro citroque): 

Llvvaf1El &g,a6~cl 6ux TO a61)AOV clvcu, ono{a ,aEAAEl rcxßiJvw aywyr,, EtTE 

%OVT(!U(!Lt1, äu 6lQE'XW (HEIMBACH 2, 99). Also: mit der Anstellung der 

a 0 mandati liegt stets die wechselseitige Klage vor, weil im Moment 

der Klageerhebung gar nicht offenbar sei, welcher Anspruch als der 

entstandene sich herausstellen werde. Danach ist bei jedem Prozeß mit 

bonae fidei actio für diese byzantinische Lehre eine stillschweigende \Vider­

klage 5 4 gegeben. Aus derselben Schicht der Scholien stammt 55 ein 

ganzer Traktat über die aywyai, actiones, in welchem diese prozessuale 

Lehre der gegenseitigen actio auf Grund des bonae fidei contractus 

breit entwickelt wird: zum Wort aywya; in der Übersetzung zu D. 2, I4, 

7, I ( ... quaedam pariunt actiones ... ) ist dort der Passus überliefert56 : 

aywywv. :uivw f-lEJ! ya(! Ta /{(lJ:fj n[aul avvaA[Mnww ..... ] n{aut 

M:ysua xoww;. C!..l 6€ l!; Cf..VTWJJ nurJp.EVal aywyai owrpJgw; [xov[ (J[J!. 

&.Ei ,a8v XaT' a.v,,)},wv XlJJOVf.tEV, ii!; evo; nA8V[!OV iiyoJ] XU.Ta aov xai ETE(!OV 

;.m[ av 'XaT' ii,aofJ, w; eni ngaacw; xai ayog6.asw;, fkWfJwac:w; uai E'Xf-ll(J­

{}t{;aEw;. noT8 OE 1J avn) Ol[![!E%TOJt; UlVElWl naga TWJJ 6vo ngoawnwv 

xaT' a}).~},wv [w; ln[ neaacw;] /<,Cll avw}).ayij;· noT8 68 ij avT~ a},).' 

ov xaTa TOV Ct..VTOV rg6nov, aAAa Öl[!(!EUTOJt; fk8V naea evor;, 'XOVT[!Cl(!{wr; 

68 naea TOV ETE(!OV, wr; eni Tijt; f-lr11Joau, Tij<; nagauarm'J~Urjt;, Tijt; vcyon­

O(!OV,a ycar6gov,u uu.i TWV o,uo{wv. a'i ,u8v oJv aywyai oihwc;. d).},a fl8v 

T!l TOWVnt navTa Ta avva},Jcayf-laTu. ßova rp{6E cla{v, w:; ßlß. lß. n[T. a'J 
XE~. },{}' 57 • lv oE ro'i; arelxTmr; av,uq;wmtc; aEl nou 6 clr; fk6vo:; uaTa 

roi3 E?:igov uwEi, olov Tfj EnEQwTijaEl, n{J bavdcp, rfi 6wed'j. uai up 
}.l)')'liUp ...... (HEIMBACH I, 563). 

51 Terminus geprüft von SAVIG::-;Y System G, 341 ff. in der Erläuterung an c. 14 

Cod. de sentenbis (7, 45). 
55 Vgl. HEIMBACH vol. I p. XII. 
56 Die Lücken sind anscheinend nicht gerrau bemessen, daher sind die oben 

gewagten Ergänzungen ohne \Yert für die Textrcstitution, und nur zur Erleich­

terung des Eindringens in den Zusammenhang gegeben. 
57 Ist Bas. 12, r, 3R gemeint? Dort stehen die aywyai mit den bonae fidci 

contractus zusammen. 
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Also: die aus dem bf.-contractus entstehenden actiones verhalten 
sich verschieden. Immer zwar klagen wir damit gegenseitig, einerseits 
ich gegen dich, und auf der anderen du gegen mich, wie bei Kauf, :Miete. 
In gewissen Fällen aber wird dabei dieselbe actio als directa von den 
beiden Parteien angestellt, so bei Kauf und Tausch. Manchmal jedoch 
wird dieselbe actio auf andere \Veise angestellt, nämlich als directa 
von dem einen, als contraria von dem anderen, wie bei Mandat, depo­
situm, negotiorum gestio. So steht es mit den actiones. Diese Kontrakte 
sind bonae fidei. Bei den stricta negotia klagt immer einer allein gegen 
den anderen, so bei Stipulation, Darlehen, Schenkungsversprechen und 
Legat ... 

Das ist deutlich dieselbe Lehre, die den Begriff UflOLßa{a aywyr), 
mutua actio für das iudicium aus dem bf.-contractus prägte. Die Quelle 
als apokryph ganz auszuschalten, wird nicht möglich sein. Denn ein­
mal beweisen die latinisierten \Vorte (f5LQQEr:rwc;, xovrgag{wc;, flavoau, 

ß6va rp{o~-:, der Unterschied von ß6va rp{o~-: avva)J.ayflrzTa und areixra 
avflrpwva), daß wir mindestens an eine Vorlage aus dem 6. oder 7· 
Jahrhundert denken dürfen, andererseits ist die Fragestellung wie die 
Kenntnis des klassischen Formelwesens, wie es in der Unterscheidung 
zwischen den zu einer Formel nicht zu vereinigenden aes empti 
venditi, locati conducti und den zu einer Formel verschmelzenden 
actiones directae und contrariae hervortritt, ein deutlicher Hinweis auf 
Entstehung unter JusTINIAN selbst oder wenig später. Auch aus der 
Art der Überlieferung ergibt sich durchaus nicht, daß es sich um eine 
spätbyzantinische Arbeit handelt58. Es besteht aber allerdings auch gar 
keine Sicherheit über das Alter des ganzen Scholions. Die insipide 
Spitzfindigkeit, die im weiteren Verlauf den ünterschied der bonae 
fidei contractus und der negotia stricta darin sieht, daß sich bei den 
letzteren der Schuldner nicht freiwillig der Haftung unterstellt habe, 
erweckt kein Vertrauen und, wenn ich richtig ergänze, deutet das Zi­
tat auf Benutzung der Basiliken, ist also mindestens die Redaktion 
wohl jung. Aber selbst wenn man dem Text gar keinen selbständigen 
Beweiswert zumessen wollte, gewinnt er Bedeutung doch dadurch, daß 
STEPHANUS ebenso die bf.-iudicia als mutuae actiones kennt. Daß 
die Generation, welche die justinianische Kodifikation mit erlebte, 

58 ln derselben Schicht von interlinearen Glossen zum Cod. Coisl. I52 sind 
sicher alte Scholien überliefert: HEIMBACH I, p. 556, ad Bas. I 1, I, 4: schol. iv 
rfi sJTE(!WT~<1Et, schol. ovrw {}sf16.rtaov. V gl. ferner nachweislich Scholien des 
l'HILOXENOS (6. jahrl1.?) ad II, I, 4· HEIMBACH 1, p. 55ü. Andererseits fehlen 
nicht Spuren späterer Kommentare: GREGORIOS acl IJ, I, 4 (HEI"'IBACH 1, p. 556), 
ad II, I, 3 schol. C~rct (HEH!BACH 1, p. 564) :\lit dem Traktat über die a{Ui(Ot 

gehören wohl zusammen: schol. (01l}n}.{w~ <1V(JApwvd acl 1 I. 1, 6 (HEDIBACJf l, 
p. 558). 
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diese Denkform des avva}),ay,ua und der wechselseitigen Obligation 
bei der Klage aus dem bf.-contractus kannte, darf nach diesen Zeugnis­
sen als sicher gelten. 

Wie kam die justinianische J mistenlehre auf diese seltsame Denk­
form? - Und welches war deren praktische Bedeutung in J USTINIANS 
Prozeßrecht? 

Auf die erstere der beiden Fragen können wir keine Antwort geben, 
da sich die justinianische Rechtslehre, soweit sie unklassische Dogmatik 
gibt, ja in einer Welt entwickelt hat, in die wir heute noch nicht hinein­
zublicken vermögen: die Schule von BERYTOS, deren große wissenschaft­
liche Wirkung durch kärgliche Fragmente der Rechtsliteratur der Spät­
zeit, durch die Erschließung der kirchengeschichtlichen Quellen in 
syrischer Sprache und besonders durch die eindringende Forschung in die 
Basilikenkommentare sich uns allmählich offenbart. 

Die andere Frage, die nach der Verwendung der Lehre im Prozeß­
recht JusTINIAXS, ist nach der Kodifikation zu lösen. Ein Jahr bevor 
der Kaiser den Befehl zur H.eclaktion der Digesten gab, hatte er ein 
Gesetz erlassen59 , durch welches er die neuartige Vorschrift gab, es solle 
der Richter in Zivilprozessen nicht nur den Beklagten verurteilen oder 
den Kläger abweisen, sonelern auch den Kläger selbst, wenn dieser seiner­
seits als Schuldner des Beklagten erscheine, verurteilen auf Zahlung 
oder Vornahme einer Handlung. Dabei beruft sich der Kaiser auf eine 
Entscheidung PAPINIANS, in den Quaestiones, die nicht überliefert zu 
sein scheint. Der Kaiser unterstellt keineswegs eine Widerklage des Be­
klagten; er sagt nicht, nach welchen Gesichtspunkten diese Verbindlich­
keit des Klägers gegenüber dem Beklagten, welche zur Verurteilung 
des Klägers führen könne, zu beurteilen sei. Aber wenn diese Vorschrift 
nicht auf dem Papier stehen sollte, mußte doch mindestens claran ge­
dacht werden, sie dort zur Anwendung zu bringen, wo eine Berück­
sichtigung der Gegenverpflichtung des Klägers besonders nahe lag, bei 
den zweiseitigen Schuldverträgen. Ja, wenn man dieses Gesetz des 
Kaisers der Lehre vom Urteil im bonae fidei iudicium zugrunde legte, 
\\"ar die ganze Denkform der ultro citroque obligatio geradezu gegeben: 
bei den Klassikern waren actio und obligatio eng verwandte Begriffe60 . 

Jt:sTINIAN hat daran nichts geändert. \Venn er die actio mit der Mög­
lichkeit der Verurteilung gegen den Kläger ausstattete, war die ultro 
citroque obligatio oder die eine actio, in der beide Teile gegenseitig 
Kläger sind, ohne weiteres gegeben. 

Es bedarf keiner besonderen Aufklärung darüber, daß vielleicht 
eben die Schultheorie der ultra citroque obligatio die theoretische Recht-

59 Cod. 7, 45, 14 (a 0 529), vgl. P KRÜGER zur Inskription, Cod. ad h.l. 
60 Vgl. statt aller \VLASSAK in PAULY-\YrssowA RE. I, 303ff. s. v. "actio". 
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fertigung für diese neue Bestimmung61 JusTI::\IANS abgeben könnte. 
Die Spuren dieses Urteils gegen den Kläger auf Zahlung oder Leistung 
sind auch wohl in der Kodifikation deutlich genug: In DIOKLETIANS 
Reskript Cod. 4, 49, 8 handelt es sich darum, daß der Erbe des Ver­
käufers vom Käufer auf Herausgabe des verkauften Grundstücks be­
langt wird. Es fragt sich anscheinend, ob Eigentum übergegangen sei. 
Der Käufer beruft sich wohl darauf, daß in der Urkunde die Tradition 
als erfolgt bezeichnet war, und jedenfalls darauf, daß er die Grundsteuer 
bezahlt habe. Der Kaiser stellt im Einklang mit der klassischen Rechts­
lehre fest, daß nur durch realen Herrschaftsakt der Besitz übergehe. 
Der Kaiser sprach wohl am Ende davon, daß dem Beklagten diese Be­
rufung auf sein dingliches Recht nichts helfen werde, da er eben auf 
Grund des Kaufs auch obligatorisch auf Herausgabe hafte. In diesen 
Satz ist aber ein Hinweis darauf eingebaut, daß der Statthalter ge­
gebenenfalls zu prüfen habe, ob der Preis gezahlt sei, und daß er dafür 
sorgen werde, daß dem Beklagten geleistet werde. Die Worte, in denen 
dieser Hinweis gegeben wird, sind auffallend schlecht für DIOKLETL\N62 • 

Man versteht auch nicht, wie nach spätklassischem Prozeßrecht im 
Kognitionsverfahren ein restituere providere erfolgen kann, das doch 
auf eine Verurteilung des Klägers zur Leistung deutet. \Vie hier wahr­
scheinlich die Verurteilung des Klägers als justinianischer Rechts­
zustand eingearbeitet ist, so glaube ich ähnliche Textveränderungen 
in Cod. 8, 44, 563 , Cod. 8. 44, 24, r 64 annehmen zu dürfen. 

In der modernsten Literatur des römischen Zivilprozesses ist diese 
Verurteilung des Klägers zur Leistung aus dem Gegenanspruch des 
Beklagten anscheinend im Begriff, vergessen zu werden. Man brachte 
sie in einen durch keinen Beleg gebotenen Zusammenhang zu den Vor­
schriften über die \Viderklage. Das war ein Verlegenheitsbehelf, der nur 
dadurch möglich war, daß man die eigenartige Lehre der Byzantiner 

61 Neuartig ist sie sicher. ?-;'och die Konstitution ZENOS, die CuiACIUS (Observ. 
XII, I) aus den Basiliken und dem Codex Justinianus restituierte (Cod. 7, 51, 5, I), 
rechnete damit, daß der Richter in der Hauptsache nicht ohne 'Widerklage zu 
einer Verurteilung des Klägers gelangen könne. 

62 aestimabit, an pretium sit exsolutum, ist unklassisch, aber gerade in der 
Bedeutung "eine Tatsache oder einen \Villen feststellen" findet sich das \Vort 
bei j USTINIAN: Cod. 8, 53, 34, I c. Cod. 6, 37, 23, I c. lnst. I, 22 pr.; vgl. auch die 
Interpolation des aestimare in Cod. Tust. 8, I6, 7, I neben Th. 2, 30, I. - hoc restitui 
ist schief, da es grammatisch auf den vordergehenden Satz geht und sachlich 
sich nur auf pretium beziehen soll. pretium restitttere sagten JusTINIANS Leute, 
vgl. die Interpolation in D. I8, I, 57, I, vgl. unten S. 39ff. 

63 Zu icl enim fiet - opposueris, vgl. unten § 4· 
6 4 Hier ist klar, daß anfangs die ao venditi in Frage steht, also sie für die 

Prozeßlage in Detracht kam. Aber am Ende wird offenbar in demselben ProzeLl 
von der Verurteilung des Klägers gesprochen (iuclex tibi-praestari proviclebit). 
Vgl. unten § 4· 
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für die bonae fidei iudicia als mutuae actiones übersah. Die Byzantiner 
selbst waren durch diese Theorie der mutua actio praktisch zu ähnlichen 
Resultaten gelangt, wie nachher die gemeinrechtliche Praxis zum Urteil 
auf Erfüllung Zug um Zug. 

Die justinianische Bestimmung der 1. I4 C. de sententiis (7, 45) stand 
mit einer anderen Verordnung des Kaisers in offenbarem Zusammen­
hange. JusTINIAN verweist in einem Gesetze über den contractus 
emphyteuticarius auf eine ältere Bestimmung eines anderen Gesetzes 
(Cod. 4, 66, 2, I): 

"neminem oportet conventionem vel admonitionem expectare, sed ultro sese 
offerre et debitum spontanea voluntate persolvere, secundum quod et anteriore 
lege nostri numinis generaliter cautum est." 

Wie hier die Berufung des Emphyteuta gegen den klagenden Do­
minus darauf, daß er während der 3 Jahre seiner Säumigkeit mit dem 
Pachtzins nicht gemahnt noch belangt worden sei, mit Hinweis auf ein 
älteres Gesetz als wirkungslos bezeichnet wird, ist diese Bestimmung 
in der bekannten Konstitution über den Verfall der Konventionalstrafe 
am Leistungstermin auch ohne Mahnung (Cod. 8, 37, I2) aus demselben 
Jahre, ein halbes Jahr vorher nachweisbar, und diese Verordnung wird 
wohl allgemein als die zitierte lex anterior aufgefaßt. Ob mit Recht, 
ist nicht unzweifelhaft. Jedenfalls liegt eine solche Ausschaltung der 
allgemeinen Notwendigkeit, den vom Richter zu berücksichtigenden 
Anspruch durch conventio libellis anhängig zu machen, eben in den 
Fällen vor, in denen es bei der mutua obligatio im bf.-iudicium der 
Byzantiner zur Verurteilung des Klägers aus dem Gegenanspruch kommt. 

Eine Lehre von der Gegenseitigkeit der Haftung im Schuldvertrag 
hat notwendig praktische Konsequenzen im Aufbau des gesamten 
Schuldrechts. Die moderne Lehre vom Synallagma im Bechmannschen 
Sinne hat diese Konsequenzen vor allem in der Lehre des nichterfüllten 
Vertrages, dort, wo die Modernen von der exceptio non adimpleti con­
tractus sprechen. JusTINIANS Synallagma-Lehre hat nachweislich weit 
bedeutendere Konsequenzen gehabt. Man kann sich des Eindruckes 
nicht erwehren, daß die langjährige dogmatische Arbeit einer Gelehrten­
schule hier vorgearbeitet haben muß, um die praktische Anwendung 
dieser Lehre von der actio mutua in weitverzweigter Kasuistik durch­
zuführen. Denn in der Kompilation ist diese Lehre anscheinend bei 
der Durcharbeitung des klassischen Schuldrechts vielfach zur Geltung 
gebracht. 

Es handelt sich für die Übersicht über diese Lehre vom avvaXAayfla 
der Byzantiner um eine wohl noch ungewöhnliche Fragestellung für die 
Interpolationenforschung65 • Bisher versuchte man die Ausgangspunkte 

65 Vgl. doch aber schon CARLO LONGO über natura actionis. Studii in onore 
di V. ScrALOJA I, 607 Rotondi, Bull. 24 (rgu) r ff. 
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für die Forschung in der juristischen Überlieferung außerhalb des 
corpus iuris ausschließlich zu finden und schied mit den Mitteln juristi­
scher Systematik und sprachlicher Kritik den justinianischen Einschlag 
aus den klassischen Juristentexten aus. Dabei fehlte vielfach eine Auf­
klärung des Grundes, aus dem JusTINIAXS Leute geändert hätten. Hier 
kann einmal von einer sicheren justinianischen Theorie ausgegangen 
werden. Die Frage ist: wo tritt im angeblich klassischen Obligationen­
recht der justinianische Gedanke der ultro citroque obligatio auf? Und 
gibt es juristische und quellenkritische Wahrscheinlichkeit dafür, daß 
es sich an einigen solchen Stellen um den Einfluß des byzantinischen 
Dogmas handelt? 

II. Teil. 

Das byzantinische Synallagma m der Überarbeitung 
des römischen Obligationenrechtes. 

§ 4· Das Dogma im Kaufrecht. 

Es ist klar, daß die byzantinische Lehre von der ultro citroque 
obligatio schon an der klassischen Gestaltung der Haftung aus dem 
obligatorischen Kaufgeschäft einen Anhalt finden konnte. Auch für 
den Kauf sagte ja schon das klassische Schulbuch, daß "einer dem 
anderen hier obligiert werde" 66 , - bei dem normalen gültigen Ge­
schäft entsteht beiderseitig klagbare Haftung -und die Zulassung der 
Kompensation im bonae fidei iudicium wie die allmähliche Anerkennung 
des Satzes, daß der Käufer nicht schlechthin Leistung verlangen könne, 
ohne zur Gegenleistung bereit zu sein67 oder wenigstens dem Verkäufer 
Sicherheit zu bieten 68 , geben der beiderseitigen Obligation hier eine 
Reihe bekannter Entscheidungen als Grundlage. 

Aber die Byzantiner müssen durch ihre Schultheorie der ultro ci­
troque obligatio auf neuartige Fragestellungen in allen Fällen gelangt 
sein, in denen die Klassiker nur eine der beiden Aktionen aus dem 
Kaufvertrage geben, weil im bonae fidei iudicium die Dolushaftung 
mit der ao empti auch in solchen Fällen zustand, in welchen nach fester 
klassischer Praxis eine wirksame emptio venditio gar nicht vorliegen 
konnte. Die Byzantiner kennen hier im Gegensatz zur klassischen 
Juristenlehre nicht mehr die Prozeßformel als positiv-rechtliche Grund-

66 Gai. 3, I37· Das Fragment ist in ll. 44, 7, 2, 3 unter der Rubrik obligationibus 
et actionibus in der Sa binusrnasse aufgenommen. 

67 Vgl. D. I9, I, I3, 8; Il, I, 3I, I; 2I, r, 57, pr. 
68 Vgl. D. 2I, I, 3I, 8; 47, 2, q, I; I8, 4, 22. 
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Iage ihrer Dogmatik. Sollen sie von der a 0 empti sprechen können, so 
muß eine wirksame emptio vorliegen, die der natura contractus ent­
springt69. Und da die ao empti ohne entsprechende a 0 venditi auf der 
anderen Seite infolgedessen nicht möglich ist, wandelt sich die klassische 
Frage, ob eine a 0 empti vorliege, bei den Byzantinern notwendig zu 
der anderen Frage: ob ein gültiges Kaufgeschäft vorliege. \Vo die a 0 

empti von ihnen bejaht wurde, mußten sie nach ihrem Dogma auch die 
a o venditi zugestehen. Und das führte praktisch vielfach zu ganz anderen 
Gestaltungen, als das klassische Obligationenrecht sie gekannt hatte. 
Diese Gesichtspunkte spielen anscheinend bei der Behandlung der Un­
möglichkeitslehre (I, II), bei der Behandlung der emptio rei furtivae 
(III), bei der Behandlung des Geschäftsirrtums (IV) und daneben in 
einigen Spezialfällen eine Rolle (V). 

I. 

In der Lehre von der Unmöglichkeit der Leistung liegt die Tatsache, 
daß nach justinianischem I~echt die ultro citroque obligatio für die 
I<.echtsgestaltung maßgebend war, und andererseits die Tatsache, daß 
diese Lehre interpoliert ist, für zwei Fälle klar: einmal für die Regelung 
des Verkaufs eines homo liber und eines locus religiosus, andererseits für 
den Untergang der verkauften Sache vor dem Vertragsabschluß. Beides 
scheint mir auch für die Behandlung des Kaufgeschäftes über eine res 
furtiva dringend wahrscheinlich. 

Die Behandlung des Kaufvertrages über die res extra commercium 
ist im wesentlichen schon durch F. HAYMAXN69 a m. E. klargestellt. Nach 
JusrunANS Rechtszustand, der in den Institutionen referiert wird, ist 
der Kauf des locus sacer oder religiosus nur dann unwirksam, 
wenn der Käufer die Verkehrsunfähigkeit der Sache gekannt hat7°. 
Sonst, also bei Unkenntnis beider Parteien oder bei Gnkenntnis des 
Käufers allein, ist der Kauf als wirksam bchandelt7 1 . Gehaftet wird 
dann voll auf das rem habere licere, das positiYe Erfüllungsinteresse 
an der Leistung, natürlich entsprechend auch auf den Kaufpreis. In 
den Institutionen steht dabei seltsamerweise neben der Haftung auf 
das rem habere licere noch eine wenig dazu stimmende Beschreibung 
der Tendenz dieser Haftung: ut consequatur, quod sua in terest deceptum 
eum non esse. Es klingt, als wenn der Ersatz des Vertrauensschadens 

69 Darüber G. RoTONDI, Bull. 24 (rgrr) z8ff., rrzff. und schon C. LoKGO, 
Stucli in onore di SCIAIOJA, I, 63off. und Bull. 17 (Igos), 34ff. 

69a FRANZ HA.YMANN, Die Haftung des Verkäufers für die Beschaffenheit 
der Kaufsache (rgrz) S. I54ff. 

70 lnst. 3, 23, 5· 
71 Dei Unkenntnis des Käufers: D. I8, I, 4; 5; 6, pr. 
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hier durchaus gleichbedeutend mit dem Ersatz des Erfüllungsinteresses 
wäre, während sonst in den Klassikerstellen doch recht deutlich ist, 
daß die Haftung für Vertrauensschaden oft viel geringer als die andere 
ist72• Aber diese Härte ist in der Paraphrase bezeichnenderweise ver­
schwunden. Sie kennt einfach die "a0 ex empto auf Forderung des In­
teresses, da der Käufer nicht das ihm Verkaufte haben kann". Hier 
allein ist die byzantinische Schultheorie, die konsequent die volle Er­
füllungshaftung bei Unkenntnis des Käufers von der Verkehrsunfähig­
keit eintreten läßt, in ihrem Wirken noch nach der Kodifikationsarbeit 
erkennbar73 . 

Das klassische Recht ist hier unter der byzantinischen Übermalung 
schon nachgewiesen74 : es galt schlechthin der Satz, daß eine wirksame 
emptio venditio über den fundus religiosus oder den locus sacer nicht 
abgeschlossen werden kann. Dieser Satz ist zunächst noch in den 
unveränderten Digestenfragmenten mit aller Deutlichkeit bezeugt: 
PAPINIAN (3, responsorum) D. I8, I, 73 pr. "aede sacra terrae motu 
diruta locus aedificii non est profanus et ideo venire non potest". V gl. 
auch PAULUS Sent. I, 2I, 7; (33 ad ed.) D. I8, I, 34, I.- ULPIAN (28 ad 
Sab.) D. I8, I, 22; 24. MoDESTINUS (5 regul.) D. I8, I, 62, I. - ULPIAN 
(25 ad ed.) D. II, 7, 6, I. Cod. 3, 44, 2; 9· Dieser Rechtszustand ist der 
klassische, denn er ist anscheinend den Worten nach75 in der sententia 
de sepulcris des Subpräfekten ALFENIUS SENECIO (2.-3. Jahrh. p. C.) 
zugrunde gelegt: "da die Gebäude auf solum purum stehen, nicht 
auf einem Grab, noch auch mit einem Grab verbunden sind, steht fest, 
daß der Kauf rechtswirksam ist" 76 • Ferner stimmt das klassische System 
des Privatrechtes zu diesem Rechtszustand allein: der Eigenbesitz am 

72 Vgl. die zum Teil schon von FR. MoMMSEN, Unmöglichkeit !09, Erörterungen 
2, 36ff.; BRINZ, Pandekten 2, rz8f.; !HERING, Jahrb. f. Dogmatik 4, rff.; RABEL, 
Melanges Gerardin 473ff. benutzten Belegstellen bei F. HAYMANN a. a. 0. 53-66, 
der dem Unterschied der klassischen Haftung auf Vertrauensinteresse von der 
Haftung auf positives Erfüllungsinteresse mit der modernen Forschungskritik 
nachging, dort, wo bisher die moderne Interpolationenforschung die Überarbei­
tung nicht geahnt hatte. 

73 Ältere Basilikenscholien sind nicht erhalten. Nebeneinander ist rezipiert: 
die Regel von der Unwirksamkeit des Kaufs und die bloße Haftung auf Ver­
trauensschutz in Bas. 19, I, 6o; die Regel, daß der Kauf zugunsten des nicht­
wissenden Erwerbers wirksam sei, Bas. 19, I, 4, 5; ist es bezeichnend, daß Bas. 
19, I, 71 durchaus nicht so deutlich wie D. r8, r, 73 sagt, daß der locus sacer 
nicht verkauft werden kann? 

74 HAYMANN, a. a. 0. 6I, I54ff. 
75 Der Sache nach ist natürlich ein scharfer Schluß aus dieser Stelle nicht 

zu gewinnen, da die Entscheidung im justinianischem Rechte ebenso verwertbar 
wäre. 

76 C. J. L. IO, I, 3334 (BRUNS Fontes7 p. 405). Die massenhaften Sepulkral­
inschriften scheinen, soweit ich sehe, keine sichere Ausbeute zu gewähren. 
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locus sacer oder locus rcligiosus ist schlechthin unmöglich 77 ; wenn eine 
Stipulation dem Gläubiger geleistet ist, für den Fall, daß er das ver­
kehrsunfähige Grundstück verkaufe, ist die Bedingung und die stipu­
latio unwirksam78 ; ebenso wie die stipulatio unwirksam ist: eum locum, 
cum ex sacro religiosove profanus esse coeperit, dari79• Es ist durchaus 
unwahrscheinlich, daß bei Unwirksamkeit des Kaufs wirklich eine 
Klage auf Erfüllung des Vertrages dem nichtwissenden Käufer zuge­
standen habe. Das Gegebene war eine dolus-Haftung wegen Täuschung 
des Erwerbcrs über die Verkehrsunfähigkeit der Sache. Der Kauf war 
dabei zwar als unwirksam behandelt, aber die actio empti mußte hier 
ebenso zustehen können, wie bei der arglistigen Täuschung über irgend­
eine andere unmögliche Leistung. Und danach gibt auch MüDESTIN 

D. I8, I, 6z, I den Anspruch auf das Vertrauensinteresse, obgleich die 
emptio nicht wirksam ist80 . Dieselbe Entscheidung stand wohl einst 
in Inst. 3, 23, 5 im klassischen Texte. Hier ist nur anfangs das "sciens" 
im Tatbestande und nachher das "quod non habere ei liceat" als Inter-­
polation zu streichen81, das erstere, weil eben die \Virksamkeit des 
Geschäfts nach klassischem Recht nicht von dem Wissen oder Nicht­
wissen des Käufers abhängt, das zweite, weil die Haftung auf Ver­
trauensinteresse, nicht auf Verletzung der Vertragspflicht beruht, 
welche in der Garantie für das rem habere licere besteht. Schon SCIALOJA 
bemerkte mit Recht die Interpolation "si ab ignorante emitur" in D. I8, 

I, 4, wenn auch mit anderer Begründung82. 

Wie sich zu dieser Dolushaftung mit der a 0 empti die ao in factum 
gegen den Verkäufer verhält, si fundus religiosus pro puro venisse dicetur 
(D. II, 7, 8, I), war bisher nicht klar. Meist versteht man unter dieser 
Klage eine solche, welche dem Käufer des fundus gegen den Verkäufer 
zusteht83, und hat dann Schwierigkeit, diese ao in factumneben der actio 
empti in D. I8, I, 6z, I zu erklären. Aber die Sch\vierigkeit entfällt. 
wenn nach klassischem Recht die a 0 empti nur als Dolushaftung in 
Betracht kam und daher hier eine weitergehende und den Beweis des 

77 D. r8, I, 34, 1. - D. 41, 2, 30, r. Die zweite Stelle stammt 8us der Er­
läuterung des PAULUS im 15. Buche ad Sabinum, wo die civilis possessio ex iusta 
causa in Frage stand. 

78 D. 45. I, I37. 6. 79 D. 45· I, 83, 5· 
80 Man kann nur fragen, warum das Fragment nicht interpoliert ist. - Kom­

pilatorenversehen? 
81 sciens zu streichen empfiehlt schon F. HAY11A:\fN, a. a. 0. I6o. 
82 Bull. 2 (rSgg) 178. PERNICE, LABEO 2, I, 379. 2. GIRARD, Manuel5 445· 

BONFANTE IstH 467 U. 3· FERRI:\fi. Bu!l. 13 (rgor) 179 bemerkt nur, daß lnst. 3, 
23, 5 fu gravamente ritoccato clai compilatori. 

83 So LENEL, Edictum2 § gr, der auf das Problem aufmerksam macht, wie 
<licse Klage sich zur a 0 empti verhält. HAYMAN:\f p. 155. Auch ich halte das für 
richtig. Denn nur in diesem Falle ist die Formel wirklich analog zum Typ der 
Strafklage gegen denjenigen qui mortuum intulit in alienum fuuclum. 

3* 
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Dolus nicht verlangende Strafklage bestand. Nach justinianischem 
Recht, nach welchem der Verkauf an den nichtwissenden Erwerber wirk­
sam war, ist diese Klage zwecklos, da hier die a 0 empti selbst zusteht, 
wo im klassischen Recht ihr praktischer Erfolg nur mittels der beson­
deren actio in factum hergestellt wurde. Der praktische Grund für die 
justinianische Umgestaltung mag mit dieser a 0 in factum zusammen­
gehangen haben: wenn dort dasselbe praktische Ergebnis erzielt wurde, 
wie bei der a 0 empti auf Erfüllungsinteresse84, lag es nahe, die a 0 empti 
aus wirksamem Kauf selbst immer dem nicht wissenden Erwerber zuzu­
gestehen. Jedenfalls entsprach die Rechtsänderung dem Kompilatoren­
dogma der ultro citroque obligatio. 

Im Falle des Verkaufs des homo liber liegt der justinianische Rechts­
zustand, der durchscheinende klassische und die Methode der Rechts­
änderung ganz ähnlich. Auch hier ist die wesentliche Arbeit schon 
von FR. HA YMANN85 getan, der hier den Lösungsversuch SciALO JAS 
m. E. überholt hat. 

Der justinianische Rechtszustand ist ebenso wie bei dem Verkauf 
der res extra commercium86 : der nichtsahnende Erwerber schließt ein 
wirksames Geschäft ab, der wissende schließt ein nichtiges Geschäft. 

Was hier im klassischen Rechte galt, ist streitig. Die heute noch 
herrschende Lehre87 nimmt an, daß nach der klassischen Juristen­
lehre das obligatorische Kaufgeschäft wirksam ist, wenn der Käufer 
nichts von der Freiheit des gekauften Individuums weiß, und zwar 
gelte dieser Rechtszustand kraft eigenartigen Sonderrechts aus Ge­
danken des Verkehrsschutzes: quia difficile dinosci potest liber homo 
a servo (D. I8, I, 5). \Ver dies annimmt, gerät nun aber in die Lage, 
eine Reihe von Antinomien in Kauf zu nehmen: homo enim liber nullo 
pretio aestimatur, sagt PAULUS in Sent. V, I, r. Und derselbe PAULUS 
soll im 33· Buche ad Sab. (D. I8, I, 34, 2) entschieden haben: Liberum 
hominem scientes emere non possumus. -? Ja er soll auf die Frage 
des Rechtsrat Suchenden in einem Fall, in welchem dieser den Kauf 
über ein Individuum für ungültig hielt, weil in libero .. homine neque 
venditio constitit et nihil est, quod veneat, geantwortet haben: venditio 
.. tam servi quam liberi contrahi potest ... non enim de eo loquimur, qui 
sciens liberum emit88 • PAPINIAN (D. I6, I, 27, I) dagegen nennt den Kauf 
über einen homo liber schlechthin als Beispiel eines nichtigen Geschäftes, 
zusammen mit dem Kauf des praedium litigiosum89 • Aber es handelt 

8 4 HAYMAJ',;K scheint das zu bestreiten, a. a. 0. p. 155· 
" 5 a. a. 0., p. 157-170. 86 Inst. 3, 23, 5; D. r8, I, 4-6; D. rB, r, 70. 
87 ScrALOJA Bull. 2 (r88g) 178; PER:'i'ICE, LABEO 2, r, 379, z; GIRARD, ManueP 

445. Do:'i'FAKTE, Tst.s 467; RABEL, Mclanges Gerarclin 51 r. 
88 D. 40, 13, 4· HAY~!AN:'i' p. r6r. 
~9 Gber letzteres fragm. cle iure fisci § 8; D. zo, 3, r, 2. 
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sich um mehr als um Antinomien im brüchigen Digestenmaterial90 • 

\Ver mit der heut herrschenden Lehre annimmt, daß der nichtsahnende 
Käufer eines homo liber ein wirksames Geschäft abschloß, übersieht, 
daß in der lex Fabia de plagiariis nach dem Wortlaut des Gesetzes­
textes nicht nur derjenige unter das Gesetz fällt, der sciens dolo malo 
emerit, sondern jeder Käufer91 . Eine besondere Bestimmung oder nur 
die Praxis erklärten den nichts ahnenden Käufer für straffrei. Wer 
das erwägt, wird es für ganz unglaublich halten, daß der Prätor, der 
aus denlegesminus quam perfectae der Republik selbst keine wirksame 
Klage zuließ, eine a 0 empti entgegen dem Verbot der lex Fabia gegeben 
haben sollte, wo es sich um den Kauf eines homo liber handelte. 
Diesen für gültig zu erklären, wenn ein nichtsahnender Erwerber 
kaufte, das blieb dem byzantinischen Kaiser vorbehalten, der die Tat­
bestände der Fragmente über die lex Fabia entsprechend ändern ließ, 
so daß sie sich nur auf den wissentlichen Käufer eines homo liber be­
zogen. Daher ist entsprechend auch die stipulatio hominem dari wie 
das Damnationslegat über den freien Mann unwirksam (Gai. 3, 97; 
PAUL. D. 45. I, 83, 5; MoDESTI;-i". D. 45. I, I03; ULP. reg. XXIV, g). 
Nichts beweist, daß ein anderer Rechtssatz, als derjenige, welcher im 
allgemeinen den Kaufvertrag über den homo liber für ungültig erklärte, 
dieser Entscheidung zugrunde lag. \Ver trotz der richtig erkannten 
lex Fabia behaupten will, daß die Klassiker den Verkauf des freien 
Mannes als wirksam behandeln konnten, wenn nur der Erwerber nichts­
ahnend war, der müßte einen besonderen Rechtssatz als Grundlage 
dafür nachweisen. Und ein solcher liegt den Juristenentscheidungen 
offenbar nicht zugrunde. 

Diese Interpolation, die durch Vergleich der Paralleltexte über die 
lex Fabia in und außerhalb des Corpus iuris feststeht, gibt eine Sicher­
heit für die Interpolationsbehauptungen, die HAYMANN für eine Reihe 
Digestenstellen gemacht hat, in denen der justinianische Rechtszustand 
zur Geltung gebracht ist: In D. r8, r, 4 und 6 pr. ist92 der Verkauf des 
homo liber auf einer Stufe mit dem Verkauf des locus saccr und religio­
sus genannt, si ab ignorante emitur. Es genügt nicht, hier nur die Er-

90 Das folgende Argument ist von HA Y~!A~X nicht beigebracht. 
91 sciens und sciens dolo malo in D. 4S, 15, I. 4· 6, 2 sind justinianische 

Interpolationen, wie aus der parallelen Aufzählung der Tatbestände in Collatio 
14, 2, r; q, 3, 4 hervorgeht. Vielleicht auch das scicns Trib. in Cod. g, 20, 15. Diese 
Tatsache ist allerdings stets verkannt, cf. :Vlol'>niSEN Strafr. 78r. 

9 " Pompor1. (1. 9 acl Sab.): [Et] (nec) liberi hominis [et] (nec) loci sacri [et] (aut) 
religiosi, qui haberi non [potest] (possunt), cmptio intellegitur [,si ab ignorante 
emitur]. [Sed] Celsus filius ait hominem liberum [scicntem] tc emcre non posse nec 
[cuiuscumquc rei si scias alienationem esse, ut] sacra aut religiosa loca aut quorum 
commercium non sit, ut publica, quae non in pecunia populi, sec! in publico usu 
habeantur [ut est campus Martius]. 
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wähnung der re:-; extra commercium zu streichen93, denn "qui haberi 
non possunt" stand sichtlich schon als Begründung im Texte, als dieser 
noch gerade die Unwirksamkeit aussprach, die er im Corpus iuris aus­
zuschließen scheint. Ebenso ist das scientes in D. I8, I, 34, 2 inter­
poliert. In D. 40, I3, 4 hat auch HA.YMANN schon in der Entscheidung 
des PAULUS die Interpolation behauptet. Hier wie in D. I8, I, 70, wo 
LICINIVS RuFus scheinbar den justinianischen Rechtszustand als 
den klassischen hinstellt, liegen Überarbeitungen vor. Es liegt nahe, 
an Texte zu denken, die ursprünglich ebenso von der mancipatio spra­
chen, wie D. 2I, 2, 39, 3· Aber Gewißheit ist gegenüber diesen Stellen 
allerdings nicht zu erlangen. Es bleibt hier nur der Hinweis auf das 
Gesamtergebnis, auf die Antinomie, in der sonst der PAULUS-Text 
zu den anderen Aussprüchen desselben Juristen steht, auf die sicheren 
Interpolationen in den Fragmenten über die lex Fabia. Danach darf 
als wahrscheinlich gelten, daß im klassischen Recht auch hier der 
Rechtszustand war: der Kauf über den homo liber ist als Verpflich­
tungsgeschäft nichtig94. Nur eine ao empti aus dem Dolus des Ver­
käufers ist auch hier anzunehmen. Sie ist nicht unmittelbar erweisbar, 
da Inst. 3, 23, 5 mit seinem Hinweis auf den Rechtszustand bei dem 
Verkauf der res extra commercium kein grenzenloses Vertrauen ver­
dient. Aber in die Erwägung des Juristen über diesen Anspruch mag 
D. I8, I, 5 gehören, eine Stelle, an der ja klar ist, daß auch der Klas­
siker die Frage kannte, wie der Käufer gegen die Unwirksamkeit des 
Geschäftes zu schützen sei. 

Die justinianische Rechtsänderung ist hier praktisch sehr wohl 
zu erklären: da jede Garantiehaftung für Rechtsmängel nach J usn­
NIANS Kodifikation auf dem wirksamen Kaufgeschäft ruht und die 
a 0 auctoritatis weggefallen war, muß mit der a 0 empti wegen der Evik­
tion vom emptor ignorans vorgegangen werden können. Entsprechend 
dem Dogma der ultro citroque obligatio war damit gegeben, daß die 
Kompilatoren das ganze Geschäft als wirksam erklärten, wenn der 
Käufer nichtsahnend den freien Mann erworben hatte. 

In den Zusammenhang mit dem Verkauf des freien Menschen ge­
hört auch D. IJ, I, 8, 5,95 wo BESELER und HAYMANN schon die 

93 So ScrALOJA und die oben S. 36 Anm. 87 Genannten. 
9 • Praktische Bedenken könnten daraus geltend gemacht werden, claß damit 

der Eviktionsanspruch ex empto entfällt. Aber das hat ja nach klassischem Recht, 
bei der iVIöglichkeit aus der mancipatio und der stipulatio duplae zu klagen, keine 
praktische Bedeutung. Bei Täuschung des Käufers half ja auch die a 0 ernpti aus 
dem dolus. lm justinianischen Recht dagegen war dieses Entfallen des Eviktions­
anspruches unannehmbar. Damit er zustand, mußte der Kauf selbst, der Grund­
lage des Anspruches nach justinianischem Recht ist, wirksam sein. 

95 Ulp. (l. 33 ad Ecl.): Si liber homo, cum bona fiele serviret, mandaverit Titio, ut 
redimcretur et nnmmos ex eo peculio dederit, quod ipsum sequi, non apud bonae fidei 
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Interpolation festgestellt haben. ]ULIAN, referiert von ULPIAN, bespricht 
den Fall, daß der freie Mann, der dem bf.-possessor als Knecht dient, 
einem Dritten den Auftrag gibt, ihn zu kaufen und freizulassen. Der 
Dritte kauft und läßt frei, indem er das Geld aus dem peculium zahlt, 
das mit dem angeblichen Sklaven mit auf den Käufer übergeht. Als 
nachher der Freigelassene seine Ingenuität erweist, geht die a 0 mandati 
gegen den Freikäufer auf Aktionenzession. In dem Falle, daß die nummi 
ex re des bonae fidei possessor selbst stammen, ist die a 0 mandati gegen­
standslos, weil der Freikäufer in diesem Falle keine Rückforderung 
gegen den bonae fidei possessor hat. Die Kompilatoren behandeln den 
Kauf als wirksam; sie müssen daher nach ihrer Theorie der ultro citroque 
obligatio die a 0 venditi gegen den Freikäufer auf Kaufpreiszahlung 
annehmen. Aber aus dieser Schwierigkeit ziehen sie sich mit der Ent­
scheidung: diese a 0 venditi sei ja unpraktisch: "weil er, soviel er damit 
bekommt, mit dem iudicium ex empto aus der Eviktionshaftung prae­
stieren müsse". Interessant ist hier die Konsequenz, mit der die a 0 ven­
diti erst bejaht wird, um dann aus praktischen Gründen als zwecklos 
hingestellt zu werden. Die klassischen Aktionen sind hier als Ansprüche 
umgedacht, die sich gegenseitig heben, nicht anders als die Ansprüche 
bei der Dolus-Kompensation in D. I8. I, 57, die wichtige interpolierte 
Stelle, auf die ich nunmehr eingehe. 

II. 

K ach ähnlicher Methode wie dieser Kauf über unmögliche Leistung 
ist der Fall des berüchtigten Fragmentes D. I8, I, 57 behandelt: wenn 
der Kauf abgeschlossen ist über ein Haus, das kurz vor dem Kauf ab­
gebrannt ist, sollen die älteren Sabinianer entschieden haben, daß 
nichts verkauft sei; NERATIUS dagegen soll zwischen mehreren Fällen 
unterschieden haben96 . Soweit ist die Stelle sicher echt. Was folgt, ist, 

emptorem relinqui debuit, Titiusque pretio soluto liberum illum manumiserit, mox 
ingenuus pronuntiatus est, habere eum mandati actionem J l:LIANUS ait adversus eum 
cui sc rcdimendum mandavit, serl hoc tantum inesse mandati iuclicio, ut sibi actio­
nes mandet, quas habet adversus eum a quo comparavit. plane si eam pecuniam 
dederit, quae erat ex peculio acl bonae fidei emptorem pertinente, nullae ei, inquit 
}liLIA:'>iUS, manclari actiones possunt, quia nullas habet [cum ei suos nummos 
emptor declerit: quin immo, inquit, cx vendito manebit obligatus, sed et haec 
actio inutilis est, quia quantum fuerit consecutus, tantum empti iudicio necesse 
habcbit praestare.] BESELER hat die Interpolation schon gesehen (Beitr. 2, u8), 
HAYMANN sie gleichzeitig eingehend begründet (a. a. 0. 167f.), soweit es sich um 
die Worte ab "quin immo" handelt. Aber schon die Begründung "cum ei-dederit" 
ist kaum mehr klassisch. Denn einmal ist sie allzu trivial, weist außerdem mit 
dem "ei" nicht auf das letzte "ei" zurück, sondern auf den bonae fidei possessor, 
der gar nicht als Satzsubjekt eingeführt ist. 

96 M. E. nicht aus dem Gedanken der anfänglichen Unmöglichkeit der Lei­
stung, sonelern aus der Vertragsauslegung der beiderseitig bekannten Voraus-
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wie heut alle annehmen, schwer interpoliert97, und als Methode der 
Interpolation ist sehr deutlich die Tendenz zu erkennen, das Kauf­
geschäft nach beiden Seiten wirksam oder unwirksam sein zu lassen, 
entsprechend dem Dogma der ultra citroque obligatio, nach dem die 
Obligationen bei dem Kauf entweder beiderseitig entstehen oder beide 
nicht entstehen. Daher die kindliche Regelung: I. Für den Fall der 
Ignorantia der beiden Parteien: wenn der größere Teil des Hauses ver­
brannt ist, soll der Käufer nicht "zum Vollzug des Barkaufs gezwungen 
werden" 98 , sondern darf "sogar" das Gezahlte zurückfordern; wenn 
die Hälfte oder ein kleinerer Teil verbrannt ist, soll für beide Teile das 
Geschäft wirksam sein, aber mit Minderung des Preises. 2. Für den 
Fall, daß der Verkäufer weiß, daß das Haus abgebrannt ist, der Käufer 
es nicht weiß, so soll das Kaufgeschäft unwirksam sein; steht irgend 
ein Teilchen des Hauses noch, so soll dagegen der Kauf wirksam sein 
und der Verkäufer das Interesse an der Erfüllung "restituieren". 3· Wenn 
der Käufer den Brand kennt, aber der Verkäufer nicht, so soll das Ge­
schäft voll wirksam sein, und 4· wenn beide wußten, daß das Haus 
abgebrannt sei, so ist der Dolus der Parteien zu kompensieren. 

Über die Interpolationen ist heut nur noch insofern eine Frage mög­
lich, als das Problem sein muß, unter der Überarbeitung den echten 
Text wiederzufinden. Jedenfalls liegt ganz bloß, wie hier nach den 
Fragestellungen der byzantinischen ultra citroque obligatio die sehr 
lebhafte Kasuistik abgehandelt ist. Man lernt eine neue Seite des byzan­
tinischen Dogmas kennen: die Klassiker kannten nur die Compensatio 
von Forderungsbeträgen. Die Byzantiner dagegen kennen die Hebung 
der sich gegenseitig gegenüberstehenden Ansprüche, da eben das bonae 
fidei iudicium für sie mutua actio ist: iudicio quod ex bona fide 
descendit, dolo ex utraque parte veniente stare (sc. venditionem) non 
concedente. Was uns bisher als eine unklare Verwässerung klassischer 
Ideen erschien, der ganze Begriff der Doluskompensation, ist hier 
logische Konsequenz aus dem grundlegenden byzantinischen Dogma. 

Wenn man den Gesichtspunkt erkennt, nach dem umgestaltet 
ist, ist es wohl auch möglich, zu einer glücklichen Hypothese über 

setzung, die wesentlich für den Vertrag war und sich als falsch herausgestellt hat 
(sogenannter mutual mistake des englischen Rechts, vgl. ANSON, Law of con­
tract, p. r62f. [17. A. S. r6o]). 

97 Zur Interpolation vgl. FABER, Coniecturae 12, 17. EISELE, SZ. 7 (I886) 30. 
GRADENWITZ, Interpolationen 46f. LENEL Faul., I I I6. BECHMANN, Kauf (heraus­
geg. V. ÜERTMANN) 3, 2, 234ff. BONFANTE, Ist. 6 467 U. I; STORIA3 2, 158. 
HAYMANN, a. a. 0. 4of., 66, 79, dessen Kritik an der Stelle mir aber zu radikal 
erscheint, wenn er nicht mehr als den ersten Satz gelten läßt. 

98 Es ist die aus der griechischen Dogmatik entlehnte Auffassung des Kaufes 
(vgl. GGA 191I, 727ff.): durch Zahlung des Preises wird die venditio, d. h. der 
Barkauf, durch Austausch der Leistungen acl effectum "perducitur". (Irrst. 3, 23, 1; 
Cod. 4, 38, 15, r.) 
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die klassische Rechtsgestaltung zu gelangen, die hier den Anstoß bei 
den Byzantinern erregte. Die festen Punkte für die Hypothese sind 
folgende: analog dem Stipulationsrecht (D. 44, 7, I, 9) ist ursprünglich 
nach sabinianischer Lehre das Kaufgeschäft nichtig, wenn das Haus 
verbrannt war. Das entspricht der Entscheidung über die beiderseitige 
falsche Voraussetzung (mutual mistake oben S. 39 n. 96) bei URSEIUS 
FEIWX (D. I8, I, 41, I) wie nach der Entscheidung :YIAECIA"'S (D. r8, 
I, 44) über die paarweise verkauften Sklaven. Ferner ist im klassischen 
Recht hier sicherlich mit der Dolushaftung des täuschenden venditor 
gearbeitet worden, die in § I durch den Erfüllungsanspruch verdrängt 
ist, für den Fall, daß nur etwas vom Hause noch steht. Endlich ist belang­
reich, daß PAPINIAN in D. I8, I, 58 den Kauf eines Gartengrundstücks 
für wirksam erklärt, wenn nur die Bäume vor Abschluß des Geschäftes 
verbrannt sind oder umbrachen, und es dem Käufer nicht auf die Bäume 
ankam. ·- Da derselbe Gedanke auch sonst in der Unmöglichkeitslehre 
nachweisbar ist99 , wird wahrscheinlich, daß schon NEEATIUS wie PAPI­
NIAN den F'all hervorgehoben haben dürfte, daß noch im abgebrannten 
Zustand das Haus für den Käufer Interesse hat. Auch die Textkorruptel, 
die l\fOMMSEN heilen wollte (quanta pars domus incenclio consumpta 
permaneat). deutet vielleicht darauf hin, daß im Respons um des KERA­
TIUS der Passus über den entscheidenden Gesichtspunkt nicht frei er­
funden, sondern nur zusammengestrichen istl00 . Dort, wo jetzt die 
sicher interpolierte Stelle folgt, war bei NEEATIUS wohl eben die Ent­
scheidung gegeben, welche den Eingriff der Byzantiner veranlaßte 101. 

Und zwar dürfte ~EEATIUS dem Käufer die \Vahl zwischen der con­
dictio, d. h. Anfechtung des Kaufes und der a 0 empti, also dem Gelten­
lassen des Geschäfts gelassen haben: der Passus über die condictio fällt 
mit seinem guten Latein noch heute in der byzantinischen Kanzlei­
sprache auf, aus deren grammatischer Konstruktion er sich abhebt. 
Und andererseits: gerade die a 0 empti, bei vvelcher der Käufer auch 
seinerseits den Kauf erfüllen muß, klingt vielleicht am Anfang durch 
die energische Ablehnung dieser :VIöglichkeit, daß man dem Käufer 
eventuell volle Zahlung des Preises zumuten könne, noch durch. Vv'ir 
hätten damit auch gerade diejenige Rechtslage, welche der byzanti-

99 D. 31, 05, T in cler Entscheidung der qniclam. 
100 Im Passus "Ncratius ait- permaneat". Vielleicht hieß es: quac pars clomus 

consumpta sit, quae permaneat. 
101 D. 18, 1, 57 pr. ... Ncratius ait [hac quaestione] multum interesse [quanta 

pars] (quae pars) domus incendio consumpta (sit quae) permaneat, [ut si guiclem 
amplior pars domus exusta est, non compellatur emptor perficere emptioncm, 
sec! etiam] quod forte solutum ab co cst rcpetct [sin v-cro v-el climidia pars v-el 
minor quam dimidia exusta fuerit, tune coartanclus est emptor venclitionem 
adimplere aestimationc boni Yiri arbitratu habita, ut, quod cx pretio propter 
incenclium clecrescere fuerit inv-cntum, ab huius pracstatione liberctur]. 
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nischen Dogmatik besonders widerstreben mußte, da sie die mutua 
actio und die ultra citroque obligatio bei dem Kauf hier geradezu ge­
leugnet fand. Denn eine entsprechende a 0 venditi des Verkäufers ist 
hier ja nicht denkbar, wenn wirklich der Klassiker so entschied, wie ich 
es vermute. 

In § I ist die Darstellung des Falles wohl echtl02 . Der Klassiker ent­
schied wohl nicht anders als MüDESTIN in D. I8, I, 62, I etwa: Sin 
autem venditor quidem sciebat domum esse exustam, emptor autem 
ignorabat, [nullam ... restituere] (licet emptio non teneat ex empto 
tarnen advcrsus vcnditorem experietur ut consequatur quod interfuit 
eins ne deciperctur). Dieselbe Entscheidung des Klassikers ist auch ein 
anderes Mal wohl ebenso abgeändert worden, nur so, daß noch die 
klassische a 0 empti auf das Vertrauensinteresse an dieser Stelle sicht­
bar blieb 103. In § 2 ist der Fall sicher tribonianisch eingeleitet. Die 

10" Vgl. auch LENEL, PACL. I 1 r6. 
103 D. rS, 4, 8, (JAVOLENUS l. 2 ex PLAUTIO), die Gewährleistungshaftung des 

Erbschaftsverkäufers betreffend: Quod si nulla hereditas acl vemlitorem pertinuit, 
{quantum emptori praestari clebuit, ita distingui oportebit, ut, si est quidem aliqua 
hcreditas, secl ad venclitorem non pcrtinet, ipsa aestimetur, si] (aut) nulla est, clc 
qua actum vicleatur, pretium dumtaxat et si quid in cam rem impensum est, emptor 
a venditore (cleceptus) consequatur. BoNFANTE (lst. 6 467, r) will die Stelle ab ut si 
als interpoliert betrachten. Meines Erachtens geht diese Annahme zu weit: am Ende 
kommt deutlich die Haftung aufs Vertrauensinteresse, die aus der klassischen 
Dolushaftung mit a 0 empti erwächst, hervor. Aus sprachlichen Grünelen ist doch 
nur cler unvermittelte Anschluß des quantum-debuit und das distingui oportebit 
verdächtig. Sachlich ist die a 0 ex empto als Erfüllungsklage mit Bewertung des 
positiven Leistungsinteresses schon deswegen verdächtig, weil kurz vorher in 
fr. 7 eben als klassisches Recht steht: cum hereditatem aliquis vendidit, esse 
debet hereditas, ut sit emptio. Cnd es will doch verdächtig scheinen, daß der 
Fall, daß nichts im Nachlaß ist, in bezugauf die ·Wirksamkeit des Geschäfts anders 
behandelt werden soll als der Fall, wo der Erbschaftskäufer gar nicht Erbe oder 
verkaufsberechtigt ist, also ebensowenig in bezug auf ihn hereditas vorliegt. Auch 
die notwendige Verschiedenheit in der von JesTINIAN beliebten Behandlung der 
beiden Fälle si nulla hereditas ad venditorem pertinuit und si nulla hereditas 
est, will nicht einleuchten. Endlich kann man den vVert der Erbschaft doch nur 
dann in Astimation stellen, wenn aus dem Gedanken des rem habere licere ge­
haftet wird. Aber für die klassische römische Eviktionslehre entsteht gar kein 
Eviktionsfall (l<ABEL, Haftung des Verkäufers 128). Dagegen erklärt sich die 
Stelle leicht durch die Interpolationsannahme (d. Trib.: quantum-si): in Frage 
stand beim Klassiker die a 0 ex empto mit Dolushaftung wegen Täuschung des 
Erbschaftskäufers. Erfüllungshaftung war nach klassischem Recht nicht möglich, 
da eben in beiden Fällen eine dem wirksamen Verlauf unterliegende hereditas 
nicht vorlag. Die Haftung aufs Vertrauensinteresse mit a 0 empti umfaßte not­
wendig den Preis und die aus Anlaß des Geschäfts (in eam rem) gemachten Auf­
wendungen. Die Byzantiner interpolierten hier schematisch ihre aufs Erfüllungs­
interesse gerichtete Eviktionshaftung mit a o empti wegen non habere licere, ge­
rade wie bei den res extra commercium und dem V er kauf des homo liber. Aber 
das war nur für den Fall möglich, in welchem überhaupt ein Nachlaß vorlag und 
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Enbcheidung ist ab: pretium ab emptore ... repeti unverdächtig. 
Kur § 3 mit seiner grotesken Tatbestandsannahme, daß beidevondem 
Brande wissen und dennoch das Geschäft wie über das nicht abge­
brannte Haus abschließen, ist ganz von den Byzantinern fabriziert. 

III. 

\Ver JusTINIANS Dogma von der ultro citroque obligatio beim 
avva}),uyfta und die beiden dargestellten Fälle aus der Unmöglich­
keitslehre des Kaufrechtes betrachtet, liest mit anderen Augen, als 
es bisher geschah, das Fragment D. r8, I, 34, 3 (PAULUS 1. 33 ad ed.): 

Itcm si ct emptor et venditor seit furtivum esse quod venit, a neutra parte 
obligatio contrahitur: si emptor solus seit, non obligabitur vcmlitor nec tarnen 
ex vendito quicquam conscquitur, nisi ultro quocl convenerit praestet: quocl si 
venclitor seit, cmptor ignoravit, utrinque obligatio contrahitur, et ita Pomponins 
quoque scribit. 

Die Stelle scheint in der Literatur bisher stets als echt behandelt 
worden zu sein 104. Es ist eine rechte Exemplifikation zur Lehre von 
der ultra citroque obligatio, und die Beziehung zu diesem Dogma ist 
schon nach den Wörtern unverkennbar; wissen beide Teile, daß die 
verkaufte Sache furtiv sei, so ist die emptio beiderseits ohne obligierende 
\Virkung (a neutra parte obligatio contrahitur); weiß es der Verkäufer 
allein, so heißt es "utrinque obligatio contrahitur", also Preiszahlungs­
pflicht des Käufers, Traditionsanspruch und Gewährleistungsanspruch 
des Käufers. Kennt der Käufer allein die Furtivität, so hätte nach 
dem Dogma allein mit krasser Begriffsjurisprudenz entweder nach 
beiden Seiten hin das Geschäft als wirksam oder unwirksam behandelt 
werden können. Beide Entscheidungen konnten praktisch nicht getrof­
fen werden; die erstere hätte dem wissenden Käufer trotz Wissens 
den Eviktionshaftungsanspruch gegeben 105 . Die letztere hätte den 
Verkäufer der gestohlenen Sache ohne Preiszahlungsanspruch gelassen, 
wenn er tradiert hatte, ohne den Preis empfangen zu haben. Beides 
war unerhört; daher blieb nichts übrig als die a 0 venditi zuzulassen. 
Ihre Zweiseitigkeit als mutua a 0 kam aber insofern in Betracht, als der 
Verkäufer nicht die Preiszahlung erzwingen kann, ohne selbst "ultra", 

durch den wahren Erben entwehrt wurde. Für den Fall, daß gar keine Erbschaft 
vorlag, blieb es bei der klassischen Haftung auf den Vertrauensschaden, nur fiel 
das Tatbestandsmerkmal, daß der Verkäufer den Käufer getäuscht hatte. 

104 Auch der Leipziger Index ergibt nichts über ältere Interpolationsbehaup­
tungen (PETERS). 

105 Darüber, daß die natura contractus bei der emptio venditio die Eviktions­
haftung mit sich bringt, also diese zur natura actionis ex empto gehört, vgl. schol. 
Steph. Bas. II, I, 43 (HEIMBACH I, 629) und schol. ad Bas. 23, r, 42 (HEIMBACH 
2, 632), wo von der Verpflichtung zur stipulatio duplae die Rede und der Satz von 
D. 21, 2, 2 in H.echnung zu stellen ist. (Vgl. auch RoTO~DI, Bull. 24 (rgrr) zgff.) 



44 Nachgelassene Schriften. 

freiwillig zu leisten: nisi ultro quod convenerit praestet. Auch das ist 
deutlich Anklang an das justinianische Recht. Denn JusTINIAN hatte 
ja diese "freiwillige Leistung auch ohne "conventio" vorgeschrieben. 
Schon der enge Anschluß an die byzantinische Lehre von der ultro 
citroque obligatio muß die Stelle als Zeugnis klassischen Rechts 
höchst verdächtig machen; sie fügt sich allzu konsequent der unklas­
sisehen Dogmatik ein. Dazu kommen die sprachlichen Anzeichen der 
Überarbeitung: der Eingang des Fragmentes stellt den Fall, daß beide 
Parteien die Furtivität kennen, in Parallele mit dem Falle, daß beide 
die Verkehrsunfähigkeit der verkauften Sache kennen. Wer in § 2 das 
scientes als interpoliert erkennt, muß mindestens die Interpolation 
des item si als selbstverständlich betrachten, wofern er nicht annimmt, 
daß zwischen § 2 und § 3 gestrichen ist oder § 3 hineingesetzt wurde. 
Im Texte selbst ist es auffällig, daß von einer nach beiden Seiten hin 
bindenden obligatio die Rede ist, während die Klassiker wie von zwei 
actiones auch nur von zwei obligationes sprechen konnten. Endlich 
tritt sprachlich auch der Tempuswechsel als Interpolationsargument 
hervor: si ... seit, non obligabitur, - si venditor seit, emptor ignoravit, 
.... eontrahitur. 

So präsentiert das Fragment, vom Standpunkt JusTINIANS aus ge­
sehen, alle Zeichen tiefer Überarbeitung. Die klassische Rechtsgestal­
tung muß in der Tat Anlaß zum Eingriff für denjenigen geboten haben, 
der auf dem Standpunkt des justinianischen Synallagma-Dogmas 
stand. Denn so säuberlich und lehrhaft hier die gelehrte Kasuistik nach 
dem Schema, das wir aus D. I8, I, 57 und D. I8, I, 70 kennen, vor­
gelegt wird, so wenig paßt sie in den Klassikertext. 

Im ersten Fall, wenn beide Teile die Furtivität kennen, soll der Kauf 
beiderseits nicht Verpflichtungswirkung haben. Das paßt zu der byzan­
tinischen Lehre von der Doluskompensation zwischen den beiden 
Ansprüchen, wie sie nach D. I8, I, 57 möglich ist. Aber die Entscheidung 
ist für den Klassiker nicht zu begründen. Selbst BECHMANN fand hier 
nur die alte fadenscheinige Erwägung, daß der Kauf über eine res 
furtiva, wenn beide Teile die Furtivität kennen, den guten Sitten zu­
widerlaufe106. "Die Rechtsordnung kann sich nicht dazu hergeben, 
das bewußte Streben nach einer res furtiva zu fördern." Als wenn die 
ärmlichste Phantasie nicht Fälle fände, in denen der Kauf über eine 
res furtiva nichts Unsittliches sein kann: Wer heut vom wissenden 
Besitzer der "Gioconda" das berühmte Gemälde kauft, um es dem 
Louvre wieder zuzuführen, der beginge doch nichts sittlich Verwerf­
liches! Aber es bedarf der rationalistischen Argumente gar nicht, da ja 
feststeht, daß im klassischen römischen Recht ein Satz sonst unnach-

106 BECHMANN, Kauf 2, 208. 
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weislich ist, der die emptio rei furtivae bei Kauf zwischen Wissenden 
unwirksam und bei Verkauf durch den bösgläubigen Besitzer an den 
Gutgläubigen wirksam sein ließe. Schon nach der ganzen Überlieferung 
stellt sich D. I8, I, 34, 3 nicht als Konsequenz des klassischen Systems, 
sondern als eine legislatorische Entscheidung dar, zu welcher dem Klas­
siker die Laune wie die Befugnis fehlte. Wäre D. I8, I, 34, 3 nicht, 
so würden wir nach den allgemeinen Grundsätzen die Entscheidung 
vermuten können, daß bei dem Kauf über die furtive Sache der wissende 
Verkäufer die a 0 venditi auf den Preis, der wissende Käufer die ao empti 
wohl auf die Tradition, aber nicht auf die Eviktionshaftung hatl 07 • 

Denn weder die Gesetzgebung über die Unersitzbarkeit der furtiven 
Sache108 noch die Sätze über das furtum des bösgläubigen Veräußerers 
und Erwerbcrs können ohne weiteres dafür in Anspruch genommen 
werden, daß die bonae fidei iudicia aus der emptio venditio nicht zu­
stehen. Allerdings wäre möglich, daß unter gewissen Umständen die 
in D. I8, I, 34, 3 gegebene Entscheidung, wenn auch nicht dem by­
zantinischen Wortlaut nach, aber doch nach dem praktischen Ergeb­
nisse auch dem klassischen Recht nicht fremd war. Schon PERNICE 109 

hat darauf hingewiesen, daß ebenso wie Mandat und societas unwirk­
sam waren, wenn sie für unsittlichen Zweck geschlossen waren, nach 
der Meinung mancher Klassiker auch die emptio venditio bei Vorliegen 
eines unsittlichen Geschäftszweckes nichtig sein konnte (D. I8, I, 35, z). 
Aber es fehlt mir bisher an Beweisen dafür, daß diese Lehre sonst 
auch auf die emptio venditio rei furtivae bezogen worden wäre. Und 
wir haben doch andererseits einen besonderen Anhalt dafür, daß gerade 
PAULUS sich von der bedenklichen Verwirrung der Begriffe frei ge­
halten hatte, die manchem älteren Klassiker bei der Behandlung der 
bona fides im Usukapionsbesitz und dem obligatorischen Geschäft 
unterlaufen war: PAULUS weiß sehr wohl, daß die fides im Vertrags­
verhältnis zwischen den Parteien auf durchaus anderen H.echtsgedanken 
beruht, als die bona fides im Ersitzungsrechte110. Aber selbst wenn wir 
Tatbestände und klassische Lehren ausfindig machen könnten, die 
praktisch auf dieselbe Rechtsgestaltung wie D. I8, I, 34, 3 führen, 
so ist doch selbst dann die allgemeine Fassung des Satzes in D. I8, I, 

34, 3, welche die Unwirksamkeit der emptio inter ignorantes schlecht­
hin ausspricht, keineswegs erklärt. 

107 Letzteres nach Cod. 8, 44. r8. 27; Cod. 3, 38, 7· 
108 D. 41, 3, 42, wonach analog auch für die venditio der rcs fmtiva gesagt 

zu sein scheint, daß venditio non valet, erweist natürlich nichts. Denn die Stelle 
bezieht sich auf die mancipaüo und ihre i.ranslative \\'irkung: wer die rcs furtiva 
manzipicrt und nachher dominus wird, kann nicht wirksam vindizieren. Vgl. 
schon KRÜGER, Dig. ad hunc locum. 

109 PERNICE, LABEO 2, I, 474· 110 Vgl. D. 41, 4, 2, I. 



4G Nachgelassene Schriften. 

Die andere Entscheidung in D. r8, r, 34, 3, die für den Fall, daß 
der Käufer die Furtivität kennt, aber der Verkäufer nicht, ist für klas­
sisches Recht auch nicht schlechthin zu rechtfertigen. Wenn PAcLUS 
einerseits sagte, daß derjenige, der mala fide erwirbt, jedenfalls kaujf111, 

so kann er andererseits nicht gut der Meinung gewesen sein, daß der 
malae fidei emptor keine a 0 empti auf Tradition hat. Wahrscheinlich 
ist die byzantinische Fassung hier als ungeschickte dogmatische Formu­
lierung zu der Rechtslage zu begreifen, die sich ergibt, wenn der Ver­
käufer tradiert hat, ohne bezahlt zu sein. Dann hat er ao venditi, aber 
der Käufer, dem evinziert ist, kann nicht ex empto klagen. Man wende 
nicht ein, daß diese Beziehung des 2. Satzes von D. r8, r, 34, 3 will­
kürlich ist: die Byzantiner verstanden den Satz auch so112 ! Und wer 
beobachtet hat, wie die Kompilatoren den Kauf über die verkehrs­
unfähige Sache dort für gültig erklären, wo sie eine Haftung auf habere 
licere annehmen 113, der wird sich nicht wundern, daß sie die obligatio 
des venditor verneinen, wo der Gewährleistungsanspruch entfällt. 

Der dritte Fall ist deutlich unklassisch: quod si venditor seit, emptor 
ignoravit, utrinque obligatio contrahitur, et ita Pomponins quoque 
scribit; was hier festgestellt werden kann, festigt unsere Ausführungen 
zu den beiden anderen Fällen. Es ist nicht wahr, daß nach klassischem 
Recht in diesem Falle eine beiderseits wirksame actio zustande kommt. 
Der emptor hat allerdings sowohl den Traditions- wie den Gewähr­
leistungsanspruch. Aber der venditor hatte offenbar nach klassischem 
Rechte, wenn er tradiert hatte, und der Verkäufer zur Rückgabe der 
Sache bereit ist, gar nicht eine wirksame a 0 venditi. In Vat. fr. rz gab 
PAPI?-iiAN dem gutgläubigen Käufer, der Tradition erhalten hat und sich 
einem drohenden Eviktionsprozcß gegenübersieht, in dem er schon 
die litis contestatio vollzogen hat, im iudicium aus der a 0 venditi ein 
schlechthin zustehendes Leistungsweigerungsrecht. Begründung: weil 
nach eingetretener litis contestatio eine später eintretende Usucapion ohne 
praldische Wirkung für den Käufer sei. Diese Entscheidung setzt jeden­
falls voraus, daß dort, wo die usucapio ausgeschlossen ist, der Käufer, 
der merkt, daß er eine gestohlene Sache erworben hat, gegenüber der 
a 0 venditi ein Leistungsweigerungsrecht hat. Dieselbe Einwendung 
gegenüber der a 0 venditi muß auch PAULUS für richtig gehalten haben; 
denn in zwei Entscheidungen zeigt er, daß er dort (allerdings nach 

111 D. 41, 4· 2, r. 
l12 ßASIL. frag. dcp. in FERRINI :Vlercati suppJ. ZU ed. HEDfBACH, 7· p. Iil7: 

dvayr.:aCct ydg 0 Jr(!UT1)r; TOY dyoeaari]v r.:araßaAÜY amrp TO T{J11JfW, }.iywv amrp, 
cl uai rpovenßov ijyovv UAE!p!JlULOY earw, ovoiv neor; ae, SJlOV rfi euvtufpst VJrOY.t;t­
flbov· xai evuv1hv 0 dyoeaari]r; C1JTcl TO neiiyJla. 

113 Oben S. 34 für die res sacra und religiosa; S. 36 für den Verkauf des 
homo liber; S. 42 Anm. 103 für den Erbschaftsver kauf. 
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geschehener Entwehrung) die a 0 venditi nicht durchdringen läßt114• 

Angesichts von P APINIANS Entscheidung bin ich skeptisch gegen die 
Klassizität des Rechtszustandes, den unser Satz des fr. 34, 3 D. r8, r 
ausspricht. Es ist doch kein Zufall, daß gerade in dieser Beziehung 
das justinianische Recht eben die Entscheidung P APINIANS abändert 
und entsprechend dem Dogma, das sogar an der res furtiva bei Gut­
gläubigkeit des Käufers den Kauf nach beiden Seiten hin eine obligatio 
erzeugen läßt, die wirksame a 0 venditi im gleichen Falle durch Inter­
polation des Papinianfragmentes gestattet hat! In D. I8, 6, Ig, I dringt 
der Verkäufer der fremden Sache mit seiner a 0 venditi gegen den gut­
gläubigen Käufer durch, wenn er Sicherheit bezüglich der drohenden 
Eviktion stellt- und die Begründung aus dem Usukapionsrechte, die 
PAPINIAN gab, ist gestrichen! 115 So gut das Referat des Rechtszustandes 
des in D. I8, I, 34, 3 hier dem justinianischen Recht entspricht, so 
wenig paßt es ins klassische System. 

IV. 

Ebenso scheint die Gültigkeit des Kaufes und der Erfüllungsklage 
statt des klassischen Anspruches auf Ersatz des negativen Interesses 
in der Irrtumslehre interpoliert zu sein. Zwei wichtige Zeugnisse rö­
mischer Jurisprudenz fallen hier aus ihrer bisherigen Sonderstellung, 
wenn man versteht, daß nach byzantinischem Recht der Vertrag not­
wendig wirksam sein mußte, damit die a 0 ex empto dem Käufer, dessen 
Irrtum dem Verkäufer bekannt gewesen war, gegeben werden konnte,. 
während das klassische Recht die ao ex empto aus demdolusauf nega­
tives Vertragsinteresse gerade auch dann geben konnte, wenn die emptio 
venditio als Kontrakt selbst nicht wirksam zustande gekommen war. 
Es handelt sich zunächst um D. Ig, I, 2I, 2, eine Stelle, deren Inter­
polation schon mehrfach behauptet worden ist 116. 

114 D. 2I, 2, II, pr., wo allerdings ein anderer Fall vorliegt und PAULUS die 
Leistungsweigerung auf a0 venditi nicht zugesteht, da kein Eviktionsfall vorliege. 
- Vat. fr. 94· Vgl. schon HAYMANN, a. a. 0. I69. 

115 Vgl. schon LENEL, Papin. 478, 2. Daß die Interpolation in D. I8, 6, I9, I 
wegen des diokletianischen Reskriptes in Cod. 8, 44, 24 geschehen wäre (so LENEL, 
a. a. 0.), ist mir unwahrscheinlich. Dort ist m. E. si satis ei non offeretur wahr­
scheinlich eine Interpolation aus demselben Grunde wie die in D. I8, 6, I9, I. 

Der Grund zu den Änderungen liegt wohl darin, daß nach justinianischem Kauf­
recht zuerst der Käufer den Preis, dann der Verkäufer Tradition und Haftung 
für habere licere zu leisten hat. Dieser Rechtszustand entspricht zugleich dem 
Dogma der ultro citroque obligatio: der Käufer kann Tradition und Eviktions­
haftung mit a0 empti beanspruchen, also muß auch der Käufer wirksame ao ven­
diti haben. 

116 PERNICE, LABEO, 2, 2, I p. 248. HAYMANN, a. a. 0. S. 64. 
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D. Ig, I, 2I, 2 (PAULUS 1. 33 ad ed.): 
Quamvis supra diximus, cum in corpore consentiamus, de qualitate autem 

dissentiamus, emptionem esse, tamen venditor teneri debet, quanti interest non 
esse deceptum, etsi venditor quoque nesciet: veluti si mensas quasi citreas emat 
quae non surrt. 

Die Stelle wird bekanntlich heute von der herrschenden Lehre viel­
fach als Beweis dafür aufgefaßt, daß die Lehre vom sogenannten error 
in substantia nicht bei allen Juristen des 3· Jahrhunderts durch­
gedrungen war 117 : PAULUS soll hier das Geschäft als wirksam behan­
deln, wenn der Erwerber nur über eine wesentliche Eigenschaft des 
Gegenstandes geirrt hat. Das quanti interest non esse deceptum wird 
damit für vereinbar gehalten, daß die a 0 empti wegen Nichterfüllung 
des gültig geschlossenen Kaufes zustand. Zweifelsohne soll auch der 
venditor seine a 0 venditi aus dem gültigen Geschäft haben. Dem Dogma 
der ultro citroque obligatio entspricht die Stelle jedenfalls. Die zustehende 
actio gründet sich auf den wirksamen Kontrakt. Anhaltspunkte für die 
Überarbeitung sind hier: Zunächst sehr wahrscheinlich die Rückbezie­
hung des supra diximus auf D. I8, I, g, 2, auf die schon öfters aufmerk­
sam gemacht wurde118• Sicher die Verbindung: tarnen venditor teneri 
debet quanti interest non esse deceptum: das quamvis ... esse der 
Florentina stimmt nicht zu diesem tarnen, das vielmehr so deutlich 
auf ein emptionem non esse zurückwies, daß zahlreiche Vulgathand­
schriften eben dieses "non" hineinkorrigierten. Zum Satze mit "quanti 
interest" fehlt ferner ein Demonstrativum oder eine andere wirk­
lich anschließende Satzverbindung119. Das "non esse deceptum" selbst 
ist ohne Subjekt und ließe eher ein "emptor consequi debet" oder ein 
"venditor ex empto in id teneri emptori debet" statt des einfachen 
"venditor teneri debet" erwarten. Anfangs ist deutlich vorausgesetzt, 
daß ein dissentire über die qualitas vorliegt. Am Ende scheint auch der 
Verkäufer selbst nicht die wahre Eigenschaft zu kennen (etsi venditor 
quoque nesciet)1 20 . Das hat dazu geführt, Fall und Entscheidung weg 
von der Lehre vom Geschäftsirrtum in die These der Haftung für zu-

117 ZITELMANN, Irrtum und Rechtsgeschäft, 56off., 574ff. PFERSCHE, Zur Lehre 
vom sogenannten error in substantia 13 ff. Die unverständliche Äußerung DERN­
BURG Pand 7 1238 n. 12, nach welcher diese Entscheidung zum Grundsatz des 
fr. g, 2 fr. I4 D. r8, r stimmen soll, ist von SoKOLOWSKI (8. A. I, I8o) gestrichen. 

118 Nach Älteren jetzt wieder und mit Recht KRüGER, Dig. ad. hunc locum. 
Die Einwände SAVIGNYS Syst. 3, 287 erledigen sich: qualitas in fr. 21, 2 cit. 
und D. I8, I, I4 ist nichts anderes als die not6TrJ,, die wesentliche Eigenschaft 
der Sache nach stoischer Lehre, die eben die individualisierte substantia mit der 
konkreten not6T'fJ' verselbigt. 

119 teneri debet quanti interest . . . Diese Konstruktion kommt, wie V JR 
"debeo" (2, ]I, 2I ff.) zeigt, nur hier vor. 

120 Darüber PERNICE, a. a. 0., und HAYMANN, a. a. 0. 
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gesicherte Eigenschaften zu ziehen 121, indem man sonst nicht verstand, 
was es heißen sollte, daß der Verkäufer trotz eigener Unkenntnis von 
dem Fehlen der Eigenschaft, die der andere voraussetzte, haftbar wird. 
Aber auch dieser Ausweg ist durch die sichere Beziehung zur Lehre 
vom Geschäftsirrtum versperrt und zudem ungangbar, da von der Zu­
sicherung gar nichts in der Stelle steht. Sprachlich ist das Futurum 
"nesciet" im Zusammenhange unverständlich. 

Aus allen Schwierigkeiten kommt man für die Auffassung des klas­
sischen Textes heraus, wenn man die Interpolation zugibt: Es ist wahr­
scheinlich, daß PAULUS über den Einfluß des Geschäftsirrtums über die 
Substanz nicht anders als ULPIAN urteilte122, vgl. D. r8, r, ro. Dann 

121 BYNKERSHOEK, Observ .. Lib. 8 c. 20; SAVIGNY, System 3, 289; VANGEROW, 
37, 265ff.; WINDSCHEID, Voraussetzung, II6ff.; Fand. § 395, n. 2; HAYMANN, 
a. a. 0., I24; letzterer allerdings nur für die Fragestellung nach byzantinischem 
Recht. 

122 D. I8, I, g, 2; II, I,; q. ULPIANS Entscheidung ist vom Pandektenrecht 
'irrtümlich ausgelegt worden. Es kommt nicht (so die Neueren nach SAVIGNY bis 
zu § II9 BGB.) darauf an, ob die Eigenschaft im Verkehr als wesentlich dafür gilt, 
daß die Sache einer bestimmten Gattung von Waren angehört. Was eine wesent­
liche Eigenschaft ist, bestimmt sich vielmehr nach der Philosophenlehre: es ist 
ein sicherer Hinweis auf die begrifflichen Kategorien der Stoa, wenn von eadem 
prope ovata, von materia, substantia oder von qualitas die Rede ist. SoKoLOWSKI 
hat für die Modernsten das Verdienst, auf die Stoa hingewiesen zu haben (Philoso­
phie im Privatrecht, I, 242ff; in DERNBURGS Pandekten 8, I, ISO n. IZ). Aber 
SoKOLOWSKI hat dabei zugleich die Stoiker und den Fall bei ULPIAN arg miß­
verstanden. Daß der Weinessig immer noch Weinsubstanz darstellt, ist ebenso 
bedenklich wie die Ausführungen über die Verbindung der Substanzen bei der 
Erklärung der Geschlechtswesenheit (p. 249ff.). SoKOLOWSKI hat nicht klar er­
kannt, daß bei den römischen Juristen selbst gar nichts vom Kauf über Wein 
schlechthin oder über Gold schlechthin (so ausdrücklich S. zso) vorliegt. Gekauft 
ist ja nicht der Stoff als Gattung (so irrtümlich SoKOLOWSKI bei DERNBURG 
Pand.8 §I, ISO n. I2 "vereinbarte Stoff"), sondern die körperliche Ware. Bei der 
Darstellung der Stoa ist ganz verkannt, daß die Stoa nicht eine chemische Theorie 
über die Stoffe, Substanzen im modernen Sinne, aufstellt, sondern eine Lehre 
von der Wesenheit der Körper (awp,ara). Durch alle Körper reicht danach der­
selbe Stoff, die fJA:YJ, und in jedem Körper hat sie gewisse, diesem Körper wesent­
liche Eigenschaften, die :rt:OUYr'YJs, qualitas. Wesentlich für den Körper sind dabei 
diejenigen Eigenschaften, die ihm anhaften dno ri)r; yt:viat:wr; p,t:xgi ri)r; avmeiat:wr;, 
wie der griechische Erklärer sagt: diese Eigenschaften gestalten den bestimmungs­
losen Stoff zur Wesenheit (ova{a) des individuellen Körpers. Sie schaffen den 
wesentlichen Stoff zum individuellen Körper. Ein solcher durch seine Eigen­
schaften charakterisierter Körper ist r&ov vnoxdp,t:vov, propria substantia. Vgl. 
SIMPLICIUS, f. 57 e. (Dazu ZELLER, Philosophie der Griechen 3, I, I, S. 93ff.). 
Diese wesentlichen Eigenschaften machen die :rt:otOT'Yjr;, die qualitas aus. Wesent­
lich sind sie, weil sie von Anfang bis zum Ende des individuellen Körpers diesem 
innewohnen: also das Geschlecht gehört zur notoT'Yjr;, aber nicht die Jungfräu­
lichkeit; der zu Essig gewordene Wein ist eadam prope ovata, weil es sich bei dieser 
Säure des Weines im gekauften Fasse um eine nicht von Anfang an vorhandene, 
daher unwesentliche Eigenschaft handelt. Und so erklärt sich auch die Entschei-

Partsch, Aus n::1chgelassenen Schriften. 4 
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ist m D. rg, r, 21, 2 also emptionem non esse oder valere vorauszu­
setzen. Die Entscheidung des PAULUS ist, weil sicher vom Vertrauens-

dung fr. 14. Golden ist die Vase auch, wenn nur ein minimales Teilchen Gold in 
der Legierung ist, da ja das Gold erst durch die Zerstörung des Körpers im Schmelz­
vorgange ausgeschieden werden kann. Nicht auf den chemischen Stoff, sondern 
auf die Eigenschaft kommt es an. Diese Formulierung der Lehre stand bei mir 
schon fest, ehe ich noch SoKOLOWSKIS Buch kannte. Vgl. die Besprechung 
E. RABELs über SoKOLOWSKI in !:tschr. f. wissenschaftliche Philosophie und 
Soziologie, 1904, S. 1o8ff. 

Es nützt nichts, den Einfluß der Theorie der Philosophen bei den römischen 
Juristen zu bestreiten. Es genügt nicht, daß man nur zugibt, der römische Klassiker 
könne praktisch durch \Vägung der Interessen gefundene Entscheidungen auch 
einmal mit der philosophischen Schulweisheit begründet haben. (So EHRLICH, 
Studi in onore di V. Scialoja 1905, S. 737ff.). ;\lag immerhin der \Veinessig 
zum \Veinkeller cles italienischen Bauern gehört haben (EHRLICH verweist auf 
D. 33, 6, r; D. 33, 6, 3, r.; D. 33, 6, 9, pr., I, 2, D. 33, 5, :2, 3; D. 33, (,, 2. r) -­
mag ferner beim Gattungskauf über \Vein der \Vein regelmäßig mit Kostprobe 
gehandelt werden, so ergibt sich aus jenen ersten Stellen überhaupt nichts über 
den \Vcin als Handelsware, und die letzteren beziehen sich eben, was auch EHR­
LICH zu verkennen scheint, auf Gattungskauf oder auf beschränkt generischen 
Kauf, nicht auf Spezieskauf. Bei diesem letzteren ist durch den Augenblick, wo 
der consensus über das bestimmte Faß vorliegt, eben der Vertragsschluß gegeben, 
so daß hier der zeitliche Spielraum fehlt, der bei dem Gattungskauf notwendig 
zwischen der Einigung über \Vare und Preis und der Perfizierung durch lnclivi­
<lualisierung der ·ware liegt. \Vas dort für die clegustatio im catonischen Formular 
stehen kann, ist bei clem Spezieskauf gegenstandslos. Es bleibt dabei, daß der 
Jurist den Essig als wesensgleich mit dem \V ein, aus dem er geworden ist, auf­
faßt und diese Bizarrerie nur mit der o·öafa-Lehre begründet. \Ver so clie natur­
geschichtliche Schulweisheit über die praktische Erwägung stellt, kann auch 
die bizarre Entscheidung in fr. 14 selbst getroffen haben; die Interpolations­
annahme HAYMA~Ns (a. a. 0., 132) ist m. E. hier nicht zu begründen. Denn 
die Entscheidung entspricht der Sache nach völlig der oua{a-Lehre, mag auch 
ideo-habuit, si autem-valet vielleicht Kompilatorenglossem sein und vor vendi­
tioncm esse vielleicht gestrichen sein. 

Rechtsgeschichtlich bleibt immer zu bemerken, daß l!LPIANS und l'Aeu-s' 
ova{a-Lehre doch eben die Tendenz hat, die ältere Richtung, welche nur den 
Identitätsirrtum als belangreich behandelt, in einerneuen \Venclung des Identitäts­
begriffes zur Geltung zu bringen. Der Jurist des 3· Jahrhunderts läßt sich durch 
die Philosophenlehre nicht zu einer neuartigen Entscheidung treiben, sondern 
er findet an ihr wohl den Strohhalm, an den er sich klammert, um die alte Lehre, 
die nur auf clic Identität abstellte, nicht völlig aufgeben zu müssen. Der radikale 
Neuerer, der zu neuartigen Entscheidungen vorwärts wollte, ist anscheinend 
JuLIAN. \Vcnn er die mensa argento cooperta, die als schwersilbern gekauft worden 
war, nicht wirksam gekauft sein läßt (D. rS, I, 41, r), so geht er doch anscheinend 
viel weiter als nachher ULPIAN und PAULUS. Diese wollen, wenn überhaupt Silber 
im als silbern gekauften Tisch enthalten ist, den Kauf gelten lassen, vgl. LLP. 
fr. 14, PAUL. fr. ro, D. r8, r. Vielleicht war JrLIAN auch für die Fragestellung 
des Geschäftsirrtums im Begriff, zu Bildungen überzugehen, die der SAVIGNYschen 
Lehre vorn Irrtum über die wesentliche Eigenschaft wahrhaft verwandt waren. 
Aber wir wissen darüber nichts Näheres, cla für J L:LIANS Anschauung kein breites 
Quellenmaterial vorliegt. 
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interesse die Rede war, dem oben erläuterten Typ zu vergleichen, den 
D. I8, I, 62, I darstellt. 

Zwar gilt der Kauf nicht, aber der wissende Verkäufer haftet aufs 
Vertrauensinteresse. Dabei ist die justinianische Behandlung in dem 
Fall gleich, daß der Verkäufer gewußt hat, daß der verkauften Sache 
die vorausgesetzte Eigenschaft nicht innewohne, wie wenn er es nicht 
gewußt hat. Auch hier sind diese Fälle - ganz ähnlich wie in der Un­
möglichkeitslehre - gleich behandelt. Also wird wohl dieselbe Hand 
die Hindeutung auf den Fall eingefügt haben, welche im Falle des homo 
liber, des locus religiosus, der domus exusta, res furtiva die Kasuistik 
je nach dem ·wissen der Parteien erst in die klassischen Texte hinein­
trug. (Vgl. oben S. 34ff., 36ff.) Das ist zwingend, wenn wirklich im ersten 
Satzteil emptionem non esse stand. Es scheint zunächst nicht ganz un­
bedenklich, zu sagen, daß die Byzantiner diese Entscheidung abändern 
mußten. Sie ließen ja D. I8, I, 6z, I unverändert. Sie nahmen ferner 
die Entscheidungen über den Geschäftsirrtum auf, ohne die Gültigkeit 
des Geschäftes und den Erfüllungsanspruch hineinzukorrigieren, wo 
der Irrtum nach Maßgabe der Entscheidung ULPIAXS (D. I8, I, g, z; 
II, I) zur Nichtigkeit der Geschäfte führte. Aber wer darauf abstellen 
wollte, übersähe eben, daß die Byzantiner, wie aus Inst. 3, 23, 5 her­
vorgeht, praktisch gar keinen Unterschied zwischen der Haftung auf 
Vertrauensinteresse und derjenigen auf Erfüllungsinteresse machten 
und jene Entscheidungen ebenso wie das "licet emptio non teneat" in 
D. I8, I, 62, I versehentlich stehen ließen. Da gerade beim Verkauf 
der verkehrsunfähigen Sache deutlich die Wirksamkeit des Verkaufes 
an den nichtsahnenden Käufer in anderen Stellen interpoliert ist 
(D. I8, I, 4; D. I8, I, 70), so ist es unbedenklich, dasselbe auch für unsere 
paulinische Entscheidung anzunehmen. 

Die andere Stelle, die hierher gehört, ist D. I8, r, 45, MARCIA:\CS 
(I. 4 regul.) : 

Labeo libro posteriorum scribit, si vestimenta intcrpola quis pro novis emerit, 
Trebatio placere ita emptori praestandum quod interest, si ignorans interpola 
emerit. quam sententiam et Pomponins probat, in qua et Julianus est, qui ait, 
si quiclcm ignorabat venditor, ipsius rei nominc teneri, si sciebat, etiam clamni 
quod ex eo contingit: quemadmodum si vas aurichalcum pro auro vencliclisset 
ignorans, tenetur, ut aurum quod vencliclit praestet. 

HAYMANN 122a hat erkannt, daß die Stelle arg interpoliert ist. Er 
wies auf die törichte Ausmalung des Falles hin: si vestimenta interpola 
quis pro novis emerit ... si ignorans interpola emerit. Mit Recht hebt 
er hervor, daß Trebatius dem Käufer nicht etwa eine a 0 empti auf 
Erfüllungsinteresse gegeben haben kann, einfach auf Grund des Tat­
bestandes, daß der Käufer neue Kleider zu kaufen glaubte. Es ist nach 

122a HAY~!ANN, a. a. 0., rz6ff., 13off. 
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dem Rechtszustande, der für das Ende der Republik durch CICEROS 

Schrift de officiis feststeht, unwahrscheinlich, daß für Trebatius nur 
noch die Frage offen war, ob der Käufer sein Interesse auf Erfüllung ein­
klagen konnte, wenn er nichtsahnend die alten Kleider für neu gekauft 
hatte. Allerdings ist dieser Schluß kein ganz sicherer. Denn es steht 
nur fest, daß damals noch keine Haftung mit a 0 ex empto für grobe 
Täuschung des Käufers durch den Verkäufer bestand123. Für alle Haf­
tung, die nicht aus lügenhafter Zusage oder arglistiger Verschweigung 
erwächst, stand damals nur die a 0 doli zur Verfügung. Immerhin ergibt 
sich die Wahrscheinlichkeit, daß der Käufer die Gefahr eines Irrtums 
über Eigenschaften der Sache selbst zu tragen hatte, und dieser Rechts­
zustand ist auch nach der prozessualen Ausgestaltung des bonae fidei 
iudicium mit a 0 ex empto allein zu vermuten, wenn man erwägt, daß 
Gegenstand des Kaufes doch die vestimenta in dem Zustand, wie sie 
vorlagen, waren. 

Danach dürfte die störende Ausmalung des Tatbestandes, die den 
Verkäufer ohne Rücksicht auf seine Kenntnis vom Irrtum gleich schlecht 
stellt, auf die Byzantiner zurückgehen (si ignorans interpola emerit. 
Trib.)1 24• Dann muß am Eingang der Stelle einfach gestanden haben: 
Labeo libro primo posteriorum scribit: si vestimenta interpola quis pro 
novis emerit, Trebatio placere (eius rei nomine empti iudicio nihil) 
praestandum.- JULIAN dagegen kannte die Dolushaftung mit a 0 empti, 
wenn der Verkäufer den Käufer wissentlich in dem Irrtum hatte ver­
harren lassen 125. Er mag entschieden baben, si ignorabat venditor, 
ipsius rei nomine teneri, si sciebat, etiam damni quod ex eo contingit 
(quod decepit): quemadmodum si vas aurichalcum pro auro vendidisset. 

Wenn ich recht sehe, hat JuLIAN wohl nur die Dolushaftung be­
jaht. Ob der Jurist die Gültigkeit des Kaufes über die vestimenta inter­
pola annahm oder sie verwarf, steht völlig dahin126. Da die Worte 
"ipsius rei nomine" unverdächtig sind, wird man meinen dürfen, daß 
er ebenso die Gültigkeit des Kaufes annahm und folgeweise Erfüllungs­
klage gab, wie ULPJAN in D. I8, I, g, 2 es nach seiner ovala-Lehre 
getan haben würde. Aber möglich ist auch, daß JuLIAN in diesem Falle 
den Irrtum auf das Geschäft wirken ließ, gerade wie er in D. I8, I, 4I, I 

anscheinend nichts von der Begriffsspalterei der Späteren weiß. Jeden-

123 Crc. de officiis 3, 14, 58f. Es handelt sich um die bekannte Erzählung 
vom Hereinfall des Canius, der die Villa am Strand kauft, weil ihm der Verkäufer 
die ganze Fischerflottille von Syrakus davor hatte aufbauen lassen. 

1 24 So schon HAYMANN, a. a. 0., rzS. 
125 Vgl. D. rg, r, II, 5· 
126 Ich nahm in SZ. 33, (rgrz) 6rz ohne hinreichenden Grund an, daß wahr­

scheinlich im klassischen Texte }uLIAN die Unwirksamkeit des Kaufs wegen Irr­
tums behauptet habe. 
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falls braucht die Frage, ob das Geschäft gültig war oder nicht, in der 
Entscheidung JuLIANS keine Rolle gespielt zu haben, so daß nur die 
beiden actiones ex empto aus dem dolus, für den Fall si quis vestimenta 
interpola vendiderit und dem anderen si vas aurichalcum pro auro ven­
didisset, verglichen waren. Für die Byzantiner lag in beiden Fällen, 
gleichgültig, wie JULIA"l zur Gültigkeit des Kaufes im Hauptfalle stand, 
ein Anlaß zur Textänderung vor. Hatte JuLIAX für die )(ichtigkeit ent­
schieden, so mußte ebenso wie im Falle D. rg, r, 21, 2 zur Geltung ge­
bracht werden, daß die a 0 ex empto auch die \Virksamkeit des Kaufes 
voraussetzte. Hatte er für die Gültigkeit des Kaufes entschieden, so 
mußten die Byzantiner andeuten, was nach ihrer Dogmatik Gegenstand 
des Kaufes gewesen war: da die Haftung wegen dolus auch das Erfül­
lungsinteresse umfaßte, mußte klargestellt werden, daß auch die 
emptio nicht nur über die vestimenta "schlechthin", sondern über die 
als nur "stillschweigend zugesicherten" vestimenta abgeschlossen war, 
ebenso wie der Käufer das volle Erfüllungsinteresse auf das aurum quod 
vendidit nach ihrer Dogmatik hatte. 

Jedenfalls ist wahrscheinlich, daß derselbe Gedanke hier der Text­
änderung zugrunde lag, den wir oben für den Verkauf der res extra 
commercium, für den Verkauf über die domus exusta, für den Erbschafts­
verkauf ohne Vorhandensein eines Nachlasses annehmen konnten: wo 
der Klassiker die Haftung auf negatiYes Interesse allein neben der Un­
wirksamkeit des Vertrages kannte, geben die Byzantiner eine Haftung, 
welche das volle positive Erfüllungsinteresse bewertet. 

Auch hier liegt also wenigstens die Möglichkeit vor, anzunehmen, 
daß die Byzantiner an Stelle der klassischen a 0 ex empto zur Dolushaf­
tung eine volle Wirkung des Kaufes interpolierten und entsprechend 
ihrem Dogma überall dort, wo die Klage ex empto gegeben war, ultra 
citroque obligatio annahmen. 

V. 
Weniger interessant für die Dogmatik des Kaufrechtes und doch 

sehr wichtig für die Erkenntnis der byzantinischen ultro citroque obli­
gatio sind gewisse Spezialfälle des Kaufrechts, in denen erst die Byzan­
tiner die Zweiseitigkeit der Haftungen schufen. 

I. Für die feine Entscheidung der klassischen Praxis bei ÜLPIA"l 
D. ro, 3, 7, 13 ist die Interpolation noch nicht erkanntl 27 . Der Fall ist 
bei ULPIA"l zweimal überliefert, einerseits als analoge Entscheidung zur 
a0 pignoraticia oder fiduciae directa 128, andererseits im Kaufrecht mit 

' 27 BERG ER, Teilungsklagen S. 63 A. 2, fragt sich allerdings, ob nicht clie Echt­
heit der Stelle nachzuprüfen sei. 

128 vVie zweifelhaft clie Beziehung der Stelle auf die fic!ucia ist, hat schon 
CHBELOHDE, Gesell. cl. ben. H.ealkontrakte, R9 u. 15 r, dann BERG ER, Teilungs-
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etwas Yerkürztem Tatbestand (D. rg, r, I3, r;)l 2 B Der eine Mit­
eigentümer hat seinen Teil des gemeinsamen Landgutes yerkauft. 
Vor der Tradition wird durch Betreiben des anderen Miteigentümers 
das iudicium aus dem Teilungsyerfahren anhängig. Der Verkäufer 
bietet und erhält den Zuschlag des ganzen Gutes durch adiudicatio. 
l!LPIAN scheint zu entscheiden: der Käufer könne nicht mit Erfolg ex­
empto klagen, wenn er nicht das ganze Geschäft 130 aus dem Teilungsver­
fahren übernehme; anscheinend soll auf Grund des Kaufrechts der neuer­
lich zugeschlagene Teil einfach als commodum rei venditae als Gegen­
stand des Kaufgeschäfts gelten ( quia haec parsalterins beneficio venditori 
accessit). Jedenfalls soll die ao empti nur dann wirksam sein, wenn der 
Käufer die tota res zu übernehmen bereit sei, und andererseits steht 
nach der Stelle eine a 0 ex vendito ut recipiat tot um zu 131 . All das 
paßt wieder logisch trefflich zur byzantinischen Dogmatik, zur Denk­
form des nach beiden Seiten hin Haftung begründenden Kaufgeschäfts. 
Aber für den praktischen Verstand der großen Juristen wäre die Ent­
scheidung kaum faßbar. Die Kompilatoren haben hier eine gute klassi­
sche Entscheidung vergröbert, indem sie statt der Regelung über die 
actiones eine solche über das Rechtsgeschäft gaben. \Venn man den Text 
beim \\.'orte nimmt, kommt das Ergebnis heraus, daß der Verkäufer, 
der ein exzentrischer Spekulant ist, und bei der Bietung im Teilungs­
verfahren in bester Absicht ungeschickt viel wagt, das Recht darauf hat, 
daß ihm der Käufer den unmäßigen Preis, den er für den ganzen fundus 
bot und zahlte, ersetzen muß. Es ist eben gar nicht richtig, daß der 
Erfolg des Teilungsverfahrens dem Grundstück nur ein commodum rei 
im Sinne des Kaufrechts zuführt 132, sondern es kann hierbei zu Speku­
lationsgewinnen und -Verlusten des Bieters kommen, die ebensowenig 
an den Käufer notwendig zu übertragen sind wie sonst im römischen 
Kaufrecht. Der Begründungssatz quia-accessit enthält vom Standpunkt 
des klassischen Rechtes eine Unwahrheit. Und die ganze Entscheidung, 
wie sie jetzt vorliegt, steht im Widerspruch zu dem Gedanken, den die 

klagen, (J2ff., 242 richtig betont. Gleichwohl ist die Beziehung zur fiducia doch 
immer in Rechnung zu stellen, vielleicht auch wegen der Analogie aus dem Kauf­
rechte wahrscheinlicher. 

129 Hier ist von der licitatio bei dem Teilungsverfahren nicht die Rede. 
130 tota res ist nicht nur die Sache, sonelern auch die Last, die beim Aus­

einandersetzungsverfahren auf den creditor gelegt wurde. D. 19, I, 13, I. 
131 nam et si partem ,·endideris rei et prius, quam traderes emptori, communi 

cliviclunclo iuclicio provocatus fueris aliaque pars tibi acliuclicata sit, consequenter 
clieitur ex empto agi non posse, nisi totam rem suscipere fuerit paratus [quia 
haec pars beneficio alterins venclitori accessit: quin immo etiam ex vendito posse 
conveniri emptorem, ut recipiat totum: solum illud spectandum erit, num fortc] 
fraus aliqua venditoris intervenit. 

1"' clas liegt in clem quia- acccssit. 
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Klassiker hier nachweislich verwirklichten: aequum est enim, eandem 
esse condicionem emptoris, quae futura esset, si cum ipso actum esset 
communi dividundo 133 . \Vo die Interpolation steckt, ist schon aus 
dem Zusammenhang der Stelle und aus dem byzantinischen Dogma 
klar: die a 0 venditi beruht auf Einschub. Sie ist in D. rg, I, 13, 17 gar 
nicht erwähnt, sie unterbricht in D. ro, 3, J, 13 auffallend die Dar­
stellung, die von der Rückgabe des Pfandes ausgegangen war und die 
ao empti nur analog heranzog. In diese Fragestellung paßte eine Be­
merkung über die a 0 venditi gar nicht hinein, denn der Pfandgläubiger oder 
Fiduziar hat ja auf Grund des Verpfändungsvertrages kein besonderes 
Recht auf Abnahme des Pfandes. Und schon nach ihrem Anwendungs­
fall stellt sich diese ao venditi sicher als unklassisch dar: sie geht gar 
nicht auf den Preis, sondern auf Abnahme der verkauften Ware, be­
kanntlich sonst ein Unding im klassischen römischen Rechte. 

Die klassische Rechtsgestaltung forderte hier den Eingriff der By­
zantiner heraus. Die a 0 empti stand hier ohne gleichwertige a 0 venditi 
zu. Denn zwar drang der Käufer hier gegen den Verkäufer nur durch, 
wenn er den Erfolg des Bietungsverfahrens übernahm. Aber zu dieser 
Cbernahme bestand für den emptor sonst kein Zwang. Er mußte frei 
sein, den gekauften Anteil nicht einzufordern oder zugleich das ganze 
Gut zu übernehmen. Eine entsprechende a 0 venditi war hier nach klas­
sischem Recht nicht denkbar. Die Byzantiner brachten den Fall erst 
mit ihrem Dogma in Einklang: sie ließen den Kauf auch auf die Über­
gabe des zugewachsenen Teiles sich erstrecken, sie interpolierten die 
ultra citroque obligatio. Sie wußten auch, welches gefährliche Geschenk 
sie dem Käufer damit machten, wenn der Verkäufer frivol oder dolos 
spekulierte. Daher der Hinweis: solum illud spectandum ait num forte 
fraus aliqua creditoris intervenit. Der Richter sollte wenigstens fraudu­
lose Schädigungen verhindern 13 ~. Sprachlich springt die Interpolation 
deutlich heraus. Quia - accessit steht nicht in grammatischer Ab­
hängigkeit von dicitur, sondern ist Glossem des Gesetzgebers. Die 
Stelle quin immo - recipiat totum ist infolgedessen ohne stilistischen 
Grund im acc. c. inf.; quin immo ist sonst auch manchmal interpola­
tarisch 135. Im Sätzchen solum illud spectandum erit spricht in diesen 
\Vorten der byzantinische Gesetzgeber, nicht der klassische Jurist. 
num -- intervenit ist zwar wegen des Indikativs nicht notwendig 
unklassisch 136, aber doch wohl hier byzantinischer Kanzleistil. Die 

J;Ja D. 19, I, 13, 17. 
13 ·1 Ich behaupte nicht, daß diese \\'orte durchaus interpoliert sind. Schon 

die Klassiker könnten das in der Stelle besprochene Leistungsverweigerungsrecht 
des \'erkäufers gegenüber der a 0 empti dann ausgeschlossen haben, si fraus aliqua 
venclitoris intervenit. 

135 D. 5, 3, 25, 7· -- D. 17, r, 8, 5· 
136 KALB, Jahresber. d. klass. Altertumswiss. 109 (I'JOI, II) 6o. 
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byzantinischen Gesetzesredaktoren haben ihre Spur auch am Ende 
des Fragmentes gelassen, indem sie, was zunächst für die emptio 
venditio gesagt war, auch auf mandatum und die cetera iudicia huius 
generis analog anwenden, d. h. auf die bonae fidei iudicia 137 . 

II. Ein anderer Fall solcher Interpolierung der a 0 venditi ist in 
D. rg, r, 13,25 gegeben. Da wir an anderer Stelle auf dieses Fragment zu­
rückkommen, sei hier nur kurz auf Fall und Entscheidung aufmerksam 
gemacht: der dominus läßt durch den procurator eine Sache verkaufen 
und tradieren. Die Frage ist, ob dem dominus selbst aus diesem Han­
deln des procurators eine actio "gegeben werden müsse"? Schon nach 
der Form der Frage scheint die Andeutung gegeben zu sein, daß der 
Klassiker (ULPIAN) hier nicht mit der Kaufklage selbst helfen konnte. 
Die Antwort lautet: PAPINIAN erkenne in diesem Falle eine ao utilis 
ex empto ad exemplum institoriae actionis zu, yorausgesetzt, daß der 
dominusAuftrag zum Verkauf der Sache gegeben habe. Dann fährt der 
Text fort: "ergo et per contrarium dicendum est utilem ex empto 
actionem domino competere". Daß das Sätzchen interpoliert ist, ist 
schon mehrfach behauptet worden 138. Hier interessiert vorerst nur die 
Tatsache, daß es der ultro citroque obligatio der Byzantiner entspricht: 
weil die a 0 ex empto utilis zusteht, daher muß auch entsprechend die 
Klage dem dominus gegeben werden. So räsonniert, wer an die ultro 
citroque obligatio glaubt. 

§ 5· Das Dogma bei der locatio conductio und societas. 

Die anderen beiden in der Aufzählung bei LABEO-ULPIAN (D. 50, r6, rg) 
als avvoJ.A6.y,uaru. genannten Kontrakte, bei denen die ultro citroque 
obligatio entstehen soll, sind für die Untersuchung nicht so ergiebig 
wie das Kaufrecht. Für die locatio conductio haben die Kompilatoren 
ja überhaupt kein sehr breites Material aufgenommen. Zudem ist bei 
der Sachmiete und der Pacht durch die notwendige Vorleistungspflicht 
des Vermieters der Hauptfall, in dem die praktischen Konsequenzen 
der ultro citroque obligatio sich zeigen, verkümmert. Immerhin fehlen 
die Spuren auch bei der locatio conductio und societas nicht. 

I. Im Ediktskommentar erläuterte ULPIAN (D. rg, 2, rg, 3) die Be­
deutung der Klausel im Pachtvertrage, nach welcher der Verpächter 
es sich als günstigen Vorbehalt sicherte (excipere), daß er zu bestimmtem 
Preise ein bestimmtes Quantum Getreide mit Verrechnung auf den 
Pachtschilling aus der Ernte soll verlangen dürfen. Nach dem Tat­
bestand ist eine dem Verpächter schlechthin günstige Klausel gemeintl 39 . 

137 schul. acl Bas. rz, 2, 7; BEnmACH r, 803 und ebenda schol. Cyrill. 
13" MrTTEIS, RPR 228, Albertario, actio quasi institoria (rgrz) 26. 
139 Nur weil es oft übersehen wurde, muß betont werden, claß excipere prägnant 

diese Becleutung des Vorbehalts hat, welcher demjenigen, der ihn ausbedingt, 
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Also sichert sich der Verpächter einen Vorteil. Er spekuliert auf das 
Steigen des Getreidepreises 140 , und es ist sicher so zu verstehen, daß 
er nicht die Gefahr eines Kurssturzes tragen sollte; denn dann wäre 
die Klausel eben nicht ein excipere zu nennen. Also kann nach dem 
Tatbestand kein Zweifel sein, daß nach klassischem Rechte nur eine 
Befugnis des Gläubigers entstand, statt eines bestimmten Teiles des 
Pachtschillings Naturalienleistung zu verlangen, aber nicht ein l(echt 
des Schuldners, in Naturalien diesen Teil des Pachtschillings zu leisten! 
Daß der Klassiker selbst das iudicium ex locato auf die volle Summe 
des Pachtschillings gab, ist noch deutlich. Hätte der Klassiker ein Recht 
des Schuldners auf Naturalleistung anerkannt, so hätte er wohl diese 
a 0 verweigert oder nur auf den Betrag in Geld, das neben den Naturalien 
geschuldet war, verurteilen lassen. Es blieb den Byzantinern vorbehalten, 
hier die schwerfälligen Wendungen einzusetzen, die dem Pächter einen 
Anspruch auf Leistung in Naturalien geben und sein Interesse an dieser 
Leistungsart schützen: D. rg, 2, rg, 3, ULPIANUS (1. 32 ad ed.): 

Si clominus exceperit in locatione, ut frumenti certum moclum certo pretio 
acciperct, et clominus nolit frumentum accipere neque pecuniam ex mercede declu­
ccre, potest quidem totam summam ex locato pctere, [secl utique consequens 
est cxistimarc officio iudicis hoc convenire, haberi rationem, quanto conductoris 
intcrerat in frumento potins quam in pccunia solvere pensionis exceptam portionem. 
simili moclo et si ex conducto agatur, idcm erit dicendum]. 

Der byzantinische Kanzleistil führt hier eine Entscheidung ein, die 
auch dem Dogma der ultro citroque obligatio entspricht. Augenschein­
lich ist hier sogar mit dem Dogma der actio mutua gespielt. Sonst wäre 
es töricht, von der actio locati zu sagen, mit ihr könnte die tota summa 
verlangt werden, \vährend ein Gegenrecht des Beklagten auf Leistung 
in Naturalien durch dieses existimare des iudex in Rechnung gestellt 
werden soll. Der Fall liegt ganz gleich, ob mit der a 0 locati oder der 
a0 conducti geklagt wird141, -volle Zweiseitigkeit der obligatio auch 
in diesem Nebenpunkte. Daß die Überarbeitung nur aus Gründen der 
byzantinischen Dogmatik erfolgte, ist gleichwohl nicht zu vermuten. 

günstig ist. Vgl. die Zusammenstellung bei HEUMA:-1::-l-SECKEL v. excipere. Ferner 
VARRO, de re rust. 2, 2, 5· C. I. L. 3, 948, r (BRuKs, fontes rhs), ro; 2, 4332 (BRlms, 
fontes 7 p. 378), 6; ro, 2039 (BRUNS, fontes p. 381), 4; (), 2, 10235 (BRUKS, fontes7 

383), 2; 6, I4672 (BRC:NS, fontes7 p. 384), 4· 
140 Das wissen die Byzantiner auch noch: schol. (Jhov ad. Bas. zo, I, Ig. 
141 Nicht berufen möchte ich mich clagegen auf die im gemeinen Recht viel­

fach vertretene Lehre, daß nach klassischem römischem Recht, wenn das Entgelt 
der Verpachtung zum Teil nicht in pccunia numerata bestand, eine locatio con­
cluctio nicht zustande kam. D. IÖ, 3, I, g; D. rg, 5, 5, 2 sind möglicherweise inter­
poliert, vgl. FERRINI, Reuel. Ist. Lomb. zG (r8g3), rg8; Panclette3 6gg 11. 3 (§ s6J). 
In D. ro, 3, 23 ist die rhetorische Frage, quac enim-intcrcesserit auch verdächtig, 
weil sie mehr erweist als die vorsichtige Entscheidung ULPIAKS (magis communi 
dividunclo iuclicium quam ex conducto locum habere) zu behaupten wagt. 
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Aber das Ergebnis, das so gut zum Dogma paBte, ist für uns wichtig, 
auch wenn wir den Grund der Interpolation vielmehr im praktischen 
Rechtsleben der justinianischen Zeit suchen. Im excipere lag nämlich 
für die Byzantiner wie die excepta portio in der Interpolation auch an­
deutet, ein anderer Begriff als für den klassischen Juristen. Der Rechts­
zustand, der hier durchgeführt ward, entspricht dem üblichen Formular 
des hellenistischen und byzantinischen Pachtvertrages, der in der Tat 
die Klausel über die Xaturalleistung in anderer Bedeutung kennt, als 
die römischen klassischen Juristen 142 . Da finden wir vom J.-J. Jahrh. 
immer wieder die Klausel über die Naturalleistung als Nebenverpflich­
tung bei den Verbindlichkeiten des Pächters aus dem Pachtvertrage. 
Also sowohl für den Pächter wie für den Verpächter wirkt hier die 
Klausel! Und das Wort excipere spielt in diesen byzantinischen Ver­
trägen eine Rolle. Die excepta portio, die in frumento potins quam in 
pecunia zu leisten ist, ist hier ein fester Begriff. Ta E~ai(!ETa heißt hier 
die Nebenleistung, die als "Extra" neben dem Geldzins kraft Ver­
trages als Teil der pensio zu erbringen istl 43 . Excepta hießen die 

lH \VASZYNSKI, Bodenpacht 103. Aus dem lVIaterial: CPR. 1. 45 (a 0 214), 
PSI. 1, 33 (a 0 266/7), CPR. I, 241 (a 0 z68), BGU. 1018 (3. Jahrh.), P. HERNALS, 
XVI, 3 u. 5 (6./7· Jahrh.), P. Wien. Denk. 37 (r88g) p. 144. App. 328 (?). 

143 BERGER, Strafklauseln in den Papyrusurkunrlen rsö A. z hat die Belege 
hierfür, ohne auf die Digcstenstellc aufmerksam zu werden, gesammelt. Zu clen 
bei ihm genannten Urkunden BGlJ. rrzo, z8. :Vlnr.PR. II, 33, 17. CPR. I, 

45, 14. ßGl·. 591, zo vgl. jetzt noch PSI. I, 33, 14 (a 0 z66/J). Die Erklärung 
des griechischen Begriffes ist aber bei DERGER unzutreffend. Er meint, il;a{esra 
seien excepta, "ausbcdungene Leistungen". Aber clie Aufnahme einer Klausel im 
Schuld vertrage, die für bcicle Teile vorteilhaft wirkt, ist nicht ein excipere, i/;at(!stV 
heißt nicht "ausbedingen" und rr.{ sl;aleaa ist ein Begriff, der älter ist als der Ein­
fluß der lateinischen Rechtssprache auf die hellenistischen Formulare. Dem latei­
nischen excipere liegt der Gedanke ganz fern, daß es sich notwendig um Leistun­
gen handelt, die als "extra", als "Zuschlag'' zum Geldpachtschilling geschulcletsind. 
Aber das ist gerade der Ansgangspunkt des griechischen Begriffes bei dem il;aleerm'. 
Ob es ursprünglich als praecipuum gedacht ist, das der Grundherr von der Ernte 
wegnimmt wie der Feldherr seinen Vorausteil von der Beute oder der Erbe sein 
Vorausvermächtnis (so MITTElS, Chrestomathie ad nr. 151 A. 14; 317, ro), ist mir 
nicht sicher. Jedenfalls ist seit alter Zeit das el;atgsrov das "Extra", das über 
die zunächst zustehende Leistung hinaus empfangen wird. Vgl. schon den Extra­
teil (el;a{gsrov IJ<)v rrp [li(!Et) im Gesetz von Kerkyra, Ditt. Syl1. 2 933 [ 3qr], 
wo die älteren Siedler einen solchen Extrateil über ihrem normalen Los erhalten. 
Ganz ähnlich IsAros or. 5, 29 (p. 53) nach der Korrektur der Edel. Ferner die 
Praetur extra orclinem des Cato minor, PLUTARCH, Cato minor c. 39· 

Dieses "Extra", das neben clem Geldpachtzins steht, erscheint nun als portio 
pensionis genau wie in der Interpolation in D. rg, 2, 19, 3 die excepta portio 
pensionis. BERGER a. a. 0., konnte darüber noch nichts wissen. Heut ist es klar 
durch PSI. I, 33: f.l,]u;{}waaaffat naea IJOV rov[c;] .......... sAatxoi•c; xai I[JOLVl-

x,~~ovc; xaen[ovc;] 0 •••••• <p[oeo]v TOV navroc; aeyveiov r5eaxw»v ~:~[Uw]v iinraxoa[wv 

xai il;a[tger ]wv <pol[vtx ]oc; /;T}(!OV naTT}Tov f.1.0Vol;[ vAo ]v. Also zum Gesamt<pogo;­
gehörten I 0 el(!)lV(!tOV, 2 ° ef;a{(!ET:a. 
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Leistungen der Naturalien in den wesHändischen Pachtverhältnissen 
des 6. Jahrhunderts, wie wir aus den Briefen GREGOI<S DES GROSSEN 
ersehen 144. Diese excepta der byzantinischen Zeit sind natürlich ganz 
anders zu behandeln als die "exzipierten" Klauseln, die ÜLPIAN behan­
delte. Und daher entscheiden die Byzantiner ganz richtig, daß ihre 
excepta portio auf Grund eines pactum adiectum als Teil des Pacht­
schillings geschuldet werde145 . 

Interessant ist es festzustellen, wie der byzantinische H.echtszustand 
hier interpoliert wurde. Hätten die Byzantiner klassische ProzeLlsysteme 
ausbauen wollen, so hätten sie die a 0 locati auf die volle Summe nicht 
zulassen dürfen, sondern sie verweigern müssen, insoweit sie den Be­
trag betraf, der in Naturalien zu leisten war. Statt dessen wird das 
Recht des Pächters, Naturalien zu leisten, als besonderes Gegenrecht 
konstruiert. Das war möglich, da ja nach justinianischem Prozeßrecht 
die actio locati als mutua actio den entgegenstehenden Anspruch aus 
der actio conducti mitberücksichtigen ließ, so daß der Richter hier 
auch gegen den dominus, der mehr als den Geldzins in Geld eingezogen 
hätte, auf den Ersatz des Interesses verurteilen konnte, den der Pächter 
aus der Naturalleistung gehabt hatte. Dieselbe Ersatzforderung auf 
dieses Interesse kann auch mit selbständiger a 0 conducti vom Pächter 
geltend gemacht werden. Auch hierin ist wieder die ultro citroque 
obligatio unterstrichen: es macht für diese Berücksichtigung des Inter­
esses des Pächters an der Naturalleistung nichts aus. ob der dominus 
oder der Pächter klagt. Endlich fragt sich noch, warum man diese 
komplizierte Denkform des Gegenrechtes des Pächters wählte und nicht, 
gerade wie die griechischen Formulare und die Terminologie der ex­
cepta portio pensionis selbst andeutet, davon sprach, daß die excepta 
portio eben nur ein Teil des Pachtschillings war. \Vahrscheinlich war 
hier die im Corpus iuris rezipierte Lehre maßgebend, nach welcher 
andere Gegenleistungen als Geldzahlung nicht mit der a 0 locati ein­
geklagt werden können 146, so daß als Gegenstand der a 0 locati in unse­
rem Falle stets die tota sumrrta mercedis erscheinen mußte, aber der 

144 epistulae (ed. EwALD-HARD!ANN, Monum. Germ.) r, 42 (vol. I, 64): super 
j usta ergo ponclera praeter excepta et vilicilia nihil aliucl volumus a colonis ec­
clesiae exigi (vol. I. 64): - 5. 31 (vol. I, 312) - g, 78 (vol. 2, 95): proinde ex­
cepta quae cle possessione poterunt in eius (Gentii) utilitatc verti, eadem volumus 
eins magnitudini annis singulis offerri, id est porcos XX, qualiter ipse praevicleris, 
vervices XX et gallinas LX. Quae omnia in exceptis volumus reputari. Vgl. auch 
MoRr~r annot. acl Pap. Rav. 370 ff. "excepta" sind hier einfach die Naturalien: 
ein Zusammenhang mit dem alten excipere scheint schon deshalb ausgeschlossen, 
weil anscheinend die Kirche einseitig die Höhe der Naturalleistungen festsetzt. 

145 schol. Bas. zo, r, 19 (HEIMBACH 2, 347). 
us D. IO, 3, 23; D. r6, 3, I, 9; D. rg, 2, 2, pr.; D. I(j, 2, 25, pr.; D. rg, 5, 5, z. 
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Pächter auf Grund des pactum adiectum im Interesse an der Natural­
leistung gegenüber diesem Anspruch geschützt \vurde. 

II. Im Titel pro socio scheinen praktische Konsequenzen aus dem 
Gedanken der ultra citroque obligatio zu fehlen. Das ist nicht ver­
wunderlich, da ja hier die Klassiker selbst durch die Formel, in welcher 
die beiden Gesellschafter mit gegenseitiger Prästation genannt waren, 
auf die Gleichwertigkeit von Anspruch und Gegenanspruch hingewiesen 
hatten. Das Dogma fehlt allerdings auch hier nicht. In den Stellen, wo 
GAIUS die infamierenden iudicia aufgezählt hatte, ist von JusnNIAKS 
Leuten bei der a 0 pro soc1o der Hinweis auf die ultro citroque actio 
interpoliert: 

Ins/. -f, I6, 2. 

Ex quilmsdam iudiciis clamnati 
ignominiosi fiunt, veluti furti, vi bono­
rum raptorum, iniuriarum, de dolo, item 
tutclac, mandati, depositi, directis non 
contrariis actionibus, itcm pro socio, 
quae ab utraque parte clirecta est et 
ob id quilibet cx sociis co iudicio dam­
natus ignotninia notatur. 

Gai. 4, I82. 

Quibusdam iudiciis damnati igno­
rniniosi fiunt, veluti furti, vi bonorum 
raptorum, iniuriarum; item pro socio, 
fiduciae, tutelae, mandati, depositi. 

Man sieht, nach welchen Gedanken die Aufzählung der infamieren­
den Aktionen bei JusTINIA~ umgeordnet istl 47 . Die actio pro socio 
verschwand von der Spitze der Kontraktsklagen, weil deren Reihe ge­
rade diejenigen Klagen umfaßt, bei denen nach byzantinischer Lehre 
durch Gegenüber von a 0 directa und contraria die mutua obligatio 
entsteht. Daß dies wirklich der Gedanke war, folgt aus der Charakteri­
sierung der ao pro socio. Sie ist ab utraque parte directa. Für den Klas­
siker ist es unerhört, daß man bei einer actio, auch bei der a 0 pro socio 
von zwei notwendigen Klägerstellungen spricht, es sei denn, daß es ,;ich 
um ein iudicium duplex handelt. Ferner ist doch im klassischen I~echt 
die gegenseitige Prästation auch in der a 0 pro socio nicht die notwen­
dige Erscheinungsform der Klage14s. 

§ 6. Das Dogma beim Mandat. 

Bei dem Mandat hat sich das Dogma der ultro citroque obligatio 
an gewisse Vorstellungen der Klassiker des z. Jahrhunderts anschließen 
können, die hier ebenso wie bei den andern Konsensualkontrakten her­
vorhoben, daß alter alteri obligatur, weil im Gegensatz zur conclictio 
aus der Stipulation oder dem mutuum bei Kauf, Miete, societas, man­
daturn zwei actiones entstehen, zwei obligationes, in denen von beiden 

147 Die Tatsache der Interpola.tion ist längst von GRADEC~WITZ, Interpolationen 
I 13 hervorgehoben. 

148 Vgl. LEC~EL, EcJ.2 287 f. [ 3 297f.] 
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Vertragsteilen jeder Gläubiger des andern istl 49 • Aber was dem Klas­
siker nur eine unjuristische Hilfsvorstellung zur Gliederung des Lehr­
vortrages war - nur das Schulbuch des GArus überliefert ja den 
Satz! - das wurde bei JusnNIAN zum dogmatischen Prinzip. Der 
Klassiker fand nichts dabei, daß oft der Anspruch auf Ausführung 
des Auftrages entsteht, ohne daß die a 0 contraria begründet wäre150. 

Da lassen z. B. die Klassiker das mandatum und also die Pflicht zur 
Gestion erlöschen, wenn der Auftraggeber stirbt, aber sie geben dem 
Mandatar, der ohne Kenntnis von diesem Tode das Mandat ausführte, 
die ao contraria (GAr 3, r6o). Und mindestens die Sabinianer ver­
weigern dem Mandatar, der den Auftrag überschreitet und statt für 
100000 für rsoooo kauft, die actio contraria151, während sie ihn haften 
lassen. Die Kompilatoren waren jedenfalls mit ihrem Dogma ebenso 
im Einklang wie mit den Bedürfnissen des Verkehrs, wenn sie, wie heute 
noch die herrschende Meinung glaubt, die proculianische Lehre auf­
nahmen, welche auch bei Überschreitung des Mandats dem Mandatar 
die actio contraria gibt, wenn er dem Geschäftsherrn den Eintritt in 
das Geschäft zu den im Auftrag enthaltenen Geschäftsbedingungen an­
bietet (Inst. 3, 26, 8). Ja, man könnte sogar glauben, daß sich das Kom­
pilatorendogma gerade in diesem Falle noch viel energischer betätigte, 
wenn es richtig wäre, daß keine klassische Lehre hier die a 0 mandati 
contraria empfahl, sondern daß nur die ao negotiorum gestorum von 
PROCULUS für denjenigen erwogen wurde, der bei Überschreitung des 
Mandats geltend machte, daß er im Interesse des Mandanten gehandelt 
habe 152. Statt des klassischen Rechtszustandes, nach welchem der 

149 GAIUS 3, I36; D. 44, 7, 2. 
150 Terminologisch sei bemerkt, daß ich GRADENWITZ' Auffassung (Interpol. 

noff.), die actio contraria sei kein uralter Begriff des klassischen Prozesses, nicht 
teile. Allerdings kenne ich keine älteren juristischen Zeugnisse für den Ausdruck. 
Immerhin ist es doch wohl nur von einer figürlichen Verwendung prozessualer 
Terminologie zu verstehen, wenn es in dem Bericht über eine Versammlung vom 
Gegenauftreten des Nasica gegen den Antrag des C. Curiatius heißt (Val. Max. 
3, 7, 3): contrariam actionem ordiri coepit. Auch die actio negativa heißt im 
Gegensatz zur vindicato doch wohl mit echtem Ausdruck actio contraria. Offen­
bar vor JusTINIAN ist die ao contraria der Schrift de actionibus bekannt. 

151 GAI. 3, r6r; Inst. 3, 26, 8; D. 17, I, 3, 2 (PAULUs). In D. 17, I, 4 ist [quae 
sententia sane benignior est] bei GAIUS, der in den Inst. 3, I6I, wie in D. 17, I, 41 
doch wohl die sabinianische Lehre vertritt, interpoliert. Vgl. PAMPALONI, Bull. 
20 (1908) 2I4 n. I. Für das recte (D. I7. L 4) ist die Interpolation zweifelhaft; wenn 
man es auf den Widerspruch de3 PROCULUS gegen das Bedenken der Sabinianer 
bezieht, kann es echt sein, so FERRINI, Bull. I3 (I90I) I83. RrccoBONO. Bull. 7, 
{1894) 233· 

152 Vgl. PAMPALONI, Bull. 20 (rgo8) 220. Besonders D. 3, 5, 31 (PAPIN. 2 respons.) 
könnte, weil hier die actio negotiorum gestorum dem exzedierenden Mandatar 
zur Seite steht, in der Tat den Gedanken nahelegen, daß die Klassiker bei Über­
schreitung des Mandates stets nur auf diese actio verwiesen hätten. Hat PAMPALONI 
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Mandant die a 0 mandati directa, der Beauftragte die a 0 negotiorum 
gestorum contraria gehabt hätte, wäre von JusTINIANS Leuten die 
beiderseitige a 0 mandati geschaffen worden. -Interessant ist es zu be­
obachten, wie sich das byzantinische Dogma mit dem Mandatsanspruch 
des Beauftragten nach dem Tode des Mandanten abfindet. Die Kom­
pilatoren nahmen hier einfach die praktischen Entscheidungen der 
Klassiker über die ao contraria des Beauftragten auf153. Aber daneben 
steht als dogmatische Formulierung über das Geschäft und die Obliga­
tion: solvi mandatum, sed obligationem aliquando durare -- competere 
actionem utilitatis causa 154. Darunter hatten die Klassiker, wenn die 
\Vorte echt und ungekürzt sind155, die actio contraria des Mandatars, 
vielleicht auch etwaige Herausgabeansprüche verstanden, die dem 

recht, so könnte der Gruncl, aus clem die Byzantiner die actio negotiorum gcstorum 
strichen, füglieh nur in cler Systematik der Byzantiner gesucht werden, die dort, 
wo die actio mandati directa zustand, auch die contraria anerkennen .. '-ber die 
ganze Hypothese PAMPALOKIS und schon RicCOBo;-,ros, daß die Mandatsüber­
schreitung bei dem :Vlandat zum Verkauf ebe!lso behandelt worden sei wie bei 
dem Mandat zur Bürgschaft, ist mir nicht unzweifelhaft. Sachlich besteht zwischen 
den beiden Fällen jedenfalls ein erheblicher Unterschied, über den die klassischen 
Praktiker sicher nicht hinwegglitten: wo der Auftrag auf l~bernahme der Bürg­
schaft bis zu gewissem Betrage lautet, bedeutet die Überschreitung ein Durch­
kreuzen cler Dispositionen des Mandanten: der Bürge verschafft dem Haupt­
schuldner einen höheren, also anderen Kredit als der Auftraggeber wollte. Er ver­
schiebt dabei unter Umstänclen den ganzen Sanierungsplan, den der Auftraggeber 
für die Unterstützung cles Hauptschuldners entworfen hatte. Ganz anders bei dem 
1\lanclat zum Ankauf einer bestimmten Sache zu bestimmtem Preise. Kauft hier 
cler Mandatar teurer, so ist praktisch doch der Erfolg des Mandates dadurch er­
reicht, daß er nachträglich dem Mandanten die gekaufte Sache zum auftrags­
gemäßen Preise anbietet. Dieser im \Vesen der Sache liegende Gesichtspunkt 
läßt mich die zweifellos vorliegenden Interpolationen anders beurteilen, als 
durch RrccoBONO und andererseits durch PA)IPALONI geschah. In Irrst. 3, zG, 8 ist 
allerdings die Erwähnung der Bürgschaft sicher interpoliert. Aber daß hier die 
prokulianische JVlcinullg echt ist und die Prokulianer von der actio mandati con­
traria sprechen, möchte ich doch gegen PAMPALONI glauben. Daß dauernd eine 
klassische }1einung bestand, nach welcher die actio rnandati contraria dem Ex­
zec1entcn, der zu den Mandatsbedingungen anbot, zustand, ist doch wohl durch 
das Referat wahrscheinlich, das PAULUS (D. 17, I, 3, z) von dem eiltgegengesetzten 
Standpunkt der quidam gibt. vVo es sich um Überschreitung des Mandats zur 
Bürgschaft handelt, hat PAMPALONI wohl insofern recht, als er jede actio manclati 
contraria bestreitet (p. 224), und daher D. 17, I, 33 auf eine actio negotiorurn 
gestorum contraria ursprünglich bezieht. 

153 D. 17, I, 58 pr. D. 39, 5, 19, 3· 
154 D. I7, r, 26 pr. 
155 Das ist für das competcrc actionem des PAULUS nicht ganz sicher. Sprach­

lich ist die Bildung utilitatis causa competere seltsam. Sachlich ist verwunderlich, 
claß PAULUS nicht deutlich von der actio contraria spricht, zumal das folgende 
Stück (§I) sicher noch zum Kommentar der ao contraria gehört und das ganze 
übrige Fragment von der formula in factum concepta des fideiussor gegen den 
Hauptschuldner handelt (LENEL, FAuL. 488). 
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Erben des Mandanten nach dessen Tode durch Ausführungshandlungen 
des Mandatars entstehen 156. Anders die Byzantiner. Es liegt schon nach 
der Fassung des Satzes nahe, zu denken, daß die Kompilatoren die 
Fortdauer der obligatio, des competere, der actio so schlechthin an­
nahmen, weil sie, ausgehend von ihrer ultro citroque obligatio, auch 
mit einem Zwang des Mandatars zur Weiterführung des Auftrages nach 
Tod des Auftraggebers rechneten. Jedenfalls haben die späten By­
zantiner die Klassikerstelle wirklich so verstanden157 . Sie verweisen 
auf den Zwang, welcher auf den beauftragten Prozeßvertreter zur Ein­
lassung geübt wird158, der für sich cautio iudicatum solvi stellen läßt, 
oder auf die Prozeßpflicht des procurator, wenn der dominus nach der 
litiscontestatio stirbt, den Prozeß weiterzuführen159. 

Es ist sicher ein unverfänglicher klassischer Ausdruck und Gedanke, 
daß nur auf der einen Seite die Mandatsformel genehmigt werden 
könne, ab una dumtaxat parte mandati iudicium dari160. Der Klassiker 
kann sehr wohl denken, daß die Formel auch einmal nur dem einen 
Vertragsteil zusteht. Etwas zweifelhafter, aber doch auch wohl ohne 
durchschlagenden Verdachtsgrund ist es, wenn PAuLus161 sagte, daß 
utrimque actio (mandati) nascitur; hier kann man immer noch über­
setzen: es entsteht auf jeder Seite eine actio mandati. Aber daneben 
findet sich die feststehende Interpolation, welche von der "zwischen 
den Parteien statthabenden actio mandati" spricht. GAIUS hatte in 
den cottidianae162, ganz wie er es in den Institutionen 163 tut, von 
der praktischen Bedeutungslosigkeit (supervacuum est) des man­
daturn tua gratia gesprochen. In den cottidianae ist dabei das Sätz­
chen hinzugefügt: "deswegen entsteht aus solchem Mandat keine ob­
ligatio". JusTINIANS Leute setzten dazu in den Institutionen: "nec 
mandati inter vos actio nascitur" 164. Man hört aus der Grammatik 
die griechische Artikelkonstruktion heraus und den Gedanken an die 
beiderseitige Klage der justinianischen bonae fidei actio. 

Die ultro citroque obligatio beim Mandate ist auffallend in D. IJ, 
I, rg. ULPIANUS (1. 43 ad Sab.): 

156 GAI. 3, 117. ULP. D. 17, I, 14, pr. 
157 Spätes Schal. Tijs evoxfis lia{}' Öre J.teVOVf1'YJs ad Bas. I4, I, 26. 
158 D. 3, 3, I5. 159 Cod. 2, I2, 23. Bas. 8, 2, 97. 
160 D. I7, I, 4I (GAIUS). 
161 D. I7, I, 3, I (l. 32 ad ed.). Vgl. dazu nulla ex utroque latere nascitur actio 

in D. 3, 5, 5, 6; auch D. 44, 7, 5 pr. (GAms). 
162 D. I7, I, 2, pr. 163 GAI. 3, 156. 
164 Jusr. Irrst. 3, 26, pr. Der Paraphrast hat ovc5e 1] mandati -rbcrerat dywyl). 

Diese Übersetzung im Theophilos ist als Beweisstück für die Byzantiner sehr wichtig: 
ihnen war es gleichbedeutend, daß man von einer "zwischen den Parteien, also 
mit gegenseitiger Klägerstellung zustehenden actio mandati" sprach oder nur 
von der actio mandati. 
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Si servus meus de semet emendo mandaret, ut redimatur (d. ut redimatur 
Gl. oder Trib. ?), Pomponins eleganter tractat, an is, qui servum redemerit, ultra 
convenire possit venditorem, ut servum recipiat [quoniam mandati actio ultra 
citroque est]; sed [esse iniquissimum Pomponins ait ex facto servi mei cogi me 
servum recipere, quem in perpetuum alienari volueram], nec magis in hunc casum 
debeo [mandati] teneri, quam ut eum tibi venderem165. 

PoMPONIUS im Sabinuskommentar hatte die Konsequ-enzen durch­
dacht, welche eine Anwendung der Mandatsgrundsätze auf den Vertrag 
des Sklaven mit dem Loskaufenden haben mußte. Es war wegen des 
theoretischen Interesses offenbar ein beliebtes Thema der Klassiker 166 

bei dem Studium der actiones aus dem Sklavengeschäft, und bezeich­
nenderweise gehört ja auch unser Fragment der Inskription nach in 
eine solche allgemeine Abhandlung der ] uristen 167 . Der Fall wie das 
Operieren mit dem Mandatsrecht gehört zweifellos zum klassischen 
Gehalt des Textes. Daß schon PoMPONIUS wirklich von einer actio 
mandati contraria sprach, ist wahrscheinlich. Denn es fehlt bei dem 
Tatbestande die Notwendigkeit, die sonst gegenüber dem Geschäft 
mit dem Freikäufer bestand, erst die Mandatsgrundsätze in den klassi­
schen Text hineinzutragen 168. Auch spricht das ultro convenire für das 
Vorliegen der actio contraria169. Nach dem justinianischen Text würde 
PoMPONIUS entschieden haben, daß dem Freikäufer keine actio mandati 
contraria gegen den alten Eigentümer ut servum recipiat, zustände: 
denn es sei unbillig, daß der alte Eigentümer zur Zurücknahme seiner 
zur Freilassung veräußerten Sklaven gezwungen werde; diese Ent­
scheidung sei ebenso ausgeschlossen wie die andere, daß der alte Eigen­
tümer auf Vornahme des Verkaufs an den Loskäufer haften solle. 
Fragestellung und Entscheidung sind sehr einfach mit der Vorstellung 
der ultro citroque obligatio zu erklären. Die Kompilatoren hatten in 
D. 17, I, 54 pr. den Satz aufgenommen: cum servus extero se mandat 
emendum, nullum mandatum esti70 . Dieser Satz, der doch vom byzanti-

165 Anscheinend keine Vorgänger in der Literatur über Interpolationenfor-
schung (PETERs) nach Ausweis des Leipziger Index. 

166 D. I7, I, 54 pr.; IS, I, so, 3; Cod. 4· 36, I. 
167 LENEL ad ULP. zgoo. 
168 Wie solche Notwendigkeit bei der fiducia des dominus mit dem Freikäufer 

bestand, vgl. PERNICE, LABEO 3, I, Iz8ff. 
169 Daß ultra convenire, ultra tribuitur actio eine geläufige Terminologie 

für die actio contraria ist, ist bekannt (schon CurAcrus ad tit. C. de pactis 
-opp. ed. Neap. g, 45 E, mit Berufung auf D. 3, 5, 9 (Io) pr.). Vgl. auch D. 22, I, 
I, 3· D. 47, 2, 6o (59). 

170 Auch dieser Satz (cum servus extero se mandat emendum, mandatum 
nullum est) in D. I7, I, 54 pr. ist nicht klassisch, sondern wohl nur eine dogma­
tische Formulierung der Byzantiner. Wie diese in D. I8, I, 7o; D. IS, r, 57; 
D. I8, I, 34, 3 eine Dogmatik für das Rechtsgeschäft unternehmen, anstatt wie 
die Klassiker die actio zu geben oder zu versagen, so haben sie hier einen Papinian­
satz umgebaut, der wohl einfach sagte, daß ein solches Mandat keine actio directa 
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nischen Gesetzgeber aufgestellt ist, wird hier deduziert, und zwar an 
der Spezialfrage, ob ein Recht des Freikäufers darauf, daß der alte 
Eigentümer den Sklaven zurücknehme, gegeben ist. Diese Spezial­
frage ist für den zu erweisenden Satz "quoniam mandati actio ultro 
citroque est", interessant. Das heißt für den Byzantiner soviel als: soll 
jenes Mandat unwirksam sein, so darf die hier erläuterte a 0 contraria 
nicht zustehen. Der Kompilator findet, daß sie in der Tat nicht zusteht: 
denn wollte man sie geben, so käme man dazu, daß der alte Eigentümer 
seinen Sklaven zurückzunehmen hätte, während er ihn für alle Ewig­
keit veräußern wollte. Diese Konsequenz erscheint dem Byzantiner un­
annehmbar: nicht nur als Härte gegen den alten Eigentümer, sondern 
auch wegen der Inkonsequenz im Mandatsrecht; denn die Mandats­
vorschriften können einen Zwang dieser Art ebensowenig autorisieren, 
wie sie es zulassen, daß ein Eigentümer zur Veräußerung seiner Sache 
gezwungen wird171. 

Wo sich eine Entscheidung in ihrer theoretischen Fragestellung 
derart deutlich in die byzantinische Dogmatik einfügt, kann es nicht 
wundernehmen, die sprachlichen Zeichen der Überarbeitung zu ent-

fürdominusoder servus auf Vornahme des Loskaufs erzeugt. PAPI:\'IAK kann nicht 
gesagt haben, das Mandat sei nichtig, um im selben Atemzug nachher die actio 
mandati clirecta des Herrn nach geschehener Übertragung an den Loskäufer zu 
bejahen und zuletzt die actio manclati contraria de peculio des Freikäufers mit 
einem vorsichtigen Argument abzulehnen. Es mag auf der Kenntnis des alten 
Textes beruhen, wenn das schol. Steph. acl Bas. 14, r, 54, ( HEIMDACH 2, 133) den 
Satz nur so wiedergibt: dvtaxveov ro f.1rxvödrov clc; ro ain:ov rov olxirrJV xr~arxafJm 
dywy~v uva. Ja noch mehr! Das Reskript in Cod. 4, 36, r beginnt mit einem Satze, 
der offenbar clcr juristischen Literatur entlehnt ist, wie das für ein anderes Reskript 
DIOCLETIAKS, Cod. 8, 44 (45), 24 pr. im Vergleich mit Vat. fr. 12, ja auch schon von 
LEKEL (Pal. Pap. 478) beobachtet worden ist. Die Falldarstellung klingt eigenartig 
an D. 17, I, 54 pr. an. Daß keine actio manclati directa auf Veräußerung an den 
Loskäufer entstehen könne, ist gesagt, übrigens auch mit der von den Basiliken­
scholien abgelehnten Möglichkeit, daß der Skla,·e selbst Klagen haben könnte. 
Sollte etwa der Text von Cod. 4, 36, I der papinianischen Fassung von D. 17, 
r, 54 näherstehen als der Digestentext? Man versuche nur einmal die offenbaren 
Glosseme zu streichen: 

D. I7, I, 54 pr. 

Cum servus extero se mandat emen­
clum, nullum mandatum est ... 

Cod. 4, 36, I pr. 

Si extero servus se manclaverit emen-
clum, quamvis nec ex persona servi -
nec ex domini - consistere creclebatur 
actio, tarnen optima ratione - domino 
quaeri placuit obligationem. 

Daß im Kaiserreskript die richtigere klassiscl1e Entscheidung steckt, ist 
klar. Zu präzisen Behauptungen über die Textkonstruktion der Papinianfrag­
mente fehlt mir ein Anhalt. 

171 Der letzte Gedanke ist, wie aus Cod. 4, 36, I pr. folgt, natürlich auf das 
mamlatum tua gratia zu beziehen. 

Partsch, Aus nachgelassenen Schriften. 5 
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decken. Verdächtig sind 1° vielleicht schon der Superlativ iniquissimum, 
obwohl mit diesem sprachlichen Argument hier nicht viel erwiesen wird. 
zo sicher interpoliert ist der Begriff in perpetuum alienari; er kommt 
nur hier bei einem Klassiker vor172, ist dagegen das übliche Formular­
wort des späteren auf byzantinischem Notariatsstil beruhenden Ver­
tragsformulars173 und setzt auch das hellenistische resp. spätrömische 
Recht voraus, dem die auflösend bedingte Übereignung auch von 
Sklaven vertraut ist174. 3° der grundlose Tempuswechsel: .... esse 
ait ... cogi volueram ... debeo teneri. 4 ° mandati teneri nach CoLLI­
NETS175 bekanntem Indiz. Was im klassischen Text stand- ob vielleicht 
die von PoMPONIUS geäußerte Meinung zu dem Eingriff Anlaß gab, 
- das wissen wir nicht. Sicher ist, daß am Ende ULPIAN schon das 
sagte, was in den Digesten steht: nec magis in hunc casum debeo ... 
teneri. Denn die Byzantiner hätten nimmermehr in hunc casum ge­
schrieben, sondern sicher ihr "in hoc casu"176. Dagegen ist aber in hunc 
casum nachweislich ulpianisch und - vielleicht durch Zufall - gerade 
nur bei ULPIAN nachweisbar177. Danach ergibt sich, daß schon ULPIAN 
eine actio mandati contraria gegen den früheren dominusmit Mandats­
grundsätzen für unvereinbar hielt und aus der Umkehrung dessen argu·· 
mentierte, was fürs mandatum tua gratia feststand. Wer das zugibt, 
muß notwendig auf die Hypothese kommen, daß der Tatbestand in 
der Kompilation geändert ist. Denn füglieh konnte ULPIAN nur eine 
actio, die voll gegen den dominus ging, mit der Mandatsklage aus dem 
mandatum tua gratia vergleichen, und nur von einer solchen Klage 
konnte der Klassiker sagen, daß sie einen Druck auf den Eigentümer 
ausübte. Dann sprach ULPIAN aber von einem Mandat des dominus 
an den Freikäufer oder mindestens von einer Zustimmung des dominus 

172 VIR. I, 338, 29. 
173 P. Rav. [Marini, Papiri diplomatici I8o5] n. I I4: tradidisse et tradiderunt ... 

iure directo et in perpetuum; n. I20. iure directo in Perpetuum; vgl. PARTSCH, 
Zeitschr. f. Handelsr. 70, 45of. 464. Es ist die lateinische Übersetzung der byzan­
tinischen Klausel o,uo}.o;'w monQr:x";evr:xt wxl ";r:x-r:r:xyeyer:xrp'f}";evr:xt dno -r:oii viiv el<; -r:ov 
änav-r:a xe6vov oder en' alwvdq. ";a-r:oxfi, vgl. P. Par. 2I, I8. P. Arch. f. Pap. F. 3, 
4I8 l. 20. P. CAIRO (J. MASPERO) 67098 l. 7; 67099 l. 5; 67I20 l. IO (alle aus dem 
6. Jahrhundert) und dazu aus dem 4· Jahrhundert unter vielen andern P. Lips. 4, 
l. 24 (MITTEls Chrest. I7I), sowie der Sklavenkauf aus Askalon (a0 359) BGU. 3I6, 
(MITTElS Chrest. 271) l. 22. 

17 4 Dazu MITTElS, Röm. Priv. R. I, 182, 192. 
175 Nouv. rev. hist. 34 (1910) I57ff. 
176 Vgl. die Stellen im LoNGO, Vocab. Bull. ro (I897/98) s. v. casus. 
177 in hunc casum actionem dari deberi in D. II, 7, 20, I. Vgl. D. 47, 19, 

2, I; 24, 3, 22, pr.; 36, 4, 5, 30. Nur ULPIAN scheint so zu schreiben, VIR I, 637. 15. 
Damit käme man auf die Möglichkeit, daß eben erst ULPIAN am Ende der Stelle 
entschied, und daß ihm auch vielleicht das sed gehört, das die Kompilatoren 
erst dem POMPON1US zuschrieben? -
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zum Mandat, das der Sklave gab. Offenbar dasselbe meinten auch die 
alten Erklärer, wenn sie vielfach eine Zustimmung des dominus zum 
.Mandat des Sklaven unterstellten 178 . \Vährend dieses Tatbestands­
moment bei JusTINIAN fehlt, muß es für die Klassiker in Betracht ge­
kommen sein. Auch sonst ist die Stelle gegenüber dem klassischen 
Text offenbar gekürzt: Vor sed fehlt die Meinung, zu der die justinia­
nische Entscheidung im Gegensatz stehen will. Die lakonische Aus­
malung des Tatbestandes 179, die \Viedergabe des Klagantrages (ut 
servum recipiat) 180, endlich die sachliche Ausmalung der ersten Be­
gründung, die der angebliche POMPONIUS gibtl81, enthalten mehr oder 
weniger erhebliche Anstöße, wenn man die Stelle als Zeugnis klassischen 
Juristenrechts ansehen wollte. Sie ist unheilbar überarbeitet. 

§ 7· Das Dogma bei der negotiorum gestio. 

I. Besonderes Interesse ist der Frage der ultra citroque obligatio bei 
der a 0 negotiorum gestorum sicher. Denn wenn wirklich die Kompila­
toren bewußt die Gegenseitigkeit des Anspruchsverhältnisses bei den 
honae fidei judicia betonen wollten, mußte der erste Titel, in dem es 
sich um eine wichtige Klage dieser Art handelte, schon eine Andeutung 
aufweisen. Sie fehlt auch nicht. 

Die Kompilatoren haben gleich in der ersten Stelle, in der beide 
Ansprüche, die ao negotiorum gestorum directa und contraria, vom 
Klassiker erwähnt waren, ihre actio quae ultro citroque nascitur an­
gebracht. An drei Stellen, die für die Erkenntnis der Interpolation 
wichtig sind, hatte GAIUS von dem X ebeneinander der beiden Ansprüche 
gehandelt: Zweimal ließen die Kompilatoren den klassischen Text 
stehen, nach welchem hier ultro citroque inter eos nascuntur actioncs. 

l78 z. B. A .. FABER, Ration. ad. Panel. ad h. l. (5, 51 cd. I6z6). 

179 Der Klassiker kann nicht gut verschwiegen haben, warum die actio con­
traria angestellt werden soll: weil der Sklaye sein ::\landat widerrufen hatte? 
oder weil der Magistrat die Mitwirkung zur manumissio vindicta weigerte --? -

180 Zu erwarten wäre nach klassischem Recht nicht nur ein Begehren: ut 
servum recipiat, sondern der Mandatar müßte -c·öllige Schadloshaltung vom 
Mandanten resp. peculiar von dessen Herrn verlangen. Ich glaube, der Klag­
antrag ut servum recipiat stammt eben v-om Byzantiner, der analog einer actio 
mandati <lirecta auf Loskauf eine actio mandati contraria auf servum recipere 
konstruierte. 

181 Auch wenn man nur quem-volueram \Yegen des byzantinischen Stils 
striche, bleibt für PoMPONIUS der Gedanke unwahrscheinlich, daß überhaupt 
der alte dominus zur Rücknahme "gezwungen" werden könne. Das wäre nur 
denkbar, wenn im klassischen Text vorher die Zustimmung cles Herrn zum Mandat 
des Sklaven erwähnt und folgeweise actio mandati contraria gegen den Herrn 
resp. actio quocl iussu gegen ihn erwogen war, wie oben wegen 1.:LPIANS Ent­
scheidung als möglich erachtet wurde. 

5* 
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Das dritte Mal, an der Spitze des Digestentitels ist aus den mehreren 
actiones die eine einheitliche der Byzantiner geworden: 

I11st. ], 27, r: 

Igitur cum quis absen­
tis negotia gesserit, ultro 
citroque inter eos nascun­
tur actiones, quae appel­
tantur ncgotiorurn gcsto­
rum. 

D. 44, 7, 5, pr. 
(Gai. l. 3 aur.): 

Si quis absentis nego­
tia gesserit, si quidem ex 
mandatu, palam est ex 
contractu nasci inter eos 
actiones manclati, quibus 
invicem experiri possunt 
de eo, quod alterum alteri 
ex bona fiele praestare 
oportet . 

D.3,5,2 
(Gai.l. 3 ad ed. prov.): 
Si quis absentis ncgo­

iia gesscrit licet ignoran­
tis, tamen quiclquid uti­
liter in rem eins impen­
derit vel etiam ipse se in 
rern absentis alicui obliga­
verit, habet eo nomine 
actionern: itaque eo casu 
ultro citroque nascitur 
actio, quae appellatur ne-
gotiorum gestorum ... 

Im Ediktskommentar treten hier folgende wahrscheinliche Inter­
polationen hervor: Licet ignorantis tarnen muß Emblem sein, da es 
den falschen Gedanken im Satzgefüge nahelegt, daß die actio natürlich 
zunächst entstehe, wenn der gestor mit \Vissen des abwesenden Herrn 
die Geschäftsführung wahrnimmt. Im klassischen Text stand vielleicht 
dasjenige, was sicher nach ediktaler Praxis, vielleicht auch nach dem 
Ediktswortlautl82 das Erfordernis zur a 0 negotiorum gestorum war: 

1sz Mir ist weitaus das \Yahrscheinlichste, daß das Edikt in D. 3, 5, 3, pr. 
gekürzt ist und entweder vor gcsscrit ein non mandatu cius enthielt oder hinter 
gesserit ein quocl non manclatu gestum est stand. Denn: I. Ohne eine Spur einer 
theoretischen Entwicklung oder einer Fortbildung durch die Praxis gehen die 
Juristen von dem Gedanken aus, daß jeder Aktionenschutz mit den Formeln 
aus der negotiorum gestio eine Geschäftsführung ohne Auftrag voraussetzt: V gl. 
im ULPIAN-Kommentar D. 3, 5, 3, §§ 8, 9, IO (~on solum is qui sponte et nulla necessi­
tate cogentc innniscuit se negotiis alienis) I I, D. 3, 5, 5, pr. Man könnte sich für 
diesen Rechtszustand einfach auf die bekannten Darstellungen der gemeinrecht­
lichen Literatur (CHAMBOK, ~eg. Gestio, S. II5 ff., KüHLER, Jahrb. f. Dogmatik 
25 ( I887) 75 ff.) berufen, wenn diese nicht notwendig die rechtsgeschichtlichen Grund­
lagen des Edikts de ncgotiis gestis verdeckte. Mit voller Klarheit wird gesagt, claß 
dort, wo ein Mandat zur gestio vorliegt, der gestor nicht die a0 negotiorum gestorum 
hat (D. 3, 5, 20, fr. 3, fr. 27, fr. 4I, D. I], I, 22, Io), andererseits, daß, weil 
es zur a 0 mandati am gültigen Mandat fehlt, deswegen die actio negotiorum 
gestorum zusteht, D. 3, 5, 31, I; D. 3, 5, 5, pr.; 3, 5, IS, 2; D. I], I, 6o, I). Diese 
Subsidiarität der a 0 negotiorum gestorum dürfte doch eine ediktale Grundlage 
gehabt haben. [Vgl. PARTSCH, neg. gest. 1, I4ff., z8.] -- 11. Die Tatbestände bei 
dem Juristen heben oft das gerere non mandato hervor: D. 3, 5, 5, 2; D. 3, 5, 
4I; D. 17, I, 58, pr.; Cocl. 2, I8, zo, pr.; D. 44, 7, 5, pr. spricht es klar aus, 
daß die Aktionen für den Fall proponiert sind, si quis absentis negotia gcsserit -
sine mandato. Vgl. auch den Text lnst., 3, 27, I: -· si sine mandato quisquc 
alienis negotiis gerendis se optulerit. - IIl. Unser \Vissen über das Edikt legt 
eine ediktale Klausel über clas Erfordernis des Mangels des Auftrages sehr nahe, 
wenn auch die Klausel mangels eines fortlaufenden Textes des ULPIAK-Kommentars 
nicht mehr erwiesen werden kann: einmal spricht dafür, daß die Paraphrase 
des G"\ICS zum Edikt. prov., die in D. 3, 5, z cit. vorliegt, eben nach dem gesserit 
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daß nämlich kein Mandat zum Handeln vorgelegen hatte. Statt positiv 
zu sagen, die negotiorum gestio erfordere, daß der gestor sine man­
dato handelt, haben die Kompilatoren dasjenige eingesetzt, was die 
Klassiker nur als Folge dieses Rechtszustandes kannten 183, daß nämlich 
der dominus hier auch ohne sein \Vissen verpflichtet werde. Sprachlich 
kündigt sich die Interpolation durch das licet-tamen an, bei dem sich 
tamen nicht auf eine adversative Stellung des ganzen Satzteiles, son­
dern nur auf das unmittelbar vorhergehende licet ignorantis bezieht. 
Grammatisch ist die Beziehung der Konjunktion licet auf das Partizip 
ignorantis für GAms ebenso unerhörtl84, wie es als echter Graezismus 
öfters in JusTINIA~S Institutionen vorkommt 185. 

So leicht diese Behauptung auf Zustimmung rechnen dürfte, so 
schwer wird es, wenn man nur den lateinischen Text sieht, an die \V orte 
habet ..... actionem die kritische Sonde zu legen. Und doch sind sie 
wahrscheinlich nicht klassisch. In ihnen prägt sich die Vorstellung aus, 
daß der gestor die a 0 derart hat, daß eo casu, also bei der a 0 contraria 
des gcstors, die actio ultro citroque nascitur. Das kann m. E. nimmer­
mehr der klassische Jurist sagen. Nicht als ob der Ausdruck ultro 
citroque nascitur actio schon an sich ein Indiz wäre; weil bei GAIUS 
an den beiden anderen Stellen davon gesprochen ist, daß ultro citroqne 
nasc~mtur actiones, ist es durchaus noch nicht gesagt, daß GAIUS hier 
nicht schrieb, wie es der Text der Digesten für den Ediktskommentar 
bezeugt. Ganz im Gegenteil ist hier guter Grund für den Singular ultro 

überhaupt noch ein Tatbestandsmoment hatte, wenn auch licet ignorantis tamen 
nicht der klassische Text ist. Ferner ist klar, daß das Fehlen eines Auftrages auch 
bei der formula. in factum concepta Ausdruck fand, zu welcher ja doch wohl D. 3, 
5, 3, 8-9 gehört (LE~EL, Paling .. l:LP. 348, Ecl. 2 , 102. GIRARD, '\Ianuel5 t>25, n. r. 
Xichts dagegen bringt anscheinend SEGR}~ sulle formole relative alla negotiorum 
gestio, Studi Senesi 1906 (Studi ::VIoriani) 289 ff. vor. \Ver das zugibt, wird leicht 
geneigt sein, anzunehmen, daß die formula in factum concepta der a 0 directa oder 
contraria clen Mangel des Mandates betonte. Denn eben claraui scheint es doch 
zu beruhen, daß hier jcclcufalls von einem in fremder Spl1äre Handelnden gespro­
chen wird, wenn auch der exsecutor a praetore in negotio datus so gut wie sicher 
ein Interpolatmeneinschiebsel ist, das den byzantinischen executor negotii ersetzt 
(cf. Steph. Incl.l. 3 § 10. Zach. Suppl. 132 n. 3: iußtßarn:~~ i:rLTQand;); über den 
exsecntor vgl. PARTSCH. Gött. Nachr. I9IT, 24I ff., Interpolation des cxsccutor 
z. B. Cocl. 8, 16, 7, pr.; vgl. C. Th. 2, 30, I; Cocl. 7, 39, 3. I; vgl. Th. 4, I4, I, I. 
(Hier vielleicht statt eines curator oder besser noch statt des magistcr bonorum 
des Konkursrechts eingesetzt, vgl. auch D. r7,I, 22, Io). [Vgl. PARTSCH, neg. gest. 
I, ggff.J 

183 Vgl. Inst. 3, 27, 1. Vgl. auch die vielleicht verdächtige (l'EROZZI, Le obbli­
gazioni romane (1903) 146 n.) Stelle D. 44, 7, 5, pr. \Vas PEROZZI clort vorbringt, 
schließt übrigens m. E. nicht aus, daß die Stelle doch echt ist. Jc:STJXI.\1': schreibt 
nirgends den Ablativ mandatu! [Vgl. PARTSCH, neg. gest. I, 25.] 

18 4 [Vgl. die Belege bei PARTSCH, neg. gest. I, 27 n. r.] 
185 [Vgl. die Belege bei PARTSCH, neg. gest. I, 27 n. 2.] 
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citroque nascitur actio: in der Stelle aus den libri aureorum handelt 
es sich um eine Darstellung des Aktionenrechts der negotiorum gestio: 
dabei kamen notwendig auf beiden Seiten zwei Formulare in Betracht 
die formulae in ius wie die formulae in factum conceptae186. Hier, an 
der Spitze des Ediktkommentars aber gab GAIUS seine referierende 
Paraphrase des Edikb, die bei ihm die ausführlichen Zitate ersetzt, 
wie sie der ulpianische Kommentar hatl87 . In diesem Edikt kann es 
sich folglich nur um die Verheißung von formulae in factum conceptae 
gehandelt haben 188. Cnd deshalb ist es einzig korrekt, wenn GArus 
sagt: eo casu ultro citroque nascitur actio. Aber die davorstehenden 
\\'orte ... habet ... actionem ändern den Zusammenhang und bringen 
den unklassischen Sinn hinein, daß diese Doppelheit der actiones sich 
auf die eine actio des gestor beziehe. Ich meine, habet und actionem 
sind interpoliert, um die gegenseitigen actiones im justinianischen 
bonae fidei iuducium des gestor zu unterstreichen. Der Eingriff ist 
vielleicht auch sprachlich angedeutet: sicher überlieferter Text der 
Florentina ist gar nicht habet, sondern habeat! Sollte dies die Lesung 
sein, so dekretierte hier der Interpolator. \Venn die an anderer Stelle 
gemachten Erörterungen über die justinianische Ausgleichung von ao 
negotiorum gestorum directa und utilis des gcstor das Richtige trafen. 
ist auch der Grund gefunden, warum habeat steht und an so hervor­
ragender Stelle im Satze betonen sollte, daß der gestor stets bei Vor­
liegen des Tatbestandes si quis absentis negotia gesserit licet ignorantis 
die a 0 negotiorum gestorum selbst habe. Die Klassiker gaben diese 
ao selbst eben nicht in allen Fällen dieses Tatbestandes. Daß der gestor 
in allen Fällen die a 0 negotiorum gestorum selbst, nicht etwa eine 
utilis habe, und daß diese Klage ihm ultro citroque zustehe, wird an­
scheinend von THALELAEUS selbst als Beitrag der Kompilatoren be­
zeichnetl89: Er sagt, daß die Diskussionen der Juristen durch die Re-

186 V gl. wie clort clie actiones negotiorum gestorum die pignoraticiae actiones 
in D. 13, 7, IJ, pr., in clenen LENEL die Spur für das Nebeneinander von forrnulae 
in ins und in factum conceptae fand, Ed. 2 247 [ 3 255]. 

187 Vgl. PARTSCH, de l'Edit sur l'alienatio iudicii mutancli caus'L (Genf rgog) 
48; SZ. 31 (rgro) 407 

188 Das ist jetzt wohl allgemein durchgedrungene 'Vleinung. VVLASSAK, Zur 
GeselL cl. neg. gestio 13ft., 153ff. PACCHIONI, Tratt. clella gesticme (r8<J3) S. zff., 
14ff. FERRINI, Bull. 7 (r8g4), 8i), 8g. KARLOWA 2, üG8, I. G!RARD. Manucl5 624f. 
SEGRE, a. a. 0. [Vgl. PARTSCH, neg. gcst. l, 4ff.) 

189 Vgl. das schol. ad Bas. 17, z, 4, wonach das negotiorum gestorum actio 
competit actio justinianisch ist: "dpotßaoov bw-rigot; o{ow(rt TYjV ovnJiav." 
\\'enn hier zugleich auf die Fragmente des Digestentitels de negotiis gestis ver­
wiesen wird, ist damit doclr wahrscheinlich auch an unsere Stelle gedacht. Sehr 
deutlich ist auch in dem Hinweis auf die Interpolation in Cocl. 2, r8, 10 bei 
THALELAEUS gesagt, daß gerade unser Fragment mit seinem Hinweis anf die 
Enatzpflicht für al/c sumptus utiliter facti mit der eigentlichen a 0 negotiorum 
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form der Kompilatoren abgeschnitten seien, die im Titel de negotiis 
ge:-ctis den Rechtszustand festgestellt hätten, daß für alle sumptus 
utiliter erogati der gestor die a 0 negotiorum gestorum als ultro citroque 
actio habe 190. Daher also das habeat an hervorragender Stelle im Satz! 
Bei GAms stand dieses habeat sicher nicht yor dem co nomine. GAIUS 
nimmt, wie die Institutionen zeigen, ganz im rhetorischen Stile CrCEROS 

den unbestimmten Satz quidquid .. gesserit und ähnliche unmittelbar 
nachher auf durch eo nomine oder ein anderes Demonstrativum 191, das 
am Anfang des Xachsatzes steht. Erst der Byzantiner störte die Kon­
struktion, indem er sein habeat t•or das eo nominc stellte. Auch zu 
unseren Anschauungen über den \'Orwiegenden Gebrauch des actionem 
habere bei zivilen Klageformeln ist es kein Schade, daß dieses 
actionem habeat als unklassisch erkannt wird. GAIDS selbst dürfte 
einfach sein übliches proconsul oder praetor iudicinm dare promittit 
oder pollicetur gesagt haben. Das entspricht am besten dem Edikt 
selbst, das in D. 3, 5, 3, pr. überliefert istl92 . Die Konsequenzen, welche 
für die Geschichte der negotiorum gestio durch diese Kritik an der 
GArus-Stelle sich ergeben 193, interessieren hier nicht. Hier genügt es, 
festzustellen, daß ein klassischer Text, der Yom Rechtszustand der 
zwei formulae in factum aus der negotiorum gestio gesprochen hat, 
wie aus dem nltro citroque nascitnr actio noch deutlich ist, im justinia­
nischen Texte die deutliche Beziehung auf die a 0 des gestor gegen den 
dominus erhielt. In diesem Falle soll ultro citroque actio entstehen. 
Es ist nichts anderes als was dieselben Kompilatoren an anderer Stelle 
den klassischen Juristen sagen lassen: geritur enim negotium invicem 
et ideo invicem propositae sunt actiones, ut appareat, quod principio 
beneficii ac nuclae voluntatis fuerat, converti in mutuas praestationes 
actionesque civilcs193a. 

gestenun neucs Recht geschaffen hat. Kach der leider lückenhaften Erwähnung 
der Interpolation und Streichung in Cocl. 2. rS. 10 folgt als Lehrsatz: d[:7an:-ci' 
bs] ij nyouoysrn6eo ''11 X!PWTOV :.m1 .... dvcfi.W,Jl(l, cl %Ul flij sm>Jr[iov EO'Tt] 
a:7odi.tO'f1U, [di;] g,/WJJ[tu:v iv np rlt] vtyouoyiuu; rwv d. (Zach. Suppl. 159, 
n 25). - rwv :7(!WTWV ist natürlich Hinweis auf den ersten Teil der Pandekten 
(Tfl :"CQWTa) - (Vgl. PARTSCH, neg. gest. I, 2I f.) 

190 [Vgl. unten 76ff. und PARTSCH, ncg. gest. I, zof.] 
191 [\Tgl. die Belege bei PARTSCH, neg. gest. 1. () n. 3.] 
19 " (Vgl. zu dem Vorstehenelen auch PARTSC!I, neg. gest. J, üf., 21>f.] 
193 Das fr. 2 D. 3, 5 war von jeher ein Hauptstützpunkt für alle Theorien, 

welche eine besondere Rolle der a 0 negotiorum gesterum contraria entweder für 
die Anerkennung der Ansprüche aus Geschäftsführung ohne Auftrag überhaupt 
vermuteten oder wenigstens r\ie ecliktale Verpflichtung zunächst nur auf den An­
spruch des gcstor. beschränken wollten, vgl. DA~KWARDT, negotiorum gcstio, 
S. /. 17. KARLOWA, Römische Rechtsgeschichte 2, 670. FERRINI, Bull. 7 (1894), 
87~~9. SEG-RE, a. a. 0. 2, 300. 

1" 3 " ll. 13, (,, 17, 3· Die Interpolation an der Stelle ist längst festgestellt. 
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II. Es war wohl mehr als eine begriffliche Spielerei einer primitiven 
Dogmatik, wenn die justinianischen Juristen diese Andeutung ihrer 
Anschauung über das Verhältnis der beiden sich gegenüberstehenden 
Ansprüche im Prozesse in den klassischen Text hineintrugen. Die An­
schauung, daß ultro citroque obligatio entstehe, scheint bei den Kom­
pilatoren mit derselben Konsequenz in gedanklichem Zusammenhang 
zu stehen, wie später wieder, als die Glossatoren gelehrt hatten, daß bei 
der Klage des Käufers auf Übergabe der Kläger den Preis bezahlt haben 
mußte, um einen wirksamen Anspruch zu haben. \Vie damals die Post­
glossatoren die Frage diskutierten, ob eine Außerachtlassung der Frage, 
ob der Kaufpreis bezahlt sei, bei Gelegenheit der actio empti gegen eine 
spätere actio venditi des Verkäufers den Einwand der Rechtskraft 
entstehen lasse, so müssen die Kompilatoren auf den Gedanken ge­
langt sein, die actio contraria aus dem Gesichtspunkt der prozessualen 
Konsumption stets oder in gewissen Fällen zu verweigern, wenn im 
iudicium directum, also z. B. bei der Klage des dominus, nicht kompen­
siert worden war. Das klassische ]{echt kann schlechterdings eine 
prozessuale Konsumption nicht angenommen haben, wenn der gestor 
bei der a 0 directa die Kompensation nicht durchsetzte und denselben 
Anspruch nachher im iudicium contrarium geltend machte. Denn ein­
mal braucht der iudex im bonae fidei iudicium ja nicht die Kompensa­
tionseinwendung des Beklagten zuzulassen, weil hier ja die Kompen­
sation ganz auf dem Ermessen des Richters über die Tragweite seiner 
Funktion im bonae fidei iudicium beruhtl94 . Deshalb war es prakti~;ch 
nicht auszudenken, daß der Erstprozeß Konsumptionswirkung auf 
die Gegenforderung haben sollte. Andererseits fehlt es doch auch logisch 
an der eadem res, wenn nach Abweisung des Kompensationsverlangens 
der gestor nachher im iudicium contrarium klagt und der dominus sich 
auf den Erstprozeß berufen will. Denn zur res, über welche die litis 
contestatio stattfindet (qua de re agitur)l95 , gehört die zur Aufrechnung 
gestellte Gegenforderung eben wieder deshalb nicht, weil nur das Er-

19 '1 GAI. 4, 63. lnst. 4, (>, 30. \Yie oben schon ErsELE, SZ. 21 (rgoo) 45f. 
195 Daß bei den Formeln mit intentio incerta, vielleicht bei allen Formeln 

clic Klausel q. d. a., q. d. r. a. die Bedeutung hatte, den in iure vorgetragenen 
Klagegrund unter die Konsumptionswirkung zu stellen, indem sie den Litiskonte­
stationsvertrag darüber schließen ließ, ist wahrscheinlich, wenn auch H. ERGGER den 
~Wert dieser Vermutung erheblich überschätzte (gegen H. KRÜGER, SZ. 29 (rgoS) 389, 
vgl. BEKKER, SZ. 30 (rgro) Gff.). Die Aussprüche cler Juristen, die eadcm quacstio, 
idem corpus, iclem ins, eadem causa petendi, eadem condicio personarum ohne 
Rücksicht auf die qualitas, cl. h. wohl die wesentliche Erscheinungsform (not6rr;~L 
also die Identität der actio als E:lagformel oder der quantitas, den Betrag der 
Kondemnation forelern (D. 44, 2, 3· 12. 13. q), klingen doch wie Paraphrase eines 
Teils der intentio. In D. 44, 2, 5 ist deutlich genug cler Lehrsatz, daß \Yechsel 
der Formel bei der Identität des Klagegrunds die Konsumption nicht ausschließt, 
mit dem "cle ea re agere" in Zusammenhang gebracht. 
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messen der Geschworenen über den sachlichen Eintritt auf das Kom­
pensationsverlangen entscheidet. Ganz anders steht die Frage für die 
Kompilatoren. Mit ihrer Theorie der a 0 quae ultro citroque nascitur 
müssen sie darauf kommen, daß die Gegenforderung bei dem directum 
mit in iudicio ist. Darin bestärkte sie noch das justinianische Kompensa­
tionsrecht, das dem Richter die Kompensation zur Pflicht macht und 
sie nur bei Illiquidät der Gegenforderung ausschließt. Und in der Tat 
ist m. E. das Operieren mit der exceptio rei iudicatae in zwei der drei 
Stellen, welche diese Frage für die Ansprüche aus der gestio behandeln 196, 

deutlich auf die Kompilatoren zurückzuführen. ULPIAN behandelt die 
Frage bei der ao neg. gest., bei der a 0 tutelae und an dritter Stelle ent­
weder bei der a 0 commodati oder pignoraticia oder bei der im selben 
Buche behandelten Frage der Kompensation im bf. iudicium 197. Da 
die Stellen zweifellos in gegenseitiger Abhängigkeit der Fassung stehen, 
seien sie zur Erleichterung der Textkritik hier nebeneinander gestellt. 

D. J, 5, 7, 2 (ULP. l. ro D. 27, 4, I, 4 (ULP. l. 36 D. I6, 2, 7, I (ULP. l. 28· 
ad ed.). ad ed.). ad ed.). 

Si quocumque modo 
ratio compensationis ha­
bita non est a iudice, po­
test contrario iudicio agi: 
quod si post examinatio­
nem reprobatae fuerint 
pensationes, verins est 
quasi re iudicata amplius 
agi contrario iudicio non 
passe, quia exceptio rei 
iudicatae opponenda est. 

si iudex compensationis 
eius rationem non habuit, 
an contrario iudicio ex­
periri possit? et utique po­
test: sed si reprobata est 
haec reputatio et adquie­
vit, non debet iudex Con­
trario iudicio id sarcire. 

Si rationem compen­
sationis iudex non habue­
rit, salva manet petitio: 
nec enim rei iudicatae ex­
ceptio obici potest. aliud 
dicam, si reprobavit pen­
sationem quasi non exi­
stente debito: tune enim 
rei iudicatae mihi nocebit 
exceptio. 

Die Interpolationen fallen hier leicht heraus! In D. 3, 5, 7, 2 ist 
post examinationem mit Rücksicht auf die justinianische Pflicht des 
Richters zur Zulassung der liquiden Gegenforderung bei der Kompen­
sation interpoliert. Das Wort ist bei JusTINIAN beliebt, beim Klassiker 
stets verdächtig198 ! Die Schlußworte, welche die exceptio rei iudicatae 

196 Vgl. KRüGER, Konsumption und Rechtskraft 149. E1sELE, Kompensation, 
SZ. 18 (1897) 23; 21 (1goo) 46. APPLETON, Hist. de la comp. 135. G1RARD, Manuel5· 

709, 3· FERR1N1, Pand.3 631, 2. BESELER, Beitr. 2, 140, 14!. Die weitgehenden lnter­
polationsbehauptungen BESELERS, der immer den Satz über das Eingehen ULP1ANS 
auf den Fall der Verweigerung der compensatio streicht, sind nicht zu begründen: 
Pensatio ist bei JusTIN1AN gar nicht nachzuweisen, aber ein oft vorkommendes 
klassisches Wort. 

197 LENEL, ULP. 813 entscheidet sich für den Abschnitt de compensationibus. 
Wie oben schon E1SELE, SZ. 21 (1goo) 46, n. 3· Vielleicht spricht angesichts GAms. 
13, 6, r8, 4 die Wahrscheinlichkeit für die a 0 commodati. 

198 Ohne Begründung auch BESELER, Beitr. 2, 140. Für JusTIN1AN vgl. Voc. 
Longos s. v. examinatio. In den Digesten: examinatio civilis D. 47, 14, I, 4 für 
forum civile vgl. HARTMANN-UBBELOHDE, Röm. Gerichtsverfassung 484, A. 10. 
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enthalten, sind offenbar hinzugefügtl99 . Sie steht mit der Tatsache in 
Widerspruch, daß die Notwendigkeit der exceptio im bonae fidei iudi­
cium für die Klassiker nicht bestand; sie wiederholen s<::hief, was oben 
mit klassischen \Vorten schon gesagt war. Sie begründen mit einem 
Machtspruch einen l{echtszustand, wo der Klassiker vorsichtig (verius 
est) 200 Standpunkt genommen hatte. In D. 27, 4, r, 4 ist et adquievit 
sicher interpoliert, wohl auch weil man den Gedanken daran ablehnen 
wollte, daß der Richter ohne einen besonderen Grund die Kompensa­
tion nicht zu berücksichtigen brauche. Schon EISELE 201 hob hervor, 
daß durch den Subjektswechsel (possit . . . . potest . . . . . reprobata 
est ... adquievit) diese \Vorte aus der Darstellung fallen. Er griff auch 
schon die Echtheit von iudex an 202 . \Venn man nicht ohne weiteres 
das sarcire, das ja bei Ersatz von anderen als Sachschäden bei den 
Klassikern etwas ungewöhnlich ist, als Interpolation ansprechen wil1 20:l, 
wird man mindestens das "iudcx" streichen 204. Für die dritte Stelle, 

199 Anders ErSELE, SZ. 21 (rgoo) 46, der die exceptiorei iudicatae hier für zweifel­
los echt erklärt. Mir erscheint die bei ErSELE wieder angenommene positive Funktion 
cler cxceptio rci iudicatac überhaupt verdächtig, jedenfalls die exceptio in bf. 
iudicium als unbeweisbar. - \Vie oben anscheinend P. KRÜGER, Digesten acl hunc 
locum. \Vie KRÜGER sich auf ErsELE berufen kann, verstehe ich allerdings nicht. 

200 BESELER, Beitr. z, 140 setzt auch hinter verins est freigebig:!, unverständ­
lich, aus welchem Grunde. 

201 SZ. rS (r897) 23. 
202 a. a. 0.; aber ErsELE fügt hier statt iuclex praetor ein, um auch hier clie 

exceptio rei iudicatae zu finden. ErsELE deutet das adquievit auf die übliche 
Erwähnung der l:nterlassung der Appellation .. -\her cla diese weder im klassischen 
noch im justinianischen Tatbestand der Stelle belangreich zu sein scheint, ist es 
wohl wahrscheinlicher, daß die oben gegebene Auffassung vorlag. 

203 So BESELER, Beitr. 2, 14r. ,-\her clas geht sicher viel zu weit. Sarcire kommt 
ja bei Jusn~I.-\~ überhaupt nicht vor! Bei den Klassikern vgl. D. ro, 3, zS; D. 31, 
78, 2; D. 43, rü, 3, 17; auch Coll. ro, 9 (CARAC.-IcLLA) ist bezeichnend. [Vgl. auch 
PARTSCH, neg. gcst. I, 60 n. 2 (ür).] 

204 \Vas wirklich in dem klassischen Texte gestanden haben mag, ist kaum 
zu sagen. Daß überhaupt einfach die Möglichkeit besprochen war, nach Abwei­
sung der Aufrechnung, das iudicium contrarium als selbständige Konträrklage im 
Sinne ] usn:--rrA~s anzustellen, ist auch nicht so unbedenklich, wie man es bisher 
stets gefunden zu haben scheint. \\'enn der iuclex im Prozeß des ehemaligen Mündels 
gegen den Vormund diesen konclemnierte, ohne daß die Gegenrechnung durch 
die Klausel alterum alteri praestare oportet in der Formel gewahrt war, ist der 
tutor infam geworden. Diese Rechtsfolge verschwindet doch wohl kaum dadurch, 
daß er nachher seinerseits in einem Prozef3 gegen den J\Iündel mit Impensenersatz­
ansprüchen durchdringt. Das praktisch Angemessene nach klassischem Prozeß­
recht wäre eine Restitution der litis contestatio des ersten Prozesses und iudicium 
rescissorium mit gegenseitiger Prästation gewesen, so daß in der intentio dieses 
iudicium das quidquicl alterum alteri clare facere oportet gestanden hätte. Jusn­
NIA~s Leute, die bekanntlich oft solche Erwähnung der prozessualen in integrum 
restitutio gestrichen haben, könnten den iudex eingesetzt haben, wo die Klassiker 
sagten, daß bei Abweisung der Aufrechnung im Prozesse über die actio directa 
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IJ. 16, z, 7. I, ist lebhaft umstritten, ob sie in unseren Zu"ammenhang 
gehört. Vielfach wird sie zum agere cum compensatione des argentarius 
zitiert 205 . Sicherheit ist in der Auffassung der Stellung gewiß nicht 
möglich. Aber ich meine, alles spricht dafür, daß sie bei dem Klassiker 
zum bf. iudicium gehörte: daß GArc;s dieselbe Frage zur actio commodati 
erläuterte, daß die Stilisierung des Fragmentes der jener, die von bf. iudicia 
handeln, stark ähnlich ist, endlich die Erwähnung des Ermessens des 
iudex bei der Zulassung zur compensatio. Nimmt man diesen Gesichts­
punkt an, so ist deutlich die exceptio rei iudicatae im bf. iudicium etwas 
Cnklassisches 206 • Sie tritt dort, wo sie als Rechtsschutz in der Stelle 
genannt ist, in einem schon durch die Einführung mit tune enim verdäch­
tigen Satze auf 207 , ist auch durch das plötzliche Umfallen in eine Be­
ziehung des Zweitprozesses auf den redenden ego seltsam. Die erste 
Kennung der exceptio scheint in einem Glossem zu stehen 208 • 

Wenn die Kompilatoren ihre exceptio rei iudicatae zur Geltcnd­
machung des Bescheides, der im iudicium directum die Kompensation 
verweigert hatte, im iudicium contrarium verwendeten, ist deutlich, 
daß sie mit diesen Interpolationen selbst noch gar nicht über die klas-

der praetor nicht ein iudicium rescissorium mit gegenseitiger Prästation in ncch­
nung ziehen solle. Die gegenseitige Prästation in der intentio gibt ja c\er Formel 
nach klassischem Sprachgebrauch den Charakter des iudicium contrarium. V gl. 
schon CICERO, de off. 3, I 7, 70: praesertim cum in plerisqne essent iudicia con­
traria "quid quemque cuique praestare oporteret". In der Interpolation zur Eclikts­
klausel über die Infamie, D. 3, 2. (J, 7 ist das contrarium iurlicium sicher gerade 
diese Formel der a 0 directa mit Gegenrechnung (über die Interpolation im Edikts­
text vgl. ALJBRANDT, Opcre I, 407ff.; APPLETON, Rcv. gen. 24 (Igoo) 223; LENEL, 
EcP 77 n. 8 [Ed 8 77 n. 10]) und GAmS (4. 174) sagt uns, daß durch die Hinzu­
fügung der Konträrklausel, auf Grund deren die Verurteilung des Klägers wegen 
calumnia erfolgt, das iudicium des Prozesses zum contrarium wird. [Vgl. l'ARTSCH, 
neg. gcst. I, 55·] 

205 So APPLETON, GJRARD, FERRI:-;rr. Anders ErsELE:, an der oben zitierten 
Stelle, dem ich in diesem Punkte folge. (Vgl. oben Anm. Igö.) 

206 Daß im klassischen Recht überhaupt an sicherer Stelle über bf. iudicia 
derart cleutlich von der exceptio gesprochen wurde, ist m. E. nicht nachzuweisen. 
Deutlich genug aber überliefert THALELAEC:S den allgemeinen Satz: wo die Klassiker 
im iudicium legitimum ipso iure- Consumption kennen, ist heute, wo alle iuclicia 
extraordinaria sind, die zweite Klage möglich, aber es steht die cxceptio rei in 
iudicium deductae vel rci iudicatae zu (Schol. Zach. suppl. p. r 56 acl const. 3 cocl. 
2, r8). Deshalb sind, wenn ma.n nicht an den ·unterschied von iudicium legitim um 
und imperio continens denken will, wozu nach den Tatbeständen kein Anlaß ist, 
sicher interpoliert: D. 26, 7, 4r>, 5, i. f.: (et aclversus - replicatione). 

207 Über tune enim vgl. ErsELE, SZ. 7 (r886) z(); ro (r88g) 306, 31I, 317, 320; 
BoxFANTE, Storia (1923) 2, 152; SECKEL-HEUJ\IA);[N, Handwörterb. v. tune; zu 
der Stelle auch ßESELEI<, Bcitr. 2, I 4 I. 

208 Im übrigen ist quasi non existente dcbito wohl interpoliert, um zu unter­
streichen, daß cler iudex die Aufrechnung prüfen muß. Sprachlich ist das non 
existente debito bei den Klassikern ein vereinzeltes Vorkommen. 
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sische Lehre der rein negativen Funktion der res iudicata hinaus­
schritten209. Für sie war eben der Gegenanspruch des gestor, des tutor, 
wenn im iudicium directum die Kompensation abgelehnt wurde, schon 
in iudicio gewesen. 

III. Gerade bei den Ansprüchen aus der negotiorum gestio haben 
die Kompilatoren, welche die doppelseitige Verbindlichkeit in den bf. 
iudicia überall zum Ausdruck brachten, ein wichtiges Tätigkeitsfeld ge­
funden. Es wird meist übersehen, daß die Klassiker hier einige Kon­
stellationen gekannt haben, bei denen entweder der gestor oder der 
dominus einen Anspruch aus negotiorum gestio hatte, ohne daß ein 
entsprechender Anspruch auf der anderen Seite entsteht. Die folgenden 
Aufstellungen wollen allerdings nur mit allem Vorbehalt gelten. Denn 
die Lehre von den actiones negotiorum utiles liegt heut noch anschei­
nend im argen 210. Die THALELAEUS-Scholien, welche eine Basis geben, 
sind bisher zwar von P. KRÜGER beachtet211, aber ohne daß für die 
Behandlung der klassischen Quellen das Ergebnis gezogen wurde. 
Die klassische Kasuistik und Dogmatik der negoti.orum gestio durch 
den näheren Nachweis dieser actiones utiles wiederherzustellen, kann 
nicht so nebenher versucht werden. Hier genügen aber einige Fest­
stellungen, die aus den Quellen sich unmittelbar ergeben. 

r. Wenn für den dominus ein anderer, ohne Auftrag zu haben, die 
Führung des Geschäfts dadurch organisiert hat, daß er selbst einem 
dritten, dem gestor, Auftrag zur gestio gab, so hat aus der Geschäfts­
führung nach klassischem Recht der dominus gegen den Mandanten 
die a 0 negotiorum gestorum directa, dieser die entsprechende Konträr­
klage gegen den dominus, der Mandant hat gegen den gestor und dieser 
gegen ihn den Anspruch aus dem Mandatsverhältnis 212. Keine eigent-

209 Das ist wichtig für die Fragestellung, wie sich die angeblich klassische 
Lehre von der positiven Funktion der res iudicata im römischen Recht entwickelt 
hat. Der Gedanke, daß sie völlig justinianisch sein muß, ist mir schon in meiner 
Studienzeit bei MITTElS im Seminar als feste Lehre begegnet. 

210 Vgl. die Darstellungen LENEL, Ed. 2 § 35, GrRARD, Manuel5 624ff., PEROZZI, 
Istituzioni2 2, 316ff., die sich mit den sehr präzisen Nachrichten der Basiliken­
scholien gar nicht auseinandersetzen. 

211 cf. ed. Digest. ad D. 3, 5, 5, 7· Cod. 2, r8 passim. 
212 So D. 3, 5, 20 (21), 3· fr. 27 (28), h. t. LENEL, Ed. 2 104, I will schon für den 

Fall des fr. 20 (21) § 3 eine a 0 utilis negot. gest. gegen den Mandanten vermuten. 
Aber THALELAEUS schol. ad Cod. 2, 18, 14 sagt ausdrücklich, daß der mandans hier 
selbst als prinzipieller gestor erscheint und daher mit a 0 neg. gest. directa (nicht 
utilis) haftet (schol. THALEL. ZACH. suppl. r6z): "o yde dv-YJe evend;l.aro airnp btot~ijaat 
1tat Ta BfJ-a ~at Tfis yafJ-BTfjr; efJ-OV nedyfJ-aTa, 1taiTovnp TqJ Wt.vr'5dnp lra(2a1to}.ovfhjaar; 
;~tat Td t~ariewv oup"7Jaev, JjovvaTo [r-Yjv t-tavodu "tveTv] "aTd rov dvoeor; ij rfir; 
[yaßBTfis ovuAtwr;] T-Yjv veyouoyBO'T0(20Vß, ensto-fj BVTet}.dßBVor; B1teivor; BTE(21f? TijV 
i5tol~1JO'tV avror; eo6~et lr(2WTOTVlrWs Otot~eiv ;>tUt eVOXOs ijv Tfi <'5!(2E1tTf! veyOTt0(20Vß." 
Der Text wird durch ZACHARIAES Erzänzung Jjovvaro [1tweiv] unverständlich, vgl. 
ZAcH. Suppl. p. r6z n. g. Richtig wohl: JjovvaTo [r-Yjv t-tavodu 1ttVe'iv] ~aTd rov dvoeor; 
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liehe, d. h. zivile oder auf dem Musterfall des Edikts beruhende Formel 
ist dem gestor zunächst gegeben, um direkt seine Aufwendungen vom 
dominus ersetzt zu erlangen. Aber die klassische Jurisprudenz muß 
dem gestor schon in Notfällen die a 0 utilis unmittelbar gegen den domi­
nus gegeben haben. Eine Entscheidung PAPINIANS 213 begründet sehr 
vorsichtig einen solchen Anspruch des negotiorum gestor für den Fall, 
daß der Auftrag, den der sponsor des procurator bei der cautio iudica­
tum solvi von einer Frau erhalten hatte, wegen der exceptio SC. Vel­
leiani wirkungslos ist, und in einem Diokletianischen Reskript hat der 
Beauftragte, der vom Ehemann Auftrag zur Führung seiner und der 
Ehefrau Geschäfte erhalten hatte, nach THALELAEUS die a 0 negotiorum 
gestorum utilis gegen die domina selbst gehabt 214, ohne daß klar ist, 
ob angesichts des besonderen Tatbestandes ein besonderer Grund 
vorlag, den gestor nicht ausschließlich auf die Mandatsklage gegen den 
Mann zu verweisen 215• Dieser Klage des beauftragten gestor mit a 0 

iJ <ijc; [yattaifc; ovnAfwc;] ... Das (ovnJc[wr;) muß hinzugefügt werden, denn es stand nach 
schal. THALEL. ad const. 4h. t. (ZACH. suppl. I 57) im Text der const. I4. Es ist einer 
der Fälle, welche dieFrage nahelegen, ob nichtTHALELAEUS doch noch vor dem Codex 
repetitae praelectionis arbeitete. Vgl. KRüGER, Gesch. d. Quellen2 (I9I2) S. 4I r. Daß 
hier directa im Gegensatz zu utilis gemeint ist, folgt, auch wenn man diese Textkor­
rektur bedenklich fände, einmal daraus, daß nach THALELAEUS dieses Reskript im 
schal. ad const. 4 h. t. dem beauftragten gestor gegen die domina selbst utilis a 0 

negot. gestor. zuspricht, außerdem aus der Bezeichnung des Ehemannes als Haupt­
schuldner (:7t(!W7:07:v:nwr; &otxsiv), im Unterschied vom beauftragten gestor, der an­
scheinend nur als akzessorischer Hafter gedacht werden soll. Daß derjenige, welcher 
dem Ausführenden Auftrag gibt und aus Auftrag haftet, selbst wie jeder andere 
gestor, der zur Geschäftsführung eine Verbindlichkeit eingegangen ist, behandelt wird, 
- dieses Ergebnis scheint auch völlig im Sinne der klassischen Gestaltung der 
Haftung aus der Geschäftsführung zu liegen. [Vgl. PARTSCH, neg. gest. I, 2If.] 

213 D. I6, I, 7 (dazu KaHLER, Jahrb. f. Dogmatik 25 (I887) go). Über die wahr­
scheinliche Streichung des utilis bei dieser a 0 [vgl. PARTSCH, neg. gest. I, I8, 22f.] 
PAPINIAN war sicher weit davon entfernt, diese ao utilis jedem Beauftragten zu 
geben, vgl. D. IJ, I, 53, wo der fideiussor, der auf Auftrag des A für den nichts 
davon wissenden B Bürgschaft leistet, nur gegen den klagen kann, der ihm Auf­
trag gab. Erst die Byzantiner (schal. <ov<o v6r)GOV Stephan. HEIME. 2, I33) be­
schränken die Bedeutung dieser Entscheidung auf die Ablehnung der a 0 mandati 
contraria gegen den Hauptschuldner und verwiesen auf die Zuständigkeit der 
a 0 negotiorum gestorum contraria gegen diesen. Die oben fürs klassische Recht 
gegebene Darstellung entspricht der herrschenden Lehre des gemeinen Rechts, 
WINDSCHEID, Pand.9 II, S. 924ff. (§ 43I). Vgl. auch D. 7, 5, 8, wo offenbar auch 
PAPINIAN der Gedanke an eine a 0 negot. gestor. ganz fernliegt (so schon KaHLER, 
Jahrb. f. Dogmatik 25 (r887) 72ff.). 

214 Const. 2, r8, I4, s. oben Anm. 212. [Vgl. PARTSCH, neg. gest. I, rg.] 
215 Die Notwendigkeit dieser a 0 des gestor gegen die domina unmittelbar 

könnte entweder dadurch gegeben sein, daß die Beurteilung der Nützlichkeit der 
gemachten Aufwendungen nach der Person der domina dem gestor einen be­
sonders günstigen Ersatzanspruch verschaffte, oder durch die Zahlungsunfähigkeit 
des Auftraggebers, oder durch die Unwirksamkeit des Auftrages. 



78 ~ acbgclassenc Schriften. 

negotiorum gestorum utilis gegen den dominus stand nun -nach einer 
bei den Klassikern vielleicht herrschenden .Meinung der Juristen -
kein entsprechender Anspruch des dominus aus der gestio gegenüber. 
So sagt wenigstens THALELAEUS, schol. ad Const. z, 18, 4: Durch die 
dort geschehene Erteilung einer a 0 negotiorum gestorum an den Mündel 
gegen den vom tutor beauftragten gestor sei die bei den Nomikoi 
herrschende Streitfrage entschieden, ob derjenige, der gemäß Auftrag 
eines Dritten fremde Geschäfte eines anderen führe, dem dominus 
negotii hafte. Der Urtext der const. 4 hat also wahrscheinlich nicht 
die ao negotiorum gestorum dem Mündel gegeben 216 • Bei Jt:STINIAN 
heißt es, der vom tutor beauftragte gestor handele nicht pro tutore, 
hafte aber mit der a 0 negotiorum gestorum dem Mündel, - was hier 
als Gegensatz erscheint; die Rechtsstellung als pro tutore gerens und 
die als negotiorum gestor ist eben erst durch Jt:STINIAN differenziert 
worden: Denn die actio protutelae, die hier zunächst in Gegensatz 
zu der a 0 negotiorum gestorum gestellt zu sein scheint, ist, soweit wir 
heute die Quellen beurteilen können, gar nicht klassisch 217 . Wer pro 
tutore ncgotia gerebat, haftete mit der ao negotiorum gestorum dem 
dominus (Arg. Inskript. D. 27, 5, 5; PAUL. Sent. I, 4, 8; D. 3, 5, 30 (3I) 
5; Cod. 5, 28, I; Cod. 5, 34, 4). Das klassische Reskript kann nicht 
gesagt haben: der vom tutor Beauftragte haftet nicht mit der a 0 nego­
tiorum gestorum, aber er haftet doch damit. Schon die Byzantiner 
fühlten den Widersinn, der selbst dann bestand, wenn man bei der 
Interpolation des Textes die justinianischen Rechtsmittel des protutor 
zugrundelegte: Danach hieß es: gegen den beauftragten gestor hat der 
Mündel nicht die a 0 protutelae noch die a 0 negotiorum, aber doch die 
ao negotiorum. Und so rettete man den Text, indem man die gegebene 
a 0 negotiorum gestoris als utilis bezeichnete 218 • Dem klassischen Rechte 

216 Cod. 2, r8, 4: Qui pupillae ncgotia tutoris manclato suscepit, pro tutore 
negotia non vicletur gessisse [ sccl negotiorum actione pupilla tcncbitur]. Die Inter­
polation ist auch wohl durch den Tempuswechsel (non vicletur -- tenebitur) an­
gedeutet. Dazu THALEL. schol. ZACH. suppl. 157. n. 15: lx Ti)~ iltauii;mJv an lhf~~{)'YJ 
TO dpqJtßaJ,).OfA.EVOV Tale; VOfA.L'XOL~ El aqa 6 -xau1 fWVOUTOV liTiqov OtOLKWV :nqa(ftaTa 
a}.A(p :nqo~~KOVTa KaTSXETat Tcp iJca:noTl]. 

217 Dazu zuletzt vortrefflich PETERS, SZ. 32 (rgrr) 243 ff.; [PARTSCJJ, neg. 
gest. I, 63.] 

218 Bas. 17, 2, 4 (Suppl. ZACH. 157) paraphrasiert das H.eskript: dvu;qa<pEt 
0 ßaatAEV~ OVTW;' OTt ovoe T~V :nsqi Tij; emTeo:nij; ovvaTat %aT' a&r:ov Ktvijaat 
OVOe T~V :nsqi OtOtK~aEWt;; aywyrJV, aA}.a TijV omt).{av. l'ETERS, a. a. Ü., 2.)1, 

hat m. E. die Basilikenstelle nicht richtig gedeutet, wenn er aus ihr die Gewiß­
heit entnimmt: "Danach war in dem Reskript die Frage, ob die Geschäfte der 
Pupilla als protutorc geriert anzusehen seien, gar nicht angeschnitten." Einmal 
ist es bedenklicb, den Basilikenverfassern ein Operieren mit dem im Kodex nicht 
rezipierten Tatbestande des Reskriptes zuzutrauen: THALELAEUS lehnt das im schol. 
ad Bas. 17, 2, <) (ZAcH. suppl. 158) ausdrücklich ab. Die Tatbestandsausmalung in 
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entspricht der Text des H.eskriptes, wenn wir die Erwähnung der a 0 

negotiorum gestorum im letzten Satzteil als Kompilatorenwerk er­
kennen: Qui pupillae negotia tutoris mandato suscepit, pro tutore 
negotia non videtur gessisse [ ... ]. Dieser Text sagt dann nur, was nach 
den allgemeinen Grundsätzen des klassischen Rechtes gegeben ist: 
keine a 0 negotiorum gestorum des Mündels gegen den vom tutor be­
auftragten gestor. Und das ist auch das Gerechtfertigte für ein privat­
rechtliches System, das noch im Anfang des 3· Jahrhunderts die Fol­
gen aus der Geschäftsführung des tutor, soweit sie aus Schuldverträgen 
entstehen, nur durch Aktionenübertragung kraft prätorisehen Dekrets 
zugunsten des Mündels selbst wirkenläßt (entsprechend D. 26, 7, g pr.). 
Ob darüber hinaus schon gewisse klassische Juristen an eine Klage 
des pupillus selbst gegen den gestor aus negotiorum gestio dachten ~ 
oder erst die byzantinischen Praktiker die Gewährung der a 0 neg. 
gestor. zugunsten des Mündels entsprechend der Konträrklage des 
gestor empfahlen, ist kaum festzustellen. Daß jedenfalls die herrschende 
Lehre der Klassiker nichts von der actio negotiorum gestorum utilis 
gegen den beauftragten gestor gewußt haben kann, folgt auch aus der 
festen Lehre des klassischen Auftragsrechtes: wer den Auftrag, Ge­
schäfte zu führen, erhielt, haftet nur auf Grund dieses Auftrages, nicht 
mit der actio negotiorum gestorum 219 . Dem justinianischen Kompilator 
wurde hier der Eingriff leicht: er hatte den Rechtszustand, daß im Not­
fall die a 0 negotiorum gestorum utilis dem gestor gegen den Mündel 
selbst gegeben wurde. ~ach dem Gesichtspunkt der ultro citroque 
obligatio mußte er die entsprechende a 0 negotiorum des Mündels selbst 
als konsequent betrachten. 

den Basiliken ist claher wohl nur eine nach dem l<eskript gemachte theoretische Aus­
malung. Andererseits ist doch anscheinend das "pro tutore negotia vicletur gessisse" 
(Cod. 2, 18, 4) durch die Erwähnung der beiden nach dem justinianisehen Recht 
in Betracht kommenden Klagen paraphrasiert. Daß in 1j nsel rry~ smreonijc; dywy?} 
nicht die ao pro tutore stecke, sondern nur die a 0 tutelae, wäre nicht richtig ein­
zuwenden. Denn diese heißt sonst korrekt ij uar' lmre6nwv dywyij. Auf die ao 
negotiorum gestorum utiles kamen die Byzantiner wohl wegen Cocl. 2, I8, I4 schal. 
THALEL. ZAcH. suppl. I57· Deshalb glaube ich auch nicht. daß es richtig ist, 
mit P. KRüGER (Cod. 2, I8, 4) "utilis" in den Text hineinzutragen. Das utilis 
bezeugt THALELAEUS nur im Falle Cocl. 2, IS, I4. Das Scholion l~TTiov ad const. 4 
(HEIMBACH 2, 220), wo dasselbe auch für const. 4 gesagt ist, ist in \Virklichkeit 
nur ein Auszug aus dieser Bemerkung des THALELAEUS, so schon HEIMBACII, 
Manuale 355· 

2t9 D. I?, I, 6, I: Si cui fuerit mandatum, ut negotia administraret, hac 
actione erit convenienclus nec recte negotiorum gestorum cum eo agetur. Das ist 
gewöhnlich zunächst im Verhältnis zum Mandanten gesagt, aber der klassische 
Jurist hätte sich kaum in dieser passivischen Fassung (nec-agetur) ausgedrückt, 
wenn es nicht auch richtig gewesen wäre, daß der Mandatar bei giltigem Mandat 
niemals mit der a 0 neg. gestor. haftete. 
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Dieselbe actio negot. gestor. des dominus ist in Cod. 2, r8, 14 wohl 
auch interpoliert. Der Ehemann hat einem Dritten Mandat zur Führung 
von Geschäften gegeben, die ihm und der Gattin gemeinsam waren. Das 
Reskript entscheidet hier nach justinianischem Recht: tarn tibi quam 
mulieri invicem negotiorum gestorum competit actio 220 . THALELAEUS 
referiert im Schol. zur Const. 4 ht. 221 , nachdem er die Entscheidung 
des alten Zweifels über die actio negotiorum gestorum des dominus 
gegen den beauftragten gestor durch diese const. festgestellt hat: "aber 
auch die I5. (soll heißen I4.) const. dieses Titels gibt invicem beiden die 
utilis, sowohl dem dominus negotiorum gegen den mit mandatum eines 
Dritten gerierenden wie dem gestor selbst gegen den dominus." Dieses 
Referat mag sich auch auf den ersten Codex beziehen. Danach ist 
wahrscheinlich die "gegenseitige Klage zwischen der Ehefrau und dem 
gestor" in const. 14 eben auch als interpoliert anzusehen. Der klassische 
Text gab wohlnur neben einer Erwähnung der actio mandati contraria 
gegen den Ehernarm die actio negotiorum gestorum utilis gegen die Ehe­
gattin. Es ist sicher kein Zufall, daß noch dies im Text eines von ZACHARIAE 
mißverstandenen Schol. stand, in dem THALELAEUS den Fall dar­
stellte222. 

Wenn diese Vermutung das Richtige trifft, ist wohl die Entscheidung 
in D. 3, 5, 3, rr, welche dem beauftragten gestor sowohl die Klage aus 
dem Auftrag gegen den }Iandanten wie auch die actio negotiorum 
gestorum gegen den dominus negotii zuspricht, im Sinne der Kompila­
toren auch so zu verstehen, daß entsprechend der dominus gegen den 
gestor die ao neg. gestor. haben soll. 

2. Hier ist nur noch auf die bekannte Africanusstelle (D. 3, 5, 45 
pr.) über die gestio für den beauftragten Sohn einzugehen, in welcher 
m. E. aus dem Dogma der ultro citroque obligatio das klassische Recht 
verändert worden ist. An den Sohn in potestate patris ist ein Mandat 
zum Ankauf eines Landgutes gegeben worden. Der pater selbst kauft. 
Der Jurist will je nach der Absicht des pater scheiden. Hat er gekauft, 
weil er das Interesse des Auftraggebers am Ankauf kannte, so soll 
beiderseitig actio neg. gest. zustehen, gerade wie wenn entweder kein 
Mandat vorgelegen hätte oder das Mandat an einen Dritten ergangen 
wäre und der gestor das Grundstück erworben hätte, weil er das Ge-

220 [Vgl. PARTSCII, ncg. gest. l, zr.] 
221 Thalel. Schol. Zach. Suppl. 157 n 15: aij. er. nj~ fkxr. ou h,u~{Jrj -ro 

a;~rptßai.AofU':VOV Toi~ VOfWWi~ cl Ciga 6 r.a-ra pavoaToJ• ihigov OtotXW)' :rrgay,ua-ra 
Cf.)).cp :rrgoa~xov-ra r.adxcrat np ow:rr6rn. El[J1)Tat öi: TO fJE;.ta xai iv Hp äe vsyodu:; 
y8art; rWv ngWTWl'. fitl:ftV't}f10 o15v roD {}ßflaTo;, xai s; Exclvov roV r{r).ov. d}),d 
xal tE' Öta-ra~t~ TOVTOV TOU -rtrl.ov a;wtßaöov lxii-rigot~ o{owat -r'hv ovnUiiv, uai 
TqJ Öca:rror[} TWV :JT[Ja"/f~aTWV xa-ra TOU pm•OaTqJ Cf.J..).ov Ototx~aav-ror; xai alncp TqJ 
Ototx~aiivn xa-ra TOU ow:rr6-rov. 

222 Vgl. oben Anm. 212; über die Provenienz cf. HEI'I[BACH, Manuale 355· 
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schäft selbst leichter vornehmen könnte als der Beauftragte. Wenn nur 
die Mandatspflicht des Sohnes für den pater in Betracht kam, sollen 
nur die Aktionen aus dem Mandatsverhältnis zwischen dem Vater und 
dem Auftraggeber als Pekuliargläubiger entstehen. Seltsam ist hier die 
Entscheidung für den ersten Fall: agemus inter nos negotiorum gestorum, 
sicut ageremus, si aut nullum omnino mandatum intercessisset, aut 
Titio mauelasses et ego, quia per me commodius negotium possim con­
ficere, emissem. Hier wird dem dominus nur auf Grund des Ankaufs, 
den der gestor vornahm, die a 0 neg. gest. directa gegeben. Und doch 
handelt es sich nicht um ein Geschäft, das der gestor in der Vermögens­
sphäredesdominus vornimmt, noch um ein solches, das durch einseitige 
ratihabitio des dominus von diesem angeeignet werden könnte. Ohne 
Rücksicht darauf, daß es dem Käufer doch unbenommen bleiben muß, 
die gekaufte Sache für sich zu behalten. wird gegen ihn die a 0 neg. gest. 
directa gegeben und dabei dem dominus der unpraktische Xachweis 
auferlegt, daß der pater für ihn das Grundstück habe kaufen wollen. 
Xur die gemeinrechtliche Betrachtungsweise, die hier nach JusTINIAXS 

Rezept überall die Verpflichtungswirkung der auftraglosen Geschäfts­
führung auf eine Tatsache des Seelenlebens, den animus negotii gerendi 
begründete 223, konnte, ohne Anstoß zu nehmen, an diesen Konsequenzen 
vorbeigehen. Ich meine, die Stelle ist interpoliert. Weil der Klassiker 
hier die a 0 neg. gest. contraria nicht als utilis gegeben hatte, setzte der 
Kompilator die gegenseitige actio ein und achtete nicht darauf, daß 
hier ein Tatbestand vorlag, der sich zur a 0 neg. gest. nur eignete, wenn 
eine Anbietung zur Genehmigung der Geschäftsführung an den da­
minus und diese Genehmigung selbst stattgefunden hatte. Diese Rah­
habition des Ankaufes durch den dominus ist sonst für den speziellen 
gestor erwähnt (D. 3, 5, 5, 8), hier fehlt sie! 223a Die Byzantiner 
strichen dabei die Erwähnung, daß diese a 0 neg. gest. contr. eine utilis 
sei, ebenso wie in D. 3, 5, 30 pr. Sie müssen die Ausmalung des 
analogen Falles, den der Jurist anfügte, mit Rücksicht auf diese aus­
gleichende Tätigkeit, die sie zwischen actio neg. contraria und actio 
neg. contraria utilis vornahmen, \'erändert haben. Es ist bezeichnend, 
daß gerade das im Einschiebsel zugelassen ist, was nach klassischem 
Recht nicht vorliegen durfte, wenn die actio neg. gestor. utilis, auf 
welche die Stelle ursprünglich nach dem Tatbestand sich bezog, in 
Betracht kommen sollte. Der Klassiker gab als Analogie den Fall, daß 
das ~Iandat an einen Gewaltfreien gegeben war. Das hatte Sinn für die 
Verdeutlichung der Rechtsverhältnisse, die zur Beurteilung standen, 
wenn derpaterfür den beauftragten Gewaltunterworfenen intervenierte. 

223 Vgl. § 7 (Exkurs über die Lehre vom animus negotii gerendi), unten S. 88ff. 
223a Auch die Basiliken-Schol. betrachteten sie als erforclerlich. Vgl. Schol. 9 

ad Bas. 6o, I2, 53. HEIMBACH j, 506. 

Partsch, Aus nachgelassenen Schriften. 
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Der Kompilator machte daraus eine lehrhafte Darlegung über die ma­
teriellen Voraussetzungen der actio neg. gestorum. Der Eingriff (del. 
aut-aut) ist noch deutlich, weil bei dem Subjektswechsel, der durch das 
Einschiebsel bedingt war, stilistisch vor Tnro mandasses ein tu als 
Subjekt erforderlich wurde, was der klassische Text nicht brauchte und 
was jetzt störend fehlt. Sprachlich ist das rein verstärkende omnino, 
das hier unnötig betonend im Einschiebsel steht, ja schon öfter als 
kompilatorisch angesprochen worden 22 ·1. 

J. Endlich ist es in der Lehre der römischen Geschäftsführung ohne 
Auftrag möglich, eine berüchtigte Antinomie auf eine Interpolation 
zurückzuführen, die deutlich auf dem Dogma der beiderseitigen Ver­
bindlichkeit im bonae fidei iudicium beruht. Wenn der A. unberech­
tigterweise die Forderung des B. einzieht oder über eine Sache des B. 
verfügt, erwirbt nach einseitiger Iütihabition des B dieser gegen A die 
actio neg. gestor. directa 225 und A gegen den dominus die actio mandati 

"H SECKEL, Hamlwörterbuch s. v. omnino. In den justinianischen Konstitu­
tionen häufig omncs omnino; in Inst. 4, r8 pr.: nec omnino quicquam simile 
habent ... Es ist wohl Gräzismus statt xa&ana!;. 

225 Denn D. ist objektiv als negotiorum gestor bei einem Geschäft des A., 
und das klassische Eccht kennt für diesen gestor ebensowenig das Erfordernis 
des gemeinrechtlichen animus negotii geremli (vgl. dazu unten § 7), wie anderer­
seits die Byzantiner diese Entscheidung grundsätzlich abgeändert haben. 

Es kommt nach klassischem Rechte dabei für die Begründung der actio neg. 
gestor. auch auf das Nichtwissen des A. von seiner vollmachtlosen Ausübung 
fremden Rechtes oder auf sein bewußtes Handeln in fremder Sphäre (JHERI::-JG, 
Abhandlungen S. Sz ff., ZIM~IER1IAK::-J, Echte und unechte neg. gestio S. 55 ff. 
wollen nur gegen den wissentlich in fremder Sphäre Handelnelen die actio neg. 
gestor. clirccta zugestehen) gar nichts an. Das ist klar durch folgende Quellen: 
r. Co<l. 3, 32, 3· - 2. Cod. 3, 36, 20: In familiae erciscundae iuclicio ab uno 
pro soliclo rei veluti communis vcnumdatac prctium non vcnit, sec! mandati, si 
praeccssit, cohercs vcnditoris agcrc potest, vel negotiorum gcstorum, si ratam 
fecerit venditionem. Kam si velut propriam unus clistraxit ac pretium possideat, 
hereditas ab eo petenda est. Das THAL. Scholion hierzu unterstreicbt sogar noch 
die Tatsache, daß der eine Miterbe das ganze gemeinsame Gut im eigenen ::\amen ver­
äußert hat: Tvxov yug Ev0f.1!~0V EUVTOV dvat x}.rJQOVOf.10V, xai wr; ngo VEQEr5E VEf.lriihic; 
TÜctov ngliyf.1a, ivixsTat rfi vsgs&Tanc; ncr:!Ttovt. (Schal. acl Bas. 42, 3, 75, HEIME. 
4· 287. eVOf.1t~eV statt Ev0f.1!~0V vgl. HED1BACH, Man. p. 361, not. o). Vgl. auch 
Cod. 2, r8, ry. Richtige Exegese gegen ZIJ\HIERMAK::-1 (Echte und unechte neg. 
gest. ssff.) bei V. :'viOKROY, Vollmachtlose Ausübung fremder Verrnögcnsrechtc, 
S. 07 f., 9, 1. - 3· Cocl. 8, 37 (38), 3, pr. (itp. absentis) § r (= Cod. 2, r8 [19], 9) 
Es ist der übliche Fall des hellenistischen Domeions mit direkter Stellvertretung 
auf der Gläubigerseite und Stipulationsklausel. Derjenige, der nach Absicht der 
Parteien Gläubiger werden sollte, hat natürlich in seinem eigenen N amcn 
ohne Vertretungsabsicht die Forderung eingetrieben. Daranzweifelte auch THALE­
U\cs nicht. Er hat in seinem Scholion zu Cod. 2, r8, 9 (ZACH. suppl. p. r 58 ad 
Bas. 17, z, 9) auffallenderweise die !. gem. aus dem späteren Kodcxtitel, die 
den vollen Tatbestand im pr. enthielt, nicht benützt, und sagt, daß er diesen 
speziellen Tatbestand nicht verwerten dürfe, da er nicht im Koclex rezipiert 
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contraria. Die allgemeine Regel, nach welcher der Genehmigende sich 
nach Mandatsgrundsätzen behandeln lassen muß (D. 46, 3, rz, 4; -­
vgl. D. 46, 7, 3, §§ z, 3;- D. 49, 5, r, pr.), ist in dem bekannten Ulpian­
fragment derart bezeugt, daß zwar nach der Inskription nicht gerade 
eine Beziehung zur negotiorum gestio naheliegt, aber doch die Formu­
lierung von jeher gerade auf die Geschäftsführung ohne Auftrag be­
zogen wurde: D. 50, 17, 6o (ÜLP. l. ro disput.): semper qui non prohibet 
pro sc intervcnirc, mandare creditur. Sed et is qui ratum habuerit, quod 
gestum est, obstringitur mandati actione. 

Und allerdings scheint die a 0 mandati contraria, wenn auch prak­
tisch ohne besonderen Vorteil (ein Unterschied ist immerhin da), pro­
zessual angemessener zu sein als die a 0 neg. gcst. contraria. Denn es ist 
unnütz, den gestor nach der Genehmigung überhaupt noch behaupten 
zu lassen, daß das Geschäft nützlich geführt sei. Die römischen Quellen 
widersprechen auch im allgemeinen der Auffassung nicht, daß die Klas­
siker dem Genehmigenden mit der actio neg. gcstor. dir., den gestor 
mit der actio mandati contraria vorgehen ließen 226 • Nur eine Stelle, 

sei; daher stellt er sich die Frage, ob der gestor JuLL\~CS hier notwendiger­
weise mit animus negotii domini gerendi handeln müsse oder auch ohne solchen 
animus bei der Einkassierung gehandelt haben könnte, um mit der actio neg. 
gestor. directa zu haften. Er entscheidet sich für die actio auch bei 1\Iangel 
des Gestionswillens. Mißverständliche Erläuterung des Falles bei v. :\Io"'ROY, 
a. a. 0., S. 122, der hier den Fall sieht. daß der gestor nicht im, wohl aber unter 
dem X amen des wahren Glän bigers D dessen Forderung einkassiert. 

\Vie oben schon SEUFFERT, Lehre von der Rahhabitation des Rechtsgcscbäfts 
(\Vlirzburg r868) rf>ff.; aber mit der unrichtigen Auffassung der ratihabitio 
als bloßer Erklärung über die Utilität der lmpensen, während ehe Klassiker oft 
durch die ratihabitio die actio neg. clirecta entstehen lassen, während verpflich­
tende gestio gar nicht vorliegt. Ganz anders als oben jHEHl~G, Abhandlungen 
S. 8zfL, ZIMMERMAJ-;:\f, a. a. 0. 55ff. für den Fall, daß der gestor von seinem 
Tätigwerelen in der fremden Sphäre nichts weiß. Hier soll die Ratihabition und 
damit ein Zustandekommen einer echten neg. gestio deswegen ausgeschlossen 
sein, weil der gestor nicht den animus gerencli negotii hat. Das ist m. E. durch 
Cod. 3, 32, 3; 3, 36, .zo; 8, 37 (38), 3 widerlegt. \Vie Znii\IERMA~N auch VOC'J 1\loNROY, 
a. a. 0. 121 ff., der nur, wenn die Einkassierung der fremden Forderung irn Namen 
des wahren Gläubigers erfolgt, die Ratihabitionsbefugnis zugesteht, MITTElS, 
Stellvertretung 215, 138ff. Diese Lehre ist ins moderne deutsche Gesetzbuch 
übergegangen(§ 677), ihre bedenkliche Frucht sind Entscheirlungcn wie die Reichs­
gerichtsentscheidung 64, 33· 

226 Kur die gemeinrechtliche Anschauung zog, wenn die actio direcht ge­
nannt war, den Schluß, daß der Klassiker notwenclig auch die contraria gegeben 
habe. Vgl. zu D. 3, 5, 9 (ro).- Cod. 2, r8, 9 (8, 37 [38], 3). Cocl. 3. 32, 3· Cod. 3, 
36, 20. Vgl. die bei SEüFFERT, a. a. 0. 49ff. aufgeführte ältere Literatur. Auch 
BRINZ, Panel. 2, 638, 25, der aber schon an die Möglichkeit dachte, daß nur die 
actio mandati contraria gegenüber der actio neg. clirecta des clominus in Betracht 
komme. Selbst GIRARD, ::V1an.5 626, 4 findet es selbstverstämllich, daß aus D. 
3, s. 8 (9) sich der Schluß auf actio neg. gcstor. contraria ergebe, 

G* 
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D. 3, 5, 5. 12, envähnt deutlich auch nach der ratihabitio die actio 
neg. gestor. contraria als Ersatzklage des gestor: 1m Ediktskom­
mentar (l. 5, rr) referiert ULPIAN nach PEDIGS den Fall, daß A. die 
vermeintliche Forderung des B. von C. einzieht und B. gegenüber A. 
genehmigt. Frage ist, ob B. von A. dann die Zahlung der erlangten Summe 
an sich mit actio neg. gest. verlangen könne. Das wird bejaht von 
PEDIGS, weil irrfolge der Genehmigung die condictio nur gegen B. zu­
stände. ULPlAN fügt dazu den Satz "sie ratihabitio constituet tuum 
negotium, quod ab initio tuum non erat" 227 . Das Interesse der Fest­
stellung besteht sichtlich darin, daß ein Dritter, der zum wahren Gläu­
biger in keiner Beziehung steht, sich hier durch Genehmigung die Ge­
schäftsführung des gestor aneignen und daraus die actio neg. gestor. 
erlangen kann 228 . Deshalb muß es verwunderlich erscheinen, daß 
dieser Gesichtspunkt in den nächsten beiden Paragraphen verwischt 

2 "' lm lligestentext folgt noch ... secl tua contemplatione gestum. Das ist 
sicher Interpolation. Abgesehen von dem grammatischen Schnitzer, der das Ein­
schiebsel verrät, sagt THALELAECS in clem Schol. zu Cod. 2, I8, 9 (ZACH. suppl. 159), 
daß es auf die contcmpla tio du mini für unseren Fall nicht ankomme und beruft 
sich sogar auf unsere Stelle dafür. Er zitiert auch liLPIANS \\'ort dazu: 1Jvf}a oi 
f}av,wi~wv TT)V TDV f}iparo~ r5vvaptv ovknavo; imrpE(!Bt, OTt TO !'~ ov il; dexfi; vsy6rwv 
ertov o,uwc:; ij r}anvaßtdwv nou;l irtov. Der im Digestentext interpolierte Passus 
fehlt. 

228 Derselbe Eechtszustand ist für die actio tutelae klar: Der volljährig Ge­
wordene kann sich das Geschäft, das der curator - wohl noch als tutor - mit 
dem deponierten l\Iünclelgeld für eigene Rechnung kontrahierte, aneignen: Cod. 
5, 51, 3- (Vgl. hierzu das Scholion des THALEL".EUS ad Bas. 38, 3, 28, HEIMBACH 
3, 724.) Die hier vermutete Auffassung des Tatbestandes stammt von ALIBRANDI, 
Bull. 2 (r889), ISS f. (\'gl. PARTSCH, neg. gest. I, 70.] -- Über die Interpolation 
in D. 21J, 9, 2 schon ErsELE, SZ. I3 (r8gz), I27. iYlANCALEO-"'I, Studi Sassaresi l, I 
(F)OI), 7 H. [Vgl. auch PARTSCH, neg. gest. I, Sr n.] -· Cod. J, 32, 8, das Reskript 
des Philippns, welches clem Solclaten gegen den ungetreuen Geschäftsführer, der 
das Geld des Soldaten zu einem in eigenem Kamen für sich gemachten Ankauf 
von Grundstücken verwendet, ehe vindicatio utilis neben der actio mandati oder 
neg. gcstor. gibt, gehört auch hierher. Die Entscheidung bezüglich der vinclicatio 
utilis muß interpoliert sein (so schon J\IANCALEONI, a. a. 0. ·zrff.). Der \Vieler­
spruch von :YI."'YRs SZ. z(J (1905) rrz übersieht, daß impertiriim Sinne des activum 
darin zwar justinianisch (Yocab. LONGOS s. v. impertiri), aber nicht klassisch ist. 
Auch die \\'endung partes aequitatis non negare müßte noch in vorbyzantinischer 
Zeit nachgewiesen werden! Die Schwierigkeit, daß vorher, auch für einen Soldaten, 
das Gegenteil bestimmt ist, besteht gar nicht, in const. (J eod. ist militi nach Cod. 
4. 34, 3 mociern ergänzt! Ebenso wie dort die vindicatio verweigert, aber auf 
die actio depositi hingewiesen wird, ist in Cocl. 3, 32, 8 wohl die Yinclicatio ver· 
weigert. Es hieß wohl: zwar kann der Präses die vindicatio nicht gestatten, aber 
die actio mandati ocler neg. gest. wird gestattet werden. Gerade das Reskript 
an den .'.ustronius (CCJcl. .), 32, 6; 4, 34, 3) beweist das. -Für die actio neg. gest. 
directa reiht sich die Stelle an clie vorher besprochene gleichbedeutend an. 
}HERL'iGS Versuch (Dogm. Jahrb. I, 145ff.), den animus negotii gerendi zu sub­
intelligicren, findet in clcm Tatbestand keinen Anhalt. 
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wird 229 • }1an versteht den Fortgang der juristischen Darstellung in D. 3, 
5, 5, 12 nicht, da die juristische Verwertung des Falles 230 nicht an die 
oben entwickelten Gedanken anknüpft: vorher hieß es: bei Einforde­
rung eines indebitum und ratihabitio seitens des vermeintlichen Gläu­
bigers erwirbt der vermeintliche Gläubiger durch Genehmigung die 
actio neg. gestor. Das negotium wird seines, denn durch die ratihabitio 
ist seine Passivlegitimation zur condictio begründet. Jetzt wird offen­
bar ein Fall erwähnt, in dem neben dieser Passivlegitimation zur con­
dictio noch aus einem zweiten Grunde das negotium tuum esse un­
zweifelhaft wird, nämlich wegen der Passivlegitimation zur hereditatis 
petitio. Aber das sieht man nur aus dem Tatbestande. Die angebliche 
Behandlung des Juristen enthält anstatt dieses Gedankens zwei an­
dere, die aus dem Zusammenhang fallen: einmal die Entscheidung 
über beiderseitige actio negot. gestor., während über die Begründung 
einer actio contraria bisher nichts verlautete, andererseits eine über­
flüssig breite Wiederaufnahme des Gedankens, der schon vorher bei 
PEmus und ULPIAN mit derselben Zuspitzung gegeben war. \Vie hier 
ein längst widerlegter Einwurf gemacht wird und ohne tieferes Räsonne­
ment im nächsten Atemzug mit der Schulregel widerlegt wird, das ist 
schulmeisterliche Kompilatorenart2 31. Daß hier im § 12 der Text by­
zantinisch ist, folgt aus dem plötzlichen Umfall in die direkte Rede; 
aus dem alienum negotium im Sinne des Geschäfts "eines Dritten", 
nicht des "tu", während der Klassiker gar nicht bestreiten konnte, daß 
das negotium zunächst alienum für den gestor und Ratihabentcn sei, 

229 § 12 (ro): iclem ait, si Titii debitorem, cui te hereclem putabam, cum esset 
Seins heres, convenero similiter ct cxegcro, mox tu ratum habueris: esse mihi 
aclversus te et tibi mutnam negotiorum gestorum actionem. aclquin alieuum negotium 
gestum est: sec! ratil1abitio hoc conciliat: quae rcs efficit, ut tnum ncgotium 
gestum videatur et a te hereditas peti possit. 

230 esse mihi- peti possit, s. oben Anm. 229. 

2 31 :\.tquin in Einwurf scheint häufig, wenn nicht stets kompilatorisch: sicher 
interpoliert sind D. 19, I, 13, 3, cf. l:L&.YMA:--!N, Haftung d. Verkäufers, S. II4 ff. 
D.34, 3, 5, pr., FABER, coniect. XVII, c. li (Col. c\LLOBROG. IÖ30, ög8). In D.4o, 7, 
3, I5 ist atquin iam potest offenbares Glossem. Der Schluß von D. 40, 5, 56 (atquin­
condictio) kann aus sprachlichen Gründen im größten Teil verdächtig erscheinen 
(von atquin bis cogitaverit), und auch sachlich ist seltsam, claß der Jurist eben 
erst das Vorliegen einer Beclingung bei der fideikommissarischen Freilassung be­
zweifelt haben soll, indem er sie als non repctita ablehnte, um kurz nachher die 
Auslegung der Bedingung zn unternehmen. 1 n D. q, ü, '), 4 hat l\lol\IMSEK die 
unheilbare Stelle zu korrigieren versucht. ln D. 36, I, 83 ist m. E. auch deutlich, 
claß ein Kompilatorenglossem die Darstellung der Entscheidungsgründe unter­
bricht. \Vie ungewöhnlich solcher Einwurf (adqui- substituerai) im klassischen 
1\eferat über die kaiserlichen Entscheidungsgründe ist, zeigt ein Vergleich mit 
ähnlichen Stellen, in denen l'AULL'S nicht die Diskussion vor der Entscheidung, 
sonelern nur die Entscheidung mit ihren Gründen, letztere in indirekter 1\ecle 
mitteilt: D. 32, 27; D. 36, I, j(J; D. 49, q, 48, pr.; D . .37, q, 24; Jl. 40, r, ro. 
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und es andererseits nach dem oben Gesagten als sinnlos betrachten 
mußte, daß das Geschäft auch nach ratihabitio als alienum angesprochen 
wurde. Ungelenk ist hoc conciliare 232 ; unklassisch die breite Plattheit 
sed ratihabitio hoc conciliat: quae res efficit, ut. -Was hier im klas­
sischen Text stand, wird deutlich, wenn man beobachtet, in wie straffem 
Zusammenhange mit dem Tatbestande STEPHANUS in der Paraphrase 
seines Index die Entscheidung und ihre Begründung wiedergibt (ZACH. 
suppl. 135): eyoJ fhEV iJ.svfJseov{hat TOV uovbtunrtov, rturcrat be i; 
veyort6(!0Vfh ysar6(!0Vfh, uai exst~ TaV't'Y)V uar' BfhOV uara rov~ ß' TOVTOV~ 
re6nov~, newrov an lvoxo; eysvov rcp uov&ur[tuüp], lnst[ra] o[n] 
uadxn rfj vsgsbmin; nsnrton. Statt diese zwei Gründe der actio 
neg. directa anzugeben, mögen die Kompilatoren die Stelle dazu 
benutzt haben, um ihre mutua neg. gest. actio anzubringen. Weil 
sie die Erwähnung der Passivlegitimation zur condictio strichen, 
verloren sie den straffen Fortgang des Gedankens und leimten nur 
mühselig durch eine Wiederholung des vorher Gesagten den Übergang, 
um wenigstens hervorzuheben, daß das Eigenartige dieses Falles 
die Entstehung der Passivlegitimation auch gegenüber der hereditatis 
petitio sei. Auch die Paraphrase des CYRILL erwähnt nur die actio 
neg. gestor. directa des Genehmigenden. Das ist verständlich nur 
für die Zeitgenossen der Gesetzgebung, die den klassischen Text 
noch kannten. 

Ganz ähnlich ist das Bild von D. 3, 5, 5, 13233• Dort soll nach 
dem Digestentext Pedius die Frage aufwerfen, ob der gestor, der das 
Miethaus repariert und sich von demjenigen, den er irrtümlich für den 
Eigentümer hält, ratihabieren läßt, die actio - genannt die actio 
neg. gestor. contraria- erlangt. Aber CYRILLUS weiß anscheinend von 
einem anderen Text: "Auch wenn Du (d. h. der vermeintliche Eigen­
tümer) genehmigst, hast Du nicht die actio neg. gestor. gegen mich". 
(ZACH. suppl. 135: ovb' eav earomßtrcvast~, lxu~ xar' BfhOV). Er kannte 

232 Conciliare im Sinne von "dies wettmachen, ausgleichen". Daß sich con­
ciliare auf negotium bezöge (so Vocab. ad h. l. s. v. concilio und daher Thesaur. 
ling. lat. s. v. concilio 4, 43, 6r), kann ich nicht zugeben. Der Gedanke ist doch 
wohl so: "Aber das Geschäft ist doch das eines Dritten! Ja, aber die Genehmigung 
gleicht das aus (beseitigt diese Schwierigkeit). Dadurch kommt es, daß das Ge­
schäft als Deines erscheint". Weil diese Bedeutung des conciliare dem Klassiker 
sicherlich fernliegt, deswegen ist es nicht gewagt, das Wort den Byzantinern aufs 
Konto zu setzen, obwohl es im Voc. LONGOS nicht nachweisbar ist, in GREGORS 
DES GROSSEN Briefen nicht vorkommt. 

233 D. 3, 5, 5, 13: quicl ergo, inquit Pedius, si, cum te heredem putarem, 
insulam fulsero hereclitariam tuque ratum habueris, an sit mihi adversus te actio? 
sed non fore ait, cum hoc facto meo alter sit locupletatus et alterins re ipsa 
gestum negotium sit, nec possit, quod alii adquisitum est ipso gestu, hoc tuum 
negotium vicleri. 
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also wohl einen Text, in dem es geheißen hatte: Nicht: an sit mihi 
adversus te actio, sondern einfach: an sit tibi actio. Die Erkennt­
nis dieser Interpolation des mihi adversus te in D. 3, 5, 5, IZ und 
5, I3 beseitigt diejenigen Belege, welche eine andere als die actio 
mandati contraria des gestor nach Genehmigung zu bezeugen 
scheinen. Daß die Kompilatoren gerade diese actio mandati beseitigen 
müssen, ist nach ihrem Dogma der ultro citroquc obligatio konsequent. 
Möglicherweise ist aus diesen Gründen auch die actio mandati in 
D. 3, 5, 9 pr. 234 gestrichen. Das bloße competere ohne die Erwäh­
nung der gemeinten Klage im Frage- oder Antwortsatz ist für den 
Klassiker kaum möglich. Allerdings wissen wir nicht genau, was im 
Ulpiankommentar voranging. Aber das \Vahrscheinliche ist doch, daß­
wie auch LENEL schon annimmt --- unmittelbar vorher die Frage der 
ratihabitio besprochen war. Es handelt sich um den Ersatz der Auf­
wendungen nach der ratihabitio. Im anschließenden § I heißt es mit 
adversativem Anschluß, "is autem qui negotiorum gcstorum agit". 
Darin liegt doch wohl, daß im pr. nicht auch von der actio negotiorum 
gcstorum die Rede war. Die actio negot. gestor. contraria zu streichen 
war für die Kompilatoren keine Veranlassung. Aber wenn hier die actio 
mandati genannt war, ist die Streichung und andererseits der Fortgang 
des Ulpiankommentars in §I verständlich. Man braucht dann auch nicht 
den ganzen folgenden Passus zu streichen 235 . Denn wenn ULPIAN das 
Anerbieten des gestor zur Genehmigung und die daraufhin erfolgte Ge­
nehmigung als Mandat konstruiertc 236, war es ebenso möglich, die Ver­
einbarung, keiner sollte den Ersatzanspruch haben, als Vertragsklausel 
zu denken, wie diese Vorstellung wenig elegant war, wenn man in der 
ratihabitio der Aufwendungen des gestor als nützliche Verwendungen 
ausschließlich die einseitige Genehmigung des Geschäftes als eigenes 
des dominus ansah. 

Diese Auffassung der Quellen über den Ersatzanspruch des gestor 
nach der Genehmigung der Geschäftsführung gelangt auch für J lJSTI­

NIAN zu einer erträglichen Systematik des Rechtszustandes; im all­
gemeinen gilt die Regel, daß die Ratihabition seitens des dorninus gegen 

" 34 D. 3, 5, 9 pr.: Sec! an ultro mihi tribuitur actio sumptuum quos feci? et 
puto competere (actionem mandati), nisi [specialiter] id actum est, ut neuter ad­
versus alterum habeat actionem. 

235 So A. FABER, Ration. in pand. (Lugduni r6sgff.) r, ad h. 1., KRüGER, 
Dig. ad h. 1., "speeialiter" wird aber doch wohl interpoliert sein. 

236 Daß der Gedanke bei den ] uristen auch gerade bei der negotiorum gestio 
so war, folgt aus ScAEVOLA D. 3, 5, 8 (9): nam utique manclatum non est. ScAEVOLA 
mag für die Begründung des Anspruches des dominns nicht von einem 2\'Ianclat 
reden, da der gestor ohne :\Iandat gehandelt hatte. Aber daß er das Operieren 
mit dem :\Ianclatsgedanken für die actio contraria ausschließt, ist damit nicht 
gesagt. 
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ihn Mandatswirkung hat. Aber wo der dominus die actio neg. gestor. 
gegen den gestor hat, ist dessen Ersatzklage eine actio negot. gestor. 
con traria. 

§ 8. Exkurs über die Lehre vom animus negotii gerendi. 

Daß die ganze Lehre von dem animus negotii gerendi, insoweit er 
als notwendiges Element echter negotiorum gestio und als der Träger 
der verpflichtenden Wirkung gedacht wird, justinianisch ist - diese 
Behauptung ist heute wohl zwar noch neu 237 , aber sie liegt doch min­
destens als Fragestellung sicher schon manchem nahe 238 . Die Erkennt­
nis, daß den großen römischen Juristen der Wille des Geschäftsführers 
durchaus nicht als notwendig zur Begründung obligatorischer Wir­
kungen der Geschäftsführung ohne Auftrag erschien, kann heute einer­
seits auf die älteren Arbeiten verweisen, auf die Zeit vor 6o Jahren. 
Damals glaubten manche, daß der animus negotii gerendi als animus 
obligandi durchaus nicht von den klassischen Juristen schlechthin als 
Erfordernis zur verpflichtenden negotiorum gestio gefaßt worden sei 239 • 

Erst als die großen Zivilisten um die Mitte des Jahrhunderts 240 mit 
Entschiedenheit für die Notwendigkeit des animus obligandi bei 
jeder echten negotiorum gestio eintraten, entstand das Dogma, da.~ in 
den Diskussionen über die Lehre von der stellvertretenden negotiorum 
gestio zum zivilistischen Glaubenssatz wurde 241 . Heute beherrscht e., 
nicht nur die moderne Praxis des deutschen bürgerlichen Rechtes nach 
§ 677 BGB, sondern auch die Auffassungen der Romanisten. 

Uralt soll das Erfordernis des animus neg. gerendi oder animus 
obligandi sein, in dem Ausdruck negotia gerere, im \Vort procurator 
soll das absichtliche Handeln liegen 242 . ::\1an erwog, ob nicht vielleicht 
nur eine klassische Entwicklung denkbar sei, welche das ursprüngliche 
Erfordernis des animus neg. gerendi abzustreifen versucht habe 243 . In 
\Virklichkeit liegt an mehreren Punkten klar, daß der animus negotii 
gerendi interpoliert ist. 

237 Vgl. GIRARD, J\Ian.S 625, PEROZZI lst. 2 2, 313f. 
238 Vgl. die treffliche Arbeit von PETERS, SZ. 32 (rgrr) 295; vgl. auch schon 

die Bemerkungen PEROZZis, "Le obbligazioni", Bologna HJ03, p. 57 n. I. 
239 Vgl. unter den Alteren HELLFELD, J urisp. forensis, § 421. SELL, Versuche, I. T. 

134. CHA:O.IBON, Die negotiorum gestio: trotz 42ff., ygJ. S. 144ff. FernerE. STIXT­
ZING, Hcictelberger Krit. Ztschr. f. d. ges. Rechtswissenschaft 3, r7off.; 4, 227ff. 

Ho ·WÄCHTER, Arch. ZiY. Prax. 20 (I837), 337ff. LEIST, zivilist. Studien 2 
(rSss), ro3ff. VANGEROW, Panel. III, §§ 664ff. j nERIXG, Abhandlungen. S. Soff. 
Vgl. auch GLÜCK, Erl. Bd . .'). S. 345· 

241 Vgl. ZIMMERMANN, echte und unechte neg. gest. S. rzff.; die Lehre von 
der stellvertretenden neg. gest. rzSff.; :\[ITTEIS, Stellvertretung r38ff. 

2 4 2 KARLOWA, 1<öm. RechtsgeselL 2, 674ff. 
243 1{. STINTZ!l\G, a. a. 0. 237; KARLOWA, a. a. 0. 
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Die Byzantiner sagen das für zwei Punkte mit dürren Worten .. 
Einmal für den Ersatzanspruch bei solchen Aufwendungen, die für den 
dominus mit Rücksicht auf eine verwandtschaftliche Treupflicht ge­
macht werden. Wenn die Mutter oder Großmutter nach dem Tode des 
Vaters dessen Kinder alimentiert, wenn der Bruder die Kinder der 
verstorbenen Schwester alimentiert oder für die Schwester Geschäfte 
führt, wenn der Gatte die kranke Gattin pflegt, können sie nach klas­
sischem Recht nicht die actio negotiorum contraria geltend machen, 
denn sie haben "pietatis respectu" gehandelt 244• Hier liegt ein fester 
Satz der klassischen Praxis vor, der dort, wo persönlicher Anstand den 
gestor bestimmt, die Aufwendung zu machen, jeden Gedanken an einen 
Ersatzanspruch ablehnt. Es ist nicht ganz richtig, daß man nach klas­
sischer Auffassung "Pietät üben könne, nebstdem, daß man sein Geld 
wiederhaben will" 245• Aber was der Klassiker nicht kennt, ist dem 
Byzantiner und Gemeinrechtier vertraut. Erst im 6. Jahrh. p. Chr., 
in der Rechtsschule von BERYTOS, kommt der Gedanke zum Durch­
bruch, daß die Mutter oder Großmutter, welche Aufwendungen für die 
Kinder oder den Vater, der für die Stiefkinder Alimente zahlt, sich den 
Ersatzanspruch aus der Geschäftsführung sichern könnte, wenn sie 
bei der Aufwendung ihren animus gerendi klarstelle. 

THALELAEUS selbst berichtet die Interpolation in D. 3, 5, 33 (34). 
PATRIKIOS, der berühmte Rechtslehrer, der ältere Zeitgenosse Jusn­
NIANS, von dem die Kompilatoren und byzantinischen Rechtslehrer 
vielfach abhängen 246 , hatte die Const. Cod. 2, r8 (rg), 2 erläutert246a: eine 
Frau hat einen pupillus, um ihm einen curator ernennen zu lassen, nach 
Rom geführt und verlangt Ausgabenersatz. Er wird ihr als nego­
tium utiliter gestum bewilligt, si non mater eius idem 247 se facere para­
tarn propriis impendiis ostenderit. Also das negotium ist nicht utiliter 
gestum, wenn ohnehin die Kinder durch ihre Mutter auf deren- nicht 
zu ersetzende - Kosten nach Rom gegangen wären. Zu dem Satz. 
si non - gibt zunächst THALELAEUS eine Erklärung und folgt dann 
einem zweiten Fall, in welchem PATRICIUS "der Held" die Möglichkeit 
behauptet hätte, daß auch die Mutter unter Umständen für ihre Auf­
wendungen Ersatz von den Kindern verlangen könne 248 • Danach heißt 

244 Vgl. Mod. D. 3, 5, 26 (27), I. Vgl. ferner D. 3, 5, 43 (44): amicitia ductus, 
D. 25, 3, 5, 14 ("materno affectu''), Cod. 2, 18, II ("materna pietate"), Cod. 2 18,15 
("paterno adfectu"). Vgl. auch Cod. 2, 18, 13. 

2 45 BRINZ, Pand. 2 2, 642, 34· 
246 HEIMBACH, Prolegom. Basil. p. I I. 246a [Vgl. unten S. 102.] 

247 Cod.: si non matertera eiusdem, aber anders THALELAEUS in den egwrano:v.(!. 
zu der Stelle schol. ZACH. suppl. 156 und Bas. 17, 2, 2. Vgl. E:RÜGER, Cod. ad 
hunc locum. 

248 Zach. Suppl. I 56 n. 12: (iJ.).w,; Te, w,; eJ,J.aft[ßdvoftSV ?] e:v. TWV n6vwv 7:01J 
ij(!WO,;" TlaTf!&:V.{ov, eLf!1J7:a& [66 Gt VWV] EV TqJ 66 veyont; yianc; E' 7:{. TOÜ y' ßt. TWV 
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es: "Noch auf andere Weise (scil. kann das sumptibus proprn m 
Cod. 2, r8 (rg), 2 erklärt werden), wie ich den Kollegheften des seligen 
PATRIKIOS entnehme, wo es heißt (im Scholion), ,si non', im Titel 
de negotiis gestis im 5· Titel des 3· Buches der newra (cf. Const. omn. § 2): 
daß oft die Mutter wie die Großmutter, welche zum Bedarf des Sohnes 
oder Enkels Aufwendungen macht, diese Aufwendungen ersetzt ver­
langen kann. Denn wenn sie die Vermutung der pietas von vornherein 
abschneidet und (zu diesem Zwecke) im Moment der Aufwendung selbst 
ein breve machen läßt und die Aufwendungen für die negotia des Sohnes 
oder Enkels aufsetzt, oder wenn sie ohne das Protokoll aufsetzen zu 
lassen, protestiert, daß sie ihre Aufwendungen zurückzufordern gedenke, 
entweder vom Sohne oder Enkel oder ihren Vormündern, so ist dieser 
Ersatzanspruch gewahrt." Auch wenn man die von mir gegebene Text­
restitution anzweifeln wollte, bliebe es doch wahr, daß alle diese Patri­
kioszitate bei THALELAEUS 249 Stellen zeigen, in denen die Kompila­
toren aus ihrem PATRIKIOS den Text zu Interpolationen nehmen. Daß 
hier der Lehrer, in D. 3, 5, 33 (34) dagegen die Kompilatoren sprechen, 
ist in der viel strafferen Gedankenfolge des Patrikioszitates deutlich. 
Ob PATRIKIOS nicht auch wie die Kompilatoren auf das Reskript des 
ANTONINUS Pms hinwies, das der Mutter in einem Analogiefall den 
Ersatz der Alimente zugestanden hatte? Die Kompilatoren verraten 
sich in der Digestenstelle durch die üblichen Stileigentümlichkeiten (ita 
perpetuo observandum- quid enim si- ponere- ideo nicht als "des­
halb" oder "zu dem Zweck, daß", sondern "mit der Maßgabe, daß" -
in qua specie etiam). Der Klassiker entschied einfach non possunt ali­
menta, quae pietate cogente de suo praestitisset, repetere. Dem setzte 
PATRIKIOS sein noAAaXt~ CJVVaT:al anatT:8lV entgegen. 

Danach sind deutlich interpoliert und zu streichen die Endsätze in 
Cod. 2, r8, II (si quid-potes), Cod. 2, r8, 15 (quodsi-actio est). In const. 
II fällt damit recipiendi animo in die Interpolation. Wahrscheinlich 

necfJT:wv, ßn noÄ).aut,; f} trfrrr;e oanaviixJa uai pappr; sl,; xeefav TOV vlov ~ TOV eyy6-
vov OVVaTat dnatTÜV Ta OanaVWf..leVa, ßTaV (ya(!) Tijv Ti},; 130013{Jefa,; 71:(!6A'Y}'IJ!lV 7I:(!Oa­
VeAll, dvaAWXOVGa Te {J(!e{Jtov not~(]ll ua/ uaT<t.Y(!tllpll Ta Oanav~paTa 71:e(!t Ta TOV 
vlov amij,; neaypaTa fj neei Ta TOV iyy6vov, i) 8u o!J ua-reyea'IJ!/3 pev el,; fJee{Jtov 
IJ. eoanavr;ae, 71:(!0Ef..la(!TV(!aTo oe ßTt peAA/3l dnatTetV Ta nae' amij,; OanaVWf..leVa i) 
amov TOV vlov a!JTij,; fj TOV lfyyovov i) TOV~ entT(!6nov,; am:wv, [uai] awCETat aiJT'I} 
ij dnalTr;m,;. Die griechische Stelle im Basilikenscholion ist von ZACHARIAE bei der 
Lesung nicht verstanden. et(!'Y}T<t.l ... setzt ZACHARIAE und sagt, er habe gelesen IJe 
ai vw oder IJe ai viiv. Das ist natürlich die Bezeichnung des Scholions nach dem 
Wort "si non" im Text Cod. 2, r8 (Ig), 2; vgl. ein anderes Scholion des PATRIKIOS 
in HEIMBACH 2, 652 und die Anfügung der Sinaischolien an die lateinischen Stich­
worte. n6vot sind nicht opera, sondern der Universitätsunterricht, die Vorlesungen 
des PATRIKIOS, die sonst (HEIMBACH, Pro!. n) öfters dvayvroast,;, lectiones heißen. 
Zu den Zitaten von Meinungen des PATRIK!OS HEIMBACH Pro!. Bas. II. 

249 Vgl. HEIMBACH Pro!. a. a. 0. 
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ist ebenso in Cod. z, r8, rz donandi animo interpoliert und im zweiten 
Satz die Negation, welche der Basilikentext noch hat, ov IJvvawt, ge­
strichen. Denn aus dem justinianischen Text würde folgen, daß der 
Ersatz verlangende filius gestor den Beweis der donatio von den Geg­
nern erwarten dürfe, und das Gegenteil ist nach THALELAEUS richtig 250 : 

der klagende filius muß beweisen, daß er mit animus negotii gerendi 
gehandelt habe. Schon wegen dieser Präsumption der Schenkung ist 
es wohl wahrscheinlich, daß hier das byzantinische Recht denselben 
Fortschritt gemacht hat wie bei dem Ersatzanspruch der Mutter und 
Großmutter. Ob die \V"orte animo gerendi sororis negotia in D. 3, 5, 44 
(45) z etwa mit der unlogischen Satzkonstruktion quamvis ... veritate 
tamen gessisset erst in die Stelle kommen, darüber wird niemand eine 
Vermutung wagen wollen. In D. II, 7, 14, 7 hat der Klassiker bei der 
actio funeraria zwar wohl gesagt: sed interdum is, qui sumptum in funus 
fecit, sumptum non recipit, si pietatis gratia facit. Die Kompilatoren 
erst fügten den hier nichtssagenden Hinweis auf den animus hinzu: 
"non hocanimoquasi recepturus sumptum quem fecit." In D. II, 7, q, 9 
ist "partem igitur sumptus consequetur, quem non donandi anirno 
fecit" wohl nichtssagendes Kompilatorenglossem. 

Daß auch die contemplatio domini, die der gestor notwendig zur 
Entstehung echter negotiorum gestio haben soll, manchmal justinia­
nisch ist, folgt aus D. 3, 5, 5, II: "sed tua contemplatione gestum" 
ist hier sicher interpoliert. Daß ähnlich "non mei contemplatione", 
"non meo commodo" in D. 3, 5, 5, Interpolationen sind, ergibt sich 
ebenso aus ihrer gedanklichen Entbehrlichkeit im Satze, wie für "vel 
eorum contemplatione" in D. 3, 5, 5, 8. Dagegen ist das contem­
platione tui 251 an sich sicherlich nicht als notwendiges Einschiebsel zu 
betrachten: wo die Zuständigkeit der actio neg. gest. contraria, weil 
mehrere in Betracht kommen, zweifelhaft sein kann, muß auch wohl 
bei den Klassikern die contemplatio entschieden haben; so ist si quidem 
contemplatione in D. 3, 5, 5, 8 und bei der Aushändigung der 
mutua pecunia an den procurator "für den Herrn" ("sui contempla­
tione") D. J, 5, 5, 3 wohl ebenso echt wie die Erwähnung hac mente 
in ähnlichen Fällen bei AFRICANUS oder PAULUS D. 3, 5, 45 pr.; 
D. J, 5, 23. Vgl. auch unverdächtig D. 3, 5, 5, rz und D. 3, 5, 5, 
14 ... si quaedam gessit quaedam non; contemplatione tamen eins 
alius ad haec non accessit 252 . Ich meine, in den Fällen, in denen 
die Klassiker die Passivlegitimation zur actio contraria auf eine 
unter mehreren in Betracht kommenden Personen beziehen müssen, 
war der Gedanke an den Willen des gestor unentbehrlich. Aber dabei 

250 schol. ZACH. suppt. rC>o. 25 1 D. 3. s. s. 8,(6, 6). 
252 Zu dieser Stelle vgl. PETERS, SZ. 3'2 (rgrr), 270. 
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fragt sich immer noch, ob nicht praktisch die Willensäußerung des 
gestor bei der Klageerhebung als genügender Anhalt dafür erachtet 
wird, daß er nicht für den andern gestor war. 

Als schwer interpoliert ist längst die Stelle D. I3, 6, IJ, 3 erkannt, 
in welcher die nuda voluntas als Quelle der Obligation bei der nego­
tiorum gestio aufgefaßt werden konnte. Ferner ist sicher interpoliert 
der animus negotii gerendi bei dem Geschäft, das der gestor auf Auf­
trag des einen zugleich auch im Interesse eines anderen führt, der das 
Geschäft als sein und des Auftraggebers gemeinsames ansprechen 
konnte. Cod. 2, I8 (Ig), I4 gibt hier dem gestor die actio contraria, auch 
ohne daß sein Wissen von dem Interesse der nicht als Mandantin han­
delnden Ehefrau vorausgesetzt zu sein scheint. Bei P APINIAN hat der 
gestor, ohne es zu wissen, in der Vermögensverwaltung des Titius 
auch Geschäfte des Gaius besorgt: der Jurist hat keine Zweifel an 
der actio neg. gestor. dir. des Titius (D. 3, 5, 30 I). Danach wird 
man geneigt sein, in D. 3, 5, 5, 6 das sciens als Interpolation zu 
streichen. Diese Interpolation des sciens zeigt ja dieselbe Technik wie 
die sichere Interpolation des sciens oder der scientes in D. I8, I, 6; 
D. I8, I, 26; D. I8, I, 34, 2; Inst. 3, 23, 5· 

Dunkel ist noch, wie sich die Verwertung des animus obligandi bei 
der Verwendung auf eine Sache erklärt, bei welcher der Aufwendende 
nichts vom Bestehen eines fremden Miteigentums weiß, in D. IO, 3, 2gpr., 
D. IO, 3, I4, r. Man könnte diese Stellen für die Frage des animus 
obligandi zunächst ausscheiden wollen, weil ja der Ersatzwille hier 
nicht für die actio neg. gestor., sondern für die actio communi dividundo 
utilis in Frage steht. Aber jedenfalls geht der Text doch auf diese vo­
luntas obligandi deswegen ein, weil der Vergleich mit der actio neg. 
gestor. gezogen wird. Das liegt deutlich in D. IO, 3, I4, I vor, und auch 
in D. IO, 3, 29 pr. verstand man schon 253, daß hier die actio neg. gestor. 
als Klage "ex persona magis quam ex re" gedacht wird. Ich möchte 
mich weder auf die schwierige Frage einlassen, ob überhaupt PAULUS 

dem Miteigentümer, der irrtümlich die Sache als seine voll eigene be­
handelt hatte, oder seinem Rechtsnachfolger die Retention der Im­
pendia im iud. comm. dividundo verstaUet hat; noch darauf, ob er 
geneigt ist, die actio neg. gestor. ihm abzusprechen, weil er nicht den 
animus obligandi hat; noch darauf, ob er ihm nicht etwa 254 zum Schluß 
die actio neg. gestor. nach der Verteilung zugestanden hat. Nur insoweit 
die actio neg. gestor. vergleichsweise herangezogen wird, interessiert 
die Stelle für die Frage des animus obligandi. 

Meines Erachtens ist aber klar, daß solches vergleichsweise Heran­
ziehen nur in dem Falle stattfindet, wo der Aufwendende zwar weiß, 

253 KARLOWA, Rechtsgesch. 2, I, 674. 254 so BERGER, Teilungsklagen 220. 
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daß ein fremdes Miteigentum besteht, aber sich über die Person des 
Genossen irrt -so in D. ro, 3, 29 pr., als Untergedanke im Satz neque 
enim-nascitur; so ausdrücklich in D. IO, 3, 14, r: at-in proposito. 
Rechtlich liegt über die Zuständigkeit der beiden Aktionen ohne Rück­
sicht auf solchen Irrtum kein Zweifel vor. Dem Text nach wird dabei 
anscheinend diese Zuständigkeit auf den generellen animus obligandi 
zurückgeführt, den der Miteigentümer hat, wenn er mit für den Genossen 
die Aufwendung macht, auch wenn er sich über die Person des Genossen 
täuscht. Aber dieser theoretische Gesichtspunkt kann sowohl in D. ro, 
3. 29 pr. (ille enim qui -labitur) wie auch in D. ro, 3, 14, r (quia -volui ... 
id ago - obligem et) interpoliert sein. Es ist doch gar kein Satz von 
allgemeiner Richtigkeit, daß derjenige, der weiß, daß ein anderer Mit­
berechtigter an seinem Rechte ist, auch notwendig den \Villen hat, für 
diesen zu handeln. Diese dürftige Begründung, mit der sich die Lehre 
vom animus negotii gerendi im gemeinen Recht zufrieden gab 255, dürfen 
\vir wohl dem Klassiker nicht zutrauen. Wer sieht, wie das ille enim -
labitur in D. ro, 3, 29 pr. hinter dem Fall, zu dem es gehört, in Abstand 
hinterher hinkt und zu dem unmittelbar vorhergehenden Falle gar nicht 
paßt, wird über die Echtheit dieses Sätzchens skeptisch sein: Handelt 
es sich um ein Glossem der Spätzeit? Schon festgestellt ist die Inter­
polation der voluntas bei der Behandlung der Gestionspflicht des ge­
nerellen negotiorum gestor 256 . Auch bei der Haftung des bona fiele 
serviens für die von ihm geführten Geschäfte ist die Interpolation schon 
nach dem Aufbau des Satzes bei PAlTUS (D. 3, 5, r8, 2) wahrschein­
lich: PAULUS hatte den Schluß gemacht, weil kein Mandat zwischen 
dem dominus und dem bona fide serviens vorliegt, muß notwendig die 
actio neg. gestor. hier zustehen. Der Kompilator fügte der Logik zu­
wider an das Ergebnis der Schlußfolgerung noch eine Begründung: 
,.quia et gerendi negotii mei habuerit affectionem et is fuit quem obli­
gare possem". Schon der \Vechsel im Modus verrät den Kompilator. 
Die Wiedergabe derselben Entscheidung in ULPIANS Ediktskommentar 
(D. 3, 5, 5, 7), der auch in dieser Stelle deutlich in der unmittel­
bar vorhergehenden und in der folgenden an LABEO anknüpfen durfte, 
weiß nichts von dem Passus. Man könnte sehr wohl meinen, daß diese 
"affectio negotii gerendi" schon wegen dieser Umwertung des \Vortes 
affectio, das für den Klassiker nur "Leidenschaft", "Liebe", "Ge­
schmack" .. "persönliche Sympathie" bedeutet 257 , zum Gedanken des 
"Geschäftswillens" wesentlich justinianisch ist: in D. 17, 2, 31 ist ja 

" 55 Dagegen schon unlängst R. STIKTZIKG, Heidelb. krit. Zischr. 4. 232. 

256 Vgl. zu D. 3, 5, 5, 15 (r6) PEROZZI, Obbligazioni, 37 not.; PETERS, SZ. 
32 (rgii). züsff.; zu D. 3, s. 14 (rs) l'ETERs a. a. 0. z67. 

257 Ahnlieh nach dem Thesaurus: Tertull. cult. fem. r, 2: affcctionem per 
carnem placencli, Iren. contra haereses versio lat. r, 4. r: venisse ei ... , aclfeciio-
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"non affectione societatis" augenscheinlich justinianisch, da für den 
Klassiker "incidimus in communionem" doch wohl präzis genug ist 
In D. 4I, 2, I, 3 ist das Sätzchen "quia affectionem tenendi non ha­
bent" nach RrccoBONOS Interpolationsbeobachtung 258 überflüssig, da 
ja derselbe Gedanke augenscheinlich schon im Vergleich des furiosus 
mit dem Schlafenden liegt. Den juristisch redenden Klassikern muß 
nach dem allgemeinen Befund des Sprachgebrauchs zu affectio diese 
affectio gerendi negotii ebenso fernliegen 259 , wie sie andererseits den 
Leuten JusTINIANS leicht aus der Feder floß. (Vgl. die nuptiarum adfectio 
in Cod. 5, 3, 20, 4; die adfectio vocationis Cod. I, SI, I4, 4.) 

Wie sehr dieses Hineintragen des animus gerendi negotii in klas­
sische Entscheidungen im Geist gerade der justinianischen Zeit liegt, 
das können wir deutlich beobachten, wenn die Kommentare des STE­
PHANUS auch dort, wo bei den Klassikern von animus negotii gerendi 
gar nicht die Rede ist, diesen Gesichtspunkt in die Paraphrase hinein­
arbeiten, vgl. index ad D. 3, 5, 32 (33); ZACH. Suppl. I48, index ad 
Dig. 3, 5, 30 (3r), 4 ZACH. Suppl. q6. Andererseits liegt wohl die Vor­
stellung, daß der negotiorum gestor bewußt für einen dominus arbeitet, 
dem Klassiker offenbar fern. Sonst könnte kaum in den Empfehlungs­
brief die Vorstellung übergehen, daß der Empfohlene bei demjenigen, 
dem er vorgestellt wird, die negotia desjenigen führen solle, der ihn 
vorstellt. (LIBANIUS, ep. rr8). Der eleganten Wendung liegt ebenso der 
Gedanke fern, daß der Vorgestellte den Auftrag habe, für den Schreiber 
des Empfehlungsbriefes zu wirken, wie natürlich auch, daß er die Ab­
sicht habe, sein Handeln nach diesem Gesichtspunkt einzurichten. 

Warum aber mochte sich die byzantinische Kommission die Mühe 
machen, diese Lehre vom animus negotii gerendi, wenn sie den Klas­
sikern wirklich fernlag, in die alten Texte hineinzutragen? - Der 
Grund kann nicht mit Sicherheit angegeben werden. Aber ich meine, 
daß er darin gelegen hat, daß die Byzantiner die klassische Unterschei­
dung zwischen dem generellen Prokurator und dem speziellen ver­
wischten. Bei dem generellen gestor kannten die Klassiker die Gestions­
pflicht, die Pflicht zum ab ipso exigere bei den Schulden des gestor 
gegen den dominus, -vielleicht nur für ihn die Gefahrtragung des da­
minus für zufälligen Untergang, ihm gewährten sie stets die actio neg. 
gestor. contraria. Wesentlich anders wurde der spezielle gestor be­
handelt: aus der bloßen Vornahme des Geschäfts für den dominus folgt 

nem conversionis. Serv. Vergilscholien ad ecl. 2, 47: affectio amantis. Ps. Prosper 
(VI. Jahrh.) de promiss. et praed. dei 5, 14, (de gloria Sanct. peroratio) § z si 
venandi est affectio. Augustin. de duab. anim. 22 pag. 78, rS: adfectio paenitendi. 

258 SZ. 31 (rgro), 365: [etpupillus-auctoritate]; [habent] (habet); [contingant] 
(contingat). 

259 S. oben Amn. 257. 
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noch keine actio directa. Entweder ist durch das Geschäft im Vermögen 
des dominus selbst schon eine Veränderung eingetreten (z. B. Repa­
ratur des Miethauses), dann braucht der dominus keine actio directa 
auf Herausgabe; oder er muß erst genehmigen, um das Geschäft in 
seinen Bereich zu ziehen. Diese Genehmigung ist bei verbalen Geschäften, 
die nicht die Einziehung der Forderung desdominusoder die Verfügung 
über sein Eigentum, sein Vermögen unmittelbar berühren, erst nach 
Anbieten des Gestors möglich. Daß der gestor zufällig in diesem Falle 
verbrannte Gegenstände seines eigenen Vermögens, die im Zusammen­
hange mit der gestio untergegangen waren, hätte auf Rechnung des 
dorninus stellen können, dafür fehlt ein entscheidendes Zeichen. Man 
könnte sehr wohl dagegen das arg. e contrario aus D. 3, 5, 2I (22) aus­
spielen, wo die Gefahr zufälliger Verluste des gestor vom dominus nur 
dann getragen wird, wenn es sich um einen gestor des hereditarium ne­
gotium und der negotia absentis (alicuius itp. für absentis) handelt; man 
kann im gleichen Sinn auf die Interpolation in D. 3, 5, 36, I verweisen 260 , 

wonach die Gefahr der zufälligen Verschlechterung der vom gestor gegen 
Dritte erworbenen Forderungen vom dominus zu tragen ist. Hatte 
überhaupt der spezielle gestor bei ratihabitationsbedürftigen Geschäften 
eine actio neg. gest. contraria aus der Geschäftsführung allein? -
Oder war er auf den Ersatzanspruch nach erfolgter Genehmigung allein 
angewiesen? - Komplikationen treten dabei durch die actio contraria 
utilis des beauftragten gestor auf und durch die actio contraria utilis 
des gestor, der einen Erfolg herstellt, zu dessen Erbringung der dominus 
selbst schon Auftrag gab. Durch diese beiden Ansprüche hat der spe­
zielle gestor auch bei Geschäften, die nur durch ratihabitio zum Eigen­
geschäft des Herrn werden, ein Recht auf Übernahme der rechtlichen 
Folgen seines Geschäftes durch den Herrn. 

An die Stelle der feinen Kasuistik setzten die Byzantiner eine 
Dogmatik und eine einfache gesetzliche Regel; immer soll aus der nütz­
lichen gestio mit Gestionswillen die beiderseitige Obligation der actiones 
neg. gestor. entspringen. Der Gedanke selbst, daß der animus negotii 
gerendi irgendwelche Bedeutung für die Verpflichtung des gestor hatte, 
muß durch gewisse klassische Entscheidungen nahegelegt worden sein: 
der Wille des gestor ist entscheidend für das Aufhören der gestio bei 
genereller gestio (Cod. 2, I8 [Ig], 20 pr.). -Bei der generellen negotiorum 
gestio für den absens haben doch wohl schon die Klassiker aus der 
freiwilligen Intervention des gestor auch einen Verzicht auf Gerichts­
standprivilege hergeleitet (D. 5, I, 36, I). Auch für die Berechtigung 
des gestor sind Anknüpfungspunkte wie die contemplatio domini, wenn 
mehrere domini in Betracht kommen, unverkennbar. 

26 0 Vgl. PAULUS, sententiae I, 4, 3· 



3. Studien zur N egotiorum gestio II. 
Das Manuskript ist jünger als die Studien zur Negotiorum 

gestio I und vermutlich noch vor dem Kriege entstanden, aber älter 
als eine gleichfalls im Nachlaß vorgefundene, wegen ihres fragmen­
tarischen Charakters nicht zur Veröffentlichung geeignete Disposi­
tion. Aus ihr ergibt sich, daß PARTSCH die Absicht hatte, nach den 
Ausführungen von RrccOBONO nicht einfach den Faden von Studien I 
weiterzuspinnen, sondern in neuer Gliederung zu der animus-Frage 
grundsätzlich Stellung zu nehmen. Vielleicht ist dies der Grund, 
warum er das hier vorgelegte Manuskript nicht weiter geführt hat. 
Daß er es als veraltet angesehen hätte, ist unwahrscheinlich und 
wird auch durch jene Disposition nirgends nahegelegt. 

E. LEVY. 

V. Die actio utilis des Gestors bei Gestionspflicht eines Dritten. 

Oben fragten wir, ob eine actio utilis negotiorum gestorum für den 
Fall nötig war, daß der Dominus einen Dritten beauftragt hatte und 
der Gestor statt dessen gerierte (Heidelberger Sitzungsber. I9I3 Abh. I2 
S. 38). Daß in diesem Falle keine absentia domini vorlag, wenn der 
abwesendedominuszum Prozeß einen procurator zurückgelassen hatte, 
ist schon gesagt. Wie steht es für das klassische Privatrecht? 

Ein Stephanos-Scholion zu Bas. XVII, I, 47 (HEIME. 2 p. 2I8) 
gibt als Fall der actio utilis neg. gest. diesen an: erläutert werden soll 
die actio utilis in D. 3, 5, 46 (47), I: 

Uycrat r'Je p~ ~vetw, lxstv ~ard rwo, dywyrjv, lh:av äititov r'Jwt~ovvro,, ij 
.rJaDvßr}aavro,, eyw '15nst,D.Dw ~ai r'Jtot~rjaw ra nedyßa<a. r6re lxw pev dywy~v 
.xar' ain:ov, ov ~vetw, r'Je, r5ta ro äititov [ravra fehlt im Manuskript] lvraitDijvat. 

Die Erklärung kann nicht aus dem Dogma der Spätzeit stammen. 
Denn im justinianischen Rechtszustande, wo der animus negotii gerendi 
und die objektive Beziehung der Gestion auf den Geschäftsherrn prak­
tisch allein über das Vorliegen der Geschäftsführung entscheiden, 
macht es nach den Entscheidungen keinen Unterschied, ob neben der 
Gestionsschuldbeziehung [?] schon ein Auftrag bestand, der zu dem­
selben Zweck wie die Gestion gegeben war: D. 3, 5, 2; 45 (46); Cod. 2, 

I8, 4· Es liegt ältere Lehre vor, anscheinend das Wissen der Leute 
von Berytus und Konstantinopel über die Aktionen der Klassiker. 
Und tatsächlich sind die Spuren der actio utilis des Gestor, welche 
wegen des Vorliegens eines Mandates an einen Dritten erteilt wird, 
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offenbar. Nur eine actio, die des Gestars gegen den Dominus, lag im 
klassischen Rechte vor. Erst die Leute JusnNIANS machten daraus 
eine mtttua actio, mit Klagbeziehung des Gestor gegen den Dominus und 
des Dominus gegen den Gestor. 

Deutlich ist, wenn man einmal den klassischen Grund [ ?] der actio 
utilis erkannt hat, diese actio utilis negotiorum gestorum in D. 3, 5, 30 
pr. und D. IJ, I, Io, 5· 

Beide Stellen, viel besprochen, bedürfen einer erneuten kritischen 
Erörterung. D. 3, 5, 30 pr. 

(PAP. 2 resp.) Liberto vel amico mandavit pecuniam accipere mutuam: cuius 
litteras creditor secutus contraxit et fideiussor intervenit: etiamsi pecunia non 
sit in rem eius versa, tarnen dabitur in eum negotiorum gestorum actio creditori 
vel fideiussori, scilicet ad exemplum institoriae actionis. 

Der zugrunde gelegte Tatbestand schon ist verändert. Es fehlt am 
Anfang das handelnde Subjekt wie dominus oder absens oder peregre 
profecturus oder ein Name, auf den sich die folgenden Demonstrativ­
pronomina eius, in eum zurückbeziehen könnten 1 . Seltsam ist das 
liberto [ vel amico]. In P APINIANS Responsen ist der Tatbestand sonst 
eindeutig und einfach. Libertus ist der procurator, der die Geschäfte 
führt, amicus der Freund, der ohne dauernde Beziehung zur Vermögens­
verwaltung des absens interveniert (vgl. oben I S. I I ff. und PAPINIAN 
D. zo, 6, I). ULPIAN (D. IJ, I, IO, 5) fand offenbar nur den procurator 
in der Stelle. Und nur Darlehnsgewährung an den procurator oder ser­
vus wird in D. 3, 5, 5, 3 und D. I5, 3, IO, 5 als Grundlage für eine 
gestio durch Darlehnsgewährung des Gestor in den klassischen Stellen 
aufgefaßt. Mit gutem Grund. Denn wer dem gelegentlich für den dominus 
handelnden amicus ein Darlehen gewährt, kann nicht damit rechnen, 
daß er nur mit dem dominus kontrahiert, und objektiv ist die Be­
ziehung des negotium auf den dominus nur dann sicher, wenn der 

1 Tatbestände wie fr. 30 pr. enthalten die Responsa oft, vgl. PAPIN. fr. 390 
§ 2. fr. 420. fr. 432. fr. 450 Abs. 2 (D. 3, 5, 3I pr.). fr. 45I, 2. fr. 47r. fr. 502. fr. 512. 
fr. 523. fr. 526. fr. 530 pr. § r. fr. 533· fr. 534· fr. 538. fr. 540 (D. 29, I, 36, 3 und 
D. 34, 4, 22). fr. 541. fr. 543· fr. 548. fr. 551. fr. 555· fr. 557· fr. 558 pr. § 5· § 6. 
fr. 560. fr. 562. fr. 564. fr. 573· fr. 574· 58o. 581. 584, 2. 588. 589. 591. 594, r. 
597· 599 pr. § 2. § 9. § 30. 6or. 603. 6o6. 6o7. 6q, 3· 6I9. 631. 654. 657, 2. 671. 
674. 687, 2. 692. 

Neben den Tatbeständen, in denen stets das Subjekt den Tatbestand ein­
leitet, fällt das einfache liberto vel amico mandavit ohne Subjekt auf. Namen 
als Subjekt sind bei PAPINIAN in den Responsa selten. Das Subjekt fehlt wie 
hier in D. 33, 8, 19, I (fr. 584), D. 34. 5, I (fr. 590), D. 35, I, roo (fr. 592), D. 31, 
77, 27 (fr. 599), D. 34, r, 9 (fr. 604), D. 12, 6, 58 (fr. 6rr), D. 34, 4, 25 (fr. 6r6). -
Hier fehlt allerdings überall [ ?] nur das selbstverständliche Subjekt testator. 
Wie fr. 30 pr. ist nur D. 41, 2, 48 (fr. 636) bei PAPINIAN gebaut; auch dort ist 
wahrscheinlich das Subjekt gestrichen. 

Partsch, Aus nachgelassenen Schriften. 7 
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Empfänger des Geldes regelmäßig für den dominus geriert 2. Das [vel 
amico] ist wohl erst vom byzantinischen Glossator oder vom Kompila­
tor beigefügt, der auch die actio quasi institoria auf das Spezialmandat 
anwendet. In dieser Beziehung ist für mich RABELs Darlegung zur 
actio quasi institoria und ihrer Ausgestaltung durch PAPINIAN maß­
gebend [oder: "ansprechend"?] (ZITELMANN-Festschrift, Sep. Abdr. 
S. rgff.). PAPINIAN sprach nur vom technischen procurator 3. Im übrigen 
halte ich den Tatbestand für echt. 

Die Entscheidung ist sicher überarbeitet. eius ist in grammatischer, 
aber nicht logischer Beziehung zu fideiussor und creditor und er­
fordert vielmehr ein vorherstehendes dominus. Sachlich ist es nicht 
richtig, daß es für den fideiussor irgendwie darauf ankommen kann, 
ob die Darlehnsvaluta, die der libertus empfing, in das Vermögen 
des dominus floß oder nicht. Nach meiner Auffassung ist die klassi­
sche Entscheidung von derselben Hand zusammengezogen, welche die 
actio utilis negotiorum gestorum überall in D. 3, 5 herausstrich. PA­
PINIAN muß creditor und Bürgen geschieden haben. Den creditor 
ließ er wohl ebenso, wie es in D. 3, 5, 5, 3· D. I5, 3, IO, 5· Cod. 4, z6, 7 
ult. geschieht, einfach mit actio negotiorum gestorum vorgehen, wenn 
das Geld in die Tasche des dominus geflossen war. In D. 3, 5, 5, 3 
ist es deutlich, daß nicht das Darlehnsgewähren an den procurator ~?] 
an sich zur Haftung des Dominus aus eigenen Geschäften führt, sondern 
die Zweckbestimmung dahin "ut pignus liberet". Denselben Fall der 
actio negotiorum gestorum sehe ich in D. 12, I, 27, wo die Stadtgemeinde 
aus dem Darlehen der Beamten haftet, si ad utilitatem eius pecuniae 
versae sunt. Auch jene Stelle dürfte nach ihrer Inskription in die Rubrik 
der negotiorum gestio gehören 4 • Wenn man diesen Gesichtspunkt 
heraushebt, wird der Aufbau der Entscheidung klar: dem Gläubiger 
haftet der Dominus und er allein mit der ediktalen actio neg. gestor., 
wenn die Darlehnssumme für ihn verwendet worden ist. Eine besondere 
Entscheidung wird für den Bürgen gegeben. Sie ist in D. IJ, I, IO, 5 
von DLPIAN zitiert, der auch vom Bürgen allein spricht: dieser hat die 
actio utilis negotiorum gestorum, utilis wie schon die Überlieferung in 
D. IJ, I, Io, 5 sagt .. Die Geschäftsführung ist in der Stelle selbst nicht 
genannt, aber ungeachtet [ ?] der Streichung noch den [späteren] Byzan­
tinern bekannt. Noch das späte Basilikenscholion zu D. IJ, I, ro, 5 

2 Nichts dagegen beweist das non gerenti in D. 15, 3, 10, 5: es ist, wenn 
echt, Mitteilung der Tatsache, daß kein Geschäft mit dem servus zustande­
kommt[?]. 

3 Vgl. auch MITTElS, Röm. Priv.R. I, 227 N. 83. 
4 ULP. fr. 346ff. bei LENEL Paling. Durch diese Beziehung wird es unnötig, 

mit MITTElS Röm. Priv.R. I, 383, 23 von einer besonderen "prätorischen Haf­
tung" der civitas zu sprechen. Diese haftet zivil aus der negotiorum gestio. 
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(HEDiB. II, 84) verweist auf D. 3, 5, 30 pr. und sagt: "denn wenn du 
auch hier die actio neg. gest. einsetzest, wie sie dort gesetzt ist, wirst 
du es nicht ohne Grund tun." Der Bürge hat nach der Verurteilung 
gegen den libertus Rückgriff mit actio mandati, gegen den dominus 
die actio negotiorum gestorum utilis, und diese doppelte Klagebeziehung 
läßt das Verhältnis allerdings der actio institoria vergleichsfähig er­
scheinen, da die Formeln auch hier einfach kraft des Geschäftsabschlusses 
gegen procurator und dominus zustehen. Dabei ist es also möglich, 
daß PAPINIAN die Rechtslage des Bürgen mit der eines Kontrahenten 
des Institor verglich. Daß das in der Form scilicet ad exemplum etc, 
geschehen ist, darf nicht [?] sicher sein. Die Byzantiner streichen die 
Unterscheidung von actio utilis negotiorum gestorum und ediktaler 
actio überall im Titel 3, 5. Sie beseitigen die Unterscheidung der Fälle 
für creditor und fideiussor. Erst von ihnen stammt das etiamsi am An­
fang der Entscheidung. Vor den Kompilatoren haben die byzantinischen 
Glosseme schon wahrscheinlich in demselben Sinn gearbeitet. Sie dehn­
ten die Entscheidung auf den Spezialbeauftragten aus und fragten, ob 
nur der libertus, nicht auch der amicus als Beauftragter in Betracht 
kommen konnte. Sie werden auch gefragt haben, ob nicht der creditor 
selbst dort, wo eine Darlehnshaftung des procurator selbst in Betracht 
kommt, nicht auch eine actio gegen den Dominus habe. In diesem Falle 
lag es ihnen nahe, an eine Klage analog der institoria zu denken. Sie ist 
mit der klassischen Erwähnung der actio neg. gest. daher contaminiert. 
So verstanden löst sich das Rätsel der "Sphinx", von dem noch SüLAZZI 
sprach5, aus den erkennbaren Tatsachen, welche durch die Entwicklung 
von der klassischen zur justinianischen negotiorum gestio gegeben sind: 
die Überlieferung in einer zweifellosen Stelle in der papinianischen Er­
örterung zur negotiorum gestio6, die Anknüpfung an die Praxis über 
die gestio durch Darlehnsgewährung stimmen gut dazu, die wertvollen 
Gedanken des SCHLOSS}'!A:\Nschen Rekonstruktionsversuches7, die auf 
LEXEL8 und PACCHIO~I9 den Eindruck nicht verfehlt hatten, kommen 
zu ihrem Rechte. 

Wie mag die Papiniansentscheidung ursprünglich gelautet haben? 
Sicherheit ist nicht möglich. Ich meine etwa: 

placuit creclitori dominum, si pecunia sit in rem eins versa, actione ncgotiorum 
gcstorun< tencri. Ficlciussori concle1nnato10 üabitur in cum utilis actio ncgotiorum 
gestorum ad exemplum institoriae actionis. 

5 Bull. dell. Ist. d. dir. rom. 23, r68. 
6 Der Zweifel RABELS a. 0. S. 23 ist unbegründet, cf. LE:<rEL Pa!. fr. 414· 

7 Jhcrings Jahrb. 28, 329ff. 8 LE:<rEL, Jherings Jahrb. 36, 140. 

9 PACCHIO;\fi, Trattaso della gestione degli affari altrui (r893) 653 ff. 
10 Das condernnare ist in D. 3, 5, 30 pr. zweifellos gestrichen. Der I\:Jassiker 

gibt dem Bürgen vor der Verurteilung keinen Rückgriff, vgl. Gricch. Bürgschafts­
recht r, 274 n. 4 

7* 
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D. IJ, I, IO, 5 ist danach als Zitat zu denken: 

Iclem Papinianus libro eoclcm 11 refert ficleiussori condemnato, qui ideo fidciussit, 
quia clominus procuratori mandaYerat, ut pecuniam mutuam acciperet, utilem 
actioncm (ncgotiorum gestorum) danclam [quasi institoriam quia et hic quasi 
pracposuisse cum mutuac pecuniae accipienclae Yideatur]. 

Die Kompilatoren strichen die actio negotiorum gestorum, um im 
Titel mandati vel contra die actio utilis quasi institoria als Mandats­
klage deutlich zu machen, wie sie die papinianische actio utilis, welche 
der institoria analog ist, in D. Ig, I, IJ, 25 neben der actio empti, in 
D. I4, 3, rg pr. wohl die entsprechende actio utilis zum Darlehnsan­
spruch aufgenommen hatten. An Stelle des einfachen ad exemplum in­
stitoriae actionis, das bei PAPIXIAX die dogmatische[?] Parallele zwischen 
der actio utilis negotiorum gestorum und der actio institoria unter­
strich, nahmen die Kompilatoren und erstl 2 sie das Glossem in den Text, 
das der Theorie der Spätzeit entsprach, welche in diesem Falle ihre 
actio quasi i.nstitoria gegeben sah. 

P APIXIAN ist kaum der erste gewesen, der solche actio negotiorum 
utilis in der Rolle der contraria gegen den domi.nus, der den Mandatar 
zurückgelassen hatte, gab. Im 2. Jahrhundert hat eine Diskussion 
der Juristen über die actiones utilcs zum Edikt de negotiis gestis statt­
gefunden, und es gab ::;ogar Stimmen, die dem gestor, der gegen das 
Verbot des dominus gerierte, eine actio negotiorum gestorum utilis geben 
wollten. JusTINIAN selbst sagt das, Cod. 2, I8, 24. I. In dieser Zeit 
muß auch die Neigung bestanden haben, dem gestor, der neben dem 
Mandatar geriert hatte, den Kostenersatz zu schaffen und wenigstens 
auf dem Gmwege über die actio utilis das ecliktale Erfordernis auszu­
schalten, daß der dominus im Sinne des ediktalen ProzeHrechtes 
"abwesend" sein mußte, also nicht den beauftragten procurator[ ?] 
zurückgelassen hatte. Dies lag durchaus im Sinne der allgemeinen Ent­
wicklung, welche von den engen ediktalen Erfordernissen hinweg zur 
Dogmatik [?] der Geschäftsführung ging. Der Prätor fand in diesem 
Falle den Anlal.l, die actio utilis zu erteilen, zunächst wohl in der even­
tuellen Zahlungsunfähigkeit des beauftragten Procurators. 

Eine solche actio utilis negotiorum gestorum wurde oben (Sitzungs­
berichte I9I3 S. 2If.) für den klassischen Text von Cod. 2, r8, 14 nach­
gewiesen, den noch der THALELAIOs-Kommentar erkennen läßt. Der 
Ehemann hat den gestor beauftragt, seine und der Ehegattin Geschäfte 
zu führen: der Ersatzanspruch des gestor richtet sich gegen den Gatten 

11 Vorher war libro tertio zitiert. Die Papinianstelle stand im 2. Duch der 
Responsen. :VIöglich ist, daß vorher eine Stelle des :2. Buches bei 1JLPIAN weg­
gefallen ist. 

12 cf. ALBERTARIO, l'actio quasi institoria, Pavia 1912, s. z6. 



Studien zur Xegotiorum gestio II. 101 

mit actio mandati contraria, gegen die Ehegattin mit actio utilis. Wahr­
scheinlich ist diese actio utilis auch in D. 3, 5, 3, II, vgl. dort S. 23. 

Die entsprechende actio des dominus, der den Auftrag erteilt hatte, 
gegen den Dritten [?], der trotz erteilten Auftrages gerierte, war 
noch nicht klassisch. Sie ist zwar von den vo,wxo[ von Berytos 
erwogen, die ihr Dogma von der mutua actio aufstellten (dort S. 2), 
erst JusnNIAN hat sie durchgeführt (dort S. 22). 

Entsprechend kennt das Edikt keine actio negotiorum contraria 
für den gestor, der die Geschäfte eines bevormundeten pupillus oder 
eines minor sub curatore führte. Schon früher (a. a. 0. S. ro N. 2; S. 39) 
wurde der Satz, daß der pupillus sub tutore als dominus nicht in Be­
tracht komme, in der Streichung des Kommentartextes zu [alterius] 
oder besser: absentis nach D. 3, 5, 3, 3 vermutetl 3 . 

'Nenn ich richtig sehe, hat dieser wahrscheinliche klassische Rechts­
zustand nichts mit der Rechtslage zu tun, welche für die Verpflichtung 
des pupillus bei den gegenseitigen Verpflichtungen nach Zivilrecht gilt. 
Während bei jenen (Inst. r, 21) die Verpflichtungsunfähigkeit des 
pupillus auf seiner Unfähigkeit, sich ohne tutor zu verpflichten, beruht, 
erklärt sich der Rechtszustand bei der ediktalen negotiorum gestio 
daraus, daß der pupillus vom tutor vertreten wird, daher keine absentia 
im Rechtssinne vorliegen kann, die zur negotiorum gestio des Edikts 
Anlaß bieten könnte. Deutlich ist es, daß der pupillus nicht für die 
ediktale actio contraria in Betracht kam in der interpolierten Stelle 
D. 3, 5, 5, 2, in der klassischen actio utilis Cod. 2, r8, 2, die im Not­
fall (urguente necessitate) eine actio utilis gegen den pupillus zuläßt, 
endlich in der interpolierten Cod. 2, r8, 4· 

Die Interpolation von D. 3, 5, 5, 2 ist schon von LENEL, ]liLIAN 
fr. 40 angedeutet 14 : der gestor geriert neben dem tutor Geschäfte des 
pupillus, um demtutordie Haftung aus der Vormund:;chaft zu ersparen. 
Hier gibt der Klassiker nur die ediktale actio mit formula in ius conccpta 
gegen den tutor. Der Zusatz [sed et pupillum, modo si locupletior fuerit 
factus] ist offenbar, die Beziehung der Geschäftsführung zwischen 
gestor und pupillus wird in keiner \Veise gerechtfertigt. Die Klassiker 
kannten nur die Notfallklage als actio utilis, erst THALELAIOS will immer 
den pupillus, si locuplctior factus est, aus der gestio des Dritten haften 
lassen. Das hat ALBERTARIO richtig aus schol. ad Cod. 2, r8, 2, HEI~IB. 

Suppl. 155 erschlossen (1. c. R6rf.). 

13 Am Schlusse aus dieser Streichung wird nichts anders, wenn man mit ALBER­

TARIO, Rend. Ist. Lombardo cli scienze e lettcre 46 (Pavia 191 3), S. 848 den ganzen 
§ 4 als kompilatorisch streicht. 

14 Unrichtig ALEERTARIO, I. c., der glaubt, LE"'EL setze die \Vonc aufs Konto 
ULPIANs, der zu der Entscheidung JuLIA"'S einen Zusatz macl1e [ALBERTARIO 

hat recbt: LE"'EL l 



102 1\ achgelassene Schriften. 

Der klassische Rechtszustand kommt in Cod. 2, r8, 2 klar heram: 
Contra impubcrcs quoque, si ncgotia eorum urguentibus nccessitatis rationi­

bus utilitcr gcrantur [in quantum locupletiores facti sunt], dandam actionern 
<utilem) ex utilitate ipsorum reccptum cst. quae tibi quoque iure decernetur, 
quod sumptus in pupillum, quem Romae tutortun petendorum gratia duxisti, 
fecisse te adlegas, si non matertcra einsdem (cmend. matcr eins idcm15 ) se 
facere paratam proprii s impendiis ostcnderit. 

Schon THALELAIOS bemerkte, daß das l~eskript im Zusammenhang 
der justinianischen Kodifikation auffallend sei: nach dieser ist es gelten­
des Recht, daß auch gegen den pupillus die actio neg. gest. auf die Be­
reicherung geht. \Varum wird dann hervorgehoben, daß eine unumgäng­
liche Notwendigkeit zur Aufwendung vorliegt, damit der Anspruch 
in Betracht komme? - "Im allgemeinen sei nach justinianischem 
Recht doch auch eine Aufwendung, die ohne dringende Notwendigkeit 
für den pupillus gemacht wurde, ersetzbar, wenn nur der pupillus be­
reichert sei." THALELAIOS lehnt eine beschränkende Auslegung, die aus 
dem Reskript gegen den aus dem Digestenrecht (D. 3, 5, 36 [37] pr.) 
folgenden Rechtszustand hergeleitet werden könnte, ab. ALBERTARIO 
hat mit gutem Grunde vermutet, daß nach klassischem Recht gegen 
den pupillus eben im Kotfalle auch die Klage gegeben werde, ohne daß 
von der Beschränkung auf die Bereicherung die Rede war, während 
erst die Spätzeit das in quantum locupletior factus est hineininter­
poliert hatte. 

Die Leute von Berytos hatten, wie sich zeigen läßt, dem Ersatz­
anspruch gegen den pupillus dadurch eine größere Bedeutung ver­
liehen, daß sie ihn auch den Xaheverwandten oder Freunden zuge­
standen, denen die Klassiker den Anspruch \'erweigerten, da in ihrem 
Vorgehen zugunsten des pupillus keine Geschäftsführung, sondern eine 
Erfüllung sittlicher Pflichten läge. So die reinen klassischen Entschei­
dungen Cod. 2, r8. r. - D. 3, 5, 43 (44), - D. 3, 5, 26, r. - D. 25. 3, 
5, 14 (itp. cum modo statt non). --- Cod. 2, rS, II erster Satz.- fr. IJ. 

- fr. rs. [gemeint sind die Konstitutionen des Titels 2, rS]. Es ist nicht 
richtig, d:1f3 man nach klassischem Recht "zwar Pietät üben könne, 
nebstdem daß man sein Geld wieder haben will", wie ßRIXZ Panel. 2 

2, 642, 34 sagt. Die Leute von Beryws urteilten hier anders. Sie hatten 
die Lehre von der Geschäftsführung ohne Auftrag, die überall dort 
zu Haitungen des dominusgegen den gestor führt, wo der gestor animo 
gerendi und animo recipiendi gehandelt hatte, und gestatteten auch der 
.Mutter, die Aufwendungen für ihren Sohn macht, rechtzeitig ciesen 
animus vor dem Xotar klarzustellen und den Ersatzanspruch auch 
gegen den pupillus geltend zu machen. Ihnen erschien das Reskript 
des SEVERUS und A::-.:Toxr:-;us als der willkommene Gesichtspunkt, diese 

15 emcnc\. l'AL"L T\:RC"GER cum Graccis, cf. Bas. 17, z, z, suppl. p. I55· 
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Haftung so zu beschneiden, daß sie dem pupillus nicht gefährlich werden 
kann. Die Theorie von Berytos ist uns im THALELAIOs-Scholion zu Cod. 2, 

r8, 2 erhalten. Dort wird zunächst von TnALELAIOS der Grund dafür 
angegeben, aus dem heraus die Möglichkeit offengehalten werden muß, 
daß die Mutter nicht propriis impendiis, sondern unter Vorbehalt des 
Ersatzes für Aufwendungen sich die Kosten für den pupillus mache. 
Daneben heißt es: 

(J)).wc; TS wc; e.Ua,u[/i'avw] S'K TWV Jl:OVW!' TOV "llewoc; IlaT(!!'K{ov cl(!1]Ta! Oe si non 16 

llv rcp -- [(nnd so fort= Das. snppl. S. rs6 schoL rz)] [vgl. oben S. Sg A. 248]. 

Also: 'Und noch aus anderem Gesichtspunkt, wie ich den Kollegheften 
des ijewc; PATRIKIOS entnehme, wo es unter "si non" in der Rubrik 
cle negotiis gestis im 5· Titel des 3· Buches der ngww heißt, daß oft 
die Mutter oder Großmutter, wenn sie für den Bedarf des Sohnes oder 
Enkels sich Kosten macht, den Aufwand ersetzt verlangen kann, wenn 
sie die Präsumption der Pietas von vornherein ausschließt, indem sie 
bei Gelegenheit der Aufwendung eine Aufzeichnung anlegt [?] und die 
Aufwendungen einträgt für die Angelegenheiten des Sohnes 0der Enkels, 
oder wenn sie zwar nicht die Aufwendungen niederschreibt, aber durch 
protestatio klarstellt, daß sie die Absicht hat, die Kosten von dem 
Sohne oder Enkel oder von deren Vormündern zurückzuverlangen und 
so der Ersatzanspruch sichergestellt wird. Mit Grund und mit Umsicht 
sagt also das Reskript: "wenn die Mutter klarstellt, daß sie aus eigenem 
Vermögen für ihren Sohn die Kosten aufbringen wollte."' 

Dieses Zeugnis der Theorie von Berytos, das m. E. große Bedeutung 
auch für die Frage der Einteilung der berytinischen Schulchrestomatie 
hat, welche den Digesten voraufging, zeigt, daß die Leute von Berytos 
aus ihrer Lehre der Geschäftsführung ohne Auftrag heraus, die zwischen 
echter, auf animus negotii gerencli [?] beruhender Geschäftsführung und 
den utiles actiones neg. gestorum schied, auch zum Ersatzanspruch 
der 'VIutter gegen den Sohn gelangt waren. Aus der späten Lehre heraus 
ist nicht nur der zweite Satz von Cocl. 2, r8, rr bei Jusrr;-.;IAN hinzu­
gefügt, sonelern vor allem die Interpolation in D. 3, 5, 33 zu erklären. 
BESELER (Beitr. 3, 139) bezeichnet richtig das paulinische Responsum 
als erweitert, ALBERTARIO strich den seiner Auffassung entgegen­
stehenden Satz heraus. Der Tatbestand dürfte echt sein: Die Groß­
mutter hat das Vermögen des Enkels verwaltet, ihre Erben werden 
mit dem Anspruch aus der Geschäftsführung belangt und rechnen die 
Alimentenkosten auf. Ein Gutachten hat das für ungerechtfertigt er­
klärt, nach der Praxis, welche der Naheverwandten die actio contraria 
neg. gestorum bestreitet, da sie pietate cogente die Alimentation gc-

16 Suppl. ZACH. p. 156 s: ln Cocl. legebam Oe ai1>w vel Oe ai vvv. Offenbar 
bezieht es sich auf das "si non mater eius" am Ende von Cml. 2, r8, 2. 
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leistet habe. Dagegen wird eingewendet, daß die Großmutter den Enkel 
aus seinem eigenen Vermögen alimentiert habe. Frage, ob nicht Verwen­
dung aus dem eigenen und dem Vermögen der Großmutter angenommen 
werden könne. PAULUS hat wohl nur kurz entschieden, wenn sie nicht 
aus eigenem Vermögen alimentiert habe, was Tatfrage sei, sei es ange­
messen anzunehmen, daß sie die Alimente in Rechnung stellen könne. 
Die Entscheidung ist in der Kompilation ausgefallen, indem gerade 
dasjenige, was THALELAIOS als Ausführung des PATRIKIOS kennt, hin­
eingearbeitet ist: 

[haec disceptatio in factum con- noUdxtr; ij ftfJ7:'Y)(] .... ~anavww:va 
stitit: nam et illud, quod in matre ihCJ.v .... 
constitutum est, non puto ita perpetuo 
observandum. 

quid enim si (etiam) protestata est nQOSftarrr:veaTo .... /Ju ftSA).st änmrelv 
se filium ideo alere usw. . . . . entTQO:JlOVr; amwv 

maxime si etiam in ratione impen­
sarum ea rettulisse aviam apparebit. 
illud nequaquam admittenclum puto, 
ut .... ]. 

dvaUaxovad T/5 ßeißtov notf}an xal 
xawyedcpn Ta ~anavfJftaTa 

PAULus denkt hier nicht an eine selbständige zivile Klage der Groß­
mutter und ihrer Erben, sondern will bei der Rechnungslegung über 
die Einkünfte des Enkelvermögens auch die Anrechnung der Alimente 
zugestehen, indem diese als von dem Vermögen des Enkels selbst auf­
gewendet gelten. Der Kompilator arbeitete die selbständige actio neg. 
gestorum hinzu, verwandte die Darlegung des PATRIKIOS, der wohl den 
Urtext vor Augen hatte und deutlich im Hinblick auf diesen die Groß­
mutter neben der Mutter erwähnte. Das angebliche Reskript des AN­
TONINUS Pms ist aus unbekannter Quelle hineingearbeitet. Es bezog 
sich wohl auf Haftung des pupillus als Erben seines Vaters, oder auf 
eine actio utilis necessitate cogente analog Cod. 2, 18, 2. 

In derselben Weise wie hier die Möglichkeit, daß die Mutter oder 
Großmutter ihren "animus recipiendi" durch Erklärung wahrt, inter­
poliert ist, ist das offenbar in Cod. 2, 18, II der Fall: Dort hat ALEXAN­
DER SEVERUS einfach entschieden, daß die Mutter die Alimente, die sie 
exigente materna pietate aufgewendet hat, nicht ersetzt verlangen 
dürfe. Die Kompilatoren fügen einen Satz hinzu, der von den Alimenten 
die Aufwendungen fürs Vermögen zu scheiden scheint: 

[si quid autem ...... ] 

Der Tatbestand sprach offenbar deutlich nur von alimenta, der Kompi­
lator versuchte die berytinische Praxis zu retten. 

Als einzige Stelle des Ersatzanspruches gegen den pupillus bleibt 
D. 3, 5, 36 (37) pr. 



4. Die griechische Kultur in Ägypten. 
Das Manuskript enthält zwei Vorträge, die wohl im Jahre 1917 

gehalten worden sind. In einer Einleitung, die durch die Ereignisse 
überholt ist, sprach Partsch von der deutschen Kolonistenarbeit im 
Osten Europas; damit hängt auch der Schluß zusammen. 

ULRICH WILCKEN. 

I. 

Wir sprechen von der griechischen Kultur Agyptens, vom Alexander­
zuge bis zur Araberherrschaft. Die älteren Jahrhunderte interessieren 
nicht. Wir sprechen gar nicht vom Zeitalter HERODOTS, von den Unter­
nehmungen griechischer Staaten auf dem Boden Agyptens. Die alte 
Griechenstadt Naukratis stand im Agypten des Amasis und der Perser­
herrschaft wie der Stahlhof der deutschen Hansa in London. HERODOT 
hat im 5. Jahrhundert als griechischer Tourist noch keine selbständige 
griechische Kultur in Agypten getroffen. Es gab literarische und wirt­
schaftliche Beziehungen. Aber der älteste griechische Geschichts­
erzähler fand noch keine Landsleute in Agypten in einflußreicher 
sozialer Stellung. Sein vornehmster Bekannter war ein kleiner ägyp­
tischer Priester, wie unsere Agyptologen längst erkannt haben. Die 
Beamtenschaft des persischen Reiches sprach aramäisch, die damalige 
Kultursprache Palästinas, und die Perserzeit hat im Rechtsleben manche 
Spuren zurückgelassen. Es ist für das Griechentum in Agypten nicht 
ganz gleichgültig, daß gewisse wichtige Urkunden der griechischen Zeit 
im 2. Jahrhundert vor Chr. deutlich den Einfluß von Vorbildern tragen,. 
welche aus dieser persischen Verwaltungspraxis herstammten. 

Erst mit dem Alexanderzuge zieht griechische Kultur in Agypten 
ein. Die Griechen, die ins Land kamen, waren Makedonen und Leute 
aus den verschiedensten Teilen der griechischen Welt: Kaufleute und 
Reisläufer, neben den Griechen Asiaten aus dem ehemaligen Perser­
reiche: Lykier, Karer, Galater, Perser. Dieses ganze bunte Völker­
gemisch trägt in Agypten die griechische Kultur mit sich. Dem ersten 
Zustrom folgten Nachschübe griechischer Landsknechtsscharen. In 
einer Gesamtbevölkerung von 7 Millionen können im 3· Jahrhundert 
nicht mehr Menschen griechischer Kultur sein als die alte Einwanderung 
im Elsaß seit r87r beträgt, höchstens 4 bis sooooo Menschen. Darauf 
führen die Zahlenangaben der Armee für die Schlacht von Raphia 
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(217 vor Chr.) bei PoLYBIUS. Aber diese ziemlich bedeutende Zahl um­
faßt schon die Erfolge der großen Siedlungspolitik des 4· Ptolemäers, 
Philopator. Schon Philadelphos hat in den 5oer Jahren des 3· Jahrhun­
derts eine große \\lerbepolitik und gleichzeitige Landsiedlung betrieben. 
Vom Jahre 251 datiert die Freiburger Urkunde, die uns zeigt, daß die 
griechischen Reitereskadronen zur eigenen Versorgung auf Staatsland 
des Königs angesetzt werden, um nach der Ernte herausgefüttert, mit 
allem Lebensbedarf versehen wieder zum königlichen Dienst einzurücken. 
Diese flicgenden Soldatenansiedlungen arbeiten noch mit einem Einquar­
tierungssystern. Der Kleruch wird wie jeder Soldat bei dem Bauern ein­
quartiert. Aber es ist bezeichnend, daß die Königsgesetze des 3· Jahr­
hunderts vor Chr. der Vorstellung entgegentreten müssen, daß der ein­
quartierte Soldat ein Privatrecht arn Quartier erwerbe und berechtigt 
sei, das überwiesene Haus zu vermieten oder zu \·erkaufen. In der zweiten 
Hälfte des 3· Jahrhunderts bildet sich dann ein griechisches Soldaten­
lehnrecht aus. Die ganze griechische Welt kennt die Verbindung des 
persönlichen Treuverhältnisses mit der Landleihe. Im griechischen Pri­
vatrecht des 2. Jahrhunderts wird unter den Arten des Eigenturns­
erwerbs die Entgegennahme des Grundstücks vom "Mächtigen" ge­
nannt, und so treten in Agypten zwischen 250 und 200 die angesie­
delten Soldaten auf, denen Land zur Ewigkeit gegeben ist. Noch ist 
kein freies Privateigenturn im Sinne der römischen Assignation des 
römischen alten Soldaten arn Gerneindelande, sondern der ptolemäische 
angesiedelte Soldat ist Lehensmann auf entziehbarem Landlehen, genau 
wie der Possessor arn älteren römischen Gemeindelande. Er verwirkt 
sein Lehngut anscheinend, wenn er schlecht wirtschaftet. Er ist noch 
nicht berechtigt, Geld auf Hypotheken aufzunehmen. \Venn er stirbt, 
wird das Lehen formell zurückgenommen und dem Sohn und Erben 
auf Grund einer besonderen Einschreibung \vieder übertragen. Wie viele 
solcher Siedler in den ägyptischen Gauen festgeworden sind, wissen 
wir noch nicht genau. Im arsinoitischen Gaue, also im Fayum, ist eine 
Organisation der 6475 hellenischen Männer nachweisbar, die wohl aus 
diesen Siedlungen des 3· Jahrhunderts stammt. 

Jedenfalls ist es eine kleine Minorität griechischen Volkstums, die 
sich während des 3· Jahrhunderts vor Chr. im Nillande festgesetzt 
hat. Sie hat politisch das Land beherrscht. Griechisch war die Sprache 
der gesamten ägyptischen Verwaltung, wenn auch im 3. Jahrhundert 
schon die Steuergesetze, die von jedem verstanden werden müssen, 
zugleich ägyptisch publiziert werden. Am Hof spielen nur Griechen eine 
Rolle, und Alexandrien ist damals der Sitz griechischer Sitte, griechi· 
sehen Wesens, feiner Bildung. Das Heer beruht bis 217 im wesentlichen 
auf den griechischen Söldnern. Griechische Bildung und griechischer 
Götterkult, griechische Gesittung und griechische Damenmoden herr-
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sehen am Hofe von Alexandrien. Und das 3· Jahrhundert vor Chr. 
hat tatsächlich versucht, das griechische Verfassungsleben auch nach 
Ägypten einzuführen. Die drei Griechenstädte Naukratis, Alexandria 
und Ptolemais in Oberägypten wollen griechische Städte sein so gut 
wie Athen und Ephesus, mit griechischen Beamten und griechischer 
Ratsversammlung, mit griechischen Gerichten und im ganzen Äußeren 
der griechischen Stadtverfassung. In solchem verlorenen \Vinkel wie 
Ptolemais in Oberägypten hält sich eine kleine Gruppe verhältnismäßig 
reiner Griechen durch das strenge Eheverbot mit der eingeborenen 
Bevölkerung ebenso wie ein deutsches Bauerndorf mitten in der gali­
zischen oder russischen \Velt, solange die Bauern nicht mit den um­
\vohnenden Slaven sich vermischen. Tatsächlich hat sich noch Kaiser 
Hadrian im z. Jahrhundert nach Chr. für die Stadt, die er seinem toten 
Freunde Antinoos gründete, die rassereinen Griechen aus Ptolemais 
be,;orgt. Alexandria dagegen ist von vornherein die echte levantinische 
Großstadt mit internationalen Kaufleuten, mit einem großen Ghetto, 
in dem die Juden wohnen, wie im deutschen :;vrittelalter. Verkehrs­
sprache und Rechtsordnung sind hier, weil alles auf das überseeische 
Leben eingestellt ist, rein griechisch, wie wir heute an ein paar hundert 
alexandrinischen Rechtsurkunden aus der Zeit des Augustus sehr 
schön beobachten können. 

Im offenen Lande draußen in Ägypten wohnen die griechischen 
Sieeller gruppiert in ähnlichen Verbänden, wie die Konvente der rö­
mischen Bürger unter italischen Kaufleuten auf den griechischen 
Inseln. Ob diese Verbände politische Organisationen hatten, ist nicht 
klar. ~1an hat sie als politische Gemeinden angesprochen, aber wir 
wissen noch nichts von ihren Verbandsorganen. So gibt es im dritten 
Jahrhundert vor Chr. ein wirkliches griechisches Volkstum, so gut als 
es im deutschen Ordenslande, in Ostpreußen, Livland und Kurland 
deutsche Bürger und Bauern gegeben hat. 

Für die eingewanderten Griechen gilt griechisches Stadtrecht neben 
dem griechischen Königsrecht der Könige. Wie im 13. und 14. Jahr­
hundert die deutschen Kolonisten in Schlesien ihre Siedlungen mit 
sächsischem Recht bewiclmen lassen, so werden die griechischen Kolo­
nisten in Ägypten von griechischen Stadtrechten regiert. Ganz deut­
lich in den Städten. Noch nicht sicher ist es, ob auch die Griechen, die 
draußen im Lande \vohnten, durch die Verbandszugehörigkeit zu einer 
der obengenannten Organisationen ihr besonderes Personenrecht haben, 
indem der V er band wie die Stadt unter seiner Rechtsordnung steht, 
oder ob nicht vielmehr alle Griechen durch eine von der Rechtsprechung 
aufgestellte Fiktion einer bestimmten griechischen Rechtsordnung 
unterstellt sind. Jedenfalls ist es nachgewiesen, daß griechische Gerichts­
Yerfassung und griechisches Prozeßrecht auch die Griechen Ägyptens 
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beherrschen. Im J. Jahrhundert vor Chr. wird ebenso wie in Athen zum 
Prozesse geladen. Das Notariat hat seine alten griechischen Formel­
bücher nach Agypten mitgebracht und schreibt sie unberührt durch 
ägyptische Rechtssitte und ägyptische Lehensformen aus. Das kaisehe 
Mädchen, dessen Ehevertrag vom Jahre JII vor Chr. wir haben, he­
dingt sich am Land- und Seevermögen des Ehemannes die Haftung 
aus, gerade als lebte es noch auf seiner griechischen Insel. 

Aus dieser alten Zeit, da der Nachschuh griechischer Menschen noch 
andauerte, ist das Stadtrecht von Alexandrien, von dem kostbare 
Stücke heute auf dem Papyrus von Halle uns bekannt sind, das schönste 
Zeugnis griechischer Kultur in Agypten: ein X achbarrecht für das 
Grundstück ganz ähnlich wie in Athen, der Persönlichkeitsschutz durch 
die private Strafklage wegen Beleidigung, ganz ähnlich geordnet wie 
in der ganzen griechischen Kultur, Sätze des Stadtrechts über den 
Grundstückskauf ähnlich unseren mittelalterlichen Stadtbüchern, 
welche die Auflassung über das Grundstück vermerken. \Vir fragen 
uns allerdings, wie denn die genossenschaftlichen Elemente des grie­
chischen Familienrechts unter den ägyptischen Siedlern praktisch an­
gewandt wurden, wie die Ehelichkeit des neugeborenen Kindes, die 
Einführung der jungen Frau in das Haus des Gatten, wie die Adoption 
stattfand, die nach griechischem Rechte überall eine Mitwirkung der 
Geschlechtsgenossen oder der Phratrie voraussetzt. 

Dieses griechische Volkstum hat dann im 2. Jahrhundert vor Chr. 
dasjenige Geschick gefunden, das mit Notwendigkeitall den Kolonisten­
völkern bevorsteht, die als kleine Minoritäten unter fremde Völker 
gehen. \Vo es nicht gelingt, die heimische Bevölkerung zu verdrängen 
und neu zu kolonisieren, ist der Einwanderer dazu bestimmt, Kultur­
dünger zu werden. \Vas unseren deutschen Einwanderern im Norden 
Ungarns schon geschehen ist und den Deutschen Siebenbürgens wie 
den Schwaben im Banate droht, das war den Griechen Agyptens be­
schieden. Die Nachschübe aus der Heimat hörten auf, als die ~Iittel­
meerpolitik des griechischen Reiches zusammenbrach. Seit dem 4· Pto­
lemäer gehen die überseeischen Besitzungen verloren und genügten die 
griechischen Söldner nicht zur Verteidigung des Landes. 

\Vie ein \Vort aus unserer Zeit den Engländern und Franzosen auf 
den Leib geschrieben, klingt der Bericht des PoL YBIUS über die Ein­
geborenenpolitik des 4· Ptolemäers: "Als Ptolemäos Philopator die 
Eingeborenen gegen Antiochos bewaffnete, faßte er einen militärisch 
geschickten Entschluß für den Augenblick und beging dabei für die 
Zukunft einen verhängnisvollen Fehler: denn die Eingeborenen, stolz 
auf ihren militärischen Anteil am Siege von Raphia, ließen sich nichts 
mehr von ihren Befehlshabern gefallen und suchten einen politischen 
Führer und einen Anlaß zur Volkserhebung, da sie sich mündig fühlten 
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und sie sich selbst genügten. Das führten sie wenige Zeit nachher aus." 
Vom Jahre zo8 bis in die Soer Jahre des z. Jahrhunderts vor Chr. 
hat eine Volkserhebung den Ptolemäern ganz Oberägypten entrissen, 
und was die Ägypter damals hoffen, klingt aus dem Prophetenwort 
wieder, das ULRICH \VILCKE"' gedeutet hat: "Die Stadt am Meer 
(d. h. Alexandrien) wird ein Trockenplatz sein für die Ketze der Fischer, 
und die Götter von Alexandrien werden nach Memphis übersiedeln." 

Die Weissagung hat sich infolge der römischen Eroberung Ägyptens 
nicht erfüllt, aber das Bewußtsein, aus dem sie spricht, kennzeichnet 
das z. Jahrhundert in Ägypten. Einige Tatsachen, welche die Zer­
setzung des griechischen Volkstums bezeichnen, sind heute schon klar 
erkannt. Genau wie im deutschen Osten in Böhmen und an der pol­
nischen Grenze die deutsche Familie durch die Heiraten mit den Slaven 
ihre Eigenart verliert, haben sich die griechischen Siedler draußen in 
den ägyptischen Gauen entnationalisiert. Der Sohn des hellenistischen 
Soldaten und der ägyptischen Frau trägt einen ägyptischen Namen, 
und nach den Urkunden ist es unmöglich, nach der Xamensform auf 
den Stamm zu schließen, wenigstens etwa seit dem Jahre 150 vor Chr. 
Das griechische Notariat muß jetzt umlernen, um ägyptische Lebens­
verhältnisse mit griechischen Rechtsformen zu meistern. Bisher hat 
man diese feineren Beobachtungen noch nicht planmäßig gemacht, da 
die meisten Kenner der griechischen Papyrus sich allzu wenig in die 
demotischen Verträge, d. h. die Verträge, die in ägyptischer Volkssprache 
geschrieben sind, hineingefunden hatten. Aber die Tatsachen liegen für 
den Kenner des Materials an der Straße. Da kennen z. B. die Ägypter 
zwei Formen der Eheverträge. Einerseits die sogenannte lose Ehe, bei 
welcher die Frau nur eine Alimentationsforderung gegen den Mann er­
wirbt und nur Gläubigerin des :\Iannes wird, ja gar nicht einmal als 
Ehefrau anerkannt ist. Hier ist sie nur als Gläubigerin gesichert durch 
Beschlagnahmerechte oder durch Sicherungsübereignungen vom Mannes­
vermögen. Daneben gibt es eine sogenannte Schriftehe, bei der allein 
die Frau als Ehefrau des Mannes von diesem anerkannt wird und für 
sich und ihre Kinder ein festes familienrechtliches Verhältnis zum 
Manne und ein Recht am Mannesgut erwirbt, welches erbrechtliche 
Folgen hat. Diese doppelte Form der ägyptischen Ehe wird nun vom 
griechischen Notar zunächst einfach mit griechischen Rechtsbegriffen 
nachgebildet. Freiburger Urkunden sind es, welche diesen Tatbestand 
mit Sicherheit erkennen lassen, und ebenso ahmen im Pachtvertrage 
wie im Grundstücksrecht die griechischen Notare ägyptische Rechts­
geschäfte nach, so daß wir die praktische Bedeutung griechischer Ver­
träge vielfach erst voll verstehen, wenn wir die ägyptischen Vorbilder 
kennen. Bei dem Grundstücksgeschäft finden sich jetzt auch griechische 
Auflassungserklärungen nach einem Formular, das die Perserherrschaft 
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in Agypten zurückgelassen zu haben scheint. Der Grundstücksver­
äußerer erklärt dabei außerhalb des griechischen Kaufbriefes, daß er 
auf jedes Recht am Grundstück verzichtet, ganz entsprechend den 
Auflassungserklärungen des deutschen :Wittelalters. Besonders in den 
Dörfern draußen finden sich in der griechischen Urkunde massenhaft 
Anklänge an die demotischen Vertragsurkunden. Man versteht, daß 
die griechischen l~echtsvorschriften vielfach an der starr festgehaltenen 
Eigenart des ägyptischen Rechtes scheitern. So ist das griechische 
Grundstücksregister, das nach den Stadtrechten lückenlos arbeitet, 
offenbar draußen im Lande nicht durchgedrungen, und zahlreiche 
Grundstücksgeschäfte entziehen sich dem vorgeschriebenen Vertrags­
register. Ein glücklicher Zufall hat uns gezeigt, wie vor dem Jahre n8 
vor Chr. das ptolemäische Königsrecht den Kampf der griechischen 
und ägyptischen Kulturen anerkennen mußte. Es ist eine Ordnung über 
die Anwendung des griechischen und des ägyptischen Rechtes im 
Prozesse. Prozesse zwischen Griechen gehören vor die königlichen 
Sendgerichte, Prozesse zwischen ägyptischen Parteien vor die Ein­
geborenengerichte, die sog. Laokriten. Aber für Prozesse zwischen den 
Angehörigen der Nationen ist eine Regel gefunden, die deutlich die 
Spuren des Nationalitätenkampfes trägt: es soll die Sprache der er­
kunden entscheidend sein, um deren Auslegung es sich handelt. Daß 
daneben den griechischen Sendgerichten eingeschärft wird, keinerlei 
Prozesse zwischen Agyptern ansichzuziehen, zeigt, daß man die Agypter 
zu schonen hatte, daß die griechischen Gerichte durchaus kein höheres 
Ansehen genossen und vielleicht auch, daß es zahlreiche Leute gab, die 
zwar griechisches Blut und griechische Kamen hatten, aber keinen 
Wert darauf legten, als Griechen behandelt zu werden. Vor allem ist 
die Tatsache bezeichnend, daß der griechische Königsstaat keinen 
\Vert darauf legte, der angeblich herrschenden Griechenklasse den 
Schutz des griechischen Richters zu sichern. Der Grieche steht eben 
im Ptolemäerreiche des z. Jahrhunderts nicht mehr da wie der Römer 
im römischen Reiche, der als Kläger oder Beklagter seinen Gegner 
stets vor ein römisches Gericht ziehen kann. Die Griechen sind am 
Ende des z. Jahrhunderts vor Chr. eben nicht mehr das herrschende 
Volk im Lande, sondern nur noch eine sozial bevorzugte Bevölke­
rung. Ihre Lage sieht am Ende des z. Jahrhunderts schon verzweifelt 
derjenigen Rolle ähnlich, welche die baltischen Familien im Rußland 
von gestern spielten. Dei den Volksaufständen wendet sich der Haß 
der Agypter gegen die Griechen, weil sie Hellenen sind. 

Die ägyptische Kultur erlebt mit dem politischen Fortschritt des 
ägyptischen Volkes, der am Hofe und im Heere deutlich hervortritt, 
einen Aufschwung, der den ganzen Staat umgestaltet. Das z. Jahr­
hundert vor Chr. zeigt uns die Eingeborenen in einem aufstrebenden 
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Wohlstande in den alten aus der älteren Zeit her bekannten Lebens­
verhältnissen. In kurzem werden wir die ägyptische Familiengcmein­
schaft, die der römischen auffallend ähnlich ist, deutlich beobachten 
können, werden den ägyptischen Familienchef mit dem römischen 
pater familias vergleichen können. Sehr interessant tritt die Macht 
der ägyptischen Geistlichkeit in dieser Zeit wieder hervor. Das Dekret 
von H.osette unter Ptolemäus Epiphanes zählt eine lange Reihe 
von königlichen Gnadenbeweisen auf, die gleichbedeutend sind mit einer 
Schmälerung der staatlichen Autorität und des königlichen Fiskus. 
Die priesterliche Verwaltung am Tempelgut, die im 3· Jahrhundert 
energisch ausgeschaltet worden war, kommt jetzt wieder in einzelnen 
Fällen vor. Und für die \Viederkehr des Gleichen in der Geschichte 
ist es interessant, daß die ägyptische Priesterschaft dieselben Privi­
legien gegenüber dem Staate erkämpft wie später die byzan tinischc 
Kirche und die Kirche im deutschen Mittelalter im fränkischen Reich. 
Die staatliche Verfolgung des Verbrechcrs und der Gerichtsvollzieher 
müssen Halt machen vor dem Asyl im ägyptischen Tempel. Unter dem 
Druck dieser aufstrebenden ägyptischen Kultur haben die ptolemäischen 
Könige sich in die Rolle des Pharao fügen müssen. Im z. Jahrhundert 
vor Chr. hat ein griechischer König sich zuerst als PnARAO besonders 
krönen lassen. Und im z. Jahrhundert vor Chr. ist es wiederum in Frei­
burger Urkunden ersichtlich, daß der König als solcher Gott ist. Er 
wird gar nicht mehr wie im 3· Jahrhundert erst einige Zeit nach seiner 
H.egierung dazu ernannt, sondern im Jahre I79 ist der junge unter der 
Vormundschaft seiner Mutter stehende Ptolemäus Philometor schon 
in den ·windeln Gott. 

So fanden die Römer in Ägypten einen gräko-ägyptischen Misch­
staat. Die Zeit des Cicero und des Horaz sieht in Ägypten keinen grie­
chischen, sondern einen ägyptischen Staat. Die römischen Reisenden 
hatten schon im z. Jahrhundert vor Chr. in Ägypten nur die Zeugen 
der alten Pharaonenzeit und deren Fortleben im modernen ägyptischen 
Götterkult besucht. Wir haben dafür aus dem Jahre nz vor Chr. ein 
interessantes Dokument über den Besuch eines römischen Diplomaten 
in Ägypten. Dem zeigt man den Krokodilskult und die Fütterung der 
heiligen Tiere. Klcopatra war vor den Ägyptern eine nationale Königin 
gewesen, und es wird richtig sein, wenn der römische Historiker des 
3· Jahrhunderts nach Chr. den Augustus zeigt, wie er die eingeborene 
Bevölkerung als seinen Feind in Ägypten behandelt und nur der grie­
chischen Stadt Alexandrien und ihrer alten Kultur schmeichelhafte 
l{everenz macht. Auf den römischen Triumphmünzen ist der Sieg über 
Ägypten mit dem alten Symbol des Landes, dem Krokodil, dargestellt. 
Außerhalb Alexandricns scheint Augustus selbst gar keine Rücksicht 
auf ein griechisches Element genommen zu haben. Es ist sicher kein 
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Zufall, daß wir in den Zeugnissen über die neue staatsrechtliche Gestal­
tung des Landes die Griechen außerhalb Alexandriens gar nicht erwähnt 
finden. Wir haben heute noch die größte Schwierigkeit herauszufinden, 
wie man im r. Jahrhundert nach Chr. überhaupt den Rechtsbegriff 
des Griechen in Agypten auUerhalb Alexandriens gefaßt hat. Es scheint, 
daß das Griechentum der römischen Zeit in Ägypten durch die römische 
Verwaltungspraxis geschützt und zum Teil erst geschaffen worden ist. 

So gibt die Geschichte der griechischen Kultur in Ägypten bis auf 
Augustus ein ernstes Beispiel desjenigen historischen Prozesses, der 
immer wieder drohen wird, wenn ein Volk sich die Aufgabe stellt, die 
eigene Kultur mit einer kleinen Zahl von Siedlern in fremdes Land zu 
tragen. Das griechische Volk war aufgegangen im ägyptischen Volkstum. 
Daß die griechische Kultur in Ägypten noch jahrhundertelang dieses 
Ereignis überlebt hat, beruht darauf, daß mit Augustus ein neuer 
Faktor in Ägypten erscheint, der fähig war, die griechische Kultur für 
lange Zeit dem Lande aufzuerlegen. Das war die Macht des römischen 
Reiches. Von ihr wollen wir morgen reden. 

li. 
Gestern haben wir gesehen, wie das griechische Volkstum die Herr­

schaft über Agypten verlor, lange ehe der griechische Staat dem rö­
mischen Eroberer erlag. Das griechische Volkstum war aufgegangen in 
einer gräko-ägyptischen Bevölkerung. Diese Entwicklung ist zur Zeit 
von Kleopatras Niederlage schon vollendet. Aber die griechische 
Sprache, griechische Gesittung und griechische Bildung haben noch 
jahrhundertelang in Ägypten weiter gelebt und das Land beherrscht, 
sicher bis ins 4· Jahrhundert hinein. Während der ersten drei Jahr­
hunderte war diese Herrschaft sogar eine unbedingte. Erst im 4· Jahr­
hundert regt sich das inländische Volkstum, emporgetragen zugleich 
mit dem koptischen Christentum. 

\Vorauf beruht diese griechische Kultur nach dem von uns dar­
gelegten Niedergang des griechischen Volkstumes? \Ver sind die Grie­
chen, auf welche in den ersten zwei Jahrhunderten unserer Zeitrechnung 
das griechische Personen- und Familienrecht Anwendung findet? Wie 
kam es, daß die griechische Sprache noch jahrhundertelang das ganze 
ägyptische Leben beherrscht, und erst vom 4· Jahrhundert ab die 
ägyptische Volkssprache wieder erwacht, ein ägyptisches Schrifttum 
wieder da ist, das jetzt die alte Volkssprache mit griechischen Lettern 
schreibt? - Das erklärt sich nur durch den römischen Staat: durch 
3 Jahrhunderte haben die Römer Ägypten mit der römischen Kultur 
regiert, dann zeigte Rom geringeres Interesse an der Aufrechterhaltung 
eines griechischen Bürgertums, und folgeweise kam die Alleinherrschaft 
des Griechentums ins \V anken, endlich der Niedergang der griechischen 



Die griechische Kultur in Agyptcn. 113 

Sprache und cles griechischen \Vesens in Ägypten war eine Begle1t­
crscheinung des inneren Zerfalls des römischen Staats auf dem Boden 
Agyptens. Der römische Machtstaat hatte im Westen das Latein der 
\Velt auferlegt und aus ~ordafrika, aus Spanien und Frankreich latei­
nische Länder gemacht. Er hat durch eine machtvolle Politik aus 
Agypten für ein paar Jahrhunderte ein griechisches Land gemacht. 
Aber sowie der römische Staat sich für sein eigenes Ziehkind, die grie­
chische Kultur Agyptens, nicht mehr interessierte, war sie zu schwach, 
um sich gegenüber dem einheimischen Volkstum zu halten. \Vas das 
politische System der ersten Jahrhunderte getragen hatte. brach zu­
sammen, als dieses politische System verlassen wurde. Seit das römische 
Reich nicht mehr künstlich die griechische Kultur in Agypten auf­
rechterhielt, sank das Griechentum Agyptens zu der Rolle herab, die 
es heute im Orient spielt, eine der levantinischen Verkehrssprachen 
zu tragen. Lassen sie uns erst das Bild der ersten drei Jahrhunderte 
betrachten. 

Der römische Staat regierte Agypten nicht anders als es früher die 
Perser getan hatten, als es später die Franzosen und die Engländer 
taten. Jedes dieser Völker hat seine Amtssprache mitgebracht. und 
das war im ganzen Osten ebenso schon zu Augustus' Zeit die Sprache 
des Hellenismus. Das römische Reich hat im ganzen Osten das Erbe 
der alten auf dem Boden des Alexanderzuges entstandenen Königreiche 
angetreten und zunächst in den Formen der hellenistischen Reiche 
weiterregiert. Für Ägypten war das die notwendige Folge der staats­
rechtlichen Stellung, welche der römische Kaiser im Lande einnahm. 
Augustus selbst mag wohl daran gedacht haben, der politischen Wirk­
lichkeit nach Agypten als eine Art Krondomäne für sich zu behalten. 
TAcnus sagt es, und MoMMSEN hat in seiner Darstellung diesen Gedanken 
überscharf hervorgehoben, überscharf, weil die Absicht des ersten 
Kaisers es nicht ausschloß, daß in Agypten die römischen Beamten in 
derselben Stellung zum republikanischen Staatsrecht stehen wie die 
Magistrate der anderen Kaiserprovinzen. Der Stellvertreter des Kaisers 
inAgypten, der PraefectusAegypti, hat durch ein Gesetz dieselbe l{echts­
stellung wie die übrigen Oberbeamten erhalten: er hat imperium, er 
hat legis actio, d. h. die freiwillige Gerichtsbarkeit mit den Spruch­
formeln des alten römischen zivilen Rechtes, er hat das Recht zur Vor­
mundsbestellung, das Recht, Ordnungen nach den Formularen der repu­
blikanischen Beamten zu erlassen. Auch in Agypten gibt es das jährliche 
Statthalteredikt genau wie in Rom das praetorische Edikt, und der 
ägyptische Oberbeamte weist römische Erbberechtigte in denselben 
geschäftlichen Formen in ~achlässe ein, wie ein anderer römischer 
Provinzstatthalter. Diese römischen Beamten halten nach römischer 
Sitte ihre Gerichtsbarkeit in Tagfahrten. Aber all das trifft nur die 
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Stellung zu Rom, zum römischen Staat und zur römischen Rechts­
ordnung. In Ägypten, dem Lande gegenüber, tritt Augustus mit affek­
tierter Schonung der überlieferten Staatsform auf, so daß äußerlich 
nichts anders wird. Der Kaiser heißt allerdings nicht König in der 
offiziellen Titulatur, aber in der gesamten Staatsverwaltung bleiben 
doch die Attribute der königlichen Verwaltung in Kraft: der könig­
liche Schreiber ist nach wie vor der oberste Subalterne der Gauverwal­
tung, der Königsbauer ist nach wie vor der ägyptische Fellache, der 
auf Königsland in Zeitpacht angesetzt ist, der königliche Bankier be­
hält nach wie vor diesen Titel. Auf den ägyptischen Denkmälern wird 
der römische Kaiser genau wie der Pharao und die ptolemäischen Könige 
dargestellt, er wird als Sohn der Sonne bezeichnet. In der Landes­
zentrale Alexandrien bleiben die alten Beamten für die Finanz, ja 
sogar einzelne Beamte der alten Rechtsanwendung weiter. Es war für 
uns eine wirkliche Überraschung, als der Wien er Romanist J ÖRS während 
des Krieges den Nachweis führte, daß sogar das alte königliche Send­
gericht der Chrematisten für die Grundstücksvollstreckung aufrecht 
blieb. In der Verwaltungspraxis lebt man ganz nach dem Stil des 
griechischen Königreichs weiter. Man datiert nach ägyptisch-griechischer 
Zeitrechnung und Königsjahren, die ganze Lokalverwaltung geht 
äußerlich in denselben Formen weiter, ja Augustus kopierte sogar, wie 
es schon Mommsen gesehen hat, die Kupfermünzen der Ptolemäer, indem 
er statt der bisherigen Drachmen jetzt ganz ähnlich geformte römische 
Denare prägen ließ. Es war ganz selbstverständlich, daß die Verwal­
tungssprache das Griechische blieb. Die alten Formen des Notariates 
werden weiter gebildet im griechischen Sinne, ein Grundbuch, das viel­
leicht seine Vorgänger auf hellenistischem Boden in Kleinasien hatte, 
wird neu eingeführt. Die Herrschaft der griechischen Sprache in Verwal­
tung und Rechtssprechung ist viel stärker als in der vorchristlichen 
Zeit. Denn die Eingeborenen verlieren ihre Eingeborenengerichte und 
müssen vor römischen Richtern griechisch prozessieren. Im amtlichen 
Verkehr mit der Bevölkerung gibt es gar keine ägyptischen Eingaben 
mehr an die Beamten, und die Bescheide der Beamten ergehen niemals 
in der Volkssprache. Auffallend ist es, daß gleichzeitig im ersten Jahr­
hundert nach Chr. die demotische Rechtsurkunde abstirbt. Die Rechts­
geschäfte zwischen Eingeborenen werden, wenn öffentliche Urkunden 
errichtet werden, griechisch beurkundet. Wir können noch nicht 
deutlich erkennen, ob hier allmähliche Übergänge vorliegen, oder ob 
die römische Verwaltung hier mit machtvoller Unterdrückung der ein­
geborenen Bevölkerung vorgegangen ist. Welche Ziele sich die römische 
Verwaltung in Ägypten stellte, ist bekannt. Die Römer suchten in 
Ägypten nur das Korn für Rom, daneben die Einnahmen aus der Kopf­
steuer, aus den zahlreichen Grundsteuern und den indirekten Steuern 



Die griechische Kultur in Agypten. 115 

und aus den Staatsmonopolen. AuGUSTUS soll aus Ägypten im Jahre 
dreimal so viel Getreide bezogen haben, wie die großen Ptolemäer im 
3· Jahrhundert vor Chr. auf der Höhe ihrer Macht. Noch können wir 
nicht im einzelnen nachprüfen, in welcher Weise der Steuerdruck 
gegenüber dem griechischen Königtum schärfer geworden ist. Es scheint 
sogar, als ob die Steuersätze nicht gewachsen wären. Aber wahrschein­
lich war die Wirksamkeit der Steuerbeitreibung gegenüber der älteren 
Zeit gewachsen, schärfer als bisher. STRABO sagt ja, daß das Wesent­
liche beim römischen Regiment in Ägypten gewesen sei, daß die Kaiser 
vielfach Einrichtungen der älteren Zeit erst zu lebendiger Wirklichkeit 
gemacht hätten. In einigen Punkten können wir feststellen, daß aller­
dings der Druck auf die Bevölkerung schärfer wird: einmal durch die 
Bindung der einheimischen Bevölkerung an den Heimatsort, die so­
genannte Idia. Der Grundsatz ist schon älter, daß die einheimische 
Bevölkerung ihren Heimaisort nicht zu verlassen habe. Dieser Grund­
satz wird nach meiner Auffassung nun auch auf römische Rechts­
begriffe gegründet und in der römischen Zeit dadurch scharf durch­
geführt, daß alle 14 Jahre bei Gelegenheit des großen Zensus die Pro­
vinzialen in den Heimaisort zurückkehren müssen, nach demselben 
Rechtssatz, aus dem in Palästina Josef und Maria nach Bethlehem 
zur Schätzung gehen müssen. Der Bauer soll an die Scholle gebunden 
werden, damit er jederzeit vom Staate leicht gefaßt werden kann. 
Das gilt nicht nur für die Steuern, für Frohnden wie Kanalbaufrohnden, 
Dammbau und Spanndienste, sondern auch für den staatlichen Hilfs­
dienst, dessen Anforderung Rom von Jahrhundert zu Jahrhundert 
schärfer spannt. Das zweite Element, das als Vermehrung des Druckes 
auf die Bevölkerung in Betracht kommt, ist nämlich der staatliche 
Zwangsdienst. Wenn der Staat seine Grundstücke verpachtet und 
keinen Pächter findet, wird in der römischen Zeit das Grundstück 
einfach zwangsweise an den Pächter zugeschlagen. Allmählich werden 
für alle Zweige des öffentlichen Dienstes, von der Nachtwächterei bis zu 
sämtlichen Beamtenstellen der Steuerverwaltung, Hilfsdienstpflichtige 
angestellt, die der Staat durchaus nicht bezahlt. Dieses ganze System 
der Liturgie hielten wir früher für älter, jetzt hat ein deutscher Histo­
riker, der während des Krieges im Unterstand ein dickes Buch von 
500 Seiten in Korrektur las, FRIEDRICH ÜERTEL, ein Schüler ULRICH 
WILCKENS, den Nachweis geführt,. daß das System des Zwanges erst 
allmählich in der römischen Zeit allgemein geworden ist. Es ist ein 
ernstes Bild, das sich dadurch für das römische Provinzialregiment 
in Ägypten ergibt, daß der Staat in rücksichtsloser Weise das ganze 
Land nur als Ausbeutungsobjekt betrachtet und aus den laufenden 
Einnahmen nicht einmal die Landesverwaltung bezahlt. 

Solange die wirtschaftlichen Verhältnisse im Zeichen der allgemei-
8* 
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nen Blüte des Reiches standen, erscheinen dabei die eingeborenen 
Ägypter materiell gar nicht in übermäßig beklagenswerter Lage. 
Unter diesem durch das römische Recht bedrückten Volke findet 
sich nun ein privilegiertes Bürgertum, das griechisch ist. Es hängt 
zweifellos draußen auf dem Lande noch mit den Resten der alten 
griechischen Siedlungsbevölkerung zusammen. Die sogenannten Ka­
töken sind ein griechischer Bauernstamm auf festen Grundstücken, 
die in einem besonderen Register geführt werden und jetzt im 
Privateigentum der Siedler stehen. Daneben ist es deutlich, daß ein 
städtisches Bürgertum von den Römern kontrolliert und ergänzt wird. 
In der Kopfsteuerliste tritt dieser Stand der Privilegierten hervor. 
Die Katöken und die sogenannten Metropoliten, d. h. die Bevölkerung 
der Gauvororte, wird in der Kopfsteuerliste von der großen Menge 
der Bevölkerung geschieden. Nicht 40 Drachmen, sondern nur 12 Drach­
men zahlt diese privilegierte Bevölkerung, daneben gibt es ganz kopf­
steuerfreie, die Akademiker, in den Quellen genannt die Leute vom 
Gymnasium. Nach Grundsätzen, die in den einzelnen Gauen verschieden 
sind, wird der Eintritt der Berechtigten in die Zahl der Privilegierten 
nachgeprüft. Die Leute vom Gymnasium, die Honoratioren, aus denen 
ausschließlich sich die Gemeindebeamten rekutrieren, erhalten die volle 
hellenische körperliche und geistige Ausbildung in der hellenischen 
Jugendschule. Sie lesen die griechische Literatur, lernen Rhetorik und 
Grammatik, und dieser Stand von Gebildeten hat es dazu gebracht, 
daß bis in die entferntesten Winkel Ägyptens alte Schriftstellertexte 
zu finden sind, und überall literarische Versuche und Interesse an 
griechischem Denken noch unter der römischen Regierung sich be­
tätigen. Eine Rechtsgrundlage für die Anerkennung dieser Griechen 
in der römischen Zeit fehlt noch, wie es scheint. Die römische Verwaltung 
erkannte einzelne Personen aus dieser bürgerlichen Gesellschaft als 
Griechen an, hatte die Möglichkeit, aufstrebende Elemente aus der 
einheimischen Bevölkerung auch als Griechen zu frisieren. Es sieht ganz 
darnach aus, als hätten die Römer in Ägypten dasselbe getan, was Eng­
land in Indien heute in sehr geschickter Weise fertig zu bringen sucht, 
indem es die englische Kultur bei den besten Klassen der eingeborenen 
Bevölkerung verbreitet. 

Wenn es richtig ist, daß so die römische Verwaltung einen Stand 
von Privilegierten schuf, welche von der Kopfsteuer ausgenommen 
waren oder nur geminderte Kopfsteuer zu zahlen hatten, versteht man, 
welche Anziehungskraft die griechische Kultur auf alle aufstrebenden 
Elemente der eingeborenen Bevölkerung ausüben mußte. Gleichzeitig 
muß ein schwerer Druck auf das Fortleben der ägyptischen Kultur er­
folgt sein. Noch wissen wir nicht, ob damit Hand in Hand absichtlich 
ein Druck ging, welcher sich auf die ägyptische Bevölkerung geltend 
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macht, zur Unterdrückung ihrer alt eingebrachten Kultureinrichtung. 
Deutlich ist es aber, daß schon die augusteische Politik sich gegen die 
ägyptische Priesterschaft wendete. In beschränktem :Maße sind Säku­
larisationen des Tempelgutes nachweisbar, das Asylrecht wird stark 
beschränkt und die ganze Priesterschaft der Dienstaufsicht eines rö­
mischen Finanzbeamten unterstellt, der gleichzeitig Oberpriester ist. 
Vielleicht geht damit Hand in Hand ein Kampf des römischen Staates 
gegen das demotische Schrifttum im Rechtsverkehr. Es ist auffällig, 
daß im r. Jahrhundert nach Chr. die demotische Rechtsurkunde all­
mählich verschwindet. Die besten Kenner der ägyptischen Kultur ver­
sichern uns, daß im 3· Jahrhundert selbst die Priester nicht mehr die 
alten Bilder deuten und die alte heilige Schrift nicht mehr lesen konnten. 
Das bedeutet natürlich nicht, daß die Fellachen jetzt griechisch ge­
sprochen hätten. Das Volk redet seine alte Volkssprache weiter, aber 
das ägyptische Volkstum lebt jetzt etwa in dem Verhältnis wie die sla­
vischen Kulturen vom 17. bis zum Anfang des rg. Jahrhunderts in den 
Österreichischen Kronländern. Das \Viedererwachen des nationalen 
ägyptischen Geistes beginnt ebenso wie bei jenen slavischen Kulturen 
im rg. Jahrhundert durch eine Volksliteratur, die in Agypten eine reli­
giöse ist. Es war das nationale Christentum in Agypten, welches in der 
folgenden Periode im 4· Jahrhundert nach Chr. die ägyptische Sprache 
nunmehr in griechischer Schrift als koptische und das ägyptische J'.;"a­
tionalempfinden wieder belebte. 

Das 3· Jahrhundert bringt noch einmal eine erhebliche Stärkung 
des sozialen Einflusses des griechischen Bürgertums, eine neue Er­
weiterung der Kluft zwischen der griechischen herrschenden Klasse und 
den Eingeborenen. Durch einen Federstrich erhielt nicht nur die Bevölke­
rung von Alexandrien, sonelern auch die bürgerliche Bevölkerung 
draußen im Lande, die bisher als Griechen behandelt worden war, das 
römische Bürgerrecht. Das grundlegende Gesetz, die Konstitution des 
ANTONINUS CARACALLA vom Jahre 212, haben wir jetzt in der grie­
chischen Übersetzung auf einem ägyptischen Papyrus erwiesen. Die 
Bewohner des römischen Erdkreises hatten die Civitas Rarnanorum er­
halten, nur die Dedititier, die Leute, welche Kopfsteuer zahlten, waren 
davon ausgeschlossen. Es war eine gewaltige Anderung im Personen­
stande derjenigen Leute, die von den Römern als Griechen behandelt 
waren. Jetzt waren sie römische Bürger, unterstanden also dem rö­
mischen Personen- und Familienrecht, machten Testamente nach rö­
mischem Recht und konnten Erben von römischen Bürgern werden. 
Überall treten jetzt die Neubürger römischen Rechtes in Agypten auf, 
Aurelii, weil sie den Familiennamen des Kaisers tragen, der sie zu Bür­
gern machte. Lateinische Urkunden kommen jetzt in Agypten in größe­
rer Zahl vor. In der griechischen Urkunde treten römische Rechts-
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begriffe jetzt zahlreich auf, denn nach römischem Recht müssen dje 
Rechtsbeziehungen des Römers nach römischem Rechte beurteilt werden. 
Sicher haben sich die besseren Stände, die vorher als Griechen aner­
kannt wurdei1, durch diese Gleichstellung mit dem herrschenden Volke 
geschmeichelt gefühlt. Aber für die griechische Kultur in Ägypten fiel 
damals der erste schwere Schlag. Das griechische Recht hat fortan keine 
Geltung mehr in Ägypten, es steht in Kampfstellung zur römischen 
Rechtsordnung und kann sich gegenüber dieser nur dadurch geltend 
machen, daß es gegen die römischen Rechtsbegriffe reagiert. Im 
Rechtsverkehr geht eine seltsame Mischung griechischer und römischer 
Rechtsbegriffe, wie sie die Begleiterscheinung jeder von oben diktierten 
Rezeption ist. 

Schwerere Tage kommen für die griechische Kultur im 4· Jahrhun­
dert. Das Ende des 3., der Anfang des 4· Jahrhunderts brachte mit 
einer kräftigen Organisation des römischen Staates unter Diocletian 
und Konstantin auch für Agypten eine schärfere Romanisierung des 
Staates. Es verschwinden aus Ägypten jetzt die Spuren des alten 
Ptolemäerstaates, indem die gesamte Provinzialverwaltung jetzt nach 
dem römischen Reichsschema gestaltet wird. Die allgemeine Landes­
verwaltung oder Finanzverwaltung werden in Ägypten jetzt denen in 
anderen Provinzen ähnlich. Schon im 3· Jahrhundert war die römische 
Gemeindeverfassung in Ägypten eingeführt. Jetzt tritt in der gesamten 
Verwaltung und im Prozeß der römische Stil stark hervor. Geringe 
Bedeutung scheint es zunächst zu haben, daß wir die römische Amts­
sprache in den Bescheiden des Zivilprozesses jetzt beobachten können, 
und daß der römische Zivilprozeß jetzt in den üblichen Formen des 
römischen Rechtes in Ägypten nachweisbar wird. Und doch liegt darin 
die Unterstreichung der Tatsache, daß der Staat jetzt auf die besonde­
ren Verhältnisse Ägyptens keine Rücksicht mehr nimmt. Praktisch 
war eines wichtiger: der Staat, der bisher dem Bürgertum hellenistischen 
Charakter gesichert hatte, schont jetzt dieses Bürgertum ebensowenig 
wie sonst im Reiche. Äußerlich ist die gesamte Landesverwaltung jetzt 
auf einer Gemeindeverfassung aufgebaut: mit einem Rat und mit gemei­
nen Beamten. Das offene Land gehört als Territorium stets zu einer Civi­
tas. Für die gesamte Landesverwaltung ist diese Stadtverwaltung die 
lokale Organisation. Die Polizei wird von städtischen Beamten geübt, 
und die gesamte Steuererhebung geschieht durch die Stadtgemeinde. 
Das sieht äußerlich aus, als hätten die Römer die ägyptische Bevölke­
rung zu einer Autonomie herangezogen. In Wirklichkeit verbirgt sich 
hinter der griechischen Stadtverfassung nur das bekannte System des 
Druckes auf das städtische Bürgertum. Rücksichtslos werden Leute 
von kleinem Einkommen, die bisher mit belastenden Hilfsdienstämtern 
verschont ·wurden. zu solchen Ämtern herangezogen. Der einzelne Be-
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amte haftet nach römischem Prinzip dem Staat dafür, daß der Staat 
keinen Schaden von der Verwaltung hat. So haften die Steuerbeamten 
für die richtigen Steuereingänge. vVenn Hintz und Kuntz die Steuer 
nicht bezahlen können, hat der Steuereinnehmer sie selbst zu erlegen. 
Unter diesem Drucke ist der Mittelstand zusammengebrochen, nach­
dem durch den Niedergang der antiken Wirtschaft schon ein allgemeiner 
l{ückgang der Einkommen stattgefunden hatte. Die Folgen treten in 
ergreifender Schärfe durch die "Grkundenüberlieferung hervor. \Ver 
die staatlichen Hilfsdienstlasten nicht mehr tragen kann, tritt zwei 
Drittel seines Vermögens an die Gemeinde ab, um selbst frei von der 
Last zu werden. Zahlreiche Personen, die den Druck nicht mehr aus­
halten, flüchten sich aus dem Staat heraus und gehen in die Wüste. 
Das ist ganz wörtlich zu verstehen. Im r. Jahrhundert können wir wohl 
beobachten, daß der Rauer, weil er zu scharf herangenommen wird, 
vom Pfluge flicht und sich aus seinem Dorfe irgendwo in die Wüste 
rettet. Das nennt man J.vaxwgdv. Jetzt im 4· Jahrhundert tritt dieselbe 
Erscheinung in den Landstädten überall auf. Die Kirchengeschichte 
erzählt uns von der Entstehung des ägyptischen Mönchtums. Immer 
\Vieder wird geschildert, wie ein frommer Mann aus der Stadt in die 
\Vüste geht, nachdem er seinen Teil des Vermögens unter die Armen 
teilte. Das heißt auch avaxwgsiv, und wir können sicher sein, daß 
unter den ägyptischen Mönchen eine ganze Reihe von Drückebergern 
des überscharfen Hilfsdienstes sind, welchen der Staat der ägyptischen 
Bevölkerung auferlegt. Durch diese Verarmung der hellenisierten 
bürgerlichen Gesellschaft sinken zahlreiche Kreise zurück in die so­
ziale Lage der eingeborenen Bevölkerung. Es ist sehr bezeichnend, daß 
im 5· Jahrhundert Unterschiede des Personenstandes und des Per­
sonenrechtes, wie in älterer Zeit, gar nicht mehr nachweisbar sind. 
Durch den Druck von oben zerrieben, ging die Bevölkerung, welche 
noch hellenistische Kultur trug, in der großen Menge unter. 

Andererseits ist das Griechentum in Agypten schwer geschädigt 
worden durch die innere Zersetzung des römischen Staates, welche in 
der zweiten Hälfte des 5· Jahrhunderts nach Chr. schon vollkommen 
ist. Es würde zu weit führen, hier die einzelnen Tatsachen zu schildern, 
aus denen wir ersehen, wie am Ende der antiken Welt eine neue Grund­
herrschaft in Agypten entsteht. Sie hängt zusammen mit dem seit dem 
4· Jahrhundert sich auch in Agypten breit machenden neuen Patronats­
wesen. Da der Staat die ganze Bevölkerung unvernünftig bedrückte, 
suchen sich die Unterdrückten zu helfen durch eine Schutzorganisation. 
Der einzelne steht sich gut mit einem mächtigen Mann. Offiziere, Be­
amte, mächtige Bauern finden sich, um dem einzelnen gegenüber der 
Steuerverwaltung insbesondere, aber auch gegen den Richter Schutz 
zu gewähren. Für dieses Treuverhältnis zum mächtigen Mann tritt der 
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Privateigentümer, der auf dem Grundstück sitzt, dem Schutzherrn 
seine Grundstücke ab und sitzt dann als Pächter im eigenen Lande. 
Die Schutzherren übernehmen es, dem einzelnen eine Erleichterung 
gegen die Steuerlast zu schaffen und helfen dem einzelnen, sich mög­
lichst vor dem staatlichen Hilfsdienst zu drücken. Für diese persön­
liche Sicherheit geht der einzelne eine Abhängigkeit ein. Der Staat 
hat versucht, gegen dieses Schützlingswesen anzugehen. Er war macht­
los. Schon am Anfang des 5 . .Jahrhunderts muß der Staat diese Ent­
wicklung anerkennen. Er macht nur noch den mächtigen .:Wann, den 
Possessor oder Potentior, für die Grundsteuern verantwortlich. Er legt 
den Grundbesitzern die Haftung für die Gestellung der Hilfsdienst­
pflichtigen auf. Vergebens wird verboten, daß die Prozeßpartei Forde­
rungen, welche sie selbst durchsetzen will, an ihren mächtigen Schutz­
herrn abtritt. In Agypten bedeutet diese Entwicklung gleichzeitig 
eine Zersetzung der städtischen Autorität, ein Kampf des offenen Landes 
gegen die Stadt. Bei diesem hat die Stadt und damit das hellenistische 
Bürgertum den kürzeren gezogen. In der zweiten Hälfte des s. Jahr­
hunderts kommt es zu einer neuen Organisation der Landbezirke, 
welche die Stadtverbände allmählich ganz zersetzen. In diesem Kampf 
von Stadt und Land steht die griechische Kultur auf der falschen Seite, 
weil sie gleichzeitig das eingeborene Christentum gegen sich hat. So 
vermehren sich in unserem T.Jrkundenmaterial im 5. und6. Jahrhundert 
die koptischen Urkunden, und in der griechischen Urkunde findet sich 
sehr oft eine stümperhafte Sprache, die überall auf die zugrundeliegende 
ägyptische deutlich zurückgeht. Korrektes Griechisch schreiben eigent­
lich nur noch die Kanzleien der Verwaltung, die Militärkolonien und 
die großen Gutsverwaltungen. Es bedeutet wenig, daß daneben noch 
kleine Kreise Interesse für die griechische Literatur haben, und daß 
dieselbe Welt, die sich in Konstantinopel für Philologie interessiert, 
auch in Agypten nachweisbar ist. Unter Jusn::-<IA::-< müssen die Steuer­
und Sporteltarife auf Agyptisch publiziert werden. Das Vr>lk steht im 
Gegensatz zur byzantinischen Verwaltung. Dieser Gegensatz ist ein 
wirtschaftlicher gegen den aussaugenden Staat und gegen die kleine 
Gruppe der Großgrundbesitzer. Er ist ein religiöser, weil die Kopten 
monophysitischen Bekenntnisses sind, während die .Reichsbeamten der 
kaiserlichen Orthodoxie anhängen. So brach das byzantinische Regi­
ment über Nacht zusammen an der inneren Schwäche, nicht anders 
als die russische Monarchie von gestern, die dem byzantinischen Staat 
in ihrem ganzen Regierungssystem geistig verwandt ist. Schon bevor 
die Araber einfielen, haben in Agypten zehn Jahre lang persische Scharen 
gehaust, und es ist vielleicht mehr als ein Zufall, daß wir aus diesen 
ro .Jahren keine Spur des Griechentums mehr in Agypten haben. 

Ich schließe. Können wir aus dem Schicks<llsgang der griechi~chen 
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Kultur in Agypten während der Kaiserzeit etwas für unser eigenes 
Leben lernen? Das Jahrtausend vom Alexanderzug bis zur arabischen 
Herrschaft ist ein interessantes geschichtliches Beispiel für die ewige 
\Vahrheit des Dichterworts aus der Braut von Messina: 

"Die Eroberer kommen und gehen, 
Wir gehorchen, aber wir bleiben stehen." 

Das griechische Volkstum hatte durch die Einwanderung Agypten 
nicht zum griechischen Lande zu machen vermocht, das römische 
Reich mit seinem Regierungssystem hatte trotz vorübergehender Wir­
kung die Agypter nicht der hellenistischen Kultur angeschlossen. Was 
in Agypten nicht gelang, ist uns Deutschen zwischen dem I2. und dem 
Ig. Jahrhundert in den slavischen Gebieten des deutschen Ostens ge­
lungen, aber nur, weil ein Volk von Bauern Millionen der Seinen unter 
den Undeutschen heimisch werden ließ und mit der Arbeit und dem 
Blut von Generationen einen eroberten Boden sich innerlich zu eigen 
machte. 



5. Die Lehre vom Scheingeschäfte im 
römischen Rechte II. 

Das Manuskript bildet die unmittelbare Fortsetzung der Ab­
handlung in Sav. Z. 42, 227ff. Es scheint zugleich mit diesem nieder­
geschrieben (wenn auch später überarbeitet) zu sein, da es auch 
das bereits Veröffentlichte wörtlich enthält. Die hier an erster Stelle 
abgedruckte andere Einleitung läßt sich nicht in ein zeitliches Ver­
hältnis zu diesem Manuskript bringen. 

FRITZ PRINGSHEIM. 

A. Andere Einleitung. 

Rechtsregeln wie die von der Nichtigkeit des Scheingeschäftes 
leben nicht, naturrechtliehen Vorstellungen gleich, im Unterbewußt­
sein der Völker. Sie haben zur Voraussetzung, daß einerseits ein tech­
nisch hochentwickeltes Notariat erst die Gesetzgebung so weit geführt 
hat, daß in die Urkundenerrichtung das maßgebliche Moment für das 
Zustandekommen von Schuldverträgen und Übereignungen verlegt 
wird, daß die Urkunde als allein maßgebende Willenserklärung der 
Partei aufgefaßt werden kann. Es muß andererseits eine gelehrte 
Jurisprudenz ein Lehrgebäude für das juristische System entworfen 
haben, das in der Mannigfaltigkeit der verschiedenen Rechts­
geschäfte den Oberbegriff des Vertrages herausgearbeitet hat, und es 
muß die Lehre gelten, daß es für den gültigen Vertragsschluß auf den 
ernsten Willen ankommt, so daß eine ausdrückliche Erklärung der 
Parteien, der eine Täuschung über die wahre Willensrichtung gegen­
über steht, als nichtig betrachtet wird. Diese Voraussetzungen sind 
aber im 2. Jahrhundert nach Chr. keinesfalls gegeben. Es ist allgemein 
zu sagen, daß die Klassiker den ganzen Gedanken des Rechtsgeschäftes 
wie des Vertrages im modernen Sinne nicht gekannt haben 1 . Selbst in 
der Behandlung der Schuldverhältnisse ist der Vertragsgedanke nur 2 

bei den Konsensualkontrakten erfaßt: da kamen Verträge durch er­
klärten Parteikonsens zustande. Aber es fehlt der allgemeine Kon­
traktsbegriff der Byzantiner. Wenn der Klassiker vom contractus 

1 MITTElS, Röm. Priv.Recht S. 136ff.; BONFANTE, Riv. di dir. comm. 1920, 

35off. [Scritti giur. 3, 135ff.] 
2 PERozzr, L'obbligazione (rgoz); BETT!, Sul signific. di contrahere in Gaio 

(rgrz) S. 3 f. 
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spricht, ist als Entstehungsgrund der zivilen Obligation nur die frei­
willige Handlung der mehreren Personen, das Synallagma3 , negotium, 
aufgefaßt, es fehlt jede Vorstellung, daß zwei \Villen auf dasselbe Ziel, 
noch dazu auf eine rechtliche Verpflichtung gerichtet sein müssen. 

Das wird vor allem durch die sabinianische Lehre bei der Haftung 
aus Empfang (contrahere re) klar: Arusro hat nicht bei der condictio 
wegen Nichteinhaltung des Zweckes, der bei der Hingabe vereinbart 
war, von Synallagma gesprochen, jTJLIA~ spricht vom negotium bei 
der Zahlung der Nichtschuld, die kondiziert \v·erden kann (D. I2, 6, 33: 
aliquid negotii); die tutoris auctoritas wird auch zu der obligatio bei 
dem Bereicherungsanspruche gegen den pupillus für notwendig er­
achtet: D. 26, 8, I3. jTJLIAN gehört offenbar zu den quidam bei Gai. 
3, 91. Endlich macht es bei der Rahhabition der Zahlung an den pro­
curator des vermeintlichen Gläubigers einen Unterschied, ob die Zah­
lung freiwillig, ohne Prozeß erfolgte. Dann kann ein negotium geneh­
migt werden und tritt die Haftung des dominus selbstschuldnerisch 
ein: ratihabitio constituet tu um negotium (D. 3, 5, 5, rr: PEDITJS; 

D. 46, 8. 22 pr.: JuLIA"'); aber dagegen gibt es bei unfreiwilliger Zah­
lung an den Kläger (procurator nach litiscontestatio) für den ver­
meintlichen Gläubiger keine ::\Iöglichkeit zur Ratihabition, wenn auch 
dem procurator selbst [ ... ]. Durch diese Tatsache ist offenbar, daß 
die Klassiker die Unterscheidung der obligatio quae fit ex verbis, literis, 
consensu noch ohne einen Kontraktsbegriff, in dem die übereinstim­
menden Willen, die sich auf den Vertragsinhalt richten, als gemeinsames 
Moment der zivilen Schuldverträge erkannt sind, gebildet haben. Die­
selbe Tatsache. daß erst die Späteren diesen Begriff haben, wird jetzt 
durch RrccoBO:\OS Studien zur Stipulation deutlich (Dal dir. dass. al 
dir. mod. 291. 3I3. 637. Le forme della stipulatio a proposito del fr. 35, 
D. 45, I, Bull. 3I (I92o) S. I, S. rr f. Das Weitere SZ. 35, 24Iff.). PRINGS­

HEIMS Darstellung von der Lehre vom Geschäftswillen im röm. Recht 
(Z. Sav. St. 42, 273ff.) hat den Beweis erbracht, wie systematisch die der 
modernen Dogmatik geläufige Auffassung vom rechtsparteiliehen Willen 
den Pandekten auferlegt wurde, und FRITZ ScHTJLZ glaubt annehmen 
zu können, daß die grundsätzliche Auffassung, daß das erzwungene 
Rechtsgeschäft nichtig sei, erst der späten Theorie angehöre (Z. Sa v. St. 43, 

'' Die Erwähnung halte ich in D. 2, q, 7, 2, D. 50, 17, r8, die beicle sonst 
sicher interpoliert sind, für echt, trotz BESELER, DE FRANCISCI, ALBERTARIO. 
Synallagma ist, wie schon für Archytas (DrELS, Vorsokratiker [4 r (rgzz) 336]) bei 
Arist. Eth. "'icom. und den Glossaren (commercium) clas freiwillige Zusammen­
wirken. Als erfreuliche Bearbeitung begrüße ich BoNFANTE, Riv. cli dir. comm. 18 
(1921) p. 356 A. 5 S. S. Als I<echtsfolge des Synallagma stand bei ARISTO in D. 2, 

14, 7, 2 wohl die conclictio als zivile Rückforderung des Geleisteten in dem Satz, 
welcher in D. 2. q. 7· 2 überarbeitet ist. 
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202 ff.). Die Lehre vom Geschäftswillen kann über BESELERS ~ achweise 
hinaus als überarbeitet erwiesen werden. Die ganze Lehre vom "reinen 
Willen" (xa{)aea neoatecau;) kam in die Rechtsquellen erst hinein, als die 
Lehrer von Berytos zusammen mit den Zeitgenossen der Theologenschule 
von Antiochia ihre Kunstsprache und ihre Psychologie dem AIUSTOTELES 
entnahmen, der zuerst die Idee der ngoa{ecau; entwickelt hatte ... 

Durch eine Doktrin der Klassiker ist also sicherlich die l~echtsregel, 
daß das Scheingeschäft nichtig sei, nicht angeregt worden. Im posi­
tiven Recht fehlte der Anlaß, die Regel auszusprechen. Das soll er­
wogen werden r. durch Hinweis auf die Tatsache, daß die Dispositiv­
urkunde sowohl als Perfektionsmoment für den Abschluß des Vertrages 
wie als maßgebende Formulierung für den Inhalt des Schuldvertrages 
den römischen Juristen fremd war, 2. daß die Auslegung der Rechts­
geschäfte von der Frage ausging, ob die äußeren Termini des Geschäftes 
der Urkunde entsprechen, aber auf den Inhalt der Parteierklärung kein 
Wert gelegt ist, 3· daß die Umgehungsgeschäfte daher auf ganz anderer 
Grundlage in der klassischen Periode durch Prätor und J mistenlehre 
bekämpft werden, als in der justinianischen Gesetzgebung. 

B. Hauptmanuskript. 
IV. 

Das klassische Recht brauchte die Fragestellung nach dem Schein­
geschäft nicht. Es fehlten ihm sowohl in der Ausgestaltung der Urkunden, 
wie in der Lehre von der Gesetzesumgehung die Voraussetzungen, \velche 
in der spätrömischen Rechtslehre die Regel unentbehrlich machten. 

Das klassische Recht brauchte den Satz von der "Nichtigkeit des 
Scheingeschäftes nicht. Denn es hatte nicht die byzantinischen Rechts­
urkunden auszulegen, welche an der Spitze versichern, daß der Ver­
tragsinhalt dem freien, unbeeinflußten Willen der Partei entspreche, 
ohne Willensmangel und ohne JTE(!l((!arp~, d. h. ohne Gesetzesum­
gehung, (circumscriptio) [cf .... ] zustandegekommen sei. 

Die Klassiker haben ihr festes Schulsystem, nach welchem die Vor­
aussetzungen der Konscnsualkontrakte bestimmt werden: der Kauf 
liegt vor, wo de pretio convenerit. Für die locatio conductio gilt der 
Satz: nisi merces certa statuta sit, non videtur locatio et conductio 
contrahi. \"lar kein Preis, kein Mietgeld vereinbart, so konnten die Par­
teien zwar von venditio und locatio sprechen, im Rechtssinne lag sie 
nicht vor. Dann war das Geschäft nur "formularmäßig" Kauf oder 
Miete (imaginaria venditio, imaginaria locatio )4 . 

4 Diese Bedeutung von imaginarius hat schon RABEL hinreichend klarge:;tcllt, 
ohne allerdings die Konsequenz nach dem "Scheingeschäft" hin zu zieher1. 
(Z. Sav. St. 27, 3oof.) D. I<J, 2, 4h; D. 50, I?, rCJ; D. 44, 7, 54· Vgl. Z. Sav. St. 42, 
257, zl)r, 203. 
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Die Simulationsabrede über den Preis schließt, weil sie die Preis­
zahlung wegbedingt, den Kauf aus: D. I8, I, 36 5 . Für die Stipu­
lation kam die Frage des Scheingeschäftes überhaupt nicht in Betracht. 
\\"aren die verbalen Obligationen entstanden, so konnte eine Simu­
lationsabrede nur in Gestalt der exceptio pacti oder doli oder non nume­
ratae pecuniae geltend gemacht werden (Cod. 4, 2, 6, I; 4, 30, 3). \Vo 
das Scheingeschäft, das zur Täuschung Dritter vorgenommen wurde, 
nach der modernen Lehre nichtig ist, kennt der Klassiker diese Frage 
anscheinend überhaupt nicht. Er schützt den Dritten gegen die Schein­
manöver, sei es durch die bona fides-Auslegung im bonae fidei judicium, 
sei es durch actio oder exceptio doli oder ähnliche Mittel, die ähnlich 
wie bei dem Scheingeschäft auch bei der Kollusion des Vertreters mit 
dem Dritten zustehen 6. 

Bona fiele gestum: unter diesem Gesichtspunkt wird manchmal der 
Gegensatz zu dem Geschäft gesehen, aus dem, weil es nicht bona fide 
geschlossen ist, nicht geklagt werden konnte. Dieses letztere ist ein 
"unehrliches" Geschäft, unehrlich wohl, weil das Geschäft als Um­
gehungsgeschäft gegen ein Verbotsgesetz vorgenommen wurde7 . 

Bei den Klassikern fehlt für eine Theorie des Scheingeschäftes der 
Boden, weil nach zwei Richtungen hin die klassische Rechtsauffassung 
sich in den für das Scheingeschäft in Betracht kommenden Fragen von 
der byzantinischen Rechtsauffassung des s./6. Jahrhunderts unter­
schied. Im Recht der Byzantiner wie in unserem Recht ist der Ge­
danke durchgeführt, daß das schriftliche Vertragsversprechen (abge­
sehen von der Unterschrift und Kampletion der Urkunde) den Vertrag 
neu formt. In solchen Dispositivurkunden gilt zunächst die schriftliche 
Erklärung. Das war ebenso die Rechtsauffassung des Hellenismus ge­
wesen, wie es im instrumentum confessionatum der italienischen statuta 
und in denneueren Dispositivurkunden des englischen Rechts mit dem 
\Vort hervortritt, daß nur der Grkundeninhalt gilt, so daß die Parteien 
nicht einmal beweisen durften, daß Abweichendes von der Urkunde 
gewollt und vereinbart sei. Bei solchem Vertragsschluß unter notarieller 
Erklärung liegt der Gedanke immer nahe, daß die Urkunde ein Simu­
lationsmanöver enthält, wie wir aus der Postglossatorenpraxis erfahren, 
die trotz dispositiver Urkunden und trotz der Sanktion, welche den 
Gegenbeweis gerade ausschließt, doch die Simulationseinrede als er­
heblich ansieht. 

Aber man versteht, wie gerade die Reskriptenpraxis den Satz von 

5 Schenkungsrecht, vgl. Z. Sav. St. 42, 264ff. 
ß D. 3. 3, 34; Vat. Fragm. I3; D. 19, I, 49; D. r8, 2, 4· s; l4pr.; Cod. 5. Ij. 3 

(a. zyo). 

' D. 24, r, 7, 6 u. 7 bei der donatio; D. z6, 8, 5. 3 u. 4 beim Tutor, der vom 
Mündel erwirbt; D. 49. r6, [8(?)] [oder D. 49, q, 46,2 ?] ; Gnomon § 70. 
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der Nichtigkeit des simulierten Geschäftes beobachtet: plus valere quod 
agitur quam quod simulate concipitur (Cod. 4, zz Titel). Wenn zu 
der neuen strikten Entscheidung der Gedanke hinzutritt, daß man in 
der Urkunde zunächst eine Willensäußerung der Parteien erblickt, daß 
über den Vertragsinhalt nach ihrem Willen hinausgegangen werden 
solle [ ?], war die Grundlage für den Satz der Späteren gegeben. 

Ahnlieh steht es dort, wo die Späteren nichtiges Scheingeschäft an­
nehmen, bei der Umgehung von Verbotsgesetzen. Die Klassiker haben 
auch hier den Gedanken an ein nichtiges Scheingeschäft offenbar nicht 
gehabt. Wir dürfen nach den Untersuchungen RoTONDIS, PACCHIONIS 
und LEWALDS, die dreimal das Material nachgeprüft haben, sicher sein, 
daß es bei den Klassikern die Unterscheidung zwischen den wegen Ver­
stoßes gegen das Verbot nichtigen Geschäften und den wegen Gesetzes­
umgehung nichtigen Geschäften gar nicht gab. Agere contra Iegern als 
Handeln gegen das Verbot, agere in fraudem legis als Handeln gegen 
den Sinn, die Absicht, den Gedanken des Gesetzes unterscheiden die 
Byzantiner in der Schule von Berytos. Vielleicht sind sogar die klas­
sischen Stellen, welche das agere contra Iegern und das agere in fraudem 
legis unterscheiden, erst danach interpoliert. Jedenfalls ist fraus legi facta 
in dem historischen Material gar kein scharfer Begriff, der etwa das 
vom Gesetz nicht verbotene Umgehungsgeschäft bezeichnete. Soviel hat 
ROTONDI mindestens erwiesen, daß unter agere in fraudem legis viel­
fach das Zuwiderhandeln gegen den Wortlaut des Gesetzes verstanden 
wurde8 . In der Behandlung der Gesetzessprache ist die alte Jurisprudenz 
notwendigerweise enger und gehorcht dem Wortzwang der Gesetze mehr 
als die Klassiker des z. Jahrhunderts. Es kann auf RoTONDI verwiesen 
werden für dessen Material der republikanischen und der augusteischen 
Gesetze, der Beurteilung durch die Jurisprudenz9 . Die Gesetzesworte [ ... ] 
waren noch alles; was nicht unters Gesetz fällt, bleibt unverboten. 
RoTONDI hat mit Recht geschildert, wie erst .die großen [ ... ], eben 
weil die alte Jurisprudenz keine großzügigen Auslegungsregeln kennt, 
welche die Rechtsordnung gegen den Schleichweg verteidigen. Gerade 
auf diesem Gebiete zeigt es sich, wie wenig das oberflächliche Urteil 
zutrifft, welches der neuen Jurisprudenz eine solche rechtsaufbauende 
Macht nicht zutraut. Es liegt da ein Zeugnis des I. Jahrhunderts 
vor für eine Lehre, [ ... ] nach der jedes Geschäft, das der öffentlichen 
Ordnung widerstrebt, als nichtig zu behandeln ist. 

Immerhin hat sich im z. Jahrhundert eine freiere Handhabung der 
gesetzlichen Verbote gegenüber dem zuwiderhandelnden Geschäft her­
ausgestellt. Die Senatuskonsulte des I. Jahrhunderts gaben für die 

8 RoTONDI, Gli atti in frode alla legge p. 66ff. 
9 fraus legi [ ... ] Cod. 4, 56, 3· 
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Behandlung dadurch ein anderes Bild als die Volksgesetze, daß hier 
die verba concepta das Verbot gerade voraussetzen. Der Prätor hatte 
es infolgedessen in der Hand, bei den sc. Velleianum und Macedonianum 
die exceptio auch für solche Fälle zu geben, in denen das sc. nicht dem 
'Wortlaut nach, aber der Tenor des Senatsbeschlusses getroffen wurde. 
Wenn die Frau für den Mann sich nicht selbst verpflichtet, sondern einen, 
der nicht ihr Schuldner war, ad fraudem delegiert, hat dieser die ex­
ceptio senatusconsulti Velleiani: fraus senatusconsulto facta videbitur 
et ideo exceptio datur (D. I6, I, 8, 6). RoTONDI meint, daß hier wegen 
Simulation die Verpflichtung des Dritten nichtig sei. Aber dazu liegt 
kein Grund vor. Andere meinen, daß hier ein Fall des nichtigen agere 
in fraudem legis vorliege10 . Aber im Kommentar des ULPIAN ad edictum 
ist wohl erkennbar, daß es sich um eine andere als die ediktalc exceptio 
handelt. Derselbe Fall ist in fr. 32, 3 von PüiviPONIUS behandelt. Ra­
TONDI nimmt diese Stelle als echt. Ich finde die Unterscheidung zwischen 
dem Wissen und Nichtwissen des Gläubigers bedenklich, beachte die 
Bemerkung von BESELEH.11 über hoc agere ne, glaube, daß der Endsatz 
mandati me agentem cum mulieri excludendum esse nach dem vorher­
gehenden Satze (excludendum eum exceptione ... ) gebaut istl2 und 
meine, daß bei dem Klassiker nichts von der Unterscheidung, sondern 
nur etwas von der exceptio stand, welche dem Beauftragten der Frau 
gewährt wurde. Der ganze Umgehungsdolus ist in der Stelle wohl inter­
poliert. Der Klassiker sah ebenso wie in dem ersten Satz einfach einen 
Fall, in welchem die exceptio gegeben wurde wegen Verstoßes gegen 
das Senatusconsultum. Eine besondere exceptio fraudis senatusconsulto 
factae neben der exceptio Senatusconsulti Vell. wird durch die Stelle 
m. E. nicht erwiesen. Dieselbe exceptio Senatusconsulti gibt ULPIAN­
PAPINIAN in D. I6, I, 6. Wenn man auf diese \Veise annimmt, daß die 
normale exceptio sc. Velleiani auch gegen die Umgehungsgeschäfte 
durch Beiziehung eines Dritten gewirkt habe, wird die Auffassung 
sicher, daß in der allgemeinen Stelle, die vielleicht von den Kompilatoren 
als Regelentscheidung angesprochen werden sollte, D. I6, I, zg, I 13 , 

die "in fraudem senatusconsulti excogitata" einfach als direkter Verstoß 
gegen das sc. gefaßt wurden. Nach justinianischem Recht wird sich das 
Fragment nur auf die "Umgehungshandlung" beziehen, die erst durch 
die Interpolation von dem direkten Verstoß unterschieden wurde. 

Bei dem sc. Macedonianum ist die Lage ähnlich. Der Wortlaut ver­
bot die Klage desjenigen, qui filio familias mutuam pecuniam dedisset. 

10 BRINZ, Panel. 11, 375; NEFF, Beiträge zur Lehre von der fraus legi facta, 
Berlin 1892, p. roz. 11 Beitr. 3, roo. 

12 cf. BIONDO BIONDI [Judicia bonae fidei I (Ann. Pal. 7) 3ff.] über die 
cxceptiones der iudicia bonae fidei. 

13 cf. RoTO:<rDI p. 96; PACCHIONI p. 5; LEWALD, Z. Sav. St. 33, 592. 
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D. 14, 6, 7, 3 erwägt den Fall, daß Gattungssachen zur Versilberung 
gegeben sind, deren Erlös als Darlehen geschuldet werden soll. Für 
diesen Fall soll dem filius geholfen werden, unbekannt wie. Jedenfalls 
ist die actio empti wohl ausgeschlossen. Andere Kontrakte des Haus­
sohnes fallen nicht unter das Verbot (D. 14, 6, 3, 3)14. In D. 14, 6, 7 pr. 
hat JuLIAN-ULPIAN die exc. sc. Macedoniani für den Fall anerkannt, daß 
der Haussohn sich für das Darlehen verbürgt, während er es selbst neh­
men will. Hier wird anscheinend die normale exceptio sc. Macedoniani 
gegeben15. Fr. 7 § r enthält den neuen Fall, daß der Sohn und ein Dritter 
sich in gesamtschuldnerischem Versprechen verpflichten, daß das Geld 
nur dem filius zugute kommen soll. Hier heißt es "utilem esse excep­
tionem adversus fraudem dandam". RoTONDIS Versuch ist gegenüber 
der Stelle verzweifelt. RoTONDI versucht anzunehmen, daß die fraus 
senatusconsulti sich hier in ein Scheingeschäft auflöse, es liege fingierte 
interpositio einer Person vor. Aber mit solcher Begründung ist nicht 
zu helfen, da die fraus als Denkform der Simulation eben kein klas­
sisches Recht ist und die interpositio personae eben nur bei der Praxis 
der Verbotsgesetze als Nichtigkeitsgrund vorkommt. Man wird glauben 
dürfen, daß die Juristen entweder die exceptio anerkannten, weil keine 
Darlehensverpflichtung zunächst in Frage stand, oder sie, weil der 
Haussohn das Darlehen erhalten sollte, bejahten: "utilem esse excep­
tionem adversus fraudem dandam" 'vird auf Interpolation beruhen. 
Exceptionem dare adversus fraudem ist schon dem Worte nach ver­
dächtig16, da ja nicht nur die fraus, sondern das Manöver vereitelt 
wurde[?], das zur Umgehung des Senatsbeschlusses unternommen 
wurde. Die Byzantiner wollen hier ihren Schulfall: contra legem - in 
fraudem legis zur Geltung gebracht haben. Bei Auslegung der Verbots­
gesetze trifft die klassische Praxis, um das Verbot durchzusetzen, auch 
den Schleichweg, der mit dem Strohmann anstatt mit der dem Verbot 
unterstehenden Person arbeitet, mit Nichtigkeit. 

Daß eine Veräußerung ohne decretum des Prätors bei praedia rustica 
und suburbana verboten ist, beruht auf der oratio Severi. Handelt der 
Vormund anders, als es das prätorisehe Decretum voraussetzte, so war 
die Veräußerung nichtig (D. 27, g, 7, 3). Darum wird nach dem senatus­
consultum, d. h. der oratio (cf. ALBERTARIO, scritti Chironi 1913 S. A. p. 5) 
entschieden, daß die Veräußerung an einen Strohmann, durch welchen 

14 Interpoliert ROTONDI p. 97; PACCHIONI, R. di dir. comm. 9, S. I, S. 5 quod 
ita demum - in mutui vicem. Zur Interpretation cf. RoTONDI p. 102. 

15 Nach klassischem Recht wird sie auch für die sonstigen Fälle des Zuwider­
handelns gegeben sein, ob sie durch ·wortlaut oder Sinn des sc. erreicht wurden [?]. 

16 Sicherlich nicht durch Zufall steht ein ähnlicher Begriff, der den durch 
die exceptio erzielten [?] Zweck [?] bezeichnet, nur hier; beachte dare excep­
tionem adversus (cf. VIR. I, 278, 28: adversus). 
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der Vormund das Grundstück sich selbst sichert, nichtig sei, D. 27, 9, 9: 
fraus et dolus contra senatusconsulti auctoritatem et fidem tutori 
commissam ist hier begangen. Abgesehen vom Anwendungsbereich der 
oratio Severi wird dieselbe Entscheidung nur auf die Nichtigkeit des 
Kaufes und der Übertragung, die ohne fides bona erfolgt sei, gegründet 
(26, 8, 5, 3 und 4). Eine Argumentation aus dem Charakter des Schein­
geschäftes liegt der Stelle fern. Der zivile Satz über die Nichtigkeit 
des in rem suam agere des Vormundes hat zu der Entscheidung ge­
führt. Bei dem Kauf des Statthalters in der Provinz ist derselbe Rechts­
grundsatz wahrscheinlich gegeben: die mandata verboten das Zins­
darlehen und den Kauf in der Provinz. Die Reskriptenpraxis (D. 49, 
I6, 2 [gemeint ist wohl D. 49, I4, 46, 2]); Gnomon § 70; Cod. 4, 2, 3) 
hat daraus auch die Unwirksamkeit des Geschäftes gefolgert, welches 
der Treuhänder des Statthalters für diesen schließt. Auch hier mischt 
sich die Vorstellung ein, daß beim Handeln gegen das Verbotsgesetz 
eine mala fiele gestio vorliegt. Daß die Klassiker immer in dem Han­
deln der supposita persona notwendig ein Scheingeschäft gefunden 
hätten und deswegen Nichtigkeit aller Strohmannsgeschäfte angenom­
men hätten, ist zu bestreiten und einfach nicht zu erweisen. Es gibt 
doch Fälle gültiger Geschäfte mit der supposita persona cf. D. 46, 3, 9I; 
D. IJ, I, 2I, 3; D. 24, I, rr, 6. 7· 8., wo der Gläubiger sich den Schuld­
übernehmer mitbringt, der gegen den \Villen des Schuldners übernimmt. 
Aber richtig ist, daß das Strohmannsgeschäft, durch welches ein Ver­
botsgesetzumgangen wird, von den Klassikern als nichtig erachtet wird, 
was m. E. einfach auf der freien Auslegung der Gesetze nach vis et 
potestas, d. h. nach der Interpretation [ ?] beruht. Es gilt hier zu 
sehen, wie die klassische Rechtspraxis und die nachklassische Lehre, 
die für eine weniger strenge Rechtspraxis arbeitete und daher aus­
drücklich Normen für ungesetzliche Geschäfte durch supposita persona 
nötig hatte, sich unterschieden17 . 

Durch ein besonderes Reskript aus der Zeit Mare Aurels muß 
die Freilassung von Sklaven, die im Strafprozeß zu dauernder Kerker­
haft verurteilt worden sind, oder denen der Eigentümer die dauernde 
Unfreiheit auferlegt hat, verboten worden sein (Cod. J, I2, I und 2); 
die Veräußerung an einen Käufer, der selbst freilassen soll oder den 
Sklaven auf freiem Fuße tatsächlich lassen soll, ist daher auch un­
wirksam (Cod. J, I2, 2, 2). Der Pfandgläubiger muß, wenn er das jus 
distrahendi hat, nach klassischem Recht, dessen Gedanke nicht durch­
sichtig ist, die Sache verkaufen. Er darf das Pfand nicht behalten. Ein 
Verkauf an einen Strohmann, damit dann der Pfandgläubiger das 

17 Für das gemeine Eecht nach den Postglossatoren cf. BALDUS zu Cod. 4. 2, 3; 
CEPOLA cf. Z. Sav. St. 42, 227 A. I, WINDSCHEID, Panel. I § 70; BRINZ-LOTMAR 
Pandekten (r8gz) 4, 439L 

Partsch, Aus nachgelassenen Schriften. 9 
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Pfand selbst behalte, ist daher unwirksam (Cod. 8, 27, IO; Paul. sent. 
II, I3, 4). In allen diesen Fällen bedarf es keines besonderen gesetz­
lichen Verbotes des Umgehungsgeschäftes. Die klassische Prax1s legt 
das Verbotsgesetz hier überall weit aus. 

Ein besonderer Blick ist auf die Verbote zu werfen, welche dazu 
führen, daß Geschäfte, die ihrem Formular nach nicht unter das Verbot 
fallen, als nichtig wegen Verstoßes gegen das Verbot behandelt werden. 
Die Byzantiner und die mittelalterlichen und neuzeitlichen Erben der 
römischen Juristenentscheidungen sprechen von Scheingeschäft und 
verdecktem Geschäft; so, wenn der Kauf zwischen Ehegatten wegen 
Schenkungscharakters als unwirkqm behandelt wird, oder wenn das 
Verbot der Soldatenehe in Ägypten dazu führt, daß der Depotvertrag, 
der zur Nachbildung des ägyptischen ayeacpor; y6.1wr; an Stelle der land­
rechtlichen avyy(!acp1) T(!ocpiru:; geschlossen wird, als neoi:!; für nichtig 
erklärt wird. Gerade für diesen Fall ist die byzantinische Definition 
der Simulation offen bar der klassischen Dolus-Definition nachgebildet. 
Zu D. I8, I, 36 findet sich in der Synopsis p. Igo ein Scholion f. Fahr. 
II 379, HEIMBACH II, 263: 

c Hv{rc:.t. Tt~ ntngda~-CWV DQf~Et r(U./YjfU/.. OwQErir;, xdetv, oVx W; flSJ.Awv dnrxtrslv, 
1} ngiiat·~ oVx lQ(!WTrxt, öu:l rOv xc1.v6vrx rOv AS('ovro:, Öre rt; (J)).o ned:rTEt ~-eai 
{j),).o u Jr(!OGJTOtclW.t, ovi5e 8 nean:Et, i5oxci S(!(!WG{}ru. 

Bei den Klassikern ist der Vorgang nicht so, wie er hier erscheint, 
daß das Scheingeschäft wegen Mangels der Ernstlichkeit, wegen Simu­
lation, das verdeckte Geschäft aber wegen Verstoßes gegen das Schen­
kungsverbot nichtig ist, sonelern es ist die Auffassung, daß das Schen­
kungsverbot durchgesetzt wird, und daß jede rechtsgeschäftliche Hand­
lung, welche das Verbot vereitelt, ohne Rücksicht auf die Willensfrage 
und die Ernstlichkeit des Geschäftswillens nichtig ist. Im Verstoß gegen 
das Schenkungsverbot, nicht in der Simulationslage ist die klassische 
Entscheidung begründet. 

Daß die deutlichen Spuren der Lehre vom Scheingeschäft, welche 
der Digestenbestand bietet, interpoliert sind, wurde oben ausgeführt. 
Die klassische Auffassung zeigt der Sabinuskommentar ULPIANS, die der 
Digestentitel 24, I enthält. Durch zwei Bücher des Sabinuskommentars 
zieht ~ich die Darstellung, von der wir dank der Palingenesie ein annähern­
des Bild gewinnen können. Der gewohnheitsrechtliche Satz, der von der 
augusteischen Gesetzgebung nur bestätigt wird, ist von der Rechtswissen­
schaft im Interesse der Durchführung der Schenkungsverbote auf die 
Schenkungen der beiderseits nahestehenden Verwandten ausgedehnt 
worden (D. 24, I, 3, 5-7), ohne daß eine Andeutung möglicher Schein­
geschäfte gegeben wird. Daß der Vollzug der Schenkung durch einen 
Dritten an der Schenkung zwischen den Gatten nichts ändert18, ist 

18 In D. 24, 1, 3, 9 (LENEL-GLP. 2763) ist secl nec per interpositam personam 
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logische Konsequenz aus dem Schenkungsverbot, nicht aus einer Theorie 
der Scheingeschäfte. Die Unwirksamkeit der donationis causa vor­
genommenen Rechtsgeschäfte wird nicht auf die Frage des wahren 
Willens zurückgeführt: juLIAN-ULPIAN D. 24, I, 5, 5 - D. 24, I, J, 4· 
5. 6. Überall kommt es nur auf das Vorliegen der unentgeltlichen Be­
reicherung bei dem beschenkten Gatten an. Nicht ein Mal findet sich 
die Andeutung, daß das Geschäft zwar dem Schein nach ein Kauf, in 
Wahrheit Schenkung sei. Wo einmal positiv gesagt ist, wenn das Ge­
schäft Schenkungscharakter trage, sei es nichtig, bei MARCELLUS 
D. 24, I, 49, handelt es sich wahrscheinlich um Interpolation19 . 

Soweit die Klassiker. In der Kanzlei Diocletians ist das Bild 
anders: durch die Polemik gegen die Beweiskraft der dispositiven 
Urkunde wird dort oft zwischen dem Schein (species venditionis, simu­
latus contractus) und der Wirklichkeit unterschieden: z. B. Cod. 4, 38, 3· 

V. 
Wie der Satz von der Nichtigkeit der Scheingeschäfte entstand, 

und warum die Regel des 6. Jahrhunderts gebildet wurde, ist im justi­
nianischen Rechte noch deutlich zu erkennen. Simulatis pro infectis 
habitis sagen die Interpolationen im Codex Justinianus. Das geht na­
türlich auf das Gesetz Theodosius des Kleinen über die Nichtigkeit 
des Geschäftes, welches gegen ein Verbotsgesetz verstößt, zurück, das 
von den Kompilatoren aus dem Zusammenhang der Nov. Theod. 9 
an die gehobenere Stelle in Cod. I, I4, 5 geschoben wurde: der Ge­
setzgeber braucht nur zu sagen, quod fieri non vult; nach dem Willen 
des Gesetzes ist die Wirkung zu bemessen mit der Maßgabe, daß, was 
unter das Verbotsgesetz fällt, "non solum inutilia, sed pro infectis etiam 
habeantur, licet legis lator fieri prohibuerit tauturn nec specialiter 
dixerit inutile esse debere quod factum est". RoTONDI hat richtig aus­
geführt, daß dieses Gesetz sich zunächst nur auf die Folgen des Ver­
botsgesetzes bezieht: Fortan soll es keine Verbotsgesetze als leges im­
perfectae oder minus quam perfectae mehr geben. Aber in den Worten 
steht genug, um daraus auch die Theorie zu beweisen, daß nicht aus­
drücklich verbotene Geschäfte, welche zu dem verbotenen Ziele führen, 
als unwirksam behandelt werden können. Oben wurde auf das Scholion 

wohl Glossem oder Interpolation. D. 24, I, 5, 2 ist verdächtig durch die generali­
sierende Fassung. Aber in der Sache ist durch D. 24, I, 3, I2 u. I3; D. 24, I, 5 pr. 
der Satz klar, daß die interpositio personae wegen Verstoßes gegen das Schen­
kungsverbot wirkungslos ist. 

19 [Si color vel titulus, ut sie dixerim, donationi quaesitus est], wo anscheinend 
die Simulation als Scheingeschäft interpoliert ist. Vgl. dieselbe Fassung: JuLIAN­
DLPIAN D. q, 6, 7 pr. In beiden Stellen ist stilisiert nach dem Stil JusTINIANs, 
Cod. 4, 35, 23 pr: ut partem ... venditionis titulo transferant ... , reliquam autem 
partem per coloratam cedant donationem (schol. STEPH. HEIMB. Bas. 2, I5I). 

9* 
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hingewiesen, welches die Begriffsbestimmung der Simulation nur unter 
dem Gesichtspunkt des Scheingeschäftes, welches zur Gesetzesum­
gehung vorgenommen wird, faßt. JusTINIAN selbst hat die deutlichste 
Darstellung der Theorie des Scheingeschäftes in dem Gesetze, welches 
die Umgehung der lex Anastasiana bei der Cession verbietet, gegeben 
(Cod. 4, 35, 23). Es mag richtig sein, daß die Justinianische Gesetz­
gebung den Satz nicht auszusprechen vermochte, daß jedes Um­
gehungsgeschäft gegen ein Verbotsgesetz als solches nichtig ist. 
JusTINIAN selbst arbeitet fortwährend noch mit der primitiven Methode, 
die einzelnen Gesetzesumgehungen ausdrücklich zu verbieten. Aber 
es dürfte deutlich sein, daß die Regel über die Nichtigkeit des Schein­
geschäftes als Hilfsregel der Nichtigkeit der gegen das Verbot han­
delnden Geschäfte zwischen dem Gesetz von 439 und dem Zeitalter 
JusTINIANS entstand. Da sie dem Westgotenrecht fremd ist, auch im 
Cod. Theod. nicht vorkommt, auch in der consultatio veteris iuriscon­
sulti, welcher die Theorie des Willens im Vertragsrecht ausführlich 
vorträgt, nicht erwähnt ist, wird es nicht waghalsig sein anzunehmen, 
daß die Regel aus Berytos stammt, und daß sie zuerst im Codex von 529 
eingeführt ist, der sie an zahlreichen Stellen interpolierte. Für die Da­
tierung des Gedankens ist nicht gleichgültig, daß JusTINIANS Kirchen­
gesetzgebung das simulierte Glaubensbekenntnis zur orthodoxen Kirche 
bekämpft (Cod. I, 5, I6, 5: ov r.ara uva tJvaasßfj neoanolrJatV, cUA' de{}fi 
l>tavotq. - Cod. I, II, IO, 6 (Nomocanon 4, 4, 7)). 



Zweiter Teil. 

Verstreute kleinere Schriften. 
I. JULIUS BINDER, Die Plebs. Studien zur römischen 

Rechtsgeschichte. Leipzig 1909. 

[Deutsche Literatur-Zeitung Igog, 3II7-24.] 

Je wirksamer die moderne Rechtsgeschichte ein Vordringen in 
dunkle Urzeiten auf die sorgsame Analyse eines jüngeren, gut zu er­
kennenden Rechtes stützt, desto eigenartiger muß dieses Werk eines 
Juristen anmuten, der es unternahm, aus den armseligen Erkenntnis­
quellen, die wir über die altrömische politische Geschichte besitzen, 
die Grundlage des römischen Staatsrechtes der Urzeit zu revidieren. 
Das Interesse am Staatsrechte führte den Verfasser dazu, für die rö­
mische Urgeschichte eine neue Lesung zu konstruieren. Und wenn 
wir das Ergebnis dieser neuen historischen Hypothese fast lieber 
im Sehertone eines FusTEL DE CoULANGES als mit dem gelehrten Ap­
parat historischer Forschung vorgetragen hörten, wird doch der Histo­
riker, der Prähistoriker und der Archäologe so gut wie der Jurist diese 
eigenartigen Ausführungen mit Interesse verfolgen und jedenfalls mit 
Freude feststellen, daß die Beschäftigung mit den praktischen Ge­
staltungen modernsten Rechtes nicht ein Einarbeiten in historische 
Quellenkritik und ein selbständiges Durchdenken historischer Probleme 
ausschließt. 

Im Mittelpunkte des Werkes steht eine Lehre der römischen Ur­
geschichte, deren Elemente in der Literatur längst bekannt sind, ohne 
daß sie doch je zu solcher Einheitlichkeit und zu der eigentümlichen 
Wendung vereinigt wurden, zu der BINDER gelangt. Das historische 
Rom sei aus zwei Urgemeinden zusammengewachsen, einer latinischen 
Palatinstadt, einer sabinischen auf dem Quirinal. Der Gegensatz der 
beiden Gemeinden belebe eben den großen politischen Kampf, den die 
Tradition vom 6. bis 4· Jahrhundert vor Chr. spielen läßt. Die römische 
Plebs sei hervorgegangen aus den Bewohnern der latinischen Stadt, 
die sich vom Palatin zum Septimontium auswuchs. Gleichen Stammes 
mit den Latinern, deren lichte Geschichte eine auffallende Parallele 
zu derjenigen der Plebs zeige, habe diese plebeisch-latinische Bevölke­
rung in einem Gegensatz zur patrizisch-sabinischen gestanden, der nicht 
nur auf verschiedener Abstammung, auch auf verschiedener Familien­
organisation beruhte. Anders als die auf dem Patriarchat gegründete Fa-
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rnilienordnung der Patrizier, sei die piebeisehe Familie vom Mutter­
recht beherrscht gewesen. Diese beiden grundverschiedenen Bevölke­
rungen seien zum historischen Rom zusammengeschweißt, und ihre 
Vereinigung spiegele sich im Mythus von dem Doppelkönigtum des 
Romulus und Titus Tatius. Aber in diesem Synoikismos habe der 
patrizisch-sabinische Staat gegenüber dem plebeisch-lateinischen Ele­
ment die Oberhand gewonnen, habe allmählich die Magistratur ganz 
an sich gerissen, und seine reinpatrizischen Kuriatkomitien seien allein 
der historischen Tradition lebendig geblieben, während analoge Ple­
bejerkurien vielleicht verschollen seien. Nach der etruskischen Fremd­
herrschaft, deren Ende den Jüngeren als Vertreibung der Könige be­
wußt blieb, sei ein patrizisch-sabinischer Staat mit ausschließlich pa­
trizischen Magistraturen restauriert worden. Aber der alte Stammes­
gegensatz sei im politischen Kampfe aufgelebt und habe zur Beteili­
gung der Plebejer an der Magistratur, zur Latinisierung der sabinischen 
Patrizierstadt geführt, andererseits sei die latinische Familienordnung 
und ihre mutterrechtliche Organisation durch die Verschmelzung mit 
den patrizischen Sabinern nicht nur in Rom, sondern auch in Latium 
verschwunden. 

Woher leitet der Verf. die historische Rechtfertigung für die An­
schauung, daß die angeblichen Sondergemeinden des primitiven Roms 
bis in die historische Zeit hinein zu einer territorialen Sonderung der 
beiden Bevölkerungsklassen des Gesamtstaates geführt hätten? -Die 
Grundlage ist schmal genug: CIL. VI 32455 spricht von magistri et 
flamines montanorum montis Oppis und ihrer pecunia, und wie hier 
"montani" ein technischer Ausdruck für die Bewohner des Septimon­
tium war, tritt derselbe topographische und sakralrechtliche Begriff 
auch bei VARRO VI 24 auf. Nun werden bei CICERO, de domo sua 28, 74 
montani und pagani als Verbände der "städtischen Plebs" neben der 
Nennung collegia erwähnt. Deshalb schließt der Verfasser: "Ich halte 
es demnach für erwiesen, daß die montani im Gegensatz zu den collegia 
als conventicula der städtischen Plebs aufzufassen sind und daß daher 
die montani und pagani nichts anderes als die in Rom eingesessenen 
und die auf dem Lande lebenden Plebejer im technischen Sinne, also 
im Gegensatz zu den Patriziern sind. Oder, selbst wenn das Wort 
montani zu CICEROS Zeit bereits einen sozialen Klang gehabt hätte, 
so daß es auch auf die proletarisierten Patrizier anwendbar gewesen 
wäre, daß es wenigstens ursprünglich diese Bedeutung gehabt hat; 
denn wie hätte es sonst jene von MoMMSEN und WissowA behauptete 
Bedeutung (der gesamten hauptstädtischen Bevölkerung Roms) er­
halten können? Sicher ist jedenfalls, daß es niemals die cives der res 
publica Romana bezeichnet hat." Man muß diese Ausführung lesen, 
um sie für möglich zu halten. Also weil im Zeitalter CICEROS haupt-
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städtische Kleinbürger in Klubs zusammensitzen unter dem Klub­
namen montani und pagani, deshalb haben die alten Plebejer, und nur 
sie, Jahrhunderte vorher auf den montes gesessen! 

Was der Verfasser gegen die Richtigkeit der patrizischen Tradition 
auf dem Palatin und für die besondere Beziehung der Plebs zum Pa­
latin vorbringt, ist durchaus unzureichend. Die wenigen sicheren Tat­
sachen werden hinweggedeutet, und unter den unbegrenzten dadurch 
offen werdenden Möglichkeiten wird das wenige herausgesucht, was bei 
sehr vielem guten Willen vielleicht zur Hypothese des Verfassers an­
geführt werden könnte. So wird die Lage der curiae veteres an einer 
Ecke des palatinischen Pomerium als belanglos dargestellt, gegenüber 
der Bedeutung des palatinischen Romulus als Heros der patrizischen 
Gemeinde wird für denkbar erklärt, "daß, was an Romulus patrizisch 
ist, auf das Konto des mit ihm vereinigten QUIRINUS zu setzen ist", 
die Annahme, daß Faunus, der zu den di indigetes gehört und sicher 
auf dem Palatin verehrt wurde, als eine Gottheit des patrizischen Ge­
meindeteils zu betrachten sei, wird als grundlos hingestellt, die arva­
lischen Brüder werden für eine "plebeische Priesterschaft" erklärt. Die 
palatinischen Salier sind als patrizisches Kollegium "in den Quellen 
allerdings zu sicher bezeugt, als daß wir es in Zweifel ziehen könnten", 
aber der Verfasser beruhigt sich bei der Erklärung, daß quirinalische 
Kulte auf den Palatin übertragen wurden, zweifellos in dem Bestreben, 
dadurch die Einheit des Kultes im Gesamtstaat herzustellen. So wird 
den Römern des Palatins sogar der Mars als uralter Gott ihres Staates 
abgestritten. Besonders auffallend ist, wie nun der spezifisch piebeisehe 
Charakter der Palatingemeinde nachgewiesen wird. Die GILBERTsche 
Beobachtung über eine sakrale Beziehung von Palatin und Aventin war 
zuerst (S. 83ff.) zum Beweis einer piebeisehen Besiedlung des Aventin 
vom Palatin aus verwendet worden. Nun wird Faunus, weil er auch 
auf dem Aventin verehrt wird, zur spezifisch piebeisehen Gottheit. 
Daß der Kult des Faunus und der ebenso für plebeisch-latinisch er­
klärten Bona Dia von patrizischen Priesterkollegien wahrgenommen 
wird, stört dabei nicht: mit der Zulassung der Plebs zu den patri­
zischen Priestertümern habe sich gleichzeitig eben eine Übernahme 
ursprünglich piebeischer Kulte durch die letzteren vollzogen (sie!). So 
geht es weiter in uferlosen Hypothesen: weil die Ansiedlung auf dem 
Collis doch vielleicht sabinisch war, werden diese Sabiner auf dem 
Quirinal für die ursprünglichen Quirites und ganz ohne Begründung 
für Patrizier erklärt. ,,Die Beziehung des Flamen Martialis zur Quiri­
nalisgemeinde ist nicht allein im Marskult im allgemeinen, sondern 
vor allem darin ausgesprochen, daß er das Opfer des Oktoberrosses auf 
dem Marsfeld vorgenommen haben muß, weshalb wir vielleicht auch 
seine Wohnung in diese Gegend verlegen dürfen ... " (sie!). 
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Der Jurist wird es dem Historiker und dem Philologen überlassen 
dürfen, über die historischen Argumente des Verfassers das abschlie­
ßende Urteil zu fällen. Der rechtsgeschichtlichen Forschung werden die 
juristischen Anschauungen des Verfassers zu einer Ablehnung dieser 
Studien zur römischen Rechtsgeschichte genügen. Nach einer aus­
führlichen kritischen Dogmengeschichte des Problems der Plebs in der 
antiken und modernen Literatur gelangt der Verfasser zur Darstellung 
der rechtlichen Beziehungen von Rom und Latium. Während seine 
Darstellung der latinischen Beziehungen zu Rom bis 338 vor Chr. 
manches Interessante, wie z. B. in den Anmerkungen über Sp. Cassius 
und über die altlatinischen Bundesmagistrate, bietet und bei der Dar­
stellung der verschiedenen Arten von Munizipien nur auffällt, daß 
GrRARDS sehr gründliche Arbeit in der "Organisation judiciaire" ganz 
übersehen ist, müssen die Anschauungen über die privatrechtliehen 
Beziehungen I~oms zu den latinischen Gemeinden im alten Bunde An­
stoß erregen. Der von MoMMSEN zur herrschenden Geltung gebrachten 
Auffassung, nach welcher jede der alten Latinerstädte privatrechtlich 
ein selbständiges Rechtsgebiet darstellt, wenn auch notwendig kraft 
der Stammesgleichheit zahlreiche Rechtsnormen zusammenfallen, wirft 
BINDER eine Verkennung des richtigen Gesichtspunktes vor, weil das 
Wesen der Sache, das Fehlen bewußter Rechtsschöpfung, eine lokale Son­
derbildung ausschließe. Rechtsgleichheit und Rechtseinheit habe zwischen 
den alten Gemeinden Latiums bestanden, nicht nur tatsächlicher­
oder zufälligerweise, sondern mit Notwendigkeit; dem Latiner stehe 
notwendig die Rechtsfähigkeit des ius Quiritium Rarnanorum zu. Mit 
dieser Lehre steht der Verfasser im Gegensatz zu der herrschenden 
Auffassung von dem rechtlichen Verhältnis der alten Latiner zu Rom. 
Mit einer nichtssagenden Berufung auf das Wesen der Sache geht er 
über eine vielbehandelte Frage hinweg, deren er sich anscheinend gar 
nicht bewußt ist. Es ist in der modernen Rechtsgeschichte Streit über 
die Frage, ob der Latiner der klassischen Zeit in Rom im gesetz­
lichen Prozesse streiten kann, vgl. GIRARD, organ. judic. I, 2I3 n. 4, 
man. 4 Iog, WLASSAK, Zeitschr. d. Sav.-Stift. 28, 7I4ff., MITTElS, Priv.­
R. I, I24, GIRARD, Zeitschr. d. Sav. Stift. 29, rrgff. Wie man auch 
diese Frage entscheidet, jedenfalls ist klar, daß wirklich von Haus 
aus die römische Rechtsordnung eine Bürgerordnung ist. Zur Be­
gründung dieses Satzes brauchen wir keineswegs die Voraussetzung, 
daß eine römische Gesetzgebung für die römischen Bürger eigene, 
das alte Stammesrecht abändernde Normen schafft. Es genügt dazu, 
daß die lokale Sonderbildung in der Entwicklung spezifisch römischer 
Formulare Gewohnheitsrecht auf dem Gebiete des Familien- und 
Vermögensrechtes schafft, wie wir es zwar nicht scharf erweisen, 
aber doch mit Grund vermuten können, vgl. MrTTEIS, Priv.-R. I, 6ff. 
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Es genügt ferner dazu, daß mindestens in einer primitiven Epoche der 
staatliche Rechtsschutz mit gesetzlichen Spruchformeln den Bürgern 
vorbehalten ist, wie es auch dem Ref. wenigstens bis zur Mitte des 
zweiten vorchristlichen Jahrhunderts als undurchbrochenes Prinzip er­
scheint. - Nur mit Kopfschütteln wird der Jurist die seltsamen Aus­
führungen des Verfassers zum Mutterrecht der römischen Plebs und der 
Latiner vernehmen können. BINDER greift die BACHOFEN-BERXHÖFT­
sche Lehre auf, nach welcher der Mangel der gentes bei den Plebejern 
und die Eigentümlichkeit, daß gerade die Patrizier "patres eiere pos­
sunt" durch eine Geltung des Mutterrechtes in den piebeisehen Fa­
milien zu erklären sei. Noch das ·widerstreben der patres gegen das 
conubium soll damit zusammenhängen, daß nach patrizischem Recht 
das Kind aus rechter Ehe dem Vater, nach plebeischem der :VIutter 
folgt und deshalb das Kind aus gemischter gültiger Ehe halb Patrizier, 
halb Plebejer ist, nicht weiß, zu welcher Familie, zu welcher gens es 
rechtlich gehört, welches seine sacra sind, kurz, "ut quis natus sit 
ignoret". Ein Hinweis auf das Hervortreten des Muttergedankens im 
Kult der Ceres und auf das von vielen angenommene Mutterrecht bei 
den Etruskern gibt dem Verfasser das Bewußtsein, daß er eine so we­
sentliche Verschiedenheit in der Familienorganisation der Plebs er­
wiesen habe, und er gewinnt daraus das stärkste Argument für seine 
Theorie vom Wesen der Plebs. Welche arge Unwahrscheinlichkeiten er 
damit in den Kauf nimmt, scheint der Verfasser selbst gar nicht zu 
bemerken. Bei den der Plebs angeblich stammverwandten Latinern ist 
vom Mutterrecht sicher ebensowenig zu merken, wie in der späteren 
römischen Rechtsentwicklung. Und gar 'Nenn der Verfasser behauptet, 
daß die "sabinischen" Patrizier so vollkommen latinisiert worden sind, 
daß sie ihre Stammeslegenden latinisierten, ist es schwer begreiflich, 
daß sie Kraft und Neigung gehabt haben sollten, ihre Familienorgani­
sation den latinischen Piebeiern und gar den freien selbständigen La­
tinern aufzuzwingen. Der Verfasser verschüttet alle diese Gegen­
sätze durch die historische Entwicklung, ein Schlagwort, das er jeder­
zeit zur Hand hat, und das an dieser Stelle nur beweist, wie wenig noch 
die Arbeiten der vergleichenden H.echtsgeschichte Gemeingut der Wis­
senschaft geworden sind, clie deutlich zeigen, daß gerade in der Fa­
milienorganisation und im Eherecht die Völker durch Jahrhunderte hin 
besonders schwer umlernen. 

vVie wenig in Wirklichkeit sakrale Eigentümlichkeiten wie das Hervor­
treten des Muttergedankens im Cereskult beweisen, hätte BINDER mit 
einem Blick auf Ägypten bemerken können, wo man auch dereinst aus 
sakralen Anhaltspunkten und der Namenbehandlung auf altes Mutter­
recht schloß und doch die Familienorganisation und das Erbrecht nach 
Vaterrecht für die historischen Rechtszustände evident ist. Und mehr 
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als solche sakrale Bedeutung braucht es auch bei den Etruskern nicht 
zu haben, wenn auf Grabinschriften der Name der Mutter des Verstor­
benen entweder allein oder an erster Stelle angegeben ist. Das Mutter­
recht der Plebeier vollends kann heute wohl noch mit ruhigem Gewissen 
ins Reich der Chimäre verwiesen werden. Selbst wenn man aus den 
Stellen Liv. IV, 2, 6. IV, 4, II. X, 8 herauslesen könnte, daß die Ple­
beier nach einer mutterrechtliehen Familienorganisation lebten, so 
hätte gerade hier der Verfasser die kritische Methode, die er sonst für 
die Behandlung der älteren, vor den punischen Kriegen entstandenen 
Quellen mit Rechtempfiehlt, gelten lassen sollen. In den annalistischen 
Quellen war doch kaum mehr als das Wort conubium zu finden. Diesen 
Begriff umgaben die Historiker mit dem üblichen Beiwerke und gestal­
teten den Kampf um das conubium mit den Argumenten aus, die 
jeder Geburtsadel immer wieder formulieren wird, wenn die unver­
mischte Bewahrung seines Geblütes in Frage steht. So handelt es sich 
bei den Stellen aus LIVIUS bestenfalls um dessen historische Theorie, 
und wir können sehr wohl fragen, ob auch nur eine solche vorliegt; 
denn sicherlich ist doch nirgends in der römischen Literatur von dem 
Mutterrecht der Plebeier mit klaren Worten die Rede. Unter keinen 
Umständen kann heute die rechtsgeschichtliche Erklärung der "Usus­
·ehe" und des Trinoctium zur Annahme führen, daß dieses Institut 
den Gatten habe gestatten wollen, zwischen patrizischer Ehegewalt 
und plebeischem Mutterrecht zu wählen. Ganz abgesehen davon, daß 
B. zu dieser Anschauung nur durch willkürliche Korrektur der Notiz 
bei GAIUS II, noff. gelangt, kann nicht bewiesen werden, daß die ohne 
usus bestehende Ehe ohne manus jemals die patria potestas über die 
Kinder ausgeschlossen hätte. 

Aus seiner Lehre vom Wesen der Plebs, die kaum auf Anerkennung 
seitens der rechtsgeschichtlichen Forschung hoffen darf, hat der Ver­
fasser rechtsgeschichtliche Konsequenzen gezogen. Soweit BINDER da­
mit einen gut gearbeiteten Überblick über die kritische Verwertung 
der älteren, auf die Annalen gegründeten römischen Tradition verbindet, 
wird das Buch historisch nicht gebildeten Juristen eine willkommene 
Einführung in die Ergebnisse der modernen Quellenkritik bieten 
können. Auch der allerdings sehr breit gefaßte Überblick über das 
Zwölftafelproblem, das jetzt kaum mehr aktuell ist, und die kritische 
Überprüfung der PAIS-LAMBERTschen Arbeitsweise wie der Tradition, 
soweit sie die älteren Gesetze der Republik betrifft, werden dauernde 
Berücksichtigung verdienen. Bedenklicher sind wiederum einige Thesen, 
die BINDER in einem Kapitel über das römische Königtum entwickelt. 
BINDER sucht hier wahrscheinlich zu machen, daß der römische König, 
trotzdem iudex ein alter Name des obersten magistratus ist, nicht 
selbst im Prozeß das Urteil gesprochen habe, sondern nur wie der ger-



Die Plebs. Studien zur römischen Rechtsgeschichte. 139 

manische Volksbeamte der berufene Ordner und Leiter der Volks­
justiz sei, der im Zivilprozeß den Geschworenen ernannt, im Straf­
prozeß das Volk habe urteilen lassen. Was BrxDER dabei über die Ent­
wicklung des römischen Zivilprozesses ausführt, seine Bemerkungen 
über die Unwahrscheinlichkeit der denegatio actionis im Legisaktionen­
verfahren, kann hier außer Betracht bleiben, da diese Probleme nicht 
durch allgemeine Erwägungen, sondern nur durch eine erneute Be­
sprechung der Quellen zu fördern sind und BINDER auf diese nicht neu 
eingeht. Hier ist nur gegen die Art Widerspruch zu erheben, wie BINDER 
der provocatio ad populum eine neue Bedeutung zum Beweis einer 
uralten römischen Volksjustiz in Strafsachen zu geben versucht. Aus 
der spätrepublikanischen Rechtsbildung und Crc. de leg. III, 3, 6 zieht 
BINDER den Schluß, daß von jeher in Rom in Kapitalsachen das Volk 
in erster und letzter Instanz geurteilt habe. Die provocatio sei ursprüng­
lich nicht, wie man glaube, eine Berufung, vom damnatus ans Volk 
gerichtet, sondern ein Eröffnungsbeschluß, durch den der Beamte den 
Angeklagten "vor" das Volksgericht "ruft". Das iudicare des Magi­
strates sei ebenso wie das inrogare des Tribunen im :\'Iultprozcsse kein 
Urteil, sondern ein Strafantrag. Aber der Verfasser hat hier nicht nur 
die gesamte Überlieferung gegen sich, mit der er sich cloch wohl zu 
leicht abfindet, sondern auch den Sprachgebrauch. \Venn man über­
haupt ein Objekt zu provocare sucht, ist es nicht "reum", sondern 
höchstens "iudicium", "rem" oder "causam". Der griechische Sprach­
gebrauch des DION. V, 19 ngoxaJ.sim9m i~V aex~v kann nichts beweisen, 
da der klassisch-lateinische eben provocare a magistratu ist. Subjekt 
des provocare ist in den Quellen niemals der Beamte, die provocatio 
steht nie ihm zu, sondern sie findet "von ihm weg" statt. Der Verfasser 
hat für seine Auffassung von der primitiven Provokationsjustiz des 
römischen Volkes auf die Rechtsvergleichung verwiesen. Neben dem 
germanischen Volksgericht spricht er von der Volksgerichtsbarkeit 
griechischer Staaten. Aber wenn er hier statt an moderne Handbücher 
des attischen Rechts an die griechischen Quellen herangetreten wäre, 
hätte er finden können, daß gerade sie starke Argumente für die histo­
rische Glaubwürdigkeit der römischen Tradition geben. An anderer 
Stelle (Griech. Bürgerschaftsrecht r, 412.) hat der Referent darauf hin­
gewiesen, daß der altgriechische Multprozeß deutlich zwei Erscheinungs­
formen hat, die eine, primitive, nach welcher eine Behörde, in Attika 
die ßov},~. eine Strafverfügung erläßt und der Getroffene die Berufung 
ans Volksgericht hat, eine jüngere, nach welcher die Behörde einen 
Multantrag ans Volksgericht stellt. Es ist auch die Überzeugung des 
Referenten, daß wir für Probleme des römischen Staatsrechtes durch 
die Rechtsvergleichung nur gewinnen können. Für die römische pro­
vocatio wird man altgriechisches Recht und makedonische Praxis (vgl. 
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z. B. PoLYB. V, 27. 5) beachten müssen. Aber die Rechtsvergleichung 
darf nicht zur Verwischung der historischen, wohlbezeugten Eigenart 
eines Rechtes führen. Und es steht wohl schon heute fest, daß die 
primitive Volksgerichtsbarkeit in Strafsachen verschiedene Formen 
haben kann, von denen die altgermanische nur die eine, aber nicht 
die einzig mögliche ist. 

Der Verfasser hat zu seinen positiven Ausführungen einige methodo­
logische Winke gefügt, denen jeder zustimmen wird, mit denen der 
Verfasser aber unserer heutigen rechtsgeschichtlichen Forschung sicher 
nichts Neues sagt: so die Notwendigkeit der Quellenkritik auch für 
den Juristen, der Wert der Studien am römischen Staatsrechte. \Venn 

er "die Vernachlässigung des öffentlichen Rechtes" mit dem "Ab­
wandern der J misten nach den gesegneten Gefilden der Papyrologie 
und des spätrömischen Vulgarrechtes" in Verbindung bringt, werden 
Vertreter der heutigen rechtsgeschichtlichen Forschung auf die Arbeit 
hinweisen können, die am klassischen römischen Rechte und seiner 

Geschichte bis JusTINIAN geleistet wird. Die Arbeit an der Papyrologie 
und am hellenistischen Rechte hat durch das Material, welches sie der 
Rechtsvergleichung liefert, und durch die Fragen, welche sie für älteste 
römische Rechtszustände aufwarf, auch die Geschichte des ältesten 
römischen Rechts mehr gefördert, als es die Spekulationen vermögen, 
welche gelehrte Phantasie über eine anerkannt unzuverlässige Über­
lieferung anstellt. 

Genf. 



2. Römisches und griechisches Recht 
in PLAUTUS' Persa. 

[HERMES, Zeitschrift für klassische Philologie 45 (rgro), 595-614.] 

Es ist ein Vorrecht der Wissenschaft vom klassischen Altertum, 
von Zeit zu Zeit Strahlen aus neu erschlossenen Lichtquellen über den 
alten oft betrachteten Stoff gleiten zu lassen und so am klassischen 
Material zu neuer Erkenntnis zu gelangen. In diesem Glücksfall befindet 
sich derzeit wieder die Rechtsgeschichte gegenüber den Werken der 
römischen Komödie. Auf eine Zeit fast wunderlichen Glaubens an den 
echtrömischen Charakter des Rechtslebens bei PLAUTUS und TERENZ1 

war bei den Juristen zunächst zwar nicht gerade der entgegengesetzte 
Radikalismus 2, aber doch die allgemeine Zurückhaltung und tastende 
Unsicherheit in der Benutzung der römischen Komödie gefolgt, als 
die Rechtshistoriker zusahen, wie immer zuversichtlicher die Philologen 
-durch den römischen Text hindurch auf das griechische Vorbild griffen. 
Heut betreiben Juristen planmäßig die Erforschung griechischen Rechts­
lebens, und am römischen Recht geschulte Rechtshistoriker versuchen 
in die eigenartigen Rechtsgedanken des altgriechischen und der helle­
nistischen Rechte einzudringen. Damit muß der Standpunkt der rechts­
historischen Forschung auch gegenüber der comoedia palliata einer 
Entwicklung fähig werden. Der Jurist wird versuchen müssen, die 
rechtsvergleichende Analyse in den Dienst der Quellenforschung zu 
stellen und planmäßig am gesamten Materiale zu scheiden, inwiefern 
die griechische Vorlage noch erkennbar ist und wie tief der römische 
Firnis das griechische Culturbild überdeckt, das in den Vorlagen der 
römischen Dichter gezeichnet war. Wie weit wir heut von diesem Ar­
beitsziel noch entfernt sind, wird der Jurist wie der Philologe schmerz­
lich genug empfinden, wenn auch besonders in der philologischen 
Literatur wertvolle Ansätze eines Fortschrittes schon enthalten sind. 

1 E. CosTA, Dirit:to privato nelle commedie di Plauto, Torino 1890 und Ar­
chivio giuridico 1893; BEKKER, Zeitschrift d. Savigny-Stiftung Rom. Abt. 13 
(1892), roz. 30 (1909), 43; PERNARD, Le droit romain dans les comedies de Plaute 
et de Terence (Lyon 1900, These); BERCEANU, La Vente consensuelle dans !es 
comedies de Plaute, Paris 1907. Gute Übersicht über die historische und philo­
logische Literatur bei FREDERSHAUSEN, De iure Plautino et Terentiano, cap. I. 
Göttinger Dissertation 1906. 

2 Zu dem allerdings R. DARESTE, Journal des Savants 1892 p. 145 ss. einen 
Anlauf nahm. 
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Im folgenden soll der Versuch gemacht werden, für den "Persa" 
des PLAUTUS die griechische Grundlage und die römische Zutat juristisch 
zu scheiden. Dieses Herausgreifen des "Persa" kann sich vor allem 
darauf berufen, daß in diesem Stück die Rechtsanschauungen der 
griechischen Vorlage für unsere Kenntnis verhältnismäßig leicht er­
kennbar sein müssen. Dringt doch gerade für dieses Stück immer mehr 
die von v. WrLAMOWITZ aufgestellte Anschauung durch 1, daß ihm eine 
Vorlage der mittleren attischen Komödie zugrunde gelegen habe, also 
der griechische Stoff im Zeitalter des DEMOSTRENES gestaltet sei. Da­
mit sind die Nachrichten über das attische Recht im Jahrhundert der 
großen Redner unmittelbar verwertbar. Und selbst für die wenigen, 
die heut noch eine jüngere Entstehung der griechischen Vorlage des 
Persa annehmen wollen 2, weist der Schauplatz Athen zwingend auf 
die Verhältnisse des attischen Rechtslebens hin. 

Die Fabel selbst bietet verhältnismäßig wenig. Der Athener Timar­
chides ist fern, in Persien, auf Geschäftsreisen. Sein Vermögen wird 
in Athen von seinem Sklaven Tcxilus verwaltet, einem jener persön­
lich unfreien geschäfts- und vermögensfähigen Sklaven, wie wir sie 
bei den Attikern bald als selbständige Geschäftsleute, Handwerker, 
Bauern mit bloßer Zinspflicht (bov.Aot fhUJ{}orpoeovv-cec;), bald als 
Geschäftsführer zur Verwaltung des Vermögens ihrer Herren treffen. 
Dieser Toxilus ist das getreue Gegenbild zu dem Lampis, dem Sklaven 
des Dion bei DEMOSTRENES 34, 53 oder zu dem Midas, der das Parfüm­
geschäft des Athenogerres leitet4 . Wie jener ist er selbst verpflichtungs­
fähig und könnte also Darlehen mit wirksamer eigener Verpflichtung 
aufnahmen (v. 43· 416. 431 sqq. 785). Daß er selbständig vor Gericht 
zitiert werden könnte, ist zweifellos5 • Vielleicht wird er juristisch so­
gar als Eigentümer der ihm gehörigen Vermögensstücke behandelt 6 ; 

jedenfalls gilt er als erus seines persönlichen Dieners7 • Wie gut alle diese 

1 V. WILAMOWITZ Index scholarum Götting. I893/94 p. I5-26; HUEFFNER, 
De Flauti comoediarum exemplis atticis quaestiones maxime chronologicae, 
Götting. I894 (Dissert.) p. 70 sq.; F. LEo, Plautin. Forschungen p. uo, diese 
Zeitschr. XLI, I906, S. 441. 

2 Wie M. MEYER, De Flauti Persa, Comment. philologicae Jenenses, I907, 
p. I8I ss., der aber kaum überzeugt, wenn er die Perser, die Chrysopolis nehmen 
(Pe. v. 506), anders als auf das persische Reich vor ALEXANDER deuten will. Vgl. 
LEo, Der Mono!. im Drama S. 46f. A. 

3 Dazu vgl. MEIER-SCHÖMANN, att. Proc. 75I f.; BRAUCHET, droit prive 2, 46of. 
4 Hyperides c. Athenog. (or. 5), passim. 
5 Verkannt von M. MEYER a. 0. p. I 58 s. Vgl. aber das Auftreten des Lampis 

als Zeugen bei Demosth. or. 34, 5, dazu mein Griech. Bürgschaftsrecht I, I36. 
6 Zu dieser Möglichkeit vgl. Bürgschaftsrecht I, 338. 
7 v. 247. 277. daß die Rechtsordnung ihn als Eigentümer behandelt, folgt 

daraus ebensowenig, wie in der Kaiserzeit von selbständigem Eigentum des servus 
am vicarius die Rede sein kann. 
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Tatsachen zu dem attischen halbfreien geschäftsführenden Sklaven 
passen, wird kaum noch verkannt. Selbst der Ausruf spöttischer Ver­
wunderung über die ungebundene Liebelei des Sklaven Toxilus (v. 25 
iam servi hic amant) könnte ebensogut aus der Seele des attischen 
Aristokraten gesprochen sein, der in Pseudo-XENOPHON de republ. 
Athen. I, ro sq. das vVort führtl. Daß dieser auf dem Fuße eines Freien 
lebende Sklave Toxilus jedenfalls nicht ins römische Rechtsleben 
des 2. Jahrh. a. c. gehört, darüber scheinen die Philologen einig. Der 
Jurist wird wenigstens an die Wahrscheinlichkeit erinnern können, die 
dafür besteht, daß der Sklave ohne besondere Vollmacht die Haftung 
seines Herrn bis zum Betrage des peculium erst gegen Ende der R.epublik 
begründen konnte2. 

Das Gaunerstück des Toxilus, das die ersten vier Akte füllt, bietet 
rechtlich kein besonderes Interesse. Toxilus will seine Geliebte Lem­
niselenis aus den Händen des Sklaxenhändlers Dordalus loskaufen, 
ohne doch selbst das nötige Geld dafür zu haben. Er hat dem Dordalus 
die Zahlung einer Summe von 6oo Drachmen eidlich zugesagt, gegen 
welche Dordalus das Mädchen freilassen soll. An dem dafür bestimm­
ten Tage erhält Toxilus durch eine Unterschlagung, die sein Kumpan 
Sagaristio an einem von seinem Herrn ihm anvertrauten Geldbeutel 
begeht, die 6oo Drachmen und erzielt so die Freilassung seines Lieb­
chens. Um den Sklavenhändler um den eben gezahlten Preis zu prellen, 
setzt Toxilus den Betrug in Szene, der dem Stücke den Namen gibt. 
Sein Zechfreund Saturio gibt die eigene Tochter zu dem Streich her. 
Sagaristio, als persischer Reisender verkleidet, verkauft das Mädchen 
als kriegsgefangene Sklavin aus fernem Lande, aber mit ausdrück­
lichem Ausschlusse eines Garanten für wirksam übertragenes Recht. 
Dordalus zahlt an den angeblichen Fremden 6o Minen als Kaufpreis. 
Unmittelbar darauf tritt Saturio als Vater des Mädchens auf. In einer 
Szene, die für die plautinische Überarbeitung sehr charakteristisch ist, 
lädt der Vater den Sklavenhändler vor den Prätor. Als im 5. Akte bei 
dem Gelage, mit dem Toxilus die Freilassung seines Mädchens feiert, 
der Kuppler auftritt, hat er Geld und \Vare verloren. ·welchen Rechts­
behelf Dordalus wegen des Betrugs gegen Toxilus nach der Meinung 
des Dichters hätte, ist eine müßige Frage. Die Zuschauer sollten über 
den geprellten und dazu verprügelten Sklavenhändler lachen, und 
deshalb darf Dordalus wohl ahnen, daß Toxilus ihn betrog (v. 78rff.), 
aber er darf den wahren Zusammenhang zwischen Toxih1s und dem 
"Perser" nicht durchschauen. 

1 Anders v. WJLAMOWITZ, a. 0. p. 19, der plautinische Zutat annimmt; ähn­
lich wie oben schon FREDERSIIAUSEN a. 0. p. 24, mit Berufung auf DEMOSTHENES 

or. <J, 3· 
2 GrRARD manuel cle droit romain 4 p. 662. 
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Die Ausgestaltung der einzelnen Szenen bietet der Rechtsgeschichte 
interessante Probleme. 

V. 64-72. Die \Vorte des Parasiten Saturio haben von jeher 
die philologische Textkritik \vie die Forschung am Staatsrecht be­
schäftigt!. Saturio erklärt sich gegen diejenigen falschen Patrioten, 
die ohne Gefahr für sich selbst und ohne dem Staat einen Nutzen ab­
zuwerfen, das einträgliche Gewerbe der Quadruplatores treiben, d. h. 
die gesetztlieh fixierten Geldstrafen mit sog. Popuhrklage von den 
Schuldigen eintreiben: 

v. 68 sed * * si legirupam [legerumpam die Hss.J2 
dimidimn; atque etiam in ea lege adscribier: 
ubi quadrupulator q1tempiam iniexit manum, 
tantidem ille illi rursus iniciat 11umum, 
ut aequa parte prodeant ad tris viros. 

qui damnet, det tn 

[pttblicum 

\Venn auch v. 68 des Textes lückenhaft ist, ist der Sinn doch klar: 
die Hälfte der im Urteil erkannten Geldstrafe soll in die Gemeinde­
kasse fließen, und der Ankläger soll prozessual dem Angeklagten derart 
gleichgestellt sein, daß er auf eine Widerklage mit manus i.niectio eine 
Verurteilung in den gleichen Betrag riskiert. MoMMSEN hat diese merk­
würdige Diatribe auf römische Verhältnisse bezogen und noch P. F. 
GIRAlm fand hier einen römischen \fißstand, einen römischen Reform­
gedanken und sichere Beziehung auf römischen Prozeß. Und die \Vorte 
gehen ja wohl auch auf r0mische Einrichtungen: quadrupulari, die 
tres viri, die manus iniectio beweisen meines Erachtens, daß die tres 
viri capitales ein Richterkollegium mit Kompetenz für populare Straf­
klagen waren, vor welches der praetor Klagen auf Quadruplum zur 
Aburteilung verwies, und die manus iniectio als Verfahren für Popular­
klage ist ja zum Überfluß auch durch die allerdings nicht stadtrömische 
Inschrift vom Hain in Luceria (CIL g, 782) bezeugt. Auch eine gegen­
seitige manus iniectio hat in einem Prozeßrechte, in welchem die Iex 
Vallia (GAI. 4, 25) schon die Selbstverteidigung des Ergriffenen als 
eigenen vindex durchgeführt hatte, nichts Auffallendes. Der Miß­
stand, den der Dichter rügt, war sicher auch in Rom zu Hause. Denn 
gleichviel, ob man grundsätzlich mit Bn.uNs3 und andern die Geld­
kondemnation bei den Popularklagcn zugunsten des Klägers oder 

1 GOETZ, Rh. Museum XXX rü7; KARLO>NA, Legisachanen 183 N 3· r.88. rgz; 
DEMELius, Ztschr. f. Rgsch. r (1868) 363 f.; BRu::--rs, Ztschr. f. Rgesch. 12 (r876) 
138i.; J\'IO!>iMSEN, Staatsr. IP 599, R. Strafr. r8o, r; LEo, Plautin. Forschungen 
noff.; GrRARD, Organisation judiciaire I, 177, 2. 

2 :VIo~!MSEN: scd si legirupam damnet. LEo: sed <qui caveat~w Iegern onscribi 
volo): si. 

3 Zeitschr. f. Rechtsgcsch. 3 (r864), 341ff., Kleinere Schriften I (r88z) S. 313ff. 



Römisches und griechisches Recht in PLAUTus' Persa. 145 

nach MoMMSEN 1 zugunsten des Staates erfolgen läßt, - jedenfalls 
haben wir genügend Beispiele für alte Popularklagen, die ausschließ­
lich den Kläger bereichern 2• Aber römisch braucht deshalb der Ge­
danke an das Gesetz, das der Parasit vorschlägt, doch nicht zu sein, 
und es spricht fast gegen eine römische Herkunft, daß die römische 
Rechtsordnung erst in der christlichen Zeit die Strafe der Talion gegen 
den falschen Ankläger kennt3. Ein griechischer Ursprung des Talions­
gedankens ist weit wahrscheinlicher. Zwar denke ich nicht daran, daß 
der römische Dichter statt der attischen Elfmänner die tres viri, statt 
der anaywyt} die manus iniectio gesetzt habe. Denn die attische anaywy1] 
gegen den "a~oveyoc; wie gegen den a:rtfWc;, der sich die Ehren­
rechte des Bürgers anmaßt, führt ja im ersten Falle niemals, im zweiten 
nicht notwendig zu einer bloßen Geldstrafe. Zudem hätte PLAUTUS 
die anaywyt} wenig geschickt mit der manus iniectio in Parallele gesetzt. 
Die römische manus iniectio in der Form, wie sie bei PLAUTUS hier 
erwähnt ist, ist ja gar kein Verfahren einer schnellen und harten Justiz, 
die mit Gefängnis und Hinrichtung ohne Rechtsgang droht. Sie führte 
im 2. Jahrh. a. c. längst nicht mehr zum völligen Verfall der Person 
und stellt in Wirklichkeit nicht mehr als eine besonders wirkungsvolle 
Form der Klagerhebung dar, da der Beklagte, und er selbst ohne fremde 
Hilfe, durch bloßen Widerspruch den Kläger zum Beginn eines Rechts­
streites zwingt. - Aber aus andern Gründen dürfen wir fast glauben, 
daß PLAUTUS auch bei der Diatribe v. 68ff. eine griechische Vorlage 
hatte. Was der Parasit vorschlägt, war ganz ähnlich in Erythrai Gesetz: 
auf einer Steintafel, die nach der Schrift vom ersten Herausgeber 4 ins 
4- oder 5. Jahrhundert gewiesen wird, finden wir eine öffentliche Geld­
strafe für eine nicht mehr erkennbare Straftat angeordnet, und auf 
die Strafdrohung folgt die Verfahrensvorschrift5 : 

ötw;w (j' ivat TW i t ßo}.opbwt uai Tw I t ua-raJ.aß6vn TWflb 1 av, To 15' iffltav -rfir; 
n6A I swr;· ijv ö' euxwefit 6 & I w;ar;, O<pBAtrw Önee 0 ll nuwvn '}'L'VBTab u I ai TOVTO 

ötw;w lva I t uan! -ramd. 

Also: die Beitreibung der Geldstrafe soll jedem, der es will, zustehen, 
nur dem obsiegenden Kläger soll die Hälfte zufallen, die andere Hälfte 
der Gemeinde. Und wenn Kläger nach Einleitung des Prozesses zurück-

1 Ztschr. d. Savigny-Stiftung f. Rgesch. (Rom. Abt.) 24 (1903) wff., Jurist. 
Schriften 3 (1907), 383ff. 

2 Vgl. die Aufzählung bei MoMMSEN a. d. in der vorigen Anm. angef. 0. 
3 CONSTANTIN, a 0 319, C. Th. 9, 10, 3 = Cod. Iust. 9, 12, 7· MOMMSEN Strafr. 

496. Wer einmal bemerkt hat, wie stark der Einfluß griechischen Denkens auf 
das sog. syrisch-römische Rechtsbuch ist, wird darauf achten, daß gerade auch 
in diesen leges Constantini Theodosii Leonis die Talion gegen den frivolen An­
kläger erscheint: L. 71. R. II 144. R. I 65. 

4 ZoLOTAS, 'AfJ1)vä II, 190ff. 
5 Nach W1LHELM, Jahreshefte d. österr. archäol. Irrst. XII (1909) 127. 

Partsch, Aus nachgelassenen Schriften. 10 



146 Verstreute kleinere Schriften. 

tritt, soll er dasjenige schuldig sein was ihm im Fall des Obsiegens zu­
gefallen wäre, und die Beitreibung dieser Summe soll nach denselben 
Vorschriften erfolgen. Daß dieses Gesetz in gleicher Richtung geht 
wie das von dem Parasiten vorgeschlagene bedarf keines Kommentars. 
Nur geht bei PLAUTUS die Widerklage auf die volle Höhe der vom 
Strafkläger eingeklagten Geldbuße, während in Erythrai die Ver­
urteilung des frivolen Klägers nur den Betrag erreicht, der dem Kläger 
im Falle der Verurteilung zugefallen wäre. Aber das ist ein Unterschied 
von geringerer Bedeutung. Mehr Gewicht könnte man darauf legen 
wollen, daß bei PLAUTUS ein Gesetz gemeint ist, welches nicht nur ein 
nachträgliches Fallenlassen der Strafklage, sondern auch die Abweisung 
des Klägers durch Urteil trifft. Aber diese beiden Fälle sind doch nicht 
notwendig als wesensverschieden zu behandeln. Im attischen Gesetze 
über die Geldstrafen gegen frivole Anklagen wird ja das Fallenlassen 
der Strafklage nur als ein erschwerender Fall der frivolen Klage betrach­
tet, deren Tatbestand vorliegt, wenn der Ankläger für seine Anklage 
nicht einmal den 5· Teil der Richterstimmen erhältl. 

Ein Teil des Reformvorschlages, den wir bei PLAUTUS augenschein­
lich für das römische Publikum zugespitzt finden, könnte geradezu 
auf das attische Recht zugeschnitten sein. Daß der Delator die Hälfte 
der Geldstrafe erhält, ist in griechischen Gesetzen häufig angeordnet 2• 

Geltendes Recht ist eben dies auch bei der attischen cpaau;, der öffent­
lichen, d. h. jedem Bürger zustehenden, schätzbaren Klage wegen 
Hinterziehung von Staatsgut oder wegen Verstoßes gegen die Handels­
und Zollordnungen, und eben diese Prozeßform gab ja nach einer Über­
lieferung der Alten gerade dem Treiben der "Sykophanten" den Namen. 
Ist es mehr als ein Zufall, daß gerade im attischen Rechte der cpamr; 
auch für eine Reform, wie PLAUTUS sie für die Widerklage gegen den 
Popularkläger empfiehlt, Raum gewesen wäre? Nach attischem Rechte 
hatte der Ankläger, der nicht mindestens den 5· Teil der Stimmen er­
hielt, die Geldstrafe von 1000 Drachmen zu fürchten 3. Hier wäre die 
Möglichkeit der Verurteilung auf die volle Höhe der beantragten Straf­
summe nach dem attischen Recht des 4· Jahrhunderts eine empfind­
liche Strafschärfung gewesen, da die Verurteilungen auf mehr als 
1000 Drachmen ja nach unsern Quellen nicht selten gewesen sein kön­
nen. Dazu kommt noch, daß einmal bei IsAlOS or. 4, II der Gedanke 
der Talion gegen den frivolen Kläger so auftritt4 , als sei er ein Gemein-

1 DEMOSTH. s8. 6: eav e:m;gu!w nc; f.lTJ w:raM.ßn TO nep,n-rov f.lB(!Oc; ÜÖ'V vn]cpwv, 
XtÄlac; tbtmlvew, 'Xa'V f.lTJ ene!;ln y', w eeo-xelv'f/, XtAlac; ETB(!Uc;. 

2 Vgl. WILHELM a. 0. S. 128. Für die kretischen Inschriften vgl. L1PSIUS, 
Abhandlungen d. Sächs. Gesellsch. d. Wiss. phil. u. hist. Kl. 27 (1909) 393· 

3 Vgl. MEIER-SCHÖMANN-LIPSIUS Attischer Proc. 301. 95If.; L1PSIUS, Attisches 
Recht und Rechtsverf. 315. 

4 Dazu auch HIRZEL, Die Talion, in Philologus LVII 1898 S. 408 A. 9. 
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platz der attischen Gerichtsrede. Dort handelt es sich allerdings um 
einen Privatprozeß, aber auch dieser Beleg genügt, uns zu zeigen, wie 
nahe der Gedanke des plautinischen Parasiten dem attischen Rechts­
leben des 4· Jahrhunderts lag. 

Für die Frage, woher PLAUTUS seine Rechtsanschauung schöpfte, 
ist damit ein volles Ergebnis allerdings nicht gewonnen. Aber es genügt, 
den attischen Rechtszustand bei der rpaats, das Gesetz von Erythrai 
und die Verse des Persa nebeneinanderzustellen, um die Verse Persa 
v. 68ff. aus jeder Diskussion, die über die römische Popularklage ge­
führt wird, auszuschließen. 

V. 159 sq. Als Saturio fragt, woher er die Kostüme zur Verkleidung 
seiner Tochter als persische Sklavin nehmen solle, antwortet Toxih1s: 

abs eherage sumito; 
dare debet: praebenda aediles locaverunt. 

Natürlich beruht die Nennung der Adilen hier auf römischem Zusatz. 
Im griechischen Original mag hier, wie in den v. \VrLA:VIOWITZ heran­
gezogenen parallelen Stellen 1 anderer Komödien, nur der XOIJ1JYOs 
gestanden haben, der die Kostüme der Schauspieler vermietet. Übrigens 
soll die Mietung der Kostüme auch an dieser Stelle zwischen dem 
Choragus und den Schauspielern erfolgen 2. \Venn philologische Er­
klärer von einem Vermieten der Kostüme durch den Adilen sprechen 3 , 

so stimmt dies nicht zu dem Sprachgebrauch der zensorisch-ädilizischen 
Lokationen. Die Adilen vergeben hier die Garderobenhalterei an einen 
Unternehmer, wie sie sonst öffentliche Arbeiten vergeben: ornamcnta 
praebenda locare steht hier nicht anders als l. Iulia municip. (CIL I, zo6 
I. zg): viae partem dimidiam ... aedilis ... tuemdam locato. 

V. z8g. Zu "einer Bemerkung können die Worte Anlaß geben, die 
Paegnium und Sagaristio in der 4· Szene des 2. Aktes wechseln. Paeg­
nium hat dem Sagaristio gesagt, er solle nach Hause gehen, dort 
warte auf ihn schon das Unheil, d. h. nach Paegniums Andeutung eine 
Tracht Prügel. Sagaristio mißversteht absichtlich und antwortet, als 
drohe ihm Paegnium mit einer Klage: 

Vadatur hic me - Paeg. Vtinam vades desint, in carcere ut sis. 

Der spottende Scherz ist klar: Sagaristio sagt dem zornigen Burschen, 
der ihm gegenübersteht: Der Mann will mich verklagen! Darauf Paeg­
nium, der das Wort vadari aufgreift: Ja könnten dir nur Bürgen fehlen, 
damit du ins Gefängnis kommst. Das Wortspiel mit vadatur und vades 

1 Trin. 857. Capt. ÖI. Curc. 464. 
2 sumito beweist nichts für Gratiscmpfang, vgl. Trin. 857 sq. dare debet heißt 

es nur, weil der Garderobenhalter zur Eingebung der Kostümvermietung aus 
seinem Vertrag mit den Ädilen verpflichtet ist. 

3 V. vVILAMOWITZ a. 0. p. IJ, unklar M. lVIEYER a. a. 0. p. 189. 

IO* 
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könnte 1m Lateinischen auf Nachbildung beruhen. Das attische uauy­
yvav1 oder außerattisch ilyyvav 2 kommen geradezu im Sinne "ver­
klagen" vor, abgeleitet von dem Verlangen der Bürgenstellung, das 
der Kläger gegen den ßekagten erhebt. So war also auch griechisch 
das \Vortspiel mit einem von ilyyvaJJ abgeleiteten \Vorte und den \Vor­
ten ilyyvr;r* oder syyvoc; möglich, und ins attische Rechtsleben über­
tragen bekommt die ganze \Venclung erst den rechten Sinn. In 1\.om 
kann der Sklave Sagari~tio gar nicht verklagt werden; auch davon, 
daß er Bürgen stellen konnte, ist keine Rede. Ganz anders stimmt der 
Scherz zur attischen Ordnung, nach welcher Ladung von Sklaven vor 
Gericht 3 und Stellung von Bürgen durch einen Sklaven 4 gar nichts 
Ungewöhnliches ist. Für Athen trifft auch die Erwähnung des öffent­
lichen Gefängnisses zu, das den zur Bürgenstellung aufgeforderten 
Nichtbürger trifft, wenn er keinen Bürgen fincletö So ist die Bemerkung 
des Sagaristio, wenn man sie auf Athen bezieht, ein verständlicher 
Scherz; für römische Verhältnisse war sie ohne rechten Sinn. 

V. 400. Der Sklavenhändler envähnt hier das eidliche Versprechen 
des Toxilus, die Loskaufsumme am bestimmten Tage für sein Lieb­
chen zu erlegen. Dieser Eid paßt meines Erachtens weniger gut zu dem 
römischen I\.echtsleben6 als zu dem altgriechischen, in dem wir den 
beschworenen Pakt (ntauc;) gerade zum Zwecke des Loskaufs aus 
Gefangenschaft öfters finden 7. 

V. 470. Bei der Freilassung der Lemniselenis liegt die plautinische 
Verarbeitung des griechischen Vorbildes besonders klar zutage. Nach 
attischem !~echte, wie es in den Komödien hervortritt, muß eine Frei­
lassung durch einseitige Freierklärung seitens des Herrn möglich ge­
wesen seins. Diese einseitige Erklärung tritt sonst in dem von ÄscmNES 
referierten Gesetz über das Verbot der Freilassungserklärungen im 
Dion ysostheater hervor9 wie in den Stellen der römischen Dichtung, 
welche sichtlich die attische Freilassung darstellen wollen 1o Von einer 

1 Vgl. die attischen Belege in meinem Griech. Bürgschaftsrecht I, Iz!:l. Tm 
Sinne von 'verklagen' steht das \Yort bei Pua. Tim 37 und wohl PAP. Petrie II 
17, I p. [55] J. 3· 

" PAP. Hibch 92 (a. 263/262 a. C.) I. q. 
3 Vgl. BEAUCJIET, Histoirc du droit privö 2, 459, mein Gr. Bürgschaftsrecht 

r, IJ5, JO. 

4 Für den Frcihcitsprozeß vgl. Bürgschaftsr. I, 293ff., im Strafprozeß vgl. 
l'LATO Leg. lX p. 872 I3. XI p. 937 B. 

5 Bürgschaftsr. I, 290. 

6 BEKKER, Zeitschr. d. Sav. Stift. f. Rgcsch. (Rom. Abt.) 30 (I909) S. 43· 
7 Ancluk. or.1, 41. 42. Lys. ur. 12, CJ. 
R TER. Ad. q(Jq sq. l'LAL:T. Men. ro2il sqq. Ep. 726 sqq. 
9 ÄscHIJ>. ur. 11 I. 4 , : (J)).ot M nvsc; vnourJevf;d.psvot Tovc; avTwv otucrac; 

d.rplcaav dndsvfHeovc;, p.a(!Tveac; Tijc; d.nsÄsv{}selac; Tovc; "EÄÄ'YJvac; notovp.svm. 
lO Vgl. die Stellen in Anm. 8. 
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Mitwirkung eines staatlichen Beamten scheint schlechterdings nichts 
bezeugt zu sein 1 . Fraglich kann nach den vorliegenden Quellen nur 
sein, ob die private Freilassungserklärung genügte, oder ob nicht noch 
eine Publikation durch den Ausrufer (bul ;o]gvxoc;) hinzutreten mußte, 
die allerdings der attischen bei THEOPHRAST bezeugten Sitte für Grund­
stücksgeschäfte entspräche. Jedenfalls bedarf der Freilasser nicht der 
Mitwirkung einer Behörde zur Abgabe seiner Erklärung, und eine solche 
Freilassung scheint auch im Persa am Ende des 3· Aktes noch beabsich­
tigt zu sein. Denn als Toxih1s zur Zahlung der 6oo Drachmen bei 
Dordalus erscheint und der Sklavenhändler mit dem Geld auf das 
Forum eilt, um es nachzuzählen und auf Echtheit prüfen zu lassen, 
wird verabredet, daß das :Ylädchen sofort durch den Garten in die 
Wohnung des Toxilus gehen solle, ohne sich in der Öffentlichkeit 
zu zeigen (v. 440~448). Aber als zwei Szenen nachher Dordalus wieder 
erscheint, will er mit dem Afädchen auf dem Forum bei dem Prätor ge­
wesen sein (v. 487), dort das Mädchen vor dem Prätor freigelassen 
haben, und yom Forum soll das Mädchen in die \Vohnung des Toxilus 
geführt worden sein (v. 491). Diese unmotivierte Veränderung des in 
Aussicht genommenen Verlaufes der Handlung ist wohl durch die Ein­
arbeitung der manumissio vindicta zu erklären. Diese Einfügung ist 
auch von v. \VILAMOWITZ aus der ::\ennung des Prätors und der un­
griechischen Art, in welcher die juristische Wirkung der Freilassung 
aufgefaßt wird, geschlossen worden 2• Dordalus rühmt sich, die attische 
Bürgerschaft um eine Xeubürgerin bereichert zu haben (v. 474). Das 
ist gut römisch gedacht, denn die attische. wie die altgriechische Frei­
lassung überhaupt. überträgt nicht Bürgerrecht, sondern macht den 
Freigelassenen nur zum freien Staatsfremden, meist zum ::Vletöken, der 
die Kopfsteuer zahlt. -- \Vie das griechische Material im einzelnen die 
Freilassung des Mädchens ausmalte, ist nicht zu erkennen. Es kann 
nicht behauptet werden 3, daß nach dem griechischen Text die Frei­
lassung in einer Form erfolgte, ·welche das ~1ädchen juristisch an Toxilus 
durch die Klausel band, durch welche das naga{lEJJElJJ bei Toxilus 
auferlegt wurde. 

V. 524 sq. 532. 589. JIJ. Für den Juristen bieten die Verse be­
sonders viel, in denen die Haftung für Rechtsübertragung in Rede steht. 

1 Vgl. auch CALDERIKI, la manomissione ct la condizionc <lei liberti in Grecia, 
l\Iilano 1908, p. 129. Für die priv-ate Freilassungserklärung DARESTE, Journal des 
Savants a. 0. 148. An eine öffentliche vor Beamten denkt FREDERSHAL:SEN a. 0. 32, 
nach dem Vorgang von PERNARD, a. a. 0. p. 7off. Daß Stellen wie die in Anm. 8 
anders als auf einseitige Freierklärung zu deuten seien (so PEKN ARD), kann ich 
nie h t zugc ben. 

2 A. a. 0. p. 20. 

3 'Wie geschehen bei v. \VrLAMOWITZ a. a. 0. p. 19, und nach ihm bei FREDERS­
HAUSE:-J a. a. 0. p. zG. 
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Timarchides hat angeblich an seinen Geschäftsführer Toxilus, mit 
der Empfehlung des Persers die Weisung gesandt: "Auf eigene Gefahr 
soll, wer das Mädchen kauft, es erwerben. Eine Manzipationsgarantie 
sollst du dabei nicht übernehmen, noch wird jemand manzipieren." 
(524 aq.)l. - Über diesen Satz des angeblichen Briefes verhandeln 
Toxilus und der Sklavenhändler, der Bedenken gegen das gefährliche 
Geschäft hat: "wenn ich nicht manzipiert erhalte, was kann mich die 
\Vare interessieren?" (532) 2 . Als nachher der "Perser" erscheint, sagt 
er vor Eintritt in die Verhandlung: "niemand wird ·dir das Mädchen 
manzipieren." (589) ~. Und endlich, als der Sklavenhändler das Mädchen 
erworben hat und nun vor einer Entwertung bangt, fragt er sich: "wohin 
soll ich denn dem Veräußerer folgen? zu den Persern?!" 4 -Alsodenkt 
der Dichter daran, daß der veräußernde Perser rechtlich hafte, wenn dem 
Veräußerer die erworbene Sache \Vegen Rechtsmangels entzogen wirdS. 

Juristisch interessant ist bei allen diesen Außerungen vor allem die 
Tatsache, daß die Eviktionsgarantie dadurch geleistet werden soll, 
daß ein anderer als der Veräußerer "manzipiert": allerdings haftet 
nach der Auffassung des Stückes rechtlich auch der Veräußerer selbst 
auf Rückzahlung des Preises, wenn der Erwerber entwert wird; aber 
da diese Haftung des Veräußerers selbst praktisch nicht in Betracht 
kommt, steht in Frage, ob nicht ein Garant dadurch die Eviktions­
garantie übernehmen soll, daß er anstatt des Veräußerers "mancipio 
det". \Vas hier in der griechischen Vorlage stand, kann kaum mehr 
zweifelhaft sein, wenn wir das juristische Wesen der griechischen Evik­
tionsgarantie, wie es aus altgriechischen Rechten erschlossen ist, da­
nebenhalten. Dort tritt die Person, welche neben dem Veräußerer die 
Eviktionsgarantie übernimmt, nicht als "Kaufbürge" auf, der ein 

1 So, wenn man mit dem AMBROSIANUS (promittis oder vielleicht -es) liest: 

v. 524 ac suo periclo t·s emat qui cam mercabitur: 
mancipio neque promit/es neque quisquam dabit. 

LEo liest mit den Palatini promittel und versteht also: "niemand wird zu maneipium 
weder versprechen noch geben" vgl. Analeeta Plautina I (Cött. Progr. r896) 
p. 24. Aber auch nach LEos Meinung ist, wie er mir im Gespräch darlegt, das 
imperativisch zu denkende Futurum promittes sprachlich möglich. Ich glaube, 
promittes könnte dem Briefe des Timarchides eine schärfere juristische Fassung 
in der logischen Steigerung geben: "weder nimmst du, mein Sklave, die Anktoritäts­
haftung durch repromissio auf dich, noch wird jemand irgend maucipiren." 

2 v. 532: nisi mancipio accipio, quid eo mi opus est mercimonio? 
3 v. 598: SA. prius dico: hanc mancipio nemo tibi dabit. iam scis? 
'1 v. 717 sq.: qua i/lum sequar? in Persas? nugas. 
5 irrig meint GrRARD, rev. nouv. hist. de dr. fr. et etr. 6 (r88z) p. 197, daß 

Sagaristio, der ,Perser', seine eigene Haftung für Eviction ausschließt. Auch 
v. 524 sq. wird von GIRARD irrig auf eine Anweisung bezogen, welche der Brief 
an die Adresse des ,Persers' enthielt. Im ersten Punkt ähnlich DARESTE, Journal 
des Savants rRC)2, p. rso. BERCEAKU a. a. 0. p. 120. 
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Schuldversprechen neben dem Veräußerer erklärte, sondern der Evik­
tionsgarant tritt als Verkäufer, nearfu.!. neben dem Veräußerer in den 
Kaufvertrag ein 1 . Der Garant verhaftet sich als "Verkäufer", "Mit­
verkäufer", "Vizeverkäufer" an der Sache, die vom Veräußerer über­
tragen wird, und er haftet folgeweise nicht kraft Bürgschaft, sondern 
kraft Gewährehaftung als Verkäufer, er garantiert nicht eine Zahlung 
oder Handlung des Veräußerers, sondern er selbst will als Verkäufer 
behandelt werden, wenn es zur Gewährschaft und zum Gewährenzug 
kommt. Dieser griechische Eviktionsgarant stand wohl in der griechi­
schen Vorlage und die Weisung des Briefes mag im Griechischen dahin 
gegangen sein, daß weder der Sklave Toxilus eine Garantie für ßsßa{wau:; 
übernehmen soll, noch ein anderer -- offenbar auf Veranlassung des 
Toxilus - als n(!aT~(! für die Veräußerung des Mädchens auftreten 
werde. Fürs attische Recht war diese Rechtsfigur des neaT~[! oder 
near~e uai ßsßmwn):; lange bestritten worden 2, obwohl sie außer­
halb Attikas vielfach nachweisbar ist. Aber diese Bestreitung hing eng 
mit der schiefen juristischen Auffassung zusammen, die man von der 
Bedeutung dieses "Kaufbürgen" hatte. Versteht man den nean]e rich­
tig als einen in den Kaufvertrag als Mithafter eintretenden zweiten Ver­
käufer3, so liegt kein Grund vor, diesen Garanten nach attischem Recht 
für unmöglich zu erklären, und tatsächlich hatten wir mindestens 
schon einen Beleg für das Auftreten eines solchen Nebenverkäufers, 
der sich bei Veräußerung dadurch als Gewährshafter verbindlich macht, 
daß er selbst die Veräußerungserklärung an der ihm gar nicht gehörigen 
und von ihm nicht als sein Eigen beanspruchten Sache abgibt. Ich 
meine den attischen Poletenprytan bei der Zuschlagserteilung im 
Staatspachtvertrage, wie FouCART nach PoLLUX VIII 99 schon richtig 
beobachtet hat 4 . Dazu möchte ich nun als neuen Fall die griechische 
Vorlage des Persa stellen. In diesen Vorstellungskreis griechischer 
Rechtsbegriffe ist vom römischen Dichter das Recht des zivilen Ver­
äußerungsgeschäftes an manzipablen Sachen eingearbeitet worden. 
Wo das griechische Original vom nean]c sprach, setzte der römische 
Dichter sein mancipio dare ein. Eine mancipatio durch den Veräußerer 
selbst kam nicht in Betracht, da der "Perser" ja als fremder Reisender, 
nicht als Inländer auftritt. Dabei ist in der römischen Überarbeitung 
die Form interessant, in welcher Timarchides angeblich seinen Sklaven 
Toxilus über den Verkauf instruiert (525): mancipio neque promittes 

1 Griech. Bürgschaftsrecht r, 348ff. 
2 Die Literatur vgl. im Bürgschaftsrecht I, 34I A. I. 357 A. I. 
3 Von "Schuldmitübernahme" könnte man mit einem Schriftsteller des mo­

dernen bürgerlichen Rechtes reden, wenn der Begriff nicht aus Gründen moderner 
Dogmatik bedenklich wäre. 

4 Näheres im Bürgschaftsrecht I, 357 zu A. 5· 
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[-is A, promittet P] neque qctisquam dabit. Je nachdem man promittes 
oder promittet liest, ergibt sich eine etwas verschiedene Bedeutung. Mit 
promittes richtet sich die \Veisung des Herrn an den SklaYen, und der 
Sinn ist: weder sollst du (Toxilus) ein Gewährschaftsversprechen ab­
geben noch wird irgend jemand die mancipatio vornehmen. Das manci­
pio promittere, das der Sklave selbst vollziehen könnte, stände hier im 
Gegensatz zum mancipio dare, durch welches irgendein Dritter die 
Auktoritätshaftung sich zuziehen könnte. Diese Stelle würde so zum 
neuen Beleg für den Rechtszustand, den :\JrTTEIS1 neuerdings erwiesen 
hat: der Sklave kann eben auch in Vertretung seines Herrn und mit 
dessen Vollmacht nicht manzipieren, nur eine promissio ist ihm möglich. 
Liest man dagegen mit den Palatini promittet, so besagt der fragliche 
Passus: niemand wird Auktoritätshaftung sei es durch Schuldverspre­
chen sei es durch Vollzug der manzipatio übernehmen. In dieser Frage 
der Lesung steht dem Juristen kein abschließendes Urteil zu; daß ich 
zur ersteren der beiden Lösungen mehr neige, wurde schon gesagt 
(oben S. r5o A. r). - Auch die sachliche Auffassung des fraglichen 
Satzes ist heut bei den Juristen wohl noch nicht geklärt. Mancher 
scheint geneigt, das mancipio als modalen Ablativ zu fassen und daher 
zu übersetzen: durch Manzipationsakt sollst du nicht (oder, wenn man 
promittet liest: wird niemand) promittieren 2 . Aber jedenfalls ist ein 
promittere doch nur im Verbalvertrag möglich und Yerspricht der 
Manzipant im .Manzipationsformular gar nichtsa mancipio ist sicherlich 
dativus finalis, wie es ja für mancipio dare selbstverständlich ist 4 und 
für mancipio promittere bei den Philologen auch längst feststeht5. man­
cipio promittere bezöge sich danach auf ein Versprechen, das zum Zwecke 
der Manzipationswirkung, oder damit die Sache als manzipiert gelte, 
abgegeben werden konnte; danach wäre eine Form der satisdatio secun-

1 Zcitschr. d. Savigny-Stiftuug zr, :w:3f. 25, 381; Röm. Priv.-R. I, zo8L AunL 
So anschcinencl CosTA, Diritto romano nelle commedic p. 361. 363. 

3 Gegen die von 1\:ARLOWA R.gesch. 2, 373f. wieder vertretene Meinung, nach 
welcher die actio auctoritaüs auf einer nuncupatio bei dem J\Ianzipationsakt be­
ruhte, vgl. abschließend GIRARD, nouv. rev. hist I88z S. 207-208; PERNICE, 
Labeo, 3. I, S. II s-30; RABEL, Haftung des Verkäufers I S. 2. 8, A. I. 

4 V gl. die Stellen zu mancipio dare bei PLAUTlJS nach PEIClE, De dativi usu 
apud priscos scriptores latinos, Straßb. Diss. 1878 p. 97 und noch Vat. fr. 264 
sowie die übrigen dativischen Zweckbestimmungen im Vocab. iurisp. rom. II 3I5. 

5 Vgl. PEIKE a. a. 0. p. g8. Auf Anfrage stimmt mir LEo darin bei: mancipio 
promittere mit mancipio als Dativ sei gutes Latein und in diesem Satze, in dem 
es durch neque quisquam dabit (manci;hio) gestützt sei, unanfechtbar. Die Frage 
ist bekanntlich für die Rechtssprac]Je nicht ohne Bedeutung. Seit CnACWS be­
trachtet man doti promittere in den Digesten als sprachlich anstößig und als inter­
poliert für doti dicere, vgl. HEUMAKCl-SECKEL, Handlexikon zu den Quellen des 
römischen Rechts v. promittere; A. BERGER, Extrait du bulletin de l'Academie 
des Seiences de Cracovie Igog S. 77 J. 
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dmn mancipium gemeint, jenes Schuldvertrags, der zumeist neben der 
mancipatio unter Stellung von vades nachweisbar ist, der aber auch durch 
bloßes repromittere mit gleichem Schuldinhalt geschlossen werden konnte 1 . 

Diese Kaution, von der wir nicht mehr als den Namen und die Tatsache 
ihrer Publikation im prätorisehen Edikt kennen 2 , hätte danach wirklich, 
wie BECHMANN 3 schon vermutete, ohne Manzipation vorkommen können, 
mit der Wirkung, die Auktoritätshaftung auf den Verbalvertrag statt auf 
die mancipatio zu begründen, und die praktische Bedeutung einer solchen 
Kaution ohne mancipatio wird durch Fälle wie den unseren deutlich, da 
hier die mancipatio aus der Hand des Sklaven nicht möglich war. 

Sehe ich recht, dann hat der römische Dichter mit reifer Über­
legung die römischen Denkformen auf den griechischen Rechtsfall 
angewendet. Diese Feststellung sichert eine Beobachtung, die wir nun 
für eine wenig beachtete Form der Gewährschaftsgarantie machen kön­
nen. Wie im altgriechischen Recht konnte wohl auch in Rom ein Nicht­
eigentümer Garantie gegen die Entwerung der manzipierten Sache 
übernehmen, indem er selbst statt des Veräußerers oder zugleich mit 
ihm die Sache dem Erwerber manzipierte. Daß diese Möglichkeit der~ 
einst in Rom bestand, wird recht wahrscheinlich, wenn wir hören, daß 
noch der klassische Eviktionsgarant, der durch Verbalvertrag sich neben 
dem Veräußerer verpflichtet, in der Tagessprache secundus auctor heißt 4 . 

Weist doch dieser technische Ausdruck deutlich genug in die Periode rö­
mischer Rechtsgeschichte, in welcher die auctoritas auf Grund der manci­
patio noch eine im Rechtsleben sehr wichtige Gestaltung der Eviktions­
haftung war5 • Auch die griechischen Parallelen, welche römisch -griechische 
Glossen geben, deuten in derselben Richtung: ßeßatWT1J(!, neone&-rwe = 
secundus auctor6. ßeßatwrfJe, das ist eben jener griechische Eviktions­
garant, der Mithaftung auf sich nimmt, indem er neben dem Veräußerer 
als Verkäufer von dessen Sache auftritt. Sehe ich recht, dann hätte also 
in Rom die Möglichkeit bestanden, daß ein Dritter, ähnlich wie hier von 
PLAUTUS vorausgesetzt wird, neben dem Veräußerermanzipierte, um auch 
gegen sich die actio auctoritatis zu begründen, obwohl bei der mancipatio 
er selbst und die Parteien wußten, daß er als secttndus auctor nicht den 
Willen oder die Legitimation zur Rechtsübertragung hatte7 • 

1 Vgl. die bätische Fiduziartafel, CIL II 700 u. 5042 1. r6 ss. 
2 Die Literatur zu dieser Kaution vgl. bei GIRARD nouv. 'rev. hist. 7 (1883} 

547ff. LENEL, Edictum2 S. 52If. 
3 BECHMANN, Der Kauf I, 467ff. 4 D. 21, 2, 4 pr. 
5 Zu dieser actio auctoritatis vgl. RABEL, Haftung des Verkäufers r, 5 ff. 
6 Corp. gloss. lat. 2, 256, 53· 420, ro; 2, r8r, r. Vgl. ngcxu•'l)e = auctor, Corp. 

gl. 1. 2, 415, 5· 
7 RABEL, Haftung I, 13, 6 hatte es für unwahrscheinlich gehalten, daß der rö­

mische Bürge als Zweiter die auctoritas jemals übernommen habe. Den Schluß, den 
er dagegen aus Cod. 8, 44, 7 zog, lehnt er nach brieflicher Mitteilung heut selbst ab. 
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Vielleicht dürfen wir noch eine Tatsache fürs römische Recht aus 
unsern Plautusversen ablesen. Der Dichter konnte seine Anspielung 
auf römisches Manzipationsrecht doch wohl nur dann wagen, wenn die 
mancipatio im gleichen Fall in Rom üblich war. Dann wären also Man­
zipationen an neuimportierten Sklaven fremdländischer Eigentümer 
durch deren römische Geschäftsfreunde in Rom vollzogen worden, 
einzig mit dem Zwecke, demErwerbereine Eviktionsgarantie zu bieten, 
wenn schon ein ziviler Eigentumserwerbsakt aus solchen Manzipationen 
für den römischen Erwerber ausgeschlossen war, da ja die mancipatio 
ziviles Eigentum des Veräußerers voraussetzt, wenn sie Eigentums­
übergang wirken soll. Diese Verwendung der mancipatio als ausschließ­
lich schuldrechtliches Haftungsgeschäft kommt in den geläufigen Dar­
stellungen des Manzipationsrechts gewöhnlich zu kurz. Aber nur durch 
diese Garantie-Manzipation gewinnen wir eine Anschauung von dem 
Wege, auf dem man vor der Entstehung der fideiussio eine Eviktions­
garantie neben dem Veräußerer selbst begründen konnte, ohne erst, 
wie für eine Sponsionsbürgschaft, einen Verbalvertrag des Veräußerers 
nötig zu haben 1 . 

Die Literatur hat mehrfach den hier besprochenen Fall als Beleg 
für ein hohes Alter dieses Rechtszustands herangezogen, nach welchem 
die Eviktionshaftung auf dem Abschluß des konsensualen Kaufvertrags 
allein beruht hätte. Man zitierte die Stellen aus PLAUTUS Persa ganz 
ernsthaft für eine actio empti wegen Eviction 2• Wie wenig Wert der­
artige Beweisführungen aus der römischen Komödie allein haben, ist 
schon oft genug dargelegt worden 3 . Da kein römischer technischer Aus­
druck auf ein bewußtes Hineintragen römischer Rechtsgedanken deutet, 
bleibt am wahrscheinlichsten, daß der römische Dichter nur seine grie­
chische Vorlage nachgebildet hat. 

V. 738-752. Die Szene, in welcher Saturio als Vater des verkauften 
Mädchens dem Sklavenhändler entgegentritt, wird von den Philologen 
vielfach als Resultat von zahlreichen Streichungen betrachtet, welche 
der römische Dichter an der griechischen Vorlage vornahm. Die auf­
fallende Kürze des Stückes, die knappe Ausführung der letzten Szene 
des 4· Aktes geben Verdachtsmomente, und man weist darauf hin, 
daß wir gar nicht ausführlich hören, wie Saturio dem Dordalus das 
Mädchen abgestritten hat und wie es eigentlich zugeht, daß der Parasit, 
der allein um des guten Essens willen sein Kind zu dem zweideutigen 

1 Bei den obigen Darlegungen fühle ich mich nicht im Gegensatz zu den 
Ausführungen von MITTElS, Röm. Priv.-R. I, zo8, über die Unmöglichkeit einer 
Stellvertretung bei der Rechtsübertragung durch mancipatio. 

2 So zuletzt noch BERCEANU a. a. Ü. p. 120f. 
3 DARESTE, Journal des Savants 1892 p. 149; GIRARD nouv. rev. hist. 17 

(1893). 796. 
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Streich hergab, selbst gar nicht an dem Feste teilnimmt, mit dem 
Toxilus das Gelingen seines Streiches feiert!. Ganz gewißlich liegt es 
nahe, den wenig glücklichen Eingriff ins griechische Original dort zu 
suchen, wo die römische Zutat zweifellos ist: in der Szene zwischen 
Saturio und dem Sklavenhändler. Dort ist zweifellos die in ius vocatio, 
die Erwähnung des antestari durch Berühren des Ohrläppchens (v. 748) 
vom römischen Dichter beigetragen. Dieses römische Ladungsrecht 
mußte in den plautinischen Text hinein, weil die griechische Vorlage 
hier wahrscheinlich einen Vorgang wiedergab, der dem römischen Rechts­
leben fremd ist. Mit Sicherheit können wir vermuten, daß zwischen 
dem Vater und dem Sklavenhändler eine jener 1\.aubszenen stattfand, 
zu denen das attische 1\.echt dadurch Gelegenheit bietet, daß der Freie, 
welcher den freien Stand eines in Sklaverei Gehaltenen verteidigt, 
seinen Schützling dem angeblichen Herrn entreißt. Was die attischen 
Quellen als &f[!at(!e'ür8a~ els üsvfhetav kennen, was der Delphier 
als av},a:v bezeichnet, das gewaltsame Entreißen des Mädchens aus der 
Hand des Sklavenhändlers, wird in der griechischen Vorlage des Persa 
auch nicht gefehlt haben. Xoch v. 163 sq. scheint ganz deutlich auf 
dieses außergerichtliche Entreißen des Mädchens aus der Hand des 
Kupplers zu zielen; dort ist die Rede davon, daß der Vater unmittel­
bar nach dem Verkauf ein manu adserere a lenone, ein abducere vor­
nehmen soll. Unter diesem manu adserere, das der Kuppler übrigens 
auch nach dem Kaufabschluß fürchtet (v. 717), verbirgt sich wohl eben 
der außergerichtliche sinnfällige Akt des af{!at(!e'iaßm, der als Be­
streitung des Rechts des Besitzcrs nach griechischer Ordnung ebenso 
notwendig gewesen sein mag wie die Auflegung von Hand und Stab 
in der von den Parteien zu sprechenden Spruchformel des römischen 
Sakramentsprozesses. Gerade auch in Athen beginnt der FreiheitsprozeH 
damit, daß der adsertor seinen Schützling aus der Hand des Besitzers 
entreißt. Und wenn unsere Belege bei den attischen Rednern 2 wohl zu­
fällig auch nur davon handeln, daß ein in Freiheit Lebender als Sklave 
in Anspruch genommen wird und sein Adsertor ihm die einstweilige 
Freiheit während des Prozesses wiederverschafft, so ist doch kaum ein 
Zweifel daran möglich, daß auch der Freiheitsprozeß für einen in 
Knechtschaft Gehaltenen durch die eigenmächtige Wegnahme ein­
geleitet wurde 3 . PLATO, Leg. XI p. 914 D, scheint ja das af[!al(!elGßat 

1 V. \VILA1IOWITZ a. Ü. 20 sq. :\1. MEYER p. I /lo. 

2 (DEMOSTH.) or. 58, 21. or. 49, so. AscHrN. or. r, 65-67. Lvs. or. 23, 9· 
3 Vgl. auch J3EAUCHET, droit prive 2, 525. Vorsichtig zweifelnd die Heraus­

geber der Inscr. jur. gr. T, 445· Aber die vVenclung bei IsOKR. or. IZ, 'l7: naea­
nA~mov inobwav ·roir; naea ~tiv 7:WV a.V.wv 1:oix; olub:ar; clr; i},svfheiav drpat(!OVJ1.e­
vot; ... wäre doch nicht recht möglich, wenn nicht das drpcxtecia{}r:u der notwendige 
Akt zur Geltenclmachung der Freiheit eines Individuums war, das in Knecht­
schaft gehalten wird. 
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ganz im Sinne des römischen vindicare als übliche Einleitungsform jedes 
Eigentumsstreits um Mobilien zu kennen. Und die Spuren bei TERENZ 
Eun. 8o5-809, Ad. 40. 49 zeigen in Athen und in Stücken, die sich als 
Übersetzungen attischer Komödien darstellen, daß der Befreier außer­
gerichtlich dem Besitzer Trotz bietet. Plautus wird im Per:-;a das acpat­
f!E'ia-Dm ausgemerzt haben, vveil die außergerichtliche Gewalthandlung 
des adsertor nicht römischem Rechtsbrauch entsprach. 

\Vie die Handlung der Vorlage verlief, nachdem Saturio seine 
Tochter dem Kuppler entrissen hatte, ist kaum mehr zu erkennen. 
v. \VrLAlVIOWITZ1 meinte, der Vater des Mädchens habe dem Kuppler 
mit der a:rcu."ywyij vor die Elfmänner wegen Menschenraubes oder Han­
dels mit freien Menschen ( aVOf!CC"COOlrJ,ao;) gedroht, und der Kuppler 
habe in Angst vor dem Todesurteil dieses summarisch verfahrenden 
Gerichtshofes ein Schweigegeld gezahlt; dieser Beute froh, sei Saturio 
mit seiner Tochter nach Hause geeilt, glücklich, daß er auch einmal 
daheim satt werden könne. So gut diese Ausmalung möglich ist und 
trotz V. 749, wo deutlich vom avoeu:rcoola,a6; die Rede ist, bleibt 
die Hypothese doch wohl bedenklich. Es ist nach dem Stück nicht 
deutlich, daß der Dichter dem Dordalus im Moment, wo er das Mädchen 
kauft, die Kenntnis des freien Standes des Mädchens zuschreibt, und 
wenn Dordalus mehr als den Kaufpreis von 6o Minen einbüßte, was 
nach v. 782 nicht der Fall zu sein scheint, ist nicht recht klar, warum 
der römische Dichter auf die Steigerung seines Effektes verzichtete, 
wenn er im griechischen Originale fand, daß der Sklavenhändler nicht 
nur um Geld und \Vare, sondern auch um den Betrag des Schweige­
geldes geprellt war. 

Aber wenn auch hier ein Einblick in clas Verhältnis von Vorlage 
uncl Nachdichtung unmöglich ist, haben die vorstehenden Ausführungen 
vielleicht gezeigt, wie mit rechtshistorisch geführter Kleinarbeit den 
Worten des römischen Dichters noch mancher juristisch interessante 
Aufschluß abzuringen sein wird. ~icht darum kann es sich handeln, 
die römische Komödie schlechthin für clie römische Rechtsgeschichte 
als Quelle zu benutzen noch kurzweg die römischen Dichter als Über­
setzer der Griechen aus dem Quellenmaterial des römischen Rechtes 
auszuschließen. Die Zukunft gehört hier der Einzelbetrachtung, die für 
jeden Vers der römischen Komödie sich die Frage stellt: was kann der 
griechische Dichter nach den Rechtsanschauungen seiner \Velt in der 
griechischen Vorlage gesagt haben, und worin besteht das Minimum 
römischer Zutat, die PLAUTUS notwendig als seine eigene Arbeit bei­
gefügt hat 2? 

1 A. a. 0. p. 2 r. 
2 Vgl. P. F. GIRARD nouv. rcv. hist. 17 (1R93) p. 796; F. LEo, Plantinische 

Forschungen S. 91 f. 



3· HERMANN LIPSIUS, Zum Recht von Gortyns. 
(Abhandl. der kgl. sächs. Ges. d. Wiss., Phil.-hist. Kl. XXVII. Bd., Nr. rr) 

[Deutsche Literatur-Zeitung rgro, 3002 -4] 

Der ausgezeichnete Lehrer altgriechischen Rechts veröffentlicht hier 
eine Reihe von Bemerkungen, welche für die Detailforschung der kre­
tischen Inschriften, insbesondere von Gortyns von Interesse sind. Zu 
den kretischen Klaroten, die als Hörige, entsprechend den spartanischen 
Heloten, den Boden bestellten, zu den arpth:at(!Ot und den h:ateslat und 
zu dem Verhältnis der rpv:Aat und araero{, zum Fremdenprozeß und dem 
Schiedsverfahren auf Grund privaten Schiedsvertrages, zu den noch 
sehr obskuren ua{, der Inschrift über die Niederlassung der Freigelas­
senen (Griech. Dial.-Inschr. Collitz-Blass, Nr. 4982) endlich zu den 
Begriffen O(!OflE:V~, ayüa sind zum Teil schon früher von LIPSIUS ver­
tretene, teils neue Auffassungen vorgelegt. 

Den Privatrechtier muß vor allem die zum Stadtrecht V, 21 ge­
geb{me Deutung beschäftigen. Sehr ansprechend ist vermutet, daß 
der Grundbesitz nicht von der Teilung unter die Erben des Bürgers er­
griffen wird, da er als Familiengut in der männlichen Nachkommen­
schaft des ersten Eroberers weitererbt, der einst mitlosend seinen Kleros 
empfing. Unter diesem Gesichtspunkt wird nun das Gesetz über die 
Erbfolge erklärt: In erster Linie erben die Kinder, Enkel, Urenkel, in 
zweiter die Brüder, deren Kinder und Enkel, in dritter die Schwestern, 
deren Kinder und Enkel, in vierter ol~ x' i!mßa).:An onw x' i], die weiteren 
Blutsverwandten. Nach dieser Ordnung schließt das Gesetz mit den 
Worten al os fl~ clcv iJmßa.AI.ovrc~ rck .fotxta~, oY rtvi~ x' Ywvu o 
XAa(!O~, rovrov~ lfxcv ra X(tiJt-tara. LIPSIUS faßt diese Worte als Er­
streckung der Erbberechtigung noch über den Kreis der Blutsverwandten 
hinaus auf die, welche wenigstens demselben xJJieo~ angehören. Aber 
damit trifft er auf den schon von THALHEIM erhobenen Einwand 
(Berl. phil. Wochenschrift rgro, Sp. 520 ), es sei nicht klar, wie 
durch unterlassene Teilung des Landloses der Kreis der demselben 
xl.iieo~ Zugehörigen über die Blutsverwandten hinaus sich erweitern 
könne. Aber müssen denn die abgedruckten Schlußworte eine neue 
Erbklasse einführen? - Da das xa im al os fl~ clcv ... fehlt, liegt 
gar keine Notwendigkeit vor, zu glauben, daß nunmehr das Fehlen 
der in der vierten Klasse genannten iJmßa}.J.ovrc~ vorausgesetzt wird. 
Der Ref. denkt vielmehr daran, daß in den fraglichen Wörtern nur 
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eine Ausführung zu dem in Klasse vier erwähnten Begriffe bußa}J.ovuc; 
gegeben sei: wenn niemand mehr aus dem olxoc; 1 des Erblassers vor­
handen sei, nicht Kinder, Brüder, Schwestern oder Abkömmlinge von 
diesen, dann sollen die in der \Virtschaftsgemeinschaft des Bodenloses 
Lebenden den Mobiliarnachlaß erhalten. Die Erbordnung von Gortyns 
würde damit auch nach der zweiten Parentel die Männer vor die Frauen 
stellen. Bemerkenswert wäre auch der Zug der Übereinstimmung mit 
dem römischen ius civile, das auch, wie die Alten sagen (Paul. s. r. 4, 
8, zo [zz]), Voconiana ratione die agnatischen weiblichen Verwandten, 
ausgenommen die agnatische Schwester, von der Erbschaft ausschließt. 
Außerdem konnte die Gesetzesbestimmung entfernteren Verwandten 
den Nachweis ihrer Verwandtschaft zum Erbrecht ersparen, wenn sie 
in der Wirtschaftsgemeinschaft am u}.fjqoc; saßen. 

Mit besonderer Freude wird der für die Einheit des griechischen 
Rechtsgedankens in den griechischen Landrechten Streitende (Litt. 
in meinem Griech. Biirgschaftsr. I, S. 5) die Überzeugung von der Ein­
heitlichkeit des griechischen R.echts aus dem Munde des Altmeisters 
der attischen Rechtsgeschichte bekennen hören. 

Göttingen. 

1 Zu oluor; oder Folula vgl. RABEL, Elter!. Teilung. Festschrift d. 49. Philo­
logenversammlung, Basel 1907 S. 530. 



4· FRIEDRICH PREISIGKE, Girowesen im griechischen 
Ägypten, Straßburg i. Eis. 1910. 

[Göttingische Gelehrte Anzeigen rgro, 725-59] 1 

Wer in dem letzten Jahrzehnt an der jungen Papyrusforschung 
mitgearbeitet hat, kennt den Anteil, den der Verfasser: daran hat: 
mustergütige Editionen mit grundlegenden Kommentaren, saubere 
Monographien zu wichtigen Fragen der römischen Verwaltung Ägyp­
tens -so reiche Ergebnisse fleißigster Detailarbeit sind in den letzten 
Jahren aus seiner Feder geflossen, daß unter seinen Arbeitskameraden 
und Kritikern des Staunens über die wissenschaftliche Arbeitskraft 
dieses Mannes kein Ende war, der es verstanden hat, so nebenher, in 
den Mußestunden seines Amtes in der deutschen Postverwaltung, ein 
Gelehrter und ein durchaus selbständiger Forscher zu sein. Jetzt legt 
PREISIGKE der gelehrten Welt einen dicken Band von fast 6oo Seiten 
vor, eine Darstellung des Girowesens und des Archivwesens des grie­
chisch-römischen Ägyptens. Und wieder zeigt der Verfasser so ein­
gehende Kenntnis des papyrologischen Materiales, wieder sind so viele 
Fragen in eigenartiger selbständiger Auffassung dargelegt, daß die 
Forschung diesem neuen Werke eingehende Würdigung schuldig ist. 
Es liegt im Wesen des fließenden, rasch an Umfang und Tiefe sich 
ändernden Materiales, daß jede Erörterung der neuen Arbeit PREISIGKES 
wesentlich kritisch sein muß. Das gilt um so mehr, als der moderne Ver­
waltungsbeamte und philologisch geschulte Historiker notwendig die 
Quellen vielfach von etwas anderem Gesichtspunkte aus betrachtet als 
der nur juristisch vorgebildete Rechtshistoriker, der an dieser Stelle 
das Wort hat. So möge der Leser dieser Anzeige kein absolute Gel­
tung beanspruchendes Werturteil über diese große Leistung von Ge­
lehrtenfleiß erwarten, sondern nur eine Diskussion über Fragen, in 
denen wir noch um sichere Erkenntnis ringen. 

Nach einleitenden allgemeinen Bemerkungen über den Giro- und 
Scheckverkehr und die Geld- und Naturalwirtschaft tritt der Verfasser 
in seinen I. Teil, zunächst eine Lehre von den Staatskassen und Banken 
ein. Wie schon WILCKEN getan hatte, nimmt auch P. an, daß reansCa 

1 Das vorliegende Referat war schon im Besitze der Redaktion, als die Ab­
handlung von MrTTErs in den Berichten der kgl. sächs. Ges. d. Wissensch. phil.­
hist. Kl. 6z (rgiO) S. 249ff. erschien. Diese Abhandlung ist also vom Ref. noch 
nicht berücksichtigt. 
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sowohl die Banh wie die Kasse bezeichne, Begriffe, die in den Urkunden 
scharf zu scheiden seien. Nur die Banken seien auf Grund eines von 
der ptolemäischen Regierung geschaffenen Monopols, das wir ja auch 
ähnlich im altgriechischen Byzantion finden (cfr. ARISTOT. Oeconom. Il, 
4 p. 1346b 24), von der ptolemäischen Staatsregierung verpachtet. 
Eine Verpachtung der Kassen sei ~mdenhbar. Vielleicht wird man doch 
gut tun, diesen auf den ersten Blick einleuchtenden Gesichtspunkt 
weiterhin nachzuprüfen. Die römische Verwaltung hat ja unter der 
Republik wie noch unter dem Prinzipat es durchaus nicht verschmäht, 
die Verwaltungs- und Verwahrungsgefahr öffentlicher Kassen auf die 
Schultern von Privatleuten abzuwälzen, vgl. die praedes für die in der 
Provinz zurückgelassene Kasse bei CrCEIW, ad fam. II, 17, 4, meine Be­
merkung zu der Rechnung von Tauromenium, Griech. Bürgschafts­
recht r, 306f., und die seltsamen Zwangsdarlehen bei PLIN. epist. ad 
Trai. 54, 2, wozu Z. Sav.-St. 29, 4II, r. Jedenfalls ist derzeit aber 
kein genügendes Material vorhanden, um die Frage gegen \VILCKEN 
zu entscheiden. Xur muß es dem modernen Juristen auffallend er­
scheinen, daß die Benennung der ptolemäischen Regierungskasse so 
gut wie völlig mit der der Privatbank übereinstimmen soll: reanE(a Erp' 
ijr; o rkiva soll die Staatskasse bedeuten mit Nennung ihres Direk­
tors -- ij rov ÖEivo:; rganc:a ist die Privatbank des N. N., - und 
dabei kommt diese letztere Ausdrucksweise in den zahlreicheren römi­
schen Papyri auch für "Kassen" vor. Sollten uns etwa in kurzem die 
eben erst geschiedenen Begriffe "Staatsbank" und "Staatskasse" wieder 
zusamm~nflicßen? 

Verfasser legt \VrLCKENS Unterscheidung nm Kasse und Bank zu­
grunde und beantwortet die drei Fragen: r. Gab es in ptolemäischer 
Zeit außer der Staatskasse in der Gauhauptstadt auch noch Staats­
kassen in den Dörfern? - 2. Gab es in ptolemäischer Zeit Banken 
in den Hauptstädten und in den Dörfern? - 3· \Velche Bewandtnis 
hat es mit der Verpachtung der ptolemäischen reanE(cu? 

Die erste Frage ist mit H.echt bejaht. Aus P. Petrie II 26 (p. 8of.) 
und -was übersehen ist - P. Petrie III 64b (p. r84) geht hervor, 
daß im 8. Jahre des 3· Ptolemäos 1 Python, augenscheinlich Chef der 
"Staatskasse" im Vorort KgmwöcO.wv nahe;, zugleich Vorgesetzter 
der Xebenstellen in den Dörfern Ptolemais und Arxinon des arsinoi­
tischen Gaus ist. Auch die zweite Frage wird bejaht; für die Frage nach 
der Verpachtung der ptolemäischen reanE(cu kommt nur die Stelle 
in Rev. Laws Kol. 73-78 in Betracht, deren Tragweite durch die ana­
logen von den Papyrologen bisher nicht verwerteten Nachrichten aus 
altgriechischen Gemeindestaaten gesichert wird (cfr. AmsTOT. Oecon. II, 

1 Bei PREISIGKE S. S ist die Berichtigung P. PETRIE 111 nr. l>4a p. r83 über­
.sehcn. 
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4 p. 1346 b. 24. Inschrift von Olbia, Ditt. Syll. n. 546): Bankfreiheit 
oder Bankmonopol, das waren die beiden Formen des altgriechischen 
Rechtszustandes, zwischen denen die Ptolemäer zu wählen hatten. 

Die Bankfreiheit scheint in Ägypten erst mit dem römischen Regi­
ment einzuziehen. Aus dem umfangreichen Material arbeitet P. folgende 
Tatsachen heraus: die römischen Staatskassen befinden sich nur in 
den Gauvororten (Theben, Arsinoe, Oxyrhynchos, Hermupolis). In 
vielen Dörfern des Fayum wie in den Vororten gab es Privatbankiers. 
Daneben aber - und das ist ein von WILCKEN (Arch. 4, 462. 5, 212) 
schon angebahnter Gedanke- habe wahrscheinlich auch der römische 
Staat einzelne Banken verpachtet, die als Staatsbank mit der Re­
gierung in besonderer Fühlung gestanden habe, wenn es sich darum 
handelte, Zahlungen von Privatleuten an den Staat oder Zahlungen 
des Staates an Privatleute im Girowege zu vermitteln. Dafür werden 
aus Oxyrhynchos und Arsinoe Belege für solche Geschäftstätigkeit 
einzelner re&.nsCm beigebracht, für Hermupolis die staatliche Ver­
pachtung der sog. MurOwrwv reans!;a wenigstens aus dem Namen 
geschlossen. Für Oxyrhynchos ist dabei das recht verwickelte Ur­
kundenmaterial zur Serapeumsbank herangezogen. Den Pächter einer 
Bank zeigt fraglos P. Oxy. 5I3 1. 36ff.: Of.lOAOyw [u]an1 neoacpoWYJfnV 
, EmwJ.xov aaxoAOVflBVOV wvljv rijc; [ l]ni rov ngoc; 'O;vgvyxwv n6A.et Ea­
eanslov reaniC'Yjc;. Ebendahin wird mit WILCKEN auch P. Oxy. gr 1. ]ff. 

gezogen: rfjc; ... Eaeandov reaniC'YJc;, i]c; vn6axsmc; 8156ß'YJ vno 'Em­
fl&xov: die Bank, auf die ein Angebot durch Epimachos abgegeben 
worden ist. Auch der Ref. glaubt heute an die Richtigkeit dieser Über­
setzung, so sehr ihm dereinst der von MITTElS gemachte Vorschlag, 
in der vn6axsmc; hier ein sog. receptum argentarii zu sehen, einge­
leuchtet hatte. So gut das Wort vn6axsmc; eine solche Zahlungsgaran­
tie bedeuten könnte, liegt doch im Sprachgebrauch der Papyri die 
Bedeutung des "Staatspachtgebotes" weit näher. Daß Epimachos 
dann a 0 • r8g in Oxy. 513 als Pächter der Serapeumsbank, a 0 . 187 als 
Pachtanwärter derselben Bank bezeichnet wird, kann keine Schwierig­
keit machen, da die Pachtfrist eben vor Niederschrift von Oxy. gr 
gerade abgelaufen sein kann. 

Ähnlich wie für die reaneCa untersucht Verfasser für die Getreide­
speicher und ihre Vorstände (mroMyot) die Organisation, die Ver­
teilung auf das flache Land, wobei die einzelnen Gaue in interessanten 
Gegensatz treten: der Oxyrhynchites mit Speichern und Sitologen für 
jedes Dorf oder gemeinschaftlich für einige wenige Dörfer, der Gau 
Ilsgtßl]ßac; mit nur je einem Speicher für jede der beiden Toparchien. 
Der darin liegende Hinweis auf die Ertragsfähigkeit der Landwirt­
schaft in den einzelnen Gauen wird von P. richtig unterstrichen. Das 
Rechnungswesen, für welches die lokalen Banken und Speicher den 

Partsch, Aus nachgelassenen Schriften. II 



162 Verstreute kleinere Schriften. 

Gaubehörden und diese wieder dem alexandrinischen owo~rrr:f;c; unter­
geordnet sind, wird interessant mit der modernen deutschen Verwal­
tungsordnung verglichen. 

Der II. und IIJ. Teil der Darstellung handelt eingehend vom Korn­
und Geldgiro. Hierauf liegt das Schwergewicht der Darstellung, und 
die Hauptbedeutung der neuen Forschung des Verfassers für die künf­
tigen Bearbeiter des Quellenmateriales. Der Verfasser ist der erste, der 
nach MITTErs' grundlegender Darstellung in den "Trapezitika" diese 
wichtige Lehre des antiken \Virtschafts- und H.echtslebens selbständig 
durchdacht und neu vorgelegt hat. "Cnd in der Gesamtauffassung wie 
für die Erklärung einzelner Urkunden ist hier von P. manches neue 
Arbeitsergebnis erzielt, das m. E. baldiger allgemeiner Aufnahme 
sicher sein kann. 

Der Giroverkehr fiir Getreide ist eine der seltsamsten Erscheinungen, 
die das ägyptische Wirtschaftsleben in den Papyri uns dargeboten 
hat. Bisher hat die Geschichte der Volkswirtschaft den Überweisungs­
verkehr notwendig als eine Frucht des Kreditwesens l1etrachtet, das 
auf der Geldwirtschaft ruht. Nur das Geld schien zunächst diejenige 
Vertretbarkeit als Austauschgegenstand zu besitzen, welche den Auf­
rechnungs- und Übenveisungsverkehr erst ermöglicht. Jetzt finden wir, 
daß das hellenistische Ägypten für Getreide eine der Bank parallele 
Organisation des Speichers geschaffen hat. Dieser staatliche Speicher 
erspart augenscheinlich den ägyptischen Bauern den eigenen Speicher­
raum und die Verwahrungs- und Feuersgefahr. Er ermöglicht den Korn­
zahlungsverkehr am Ort und in die Ferne, indem er mit der Organisa­
tion der Speicher an den verschiedenen Orten zusammenarbeitet. Und 
wir fragen nur, wie es möglich war, das Getreide ohne Einhaltung von 
Sortenunterschieden als Gegenstand die5es Giroverkehrs zu behandeln. 
Dafür hat auch der Verf. eine Antwort gesucht. 

Verf. weist zunächst nach, daß die dem Aufrechnungs- und Über­
weisungsverkehr dienende Frucht ganz überwiegend der \Veizen, 
seltener die Gerste ist, wobei aber heute nicht die Möglichkeit aus­
geschlossen werden könnte, daß auch Speicherguthaben für Hülsen­
früchte bestanden. Das Getreide erscheint mit Angabe des Jahrganges 
in den Urkunden: ysvF)fW, das ist die Ernte eines Jahres, ist aber auch, 
wie P. richtig beobachtet, ein Begriff für das "Etatsjahr", d. h. die 
im Jahresetat im voraus veranschlagte Ernte. Nach den Jahrgängen 
müssen die Speicherbestände getrennt gewesen sein, ohne daß eine 
Trennung der einzelnen Guthaben voneinander erfolgt wäre. Und 
weil nur der Jahrgang, nicht die Sorte des ägyptischen Getreides an­
gegeben wird, kommt P. zum Schlusse, daß eben der Qualitätsunter­
schied zwischen den einzelnen Korneinlieferungen desselben Jahr­
ganges gar keine Rolle spielte. ~ur bei importiertem syrischem Weizen 



Girowesen im griechischen Agypten. 163 

finde sich der Unterschied von erster und zweiter Güte (P. Lond. li 

p. 99· nr. 256a. 10 und IJ, p. 97· nr. 256b, C) (\VILCKE:-,': :nvgov LV(!Ul­

XOV nqwrov. P. Lond. li p. g8. nr. zs6d, rzf.: nvgou I:vgwxof5 OEt!TE­
gov). Aber seit WILCKEN in P. Lips. I II2 (a 0 , 123 p. C.) in einer Giro­
verfügung die \Vorte ngd,uas agraßu; las und wohl zutreffend als 

\Veizenartaben "erster Güte" deutete, ist es durchaus unsicher, ob nicht 
doch wenigstens zwischen gewöhnlichem \Veizen und Qualitätsweizen 

eine Unterscheidung gemacht wurde. \Vichtig ist jedenfalls, daß die 

große Masse des ägyptischen \Veizens ohne Sortenangabe in dem 

Giroverkehr behandelt wird. Das beruht auf einer bemerkenswerten 
Einförmigkeit des fruchttragenden Überschwemmungsbodens und der 

}Jiederschlagsverhältnisse 1 . Entsprechend wird man sich fragen können, 

ob nicht das antike \Virtschaftsleben au:; ähnlichem Grunde solchen 

Überweisungs- und Aufrechnungsverkehr für andere Erzeugnisse in 

derselben \Veise ausgebildet hat, bei denen eine weitgehende Ver­

t.retbarkeit der Ware im Handelsverkehr vorliegt. GArus weiß ja, daß 

für den Aufrechnungsverkehr des römischen Bankiers nicht nur Geld 

und V/eizen 2, sondern auch \Vein in Betracht kommt (GAr. 4, 66). 
Auch beim Landwein der Mittelmeerländer hat ja heute noch die ge­
samte Weinernte eines Jahres und eines \Virtschaftsgebictcs einen 

einheitlichen Marktpreis und dadurch die juristische Bedeutung einer 

Warcngattung 3 . 

l Auf cleren Bedeutung werde ich im Gespräch mil meinem verl'hrtcn h..ollegcn, 

dem Professor der Landwirtschaftslehre v. SEELHORST aufmerksam, der mir auch 

mitteilt. daß der moderne Silo die Artenunterschiede des Getreides auch nicht 

voll berücksichtigt. 
" Vgl. auch die von ErsELE, die Kompensation (r87ü), S. 36 u. 39 heran­

gezogene Erwähnung des horreus des argentarius in D. 2. 13, () pr. 
3 Im Zusammenhang mit den griechischen Papyri fällt jetzt ein neues Licht 

auf GArus 4, 6b. ~ach cler von GAIUs noch als Cruncllagc vorgetragenen republi­

kanischen Theorie soll imme!· c•imm2 cum vino, triticwn cum trz'tico kompensiert 

werden. Als eindringende Lehrmeinung ::\euerer wird clabei erwähnt, daß cadem 

natura qualitasque bei clem Leistungsgegenstancl vorliegen müsse, damit die gegen­

seitig be:;tchencle Forderung nach dem Recht des argentarius aufrechenbar sei. 

Bisher erklärte mancher diese moderne Lehrmeinung als ein Ergebnis feinerer 

theoretiscllcr Durehelenkung cles Kompensationsrechtes und seines Erforclcrnisses 

der Gleicbartigkeit der kompensierten Forderungen. Heute wird man geneigt sein, 

bei GAres die wirtschaftsgeschichtliche Entwickelung durchklingen zu hören: \\'ein 

wird gegen \\'ein, Korn gegen Korn aufgerechnet, so hatten die Juristen der Ee­

publik gelehrt, die es bei clem Silobetrieb nur mit italischer \\'irtschaft zu tun 

hatten und daber von 'Nein und Korn kurzweg sprachen wie der ägyptische Sito­

loge nur Korn des Jahrgangs X im Silo behanclelte. :--Joch der ältere PLT~rus 

(hist. nat. lib. XlV cap. qsqq.) weiß ja von einer Zeit, die nur clen italischen 

Landwein kannte, der jedenfalls für den Aufrechnungsverkehr lange allein eine 

Rolle gespielt hat. Damals hieß der \Vein nur nach dem Jahreskonsulat. Erst 

das kaiserliche Rom mit seinem Jmport aus allen Teilen des Reiches hatte es 

nötig, die eaclem natura et qualitas zu betonen. Die Tatsache, daß der gruncl-

rr* 
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Verfasser geht zunächst auf die Darstellung der Guthaben ein: 
Stammeinlagen, vom Guthabensinhaber selbst gemacht, Zahlung von 
Pachtzinsen in ~Weizen auf das Konto des Guthabensinhabers, Giro­
guthaben von Körperschaften, endlich Vorschußkonten der Steuer­
erheber - das alles heißt fH[w, Einlage. Dabei ist im Pachtrecht die 
Haftung des Pächters für die Steuern (p. 78) vielleicht doch noch 
allzu vorbehaltlos angenommen. So gern der Rcf. hier den Anschau­
ungen des Verfasscrs folgte (Gricch. Bürgschaftsr. I, 72), wissen wir doch 
noch nichts von der Rechtsgrundlage dieser Haftung im ptolemäischen 
oder römischen Rechte Agyptcns 1 Besonders interessant sind die 
Guthaben von Genossenschaften, denen der Verfasser juristische Persön­
lichkeit beilegen möchte, weil sie in dieser Beziehung als Träger selb­
ständigen V crmögensrechtes erscheinen. 

Der erste Abschnitt, in welchem der Verfasser die Verwendung der 
Speicherguthaben zum Überweisungsverkehr darstellt, beschäftigt sich 
mit der Steuerzahlung irn Girowege: Neben einer von \VrLCKEN ab­
weichenden Auffassung der Steucrquittungen, vvelche vom Speicher 
auf den Namen des Zahlers ausgestellt sind, vverden die beiden für den 
Guthabenwerkehr wichtigsten Termini für die Zahlung festgestellt: 
fhcfUli(J1)'X8'J) c:lr; ul C!1]iUJ(JW'J) 0 bc:iva aeraßnr; X, das ist der Buch­
oder Quittungsvermerk für eine körperlich geleistete Getreidelieferung, 
die im Wege des Zumessens erfolgte. ,ac:reüv ist hier, wie ich hinzufüge, 
nicht nur der ägyptischen Amtssprache eigen, sonelern der allgemeine 
Ausdruck der griechischen und römischen Rechtssprache für die Über­
gabe einer Quantität vertretbarer nach Maß bestimmter Sachen 2• 

Dagegen ist bwad}).av nach PEEISIGKE der Ausdruck für eine Zah­
lung, die mit Wegschrift von einem Girokonto vor sich geht: Olwra}.r;aav 
Dir; ro ör;,a6awv ano fHpawr; Llwvva!ov aeraßm X wird heißen: Ein­
gezahlt sind an die Staatsspeicher durch \Veg:o;chrift vom Girokonto des 
Dionysios X Artaben. Während diese Einzahlung von Steuern zum Gut­
haben des Erbebers noch nicht notwendig das Girowesen voraussetzt, 
ist dieses notwendig mit dem Fernverkehr der Steuererheber gegeben. 
Schätzungspflicht und Steuerpflicht sind am Heimatsorte zu erfüllen; 
der außerhalb Niedergelassene steht gleichwohl in der Hebeliste des 
Heimatsorts. Um den auswärts Niedergelassenen die \Veiterungen der 
Reise in den Heimatsort zu ersparen, vereinnahmt der Erheber des 

legende Satz bei GArus doch wahrscheinlich seiner republikanischen Vorlage an­
gehört und also nicht für das z. Jahrh. p. C. allzu ernst genommen werden darf, 
wird m. E. bei DERNBURG (Kompensation S. 31), ErsELE S. rgf., APPLETON, Bist. 
de la comp. p. 96 verkannt. 

1 V gl. auch die vorsichtige Fassung bei \V ENGER, Stellvertretung 94 f. 
2 Vgl. einerseits das Pachtreglement von Arkcsine IG. XII 7 n. 62 l. 21 

~ Ditt. Syll. 531; andererseits die bekannte römische Verwendung des aclmetiri 
Jer J uristcnsprache. 
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Niederlassungsortes die Steuerzahlungen, bezeichnet sie als solche, die 
er für einen andern Ort eingezogen hat, und nach dem Monatsbericht 
der Steuererheber beider Orte gleicht der gemeinsame Oberbeamte, 
in den Beispielen die Gaubehörde (ßar.JlAtr.o; yga,u,t.wuv;), die Eingänge 
aus den verschiedenen Orten aus. Die urkunden BGU. ro8g. rogo 
Oxy. III 517 finden dabei eingehende Erklärung. - Entsprechend 
wird der Fernverkehr der Privatleute, der unserem Postanweisungs­
verfahren ähnelt, vorgeführt: Amh. II 122 als Quittung des Empfangs­
speichers zu Händen des Einzahlers, die geschehenen Einzahlungen 
bestätigend - P. Fay. r6 ein Dienstscheck, mittels dessen der erste 
Staatsspeicher die Einzahlung an den Staatsspeicher des Zahlungs­
ortes überweist - P. Lond. II p. go nr. 315 eine dienstliche Rück­
meldung des Speichers am Zahlungsort an den Speicher des Aufgabe­
orts über die Erledigung des Dienstschecks. In dieser letzten Urkunde 
wird zum ersten Mal der eigenartige Sprachgebranch beobachtet, 
der den Einzahler im Genetiv mit ou1 einführt (dr:; 'OvJ'Wtp(!t[v] [1I]av­
ecp[!l5,uwwr; Baxx( uibo;) rhyt( oatwv) ot( a) [yf5]wgywv .Dmvon( a{ov) 
N1]aov · · ·: an Onnophris in Bakchias durch die Staatspächter von 
Soknopaiu Nesos). Drei solche Rückmeldungen über Zahlungen an 
denselben Empfänger sind in P. Grenf. II 47 vereint, obwohl sie 42 
Tage auseinanderliegen. Als ähnliche Rückmeldungen werden BGU. 
67, Lond. II p. 92 u. 346a-c betrachtet. 

In einem Abschnitt 24 stellt P. die beiden Urkunden Oxy. III 517, 
Lips. 1 II2 als Belege für beschränktes Verfügungsrecht von Guthabens­
inhabern zusammen. - Lips. rrz enthält die Anweisung zur Zahlung 
von dem Guthaben eines Römers Claudius Munatianus. Die Anweisung 
ist hier von dem Vormund des Guthabensinhabers unterschrieben und 
wohl als einer der Fälle aufzufassen, in denen der Vormund den Mündel 
vertritt. In Oxy. III 517 handelt es sich um einen der Fälle, in denen 
die Zahler vom Guthaben eines anderen an einen Dritten überweisen. 
Daß hier nur die beiden auftretenden Zahlenden unterschreiben, deutet 
P. mit einem Verfügungsrecht, das sie am Guthaben des Dritten auf 
Grund Pfandrechts haben, was wenig wahrscheinlich ist, da ein solches 
Recht zur Verfügung über das fremde Guthaben dann wohl doch in 
der Urkunde angedeutet wäre. 

Besonderes Interesse bieten dem Juristen die Anweis~mgen, welche 
die eine Zahlung bewirkende Partei an den Zahlungsempfänger oder 
an den Bezogenen sendet. Diese owaroAtr.a können Giroanweisungen 
oder Schecks sein, ohne daß die antike Terminologie oder das Ur­
kundenwesen einen äußeren Unterschied zwischen beiden machte 
- wir selbst machen ihn ja auch nicht, sprechen vielmehr ganz ge­
läufig von den roten "Schecks" der Reichsbank, obwohl sie Giro­
anweisungen sind. Der Verfasser erläutert zunächst die verschiedenen 



166 Verstreute kleinere Schriften. 

Typen der "Giroanweisung" 1 an den Speicherbeamten und gibt dann 
eine genaue Exegese des wichtigen Privatbriefes Oxy. III 533· Dabei 
macht sich störend geltend, daß P. nicht WENGERS eingehende Be­
handlung der Urkunde in Stellvertretung S. 22 gff. berücksichtigt. So 
ist die Ö'rfpoa{wau;, durch welche die Anweisung auch nach dem Mo­
natsanfang des Phaophi Wirksamkeit erlangen soll, von WENGER als 
öffentliche Eintragung der privaten schriftlichen Anweisung gefaßt, 
während P. darin eine schlichte Einreichung bei dem Staatsspeicher 
sieht. Auch bei der Erklärung der Rolle, die der Rechtsbeistand Pane­
chotes in diesem Briefe spielt, vermißt man ein Eingehen auf WENGER, 
Stellvertretung S. 230, 4· Interessant, wenn auch für den Leser der 
Originale nicht neu, ist die Bemerkung über die regelmäßige Unter­
siegelung der Giroanweisung (S. 128). P. berichtet aus seiner Erfah­
rung mit der Urkundenedition, daß Reste von Siegelerde überaus 
häufig in den Falten der Urkunden geblieben sind und daher wohl 
anzunehmen ist, daß auch die Giroanweisungen regelmäßig gesiegelt 
waren, damit dadurch ihre Echtheit beglaubigt würde. 

In Abschnitt 28 bespricht P. die überlieferten Schecks (Oxy. 516. 
620) und deren eigenartige Präsentationsvermerke, in welchen der 
Zahlungsempfänger (ohne Datum) unterschreibt, daß er den Scheck 
"eingereicht habe". Die Bedeutung dieses unterschriftliehen Vermerks 
wird darin gesehen, daß er die Umlaufszeit des Schecks beendige, 
eine zweite Vorlegung desselben Schecks zur Zahlung abschneide und 
gleichzeitig eine schriftliche Erklärung des Präsentanten darüber dar­
stelle, daß Präsentant sich als der im Scheck bezeichnete Zahlungs­
empfänger vorgestellt hat. Von diesen drei Zwecken ist der erste nicht 
unbedenklich. Wir wissen noch allzuwenig von der praktischen Ver­
wendung dieser /Jtam:oAtxa, um die Möglichkeit heute ausschließen 
zu können, daß der Präsentant des Schecks diesen oder eine von dem 
Speicher ihm darüber ausgefolgte Urkunde nach der Präsentation be­
halten konnte, um vielleicht seinerseits an einen Dritten über die 
ihm zustehende Zahlung aus dem Speicher zu verfügen. Der Präsen­
tationsvermerk in Oxy. 613 enthält ja tatsächlich neben dem Präsen­
tationsbekenntnis (bc~vsyxa) eine besondere Oberweisungsaufforderung 
des Präsentanten: bn}vsyxa xai Ötaard6v pot ... 

Einen Inhaberscheck nennt P. eben diese Urkunde Oxy. III 613. 
Das ist sie schwerlich. Denn zur Anweisung auf den Inhaber fehlt so­
wohl der Anweisungsbefehl wie die ausdrückliche Verweisung auf 
den Überbringer. Die Urkunde stellt vielmehr das öwadJ...).sw als 
geschehen hin : 

1 Daß der Verf. auch eine an den Angewiesenen unmittelbar und nicht an 
einen Anweisungsempfänger begebene Urkunde als Anweisung bezeichnet, wird 
der juristische Leser bemerken. 
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Llu!a-r(a},xev, so P., GRENFELL-HUNT -6),'Y}) (nveov) ysv-lj(p,aw~) t1] 
(lhov~) ':4.v-rwvfvov Kataaeo:; wv xvefov t5t(a) at-ro},(6ywv) ':4vw -ronae­
x(ta:;) Mov{p,(ov) -r6n(wv) ,1wya:; ':4p,oh(o~) },otnov fHp,(a) (ae-raß1JY odet 
GRENF.-HUNT ae-raßf)) a. (z. Hd.) cptM~eYO:; 0 xai (/)t/c{axo:; Llwvva{ov 
en-/jvs[y ]xa Xat t5ufaUA(JY ,uot "l"~Y en' ovop,a-ro:; LJwya-ro:; ':4.,uo<t>TO:;. 

Ein Scheck kann hier m. E. nicht vorliegen, da einmal die üb­
liche Adressierung an die Sitologen fehlt, außerdem aber das (Jta­
o-rBJI.iisw, das in der Anweisung stets Handlung der Sitologen istl, in 
diesem Falle schon in der Vergangenheit liegt. Unter allem Vorbe­
halt möchte ich diese Urkunde so deuten: Diogas hat an Philaxenos 
einen Scheck über sein restliches Guthaben gegeben. Philaxenos hat 
diesen zunächst präsentiert, und der Scheck selbst ist mit dem Ver­
merk en-ljveyxa des Philaxenos an den Speicher gegeben worden. Da 
aber Philaxenos selbst nicht sogleich Zahlung verlangt, gibt der Sito­
loge eine Bescheinigung über die Entgegennahme der Anweisung zum 
btaadAAsw. Diese Bescheinigung legt Philiskos später vor und ver­
langt die Zahlung. Wäre diese Deutung richtig, dann hätten wir prak­
tisch eine Akzepturkunde des Speichers, oder mindestens, wenn wir 
diesen als vorschnelle Modernisierung gefährlichen Begriff meiden, 
eine Urkunde, durch welche der Speicher bekundet, daß er von dem 
in ausreichender Höhe vorhandenen Guthaben die btaaTOA1J zugunsten 
des Anweisungsempfängers vorgenommen habe und den Betrag zu 
seiner Verfügung halte 2• 

Den Anweisungen im privaten Guthabensverkehr stellt P. die 
Kassenverfügungen gegenüber, welche im Formular jenen vielfach 
ähnlich sind: Ein Beamter richtet hier einen Zahlungsantrag an einen 
Sitologen, ein zweiter Beamter, der als enaxo}.ov{}wv bezeichnet 
wird, nimmt seinerseits diesen Antrag auf, indem er mit dem Befehl 
p,e-re1Jaov seinerseits die Verfügung zur Auszahlung gibt. Diese Kassen­
verfügung heißt, wenn sie von Privaten, die Rechnungen präsentieren, 
nachgesucht wird, öfters emadii?csw, enta-ra.},,ua. 

Unter dem Ausdruck "Speicherbescheinigtmgen" faßt P. kurze 
Bescheinigungen über Einzahlungen an den Speicher zusammen, die 

1 Oxy. 516, 6I6, 620, 973. Ostr. II64, Lips. I I4, II5, I I6. Der Brief Oxy. 
533 kommt nicht in Betracht, weil hier nicht der Geschäftsstil der Anweisung 
vorliegt. 

2 Es mag erlaubt sein, hier auf den in dem französischen Bankverkehr der­
einst ganz üblich gewesenen Visumvermerk der Bank (bon a payer) zu verweisen. 
Er wurde vom Angewiesenen auf den ihm vorgelegten Scheck gesetzt, nicht um 
eine Akzeptverpflichtung gegen den Angewiesenen zu begründen, sondern nur um 
das Vorhandensein von Deckung zu bescheinigen, um für einen späteren Umlauf 
des Schecks Vertrauen zu erwecken, vgl. LvoN-CAEN, Droit commercial (r884) 
vol. I p. 740 nr. I34I. Seine einstige juristische Bedeutung hatte der Vermerk 
schon r865 verloren, durch Abschaffung des delai de vue, d. h. der Kündigungsfrist. 
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entweder an den Einzahler als Quittung oder an den Guthabens­
inhaber als Avis über die vereinnahmte Zahlung zu denken seien. 
Hierher gehören einmal die kurzen Quittungen auf Ostraka, wie Ostr. 
Wilck. II 701, Arch. V 174 nr. I5-I7, andererseits Urkunden über 
Zahlungen oder Anweisungen Privater. 

Im folgenden beschäftigt sich der Verfasser mit der Exegese ein­
zelner technischer ·wendungen in den Urkunden, die zum Teil der er;.;ten 
Auffassung Schwierigkeiten machen: die Zahlung slc; rov 15siva, Zahlung 
clc; ovo,uu. oder clc; 6v6,au.Toc;, Zahlung 15ta TOV 15civu., Zahlung vnde TOV 
15siva, vom Zahler gesagt, Zahlung V"JrEQ TOV osivu., vom Empfänger ge­
sagt, Zahlung vniog TOV 15sii'U., mit Bezug auf den Etatstitel für den 
geleistet ist, ferner die Zahlung roii bsiva mit Nennung des Zahlers, 
Zahlung rov 15civa mit Xennung des Empfängers im Genetiv, usw. 
Wer in der Durcharbeitung der Urkunden steht, wird dem Verfasser 
für die entsagungsvolle Kleinarbeit dieser Abschnitte besonderen Dank 
wissen, zumal überall neue und vielfach recht scharfsinnige Be­
obachtungen mitgeteilt werden. 

Die Darstellung des Korngiro schließt mit einer Ausführung über 
die Buchführung des Staatsspeichers und die Nachprüfung dieser Buch­
führung durch die Aufsichtsbehördc. Eine besondere Erwähnung ver­
dient Abschnitt z6 über die Lagergebühren. 

Nach Auffassung des Ref. hat der Verfasser seine These zum Korn­
giro voll erwiesen. \Venn ein einziges grundsätzliches Bedenken nicht 
unterdrückt werden soll, so ist es nur dieses: der V crfasser ist durchweg 
geneigt, auf den Guthabensverkehr und das Girowesen den Ton zu 
legen; dabei kommt manchmal die Möglichkeit zu kurz, daß die Über­
weisung von einem Guthaben zum Zwecke der körperlichen Auszahlung 
erfolgte. Der Verfasser ist m. E. deswegen nicht zu klarer Auffassung 
eines interessanten Falles gekommen, der in den Urkunden mehrfach 
hervortritt: A. zahlt vom Guthaben des B. an C., oder die Urkunde sagt, 
daß durch A. vom Guthaben des B. an C. gezahlt wird (Oxy. III 517, 
PREISIGKE S. II1, Lips. rr6, r. Hand, Oxy. III 614, PREISIGKE S. 143). 
In allen diesen Fällen liegt m. E. die Deutung am nächsten, daß die 
Anweisung vom Guthaben des zahlenden B. an A. mit dem Gedanken 
gegeben wurde, daß A. die Zahlung abheben und nicht gutschreiben 
lassen würde. Wie schon oben zu P. Oxy. 613 ausgeführt wurde, präsen­
tierte wohl A. den Scheck, ohne ihn sogleich abzuheben und wies dann 
seinerseits den C. auf die Zahlung oder zur Gutschrift auf das Konto 
des C an. Daß Oxy. 613 vielleicht als eine an A erteilte Bescheinigung 
des Speichers über die Abschreibung vom Konto des B. zu denken ist, 
wurde oben schon gesagt (S. 167). 

Bevor der Verfasser in die Darstellung des Geldgiros eintritt, geht er 
erneut und in selbständiger Weise auf die verwickelten juristischen 
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und verwaltungsgeschichtlichen Fragen ein, welche die Bedeutung 
der Hauptressorts des ptolemäischen und römischen Finanzwesens in 
Agypten betreffen: was ist r'Hoin1]r.Jt;, ßaathuov und U5wc; }.6yoc;? 
Zu den in den letzten Jahren aufgestellten Theorien über die Rechts­
natur des ßamAtnov und des Yow; },(5yo; in ptolemäischer Zeit fügt 
Verfasser eine neue. Yowc; }.oyo; sei zunächst das Sonderkonto des 
Königs bei der Staatskasse. Das ßamlctuov sei das königliche Hausgut, 
nicht das Staatsgut. o JT(!cJ<; rrp lMr.p ).6yr.p sei der Hausgutminister, 
o Yow; },6yo; die amtliche Bezeichnung für das Hausgut. Wie der Ver­
fasser sich für diese rechtliche Auffassung des ßamhn()v auf MITTElS 
als Meinungsgenossen berufen will, ist mir unverständlich. Für MITTElS 
ist der römische Yowc; Myo; eine Unterabteilung des Staatsgutes, mit 
der römischen Eroberung sei der Yow; ).oyoc; fortdauernd dem allge­
meinen Begriff des Staatsgutes unterfallen (Priv.-R. I, 358, A. 24); 
offenbar ist für MITTElS eben ßamhn6v das ptolemäische Staatsgut (vgl. 
356, A. 70). Und nur diese Auffassung vermeidet die sachlichen Schwie­
rigkeiten, die sich sofort einstellen, wenn man TcJ ßamAtnOJ' mit dem 
Verfasser als ptolemäisches Hausgut versteht. Denn dann wären alle 
Konfiskationen zugunsten des ßam!.tu6v für das königliche Haus­
gut und nicht für den ptolemäischen Staat erfolgt, die Tempelgüter 
ständen nicht in Staatsregie, sonelern in der des Hausgutes (z. B. 
Tebt. 5, 54), der Dioiketes in P. Tebt. 27, 25, 68 müßte sich statt mit 
einer allgemeinen Ordnung der Beitreibung von Staatseinnahmen nur 
mit dem Hausgut beschäftigen-- der Verfasser hat es leider unterlassen, 
die Konsequenzen seiner Anschauung im Zusammenhang vorzulegen. 
GRENF. II 37 allein kann keinesfalls eine so wesentliche Anderung 
unserer gesamten Quellenauffassung begründen. Dort wird die Er­
nennung des neuen olnovr5rw; dem smaTaTIJC: 'KWflfjc;, dem ßaathno; 
yeafl,uauv; und ToJToyea;.t,Ltu..u:vc;, dem nw,uoyqcl,U,i.WTE:vc;, dem ano}.oyo; 
und T(!aJTc(irl)C:, dem Altesten der Königsbauern und "den andern mit 
dem Königsgut geschäftlich befaßten" (rolc; lD.I.ot; To'i; nl ßamhna 
JT(!ayflauvo,llivot;) mitgeteilt. P. sagt: dieses Ta ßamhua bedeutet hier 
keineswegs "Staatsdienst", denn daß der ßaatAtnclc; yeu,u,uauvc; und die 
übrigen Beamten Staatsdienst verrichteten, sei selbstverständlich und 
keiner besonderen Erwähnung wert. Aber hier sollte die nebenamt­
liche Tätigkeit betont \verden: diejenigen (J.A/.m sollen in Betracht 
kommen, welche wie die vorgenannten Beamten nebenher Geschäfte 
des Hausgutes zu besorgen haben. M. E. ist hier aus einer einfachen 
Wendung allzuviel herausgelesen: 7rf!C1Yflauvwßw Ta ßam},tua heißt 
eben die geschäftliche Bcfassung mit staatlichen Finanzangelegen­
heiten. 

Weil der Verfasser den Yowc; ).6yoc; oder das ßam),tn6J' als ptole­
mäisches Hausgut faßt, deswegen gelangt er dazu, den Beamten o Jrgcl;u{> 
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lMcp J.oy(p, als Hamgutminister, der selbständig neben dem Finanz­

minister (bwt%1(n);;) stehe, anzusprechen. Der 1\.ef. kann dagegen nur 

darauf hinweisen. daß wir von einer selbständigen Verwaltung, einer 
selbständigen Kasse, wie vom Grundbesitz des [bw; J.6yo; nicht:-; 

wissen. ~achweisbar ist nur, daß ein rechnerisches Sonderkonto des 
[(Jlo~ /.c)yo:; besteht. So weit, mit P. l\1EYER den l'öw; lc6yo;; geradezu 

als Ressortbeamten der bwi'KI)cn:; zu bezeichnen, brauchte man aller­
dings nicht zu geher1. 

Für die Bodenkategorien der römischen Zeit will Pr. scheiden: 

ßam}.t%~ ytj und ui5mu.%1J yij als Unterteile des Hausgutes (tow;; 
},()yoc;) die erstere, der Grundbesitz des alten Königshauses, die 

ovaw'KrJ yij als neuenvorbene Güter, beide zusammen als kaiserliches 

Hausgut unter dem [r5wc; l.r)yo:;. Jedenfalls sei die CJI),aoa[a yij und 

die ßu.m}.L%1) yij zu scheiden: außer auf die von \\'rLCKEN, Archiv 5, 

278 berufenen Stellen verweist der Verfasser auf Oxy. 8gg, 22 (zoo 

p. C.), wo auch die ßaat}.t%~ und b11,uoaiu. yij voneinander deutlich 
getrennt werden. Diese Auffassung PI<.s wird man gegenüber MITTEIS 

(Priv.-R. I 356, zo) bemerken. Auch der 1\.cf. konnte sich nie des 
Gedankens erwehren, daß unter den verschiedenen Namen - man 

vergleiche schon die altbekannten Urkunden BGU. 285. 56o -- sich 

verschiedene Dinge verbergen müssen. 
Angesichts der noch dunkelen Gnterschiede, die zwischen den ein­

zelnen Bodenkategorien und Ressorts bestehen, hat es nur beschränkten 

\Vert, wenn der Vf. beobachtet, daß die Erbpachtangebote für ßu.­
atAl'KIJ yij in Oxy. 72r. 835 descr. an den idiologus gerichtet sind. 
Ist es denn sicher, daß dieser den Zuschlag erteilen sollte, oder wäre 
es nicht möglich, daß er nur Zustimmung zu der Vererbpachtung geben 

sollte? Oxy. 721 ist ja gar nicht vollständig erhalten, und 835 descr. 
nur im Auszug publiziert. Die Schlußworte dieser Urkunde, die in 

not. ad l. 14-15 zu 721 abgedruckt sind, deuten jedenfalls mehr in 
dieser Richtung, auf ein bloßes enu.'KoAovfJELV des idiologus bei der 

Vcrerbpachtung, wie ein solches auch in BGF 156 (a0 zor p. C.) vorlag. 
In der Darstellung des Geldgiroverkehrs ist wieder die Giroanweisung, 

der Scheck, die Girobescheinigung, die Quittung geschieden. Die Be­

griffe ÖLcyßo?.lj (bare Zahlung von der Bank). ftErußo).~ (Umbuchung) 
werden erklärt. der Fernverkehr der Steuererbeber wie der Privat­

leute und Gemeinden wird an der Hand von P. Tebt. 39I und Fay. 87 
dargestellt. Den größten Raum nimmt in diesem Teil natürlich die 

Lehre von der l'nayQarp) ein. Hier soll nur auf wenige Auslegungsfragen 
genauer eingegangen werden. 

Anscheinend große Schv,:ierigkeiten entstehen dem Verfasser au:-; 

den Urkunden Fay. g6, Tebt. 395· Beides sind owyQarpu.i im bekannten 
Stil dieser Urkunden (Datum - ou1 rr); rov fkivu. TQo.ni!;r1;. o ÖE'iva 
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-cwt be"ivt. anexsw der zweite vom ersten - Betrag causa). In 
beiden Urkunden handelt es sich um Leistung von Öl. Der Verfasser 
deutet beide Urkunden sehr gezwungen, indem er aus der -ceansCa 
in Fay. 96 ein Rentamt eines Gutsherrn macht, während er in P. 
Tebt. 395 die bankmäßige Behandlung der Urkunden dadurch er­
klärt, daß ältere bwyeacpa{ durch die neue bwyeacpfJ in ihrer Geltung 
beseitigt werden. Vorsichtiger wäre es, dahingestellt zu lassen, ob 
der Bankier nicht auch mit einem Aufrechnungs- und Überweisungs­
verkehr für Öl zu tun haben konnte. Wenn der römische argentarius 
nicht nur die Aufrechnung für Geld und Getreide, sondern auch für 
Wein durchführte (GAr. IV, 66), ist die Möglichkeit nicht auszuschließen, 
daß auch das Öl eine ähnliche Rolle im ägyptischen Verkehre spielen 
konnte1 . Daß der Trapezit dabei selbst "literweise bestimmte Mengen 
von verschiedenen Ölen" verabfolgte, wäre damit noch nicht notwendig 
gesagt. Die stellvertretende Buchführung, die der Bankier für seine 
Kunden ja zweifellos mitbetrieb, kann hier dazu geführt haben, daß 
formell, im Stil der Geschäftsurkunden, auch Leistungen als durch 
die Bank bewirkt erscheinen, die zwischen den Parteien ohne Mit­
wirkung der Bank vollzogen und nur durch die Bank mitbeurkundet 
werden. Aber auch diese Erklärung darf heute kaum mit dem An­
spruch auf ausschließliche Geltung auftreten. Der römische Bankier 
betreibt oft den Silo neben der Bank, vgl. oben S. 163 A. 2. Daß es 
in Ägypten anders gewesen sei, beweisen die Papyri noch nicht. 

In der Darstellung der &ayeacpfJ fordert manches Erwähnung. 
MITTElS hatte zunächst die Bedeutung der Otayeacpr] (lat. perscriptio) 
als einer Zahlung erkannt und dabei schon die Frage gestellt, ob Ota­
yeacpsw nicht "auch die giromäßige Überschreibung von einem Konto 
auf das andere bedeute." Der Verfasser führt zunächst aus (S. 149, 
r8r), daß der Zuwachs des Materiales diese Frage voll zu bejahen 
gestatte. Dann definiert er die &ayeacpfJ geradezu als "Zuschreibung 
selber," sieht in ihr die "einfache Girozahlung" oder die "selbständige 
Girobankbescheinigung". Wenn wir dabei die ganz unklaren Para­
phrasen der &ayeacpfJ als "buchmäßige Besitzübertragung" und die 
nicht notwendig hierher gehörenden Bedeutungen der btayeacpfJ 
als "Erbpachtübereignung" und "Kassenanweisung von seiten des 
Steuereinnehmers" beiseite lassen, kommen wir durch PREISIGKE zu 
einer erneuten Feststellung der Erklärung, welche schon MITTElS nach 
dem Stil der Ötayeacpa{-Urkunden gegeben hatte: sie sind zunächst 
als Auszüge aus dem Geschäftsbuch zu erkennen, welches der Tra­
pezit führt (Trapezitika 32, PH.ElSlGKE S. 219, 314f.). Die Elemente 

1 Auch das Öl könnte ebenso hierher gehören wie der gewöhnliche \Veizen 
und der Landwein, vgl. oben S. 163. Für das Öl ist der oben erläuterte Zusammen­
hang von juristischer Sachgattung und Wirtschaftsgebiet durch D. 33, 6, 4 belegt. 
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dieser Einträge in den Trapezitenbüchern finden sich m. E. tatsächlich 
schon in Athen im 4· Jh. v. Chr. Dort steht das Guthaben, von dem 
Zahlungen zu bewirken sind, neben dem im Nominativ gesetzten Namen 
des Inhabers: Avxwv 'H eux},Ewrr;c; xtAtac; s;w-watac; TEHaQaXOJ!Ta (Dem. 
or. 52, 6). Der Zahlungsempfänger steht im Dativ (Dem. or. 52, 4· 6. 
or. 49, 8). teils, wie es scheint, schon asyndetisch (Dem. or. 49, 9: 
Tt,uMJwc; "Avu,uaxcp, wenn ich das Referat richtig verstehe), teils noch 
in besonderem Satze (Dem. or. 52, 4· 6: up r'kiv1. 1hooofJvat Ösi). End­
lich zeigt auch schon der attische Eintrag im Buch des Bankiers den 
Vermerk, aus dem sich später die praktische Verwendung der &a­
ycu.rp~ als Geschäftsurkunde entwickelt: schon der attische Bankier 
vermerkt oft die causa der Zahlung ((rfjv xcdav clc; f}v ü~q{}rJ rd ae­
yvgto}', Dem. or. 49. 30. - Ol yae rcanE(irw Elw{}aaw VJTOfll'~lWTa 
ygaqJwß1u wv u: otö6aat xeYJ,a6.rwv, xcti dc; ß n, xai rJJv av uc; rs{}fjrm, 
Z/ n u.i'n:oic; Yl'W(}l,WZ ra rs AY)rpfHvra xai Ta uJHvw neue; wvc; Aoyw­
flOVc; (Dem. or. 49, 5). 

Dabei heißt jeder dieser Eintragsposten, der Name des Guthabens­
erhebers wie der des Zahlungsempfängers wie der Eintrag über den 
Zweck der Erhebung ein vno,Ul'r),U(l (Dem. or. 49. 5· 8. 30). Ganz ent­
sprechend werden noch die öwycarpa{ unserer Papyri aufzufassen sein. 
Also der Nominativ des Zahlers neben dem Dativ des Empfängers 
ist nicht eine verkürzte Briefadresse, sondern, wie der Verfasser mit 
Recht ausführt, ein wörtlicher Auszug aus den Kolonnen des Bankiers­
geschäftsbuchs (215ff. 314. 318). Wer auf sinngemäße Interpunktion 
hält, müßte daher schreiben, z. B. in P. Lond. II nr. 317 (a0 • 156 p. C.): 
!lta n}:; ... rgrmiCrJc;. "Avovßiwv "APovßiwvoc; Jvfc;.trfElrrJc; dno yvpva­
a{o( V) v[ac; ano{xov 'HUov noALV (l. noJ.EWc;). Aaßr5tu "Avovßiwvo:; f.t1]­

T(!Oc; TvErpEgw(wc;). Ms,arpdrn raxuow(v). Aomov u,uijc; oii swvJ)Tat usw. 
Der Verfasser trennt in der I~egel nur die Angabe über die Zahlung und 
ihren Zweck von den Namen der beiden bei der Zahlung beteiligten Par­
teien (&a rijc; rermeCrr;. "Avovßiwv ... "1aß6m, },omov u,ufr; ... ). Aber 
vereinzelt setzt er korrekt den Punkt zwischen Nominativ und Dativ, 
vgl. S. 313. 

Wie diese Bank-owyearp~ mit den Kasseneinnahmeverfügungen 
zusammenhängt, welche im ptolemäischen Staatserbverpachtungsver­
fahren und auch bei der Steuererhebung vorkommen, ist heute noch eine 
ganz dunkle Frage. Der Verfasser hat sich damit begnügt, neben die 
Bankurkunde die eigenartigen owyearpat zu stellen, in denen eine Be­
hörde oder ein Steuerpächter einen Trapeziten anweist, einen Betrag 
entgegenzunehmen. Bei dem Erbpachtabschlusse sieht der Verfasser 
in der öwygarp~ eine "Erbpachtübereignungsurkunde" und zugleich eine 
"Kassenverfügung", die vom Erbpächter bei der Kasse zu präsentieren 
ist. Jedenfalls könnte eine Brücke zur Bank-&aycarpl'j nur dann ge-
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schlagen werden, wenn wir irgend etwas Sicheres darüber wüßten, ob 
die Bank-ouzyea<pui praktisch den Zwecken einer Anweisung dienen 
konnten. Wohl zu beachten ist auch, daß das \Vort owyea<p~ schon bei 
dem attischen Staatspachtvertrage über Bergwerke in der Bedeutung 
einer Übersicht über Staatspächter vorkommt, Harpokr. V. owyeurp~.­
Übrigens übersetzt der Verfasser bei der \Viedergabe von BGU. 992 die 
den Zuschlag beurkundende Klausel 6 <p' ([; x vg t.E va E l ri'; s o war a'Asiar; s 
?'IJ:; % a 1}' a %(}.;, 0 [ ag xa '[ 0 l ;.c V(! lO l E 'K E Y.TI]VTO in der üblichen 
\Veise, als wenn damit auf das Recht des Vorbesitzers, also des Enteig­
neten, Bezug genommen wäre 1 . Aber P. Elephantine 14, l. 23 spricht 
klar von o[ nl_.!t'inot %VI]l0l, und in den ;.c(JI]lOl ai_.!Xaiot liegt auch mehr 
als nur "der Vorbesitzer". Der Erwerber soll Eigentum (nur belastet 
durch den Erbpachtzins) haben, "wie der erste Eigentümer". Er soll 
also originär Eigentum am Grundstück erwerben, sicherlich in dem 
Sinne, daß jedes bessere 1\.echt eines Dritten durch den Zuschlag unter­
geht. So ist es schon altgriechisches Recht bei den owu6neara, d. h. 
den vom Staat verkauften konfiszierten Gütern 2. :Möglicherweise muß 
der Erwcrbcr in BGU. 156 - gerade weil er unter dem Schutze dieses 
privilegierten öffentlichen Erwerbes steht - ein besonderes Gewähr­
schaftsgcld (ßsßmwrtr.6v) 3 zahlen, das nach Lage der Sache doch wohl 
keine besondere Abgabe für die übliche Grwährschaftspflicht sein kann, 
die jeder Verkäufer übernimmt, sondern nur eine Abgabe für die bc­
c;ondere Sicherheit, die der Erwerber bei dem öffentlichen Verkauf 
aus der Hand des Staates oder des kaiserlichen Hausgutes genießt. 
Sehe ich recht, dann hat in Ägypten von jeher der Satz des altgriechischen 
Rechtes gegolten, den die Byzantiner4 ins römische Reichsrecht rezi­
pierten, nachdem er durch die kurzen Verjährungsfristen des edictum 
divi Marci (Inst. 2, 6, 14. Cod. Iust. 2, 36 (37), 3, vgl. auch Cod. 2, 

50 (Sr), 5) auch im römischen Fiskalrecht angebahnt \vorden war. 
Die Kassenverfügungen (owyearpa{) des ptolemäischen Steuer-

1 Vgl. auch P. Paris. 62 col. 8 I. Iqf.: oZ Tc ßovA6fUoVat ur~aaa{}m Tt TWV 
&ua{wr; [nw}.ov,uivw ]v ov aur;p){}~aovrw rov Tot6mov "enua{w~ nwAsiafJm" be­
<leutet hier die Veräußerung mit selbständig rechtsbegründender \Virkung, vgl. 
(~riech. Bürgschaftsrecht r, 343 A. von S. 342; RABEL, Verfügungsbeschränkun­
gen des Verpfändcrs 21. Ob die Bestimmung im Amnestiegesetz EuERGETES li (a 0 • 

11il, Tebt. 5 col. IV, I. 99ff.) nur den Rechtssatz einschärft oder ihn ausdehnt, 
ist nicht ersichtlich, da wir nicht wissen, ob nur der öffentliche, mit neou~ev;L~ 
erfolgte Erwerb die 'Wirkung hatte, selbständiges Herrschaftsrecht entstehen zu 
lassen. 

2 Vgl. dazu THALHEIM art. Or],Ut6neara in PAULY-\YrssowA. Derselbe Rechts­
satz muß voransgesetzt werden, wenn :;-.;-otare in Jasos das av,ußsßwovv bei dem 
öffentlichen Verkauf konfiszierter Güter übernehmen, Ditt. SylJ.2 II = Griech. 
Dial.-Inschr. 55I5 l. 32ff., dazu Bürgschaftsr. I, 358, r. 

3 Dazu und zur bisherigen Literatur der Frage PREISIGKE S. 202, 3· 
'1 Cod. 7, 37, 2 pr. (ZENO), c. 3 eod. Inst. 2, 6 ult. 
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pächters und des römischen Steuererhebcrs und Pächters führen den 
Verfasser zu einer interessanten Darstellung des Giroverkehrs der Er­
heberkonten, auf deren verwaltungsrechtliche Einzelheiten einzugehen 
hier zu weit führen würde. 

Der vierte, umfangreichste, Teil des Buches handelt vom Giro­
banknotariat. Der Verfasser tritt hier auf ein Gebiet, auf welchem durch 
treffliche juristische Monographien der jüngsten Zeit ein gut Stück 
Arbeit geleistet war: nicht nur die grundlegenden Arbeiten von Mn­
TEIS, WrLCKEN und GRADEXWITZ, sonelern auch die eingehenden Dar­
stellungen von GEEHArm, P. MEYER (über das Urkunclenwesen), Ko­
schaker (Der agxt.l'nxaanjc;, Z. Sav.-St. z8. zg), LEWALD, EGER (über 
das Grunclbuchwesen) hatten hier die .:VIaterialzusammenstellung wie 
die Durehelenkung der rechtlichen Fragen so weit gefördert, daß ein 
hochgespanntes Maß von Anforderungen sich gegenüber jeder neuen 
Arbeit ergibt, welche einen bedeutenden Fortschritt unserer Kenntnis 
darstellen will. Der Verfasser kennt auch hier die einschlagenden Quellen 
musterhaft. Aber in der Verarbeitung macht sich doch oft störend 
geltend, daß er die bedeutende Kleinarbeit seiner Vorgänger nicht 
immer so vollständig heranzieht, wie es im Interesse der scharfen 
Durehelenkung jeder Frage wünschenswert wäre. Manche Auseinander­
setzung, die jetzt notwendig wird, hätte dadurch erspart werden können, 
und die Darstellung des Verfassers selbst hätte dadurch vor allem 
an Kürze und Schärfe gewonnen. Auch eine nähere Bekanntschaft 
mit modernem Privatrecht wäre für eine Darstellung wertvoll ge­
wesen, die so, wie sie vorliegt, einige Zumutungen an die Geduld des 
deutschen - und wieviel mehr eines ausländischen! - juristischen 
Lesers stellt. 

Der Verfasser hat in diesem Teile seiner Darstellung eine Reihe neuer 
Behauptungen aufgestellt, die hier ohne Rücksicht auf die Gedanken­
folge der Darstellung herausgehoben sein mögen. 

Zunächst über das Verhältnis von Notariat und Archiv. Bisher 
war herrschende Meinung, daß die Agoranomen der ptolemäischen wie 
der römischen Zeit nicht nur Notare, sondern auch Vcnvahrer der 
von ihnen aufgenommenen Urkunden sind. So sprach noch KoscHAKEE 
von den "Archiven" der Agoranomen. P. nimmt nun die Feststellung 
von GEEHARD auf, daß für eine Verwahrung der Urkunden bei dem 
ptolemäischen Notariate die Anhaltspunkte fehlen, und behauptet: in 
ptolemäischer Zeit sind ausschließlich zwei Arten der Urkunclenver­
W~!hrung bezeugt: die Verwahrung im Tempelarchiv, bisher nur für 
demotische V crträge bezeugt - und die Verwahrung bei dem avyyea­
cporpv'Aa~, die altgriechische Form der Urkundenverwahrung bei dem 
privaten Hüter oder Urkundentreuhäncler. Daneben läßt PR. nach 
dem Beispiel der altgriechischen Stadtarchive auch die Möglichkeit 
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zu, saß irgend eine öffentliche Verwahrungsstelle auch für griechische 
Urkunden bestand, sei es eben auch Tempelarchive, sei es etwa be­
stehende - durch P. Grenf. II 19, 12 jedenfalls nicht bezeugte -
Notariatsarchive. Jedenfalls will der Verfasser eine Trennung von 
Archiv und Notariat vermuten. Für die römische Zeit meint PREISIGKE 
diese Trennung sogar strikt erweisen zu können: die ayoeavd,ttol wie die 
mit ihnen verschmolzenen ,uv1],uovE;, sowie die Girobank hätten die 
Urkunden, die sie notariell aufnahmen, ans "Gaubesitzamt" einreichen 
mÜssen, an die ßlßAtofhjur; syuT~(JEWV; die vom tabel!io (volw-cc!c;) er­
richteten römischen Verträge dagegen seien an das Landesarchiv zu 
Alexandreia, und zwar an die 'Aoewv1) ßlß/,wiJ~ul), einzusenden ge­
wesen. - Auf sofortige Annahme darf diese Darlegung schwerlich 
rechnen. Allerdings scheinen derzeit die Quellen noch nicht so voll­
ständig zu sein, daß man den Verfasser widerlegen könnte, und auch 
EGER (Grundbuchwesen 27) denkt ja daran, daß die ßlß},wfJ~KI) syxr~­
(JEOJV als Archiv für Kontraktsrollen und Kontraktsregister diente, die 
ihr von den Urkundenbehörden mitgeteilt wurden. Aber daß damit der 
Notar für den Aufbewahrungsdienst ganz ausgeschaltet war, wäre doch 
noch zu erweisen. Wo bliebe da die Funktion der pv~,J.lOVEC: oder des 
,J.lVY)f~OVEiov als einer Institution, welche dem Namen nach rechtsgeschäft­
liehe Willenserklärungen zu ewigem Gedächtnis festhält? - Jeden­
falls kommt auch der Verfasser in einer m. E. wertvollen Beobachtung 
auf die Annahme eines Notariatsjournals, einer Vertragsurschriften­
rolle, die der Notar aus den aufgenommenen Urkunden bildet und als 
Amtsjournal zurückbehält: P. Lond. III p. 156ff. nr. II64 (212 p. C.) 
scheint eine solche zu sein. Der Verfasser will diese wichtige Urkunde 
allerdings nur als Dienstpapier, das nur den \Vert eines Beleges für 
den inneren Dienst des Notariates habe, ansprechen. 

Die eben betrachtete These des Verfasscrs hängt eng mit seinen An­
schauungen über die Bedeutung der ßlß/,wiJ~Wt] syxr1aww zusammen. 
Bisher waren wir gewohnt, vom ägyptischen Grundbuch zu sprechen 
und rn. W. haben sich alle Juristen, die an der Erläuterung der Pa­
pyri mitarbeiteten (jüngst noch WENGER, Münch. krit. Vierteljahrsschr. 
1910, 484ff. und der Rcf., Heymanns Jurist. Lit.-Blatt 1910 nr. 212. 
15. II. 1910. n. 31) in diesem Sinne geäußert. Dabei wurde PER 144, 
der nach WESSELY (Karanis und Soknopaiu Nesos S. 31) eine Meldung 
an die Besitzamtsbehörde über den Verkauf einer Sklavin enthalten 
sollte, bewußt außer Ansatz gelassen (vgl. z. B. EGER, S. 7 A. 2 S. 28). 
Und selbst wenn man wie EGER vorsichtig die Möglichkeit offen ließ, 
daß die Sklaven in dieses Grundbuch mit aufgenommen wurden, war 
doch die allgerneine Anschauung, daß schon der Name ßlß/.w1J1uiJ 
syxr1aEWV auf ein öffentliches Buch zur Beurkundung der Rechtsver­
hältnisse an Grund und Boden deute. Der Verfasser will nun mit der 
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Vorstellung des Grundbuches grundsätzlich brechen. Die ßtß}.wß~xrJ 
iyxnjacwv weise nicht die Merkmale auf, die man für ein Grundbuch 
fordern müsse: sie verwahre nicht Besitzurkunden über Grund und 
Boden, sondern solche über Mobilien und Rechte aller Art; sie lege 
keinen vVert darauf, ein vollständiges Bild von den Rechtsverhältnissen 
an Grund und Boden zu geben, sondern verwahre nur die überbrachten, 
d. h. freiwillig eingereichten Besitzurkunden; endlich sei die Hinter­
legung der Urkunde und die Verbuchung im Register nicht Rechts­
erfordernis für den Erwerb eines Rechtes an Grundstücken. PREISIGKE 
überschreitet wohl die Grenzen des Gebietes, das er sicher beherrscht, 
wenn er der Entwickelung seiner Anschauung zu dieser Frage des Grund­
buches eine Belehrung über das \Vesen des Grundbuches an die Adresse 
einiger Juristen - im Grunde auch für nicht ausdrücklich genannte 
Männer wie MITTElS, vVENGER, RABEL, vorausschickt. Es bedarf zu­
nächst einer klärenden Bemerkung für den mit dem I\.echtsgebilde 
des Grundbuches nicht tiefer vertrauten philologischen Leser. Auch 
in dem modernen Grundbuchsystem, wie es z. B. die deutsche Reichs­
grundbuchordnung und das Bürgerliche Gesetzbuch kennen, gilt die 
Eintragung nicht so unbeschränkt als Erfordernis für den Rechts­
erwerb, wie es der Verfasser hinstellt. Xur für den Erwerb aus Rechts­
geschäft findet das sog. Eintragungsprinzip Anwendung. Wer dagegen 
zum Beispiel als Erbe ins Recht des eingetragenen Eigentümers nach­
folgt, wer auf Grund ehelicher Gütergemeinschaft Mitbeteiligung am 
Recht des Eingetragenen etwa als Ehegatte erlangt, erwirbt ohne Ein­
tragung, außerhalb des Buches, sein Recht am Grundstück. Und gehen 
wir in eine nahe Vergangenheit, in die älteren Entwickelungsformen 
unseres modernen Grundbuchwesens zurück, dann finden sich Grund­
bücher, bei denen die Eintragung keineswegs erforderlich auch nur zur 
rechtsgeschäftliehen Begründung eines Sachenrechts am Grundstück 
ist. Vgl. den Rechtszustand auf Grund der preußischen Hypotheken­
ordnung von 1783 nach der Kabinettsordre vom 31. X. r83r, bei Dem­
burg, Preuß. Privatr. I § rgg, auch den französischen sowohl vor wie 
nach dem Gesetz vom 23. III. r855. So ist es mißverständlich, wenn 
der Verfasser die juristische Deutung der ßtßAw{}~X'I} syx-r~aEWY als 
eines Grundbuchamtes deswegen ablehnt, weil für sie wahrscheinlich 
nicht das strenge Eintragungsprinzip gilt, sonelern Grundstücksrecht 
auch wohl sogar durch privaten Handschein (Xcte6yQagJov) erworben 
werden kann. 

Mit dieser Möglichkeit hatte schon MITTElS (Archiv I r87) ge­
rechnet, EGER (Grundbuchwesen rogf. rrr. rr7) stellte sie erneut 
zur Erwägung. Der Verfasser möchte nach CPR. 9 annehmen, daß hier 
ein nicht bei dem Besitzamt angemeldeter Eigentümer durch Hand­
schein ohne Mitwirkung des Besitzamtes sein Grundstück wirksam ver-
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äußerte. Vollbewiesen ist diese Möglichkeit privaten Rechtserwerbes 
außerhalb des Buches heute noch nicht. PR. hat die tiefdringenden Er­
wägungen EGEl\.S S. rogff., der auch CPR. 9 sehr wohl beachtet hat 
(S. 107: vgl. nr. 70 der Liste von S. g6), gar nicht gewürdigt. 

Daß damit, auch wenn etwa der priYate Handschein wirksam 
l(echt übertragen konnte, grundsätzlich auf vollständige Verzeichnung 
aller Grundstücke im Besitzamt verzichtet war (PR. z88), ist eine sehr 
weitgehende Folgerung. Lange ehe das Eintragungsprinzip zur Herr­
schaft gelangt war, hat das preußische Recht nach der Vollständigkc~it 
der Verbuchung gestrebt und sie mit Strafen durchzusetzen versucht. 
Für das römische Agypten haben wir das Präfektenedikt des Mettins 
Rufus (Oxy. 237 col. VIII 27 ff.), das alle %njrocs:; zur Anmeldung 
ihrer 'Kn)a[c; auffordert. Der Verfasser interpretiert in diese so klaren 
\V orte willkürlich die Beschränkung: "alle diejenigen Besitzer sollen 
die Pflicht-dnoyqwp~ an das Besitzamt einreichen, deren Besitz im 
Besitzamt verbucht steht" (S. 376), Mit dieser schlimmen \Villkür hat 
der Verfasser seine These schwer kompromittiert. \Vo bliebe da der 
Vertrauensschutz für den rechtsgeschäftliehen Verkehr, den die Schluß­
worte dieses Edikts formulieren: "die Vertragsschließenden sollen 
nicht aus Unkenntnis (der dinglichen Rechtslage) Schaden erleiden"? 
Der Verfasser hat die Instanzen gar nicht erwogen, die sich gegen seine 
Auffassung aus den zahlreichen Besitzerklärungen (General-chwyqwpa{) 
ergeben, in denen die Eigentümer dem Befehl des Präfekten zur Ein­
bekennung gehorchen. \Veil die Verwaltung möglichst Veräußerung 
außerhalb des Buches verhindern will, deswegen erklären doch wohl 
die Deklaranten in Fay. 32 und 216, BGU. 420, Gen. 27, daß sie künftig 
bei Verfügungen vorherige Anzeige ans Besitzamt richten würden 
(EGER 17 3 f.). Und Oxy. 637 ist doch sehr viel wahrscheinlicher mit 
EGER 177 als pflichtmäßige, der Verordnung entsprechende (boyqarp~ 
eines bisher nicht angemeldeten Grundstücks zu deuten als mit dem 
Verfasser, auf dessen Deutung (S. 388) noch eingegangen werden soll. 

So wenig diese beiden kritischen Gesichtspunkte des Verfassers 
gegen die bisherige Auffassung der ßlßAw1hjx17 E:y;.m}atowv als eines 
Grundbuchamtes durchschlagen, so ernst ist der dritte Punkt zu nehmen, 
auf den sich der Verfa;o;ser stützt, um das ägyptische Grundbuch zu 
bestreiten: er will fünf Stellen anführen, in denen Mobilien als Gegen­
stand des Urkundenverkehrs im Besitzamt erscheinen: PER 144, 
dessen von \\'ESSELY referierter Inhalt noch durch eine erneute - von 
EGER vergeblich nachgesuchte - Bestätigung WESSELYS bekräftigt 
wird. -- P. Lond. II p. 151 nr. zgg, wo PR. jetzt mit KENYONS Zu­
stimmung lesen möchte: I. I5 ff. : OJJ dnsyqmpu,ud}a 9~' v,u[ WJJ] '* 
l:vsaroxJJ][ r],uigq. Ci[ ov)}.( m•) [ acgc:v ]a, ßo v).oftdJa E:J.i svD.scrß ]aal 1. Ll u) 

1 \'orschlag von B. 1\.EIL. 

Partsch, Aus nachgelass':'nen Schriften. 
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snu}{Öo,a[sv ], onw:; snw[ TCXJ.ij[ T ]0 ,w:/j,UOJ11, uJ:; ;.cm'J/j;.cE[ (PR. 285 f. 305). 
Da KE;\;YON GRENFELL-HU;:.;;Ts Vorschlag a[,ans}.o)]va für ausgeschlossen 
erklärt, muß heute diese Lesung maßgebend sein. Diese beiden Belege, 
die schon EGER (S. 28f.) erwogen hat, sind aber die einzigen, mit denen 
heute operiert werden kann: P. Oxy. 336. 349 werden vom Verfasser hier­
her auch gestellt, weil :;ie vom Besitzamt ausgehen sollen als \Veisungen 
(snwraAfU1W) an die Notare zur Urkundenaufnahme über Sklavenan­
käufe. Daß sie dies wirklich sind, ist ganz ungewiß, und der These 
des Verfasscrs steht hier eine andere Deutung EGERS (82, A. 6), die nicht 
erwogen ist, gegenüber. Als fünfter Beleg für das Vorkommen von 
Mobilien im Besitzamt wird seltsamerweise BGU. 1073 aufgeführt, die 
Anmeldung der adJ.sta eines Athleten. Aber daß hier ein selbstän­
diges Vermögensrecht (nur an solches könnte ja gedacht werden) vor­
liegt, das begrifflich und in der Behandlung bei dem Besitzamt dem 
Eigentum und der Hypothek gleichgestellt wäre, ist eine gewagte 
durch nichts begründete Annahme. 

Jedenfalls ist der erneute Hinweis des Verfassers auf die Möglichkeit 
von Mobiliarrechten als Gegenstand der Behandlung im Besitzamt 
wichtig. Wie diese Erscheinung zu deuten ist, steht noch ganz dahin. 
Die ß[ß}.w1J/j;.c1] kurzweg nur als Publizitätsamt und Archiv für alle 
Vermögensrechte anzusprechen, ist gewagt. Dafür müßte doch viel 
klarer erwiesen werden, daß der ganze Mechanismus, den wir bisher 
kurzweg als Grundbuchwesen bezeichneten (nqoaayyd[a brlaraAfW 
anoyq(lrp1}), schlechthin auf alle ::VIobilicn Anwendung fand. Vor allem 
sucht man bei dem Verfasser vergebens nach einer Darlegung, welche 
die tief eingewurzelte Meinung widerlegen könnte, daß im \V orte E.y;.cr1Jau; 
die Beziehung auf den Grundbesitz liege. 

Der Verfasser hat vom Gesichtspunkte des Banknotariates eine um­
fassende Darstellung des ganzen Getriebes gegeben, das wir bisher 
als Grundbuchwesen bezeichneten. Er verfolgt den Werdegang einer 
buchmäßigen rechtsgeschäftliehen Verfügung, indem er sechs Stufen 
unterscheidet: r. das sntaral.,ua oder die Ermächtigung des :Notariates 
zur Beurkundung; 2. die notarielle Errichtung des Vertrages; 3· die 
anoye(lrp}} oder Anmeldung des Erwerbcrs; 4· die Verbuchung in die 
öw.rnew,uara des Besitzamtes; 5· die dvo.ye(l(plj oder dienstmäßige An­
meldung desselben Vertrages an das Besitzamt von Seiten des Notars 
auf Grund einer Vertragsmelderolle; 6. die uaro.yqarplj oder Besitz­
abmeldung des Veräußerers. 

An dieser Stelle braucht auf die r. Stufe nicht weiter eingegangen 
zu werden. 

Die Darstellung, welche die Mitwirkung der Bank bei den nota­
riellen Urkunden schildert, ist als übersichtliche Zusammenstellung 
und scharfe Analyse der Urkundentypen sehr wertvoll. Die Bank 
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kann zunächst als Geldinstitut für die Bewirkung oder Überschreibung 
einer Zahlung tätig werden, während neben ihr der Staatsnotar das 
Rechtsgeschäft beurkundet. Ein solcher notarieller Vertrag ist BGU. 
445, eine solche "unselbständige Girobankbescheinigung" ist Teb. 389. 
Dieses Nebeneinander von notarieller und Bankurkunde kann zu einer 
interessanten urkundlichen Behandlung des Empfangsbekenntnisses 
über die Zahlung führen. In der notariellen Urkunde wird bekundet, daß 
die Darlehensauszahlung erfolgt oder daß der Kaufpreis gezahlt sei. So 
will es der feste Stil der griechischen Notariatsurkunde des Darlehens­
und des Kaufvertrages. Der Empfänger der Zahlung quittiert auch über 
diese am Ende der Urkunde. Dieses fiktive Empfangsbekenntnis wird 
gegeben, weil in beiden Fällen der Empfang des Geldes zu den juristi­
schen Elementen des Geschäftes gehört. Aber in Wirklichkeit wird 
die Zahlung erst später durch die Bank bewirkt, und die Quittung 
für den realen Zahlungsempfang steht daher unter der Bank-btayeagn] 
(P. Fior. I, I, vgl. P. Straßb. 52). Auf diese Quittung unter der Bank­
urkunde bezieht PREISIGKE die Worte ih,u[sv ... av,u]ßoAatwv in CPR. I 
n. I 1. I4, indem er ßs,u[tV'Y)s av,u]ß6J.awv ergänzt und emendiert. Das 
ist m. E. durch den Text der vnoyearpf} I. 30 ausgeschlossen; ßs,uivovs 
[av,uß6J]awv, nach dem MITTEIS (z. Sav.-St. I8g8 p. 247) sehr ein­
leuchtend in beiden Stellen emendiert: ßs,uivov av,uß6Jawv: der Käufer 
hat an die Bank des Isidor eine Anweisung ausgestellt, während der 
Bankakt bei der Bank des Heraklid in einer btayearpf), die neben einem 
xste6yearpov vollzogen wurde, bestand. 

Nach eingehender Analyse noch recht dunkler Zwischenformen 
stellt der Verfasser den selbständigen Girobankvertrag dar. Hier wird die 
Bank zum Notariat mit all den Pflichten eines solchen gegenüber 
dem staatlichen Besitzamt; die bwyearpf) verliert ihre prägnante Form, 
indem der Betrag der Zahlung in die rechtsgeschäftliche Willens­
erklärung einbezogen wird und in der Bankurkunde z. B. die Gewähr­
schaftsklausein über die verkaufte Sache mit stehen. Neben der bta­
reaq;f) steht in Herrrillpolis zunächst eine Bescheinigung ihres Inhalts 
durch den Bankhalter, dann eine vnoyearpf) der Parteien, in welcher 
die einzelnen Vertragsbestimmungen in derselben Ausführlichkeit wie 
sonst in den Notariatsverträgen aufgenommen sind. Typisch für diese 
vnoyearpf) ist die Erklärung des Zahlungsempfängers: SlCJ]UOAOVßJ]Ua 
-rfjbs -rfj vnoyeaq;fj, während der Zahlende erklärt: ich habe ange­
wiesen, e~wMaaa. In Antinonpolis und im Fayum ist dieser Urkunden­
typ bisher nur in verschliffenen Formen nachweisbar, welche die 
vnoyearpf) stark abkürzen. Den Gipfel der Entwickelung zur reinen 
Notariatsurkunde stellen Fälle dar, in denen gar nicht mehr ein Zahlen 
in Betracht kommt, sondern wo in loser Anlehnung an den Stil der 
bwyeaq;f) rechtsgeschäftliche Erklärungen beurkundet werden: so 

rz* 
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Tebt. 398, ein Erlaßvertrag. Den Übergang zu diesem Falle macht 
Lond. III p. 148 n. 932 (2rr p. C) deutlich: dort ist augenscheinlich 
angestrebt, die bankmäßige Zahlung oder Überschreibung, welche ja 
die Grundlage des Banknotariates ist, durch einen Betrag von acht 
Drachmen 1 darzustellen, der von den Parteien wohl nicht anders auf­
gefaßt wurde als der Pfennigpreis im römischen Manzipationsformular. 

Diese Zusammenstellung der Girobankurkunden im Betriebe des 
Banknotariates wird den Juristen wie den anderen papyrologisch ar­
beitenden Forschern von hohem Werte sein: auch dort wo sie sach­
lich nicht über die bisherige Forschung hinausführt, erleichtert sie 
durch übersichtliche Gliederung der Urkundentypen, durch Beobach­
tung jeder Eigenart des einzelnen Typs die Beherrschung des unüber­
sichtlichen Stoffes in glücklichster Weise. 

So stark die Darstellung der "pflichtmäßigen anoyearpa{" unter 
dem m. E. verfehlten Gesichtspunkt, der oben abgelehnt wurde, 
(S. 175ff.) steht, verdienen doch die Bemerkungen besprochen zu wer­
den, welche PR. zu dem Texte des Edikts des Mettius Rufus (P. Oxy. 237 
VIII 27ff.) macht. PR. hat eine wenig günstige Meinung von der Ge­
nauigkeit, mit der das berühmte Präfektenedikt uns überliefert ist. 
S. 283 A. I vermutet er, daß die Erwähnung der ßtß},wf}~r.,'YJ ly­
xn)aewv in den Wortlaut des alten Ediktes statt der angeblich vor 131 
p. C. allein existierenden ßtßAwrpv).ar.,e~ eingesetzt sei. S. 378 wird der 
Befehl an die Frauen zur Anmeldung ihrer Dotalhaftungsrechte in 
eine entsprechende Dienstanweisung an die Besitzamtsbeamten ver­
bessert. M. E. haben wir keinen hinreichenden Grund, solche Ab­
änderungen im Texte dieses Ediktes anzunehmen. Ein Hinweis auf 
die leichten Textdifferenzen von BGU. 267 und P. Straßb. 22, die 
übrigens ein Reskript, kein Kaiseredikt (so Pr. 283, r) betreffen, be­
weist nichts für die Möglichkeit solcher sachlicher Änderungen. Zu­
dem beruhen die beiden Vorschläge, die der Verfasser macht, auf recht 
gewagten Annahmen. PREISIGKE hat in P. Straßb. I I25f. beobachtet, 
daß vor 129 p. C. alle a:rwyearpat in Oxyrhynchos nicht an die ßtßAwrpvAa­
xe~ lyr.,r~aewv gerichtet sind, sondern an die ßtßAwrpvAaxe~ schlecht­
hin, und schließt daraus, daß damals noch kein besonderes "Besitz­
amt" bestand. Aber selbst wenn diese Annahme richtig ist, war es 
denn unmöglich, daß die offizielle Bezeichnung der Behörde damals 
"ßtßAwrpvAaxe~" war, man dabei aber ganz gut verstand, daß diese 
ßtßJ,wrpvAaxe~ die ßtßAwß~x'Y} lyxr~aewv verwalteten? - Der andere 
Eingriff in den Text ist m. E. ohne jeden Anhalt. Der Präfekt hat 
sich vorher an "alle xr~TO(!e~" gewendet und ihnen befohlen, die Mel­
dungen einzureichen, ferner an die Gläubiger und an den Drittbe-

1 Vgl. die Vermächtnisse über acht Drachmen BGU. 183, 23, Tebt. 381, 15. 
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rechtigten. Ganz ebenso spricht er nachher von der Pflicht der Frau 
zur Anmeldung ihrer Haftungsrechte fürs Heiratsgut wie endlich von 
den Kindern. Der Gegensatz, den PR. in die Worte anoye&.VJaaDat, 
anoyearpijv nou;{a{}waav einerseits und naeauDE-r:waav andererseits hin­
einlegt, ist mir unverständlich. 

Dagegen könnte eine Bemerkung das Richtige treffen, welche 
PR. über die ursprüngliche Geltung des Präfektenedikts des Mettins 
Rufus macht. Man hat bisher wohl allgemein geglaubt, daß dieses 
Edikt für ganz Agypten die General-anoyewpa{ anordnete. Im Text 
steht nichts von solcher allgemeinen Geltung, und der Mißstand in 
Oxyrhynchos wird als Gegenstand eines besonderen Rapports der 
dortigen Strategen erwähnt; so wäre es möglich, daß die Verordnung 
nur in Oxyrhynchos publiziert war und nur für die dortigen Verhält­
nisse Abhilfe schaffen 'Nollte. 

In der Darstellung der anoyearpa{, welche ans Besitzamt zur An­
meldung von erfolgten Rechtsänderungen eingereicht werden - PR. 
nennt sie "freiwillige anoyearpa{" -, muß die neue Deutung besprochen 
werden, welche PR. mehrfach dem \Vort anoyearpwDm, bezogen auf 
eine Person, beilegt. In Oxy. 506 (143 p. C.) verpflichten sich die 
Schuldnerinnen unter anderem: ov15E. anoyearpeafJa{ uva eni n7w ayewv 
... , in der anoyearp~ BGU. grg (z. Jhd. p. C) wird mit Bezug auf die 
Erblasser gesagt: ano UAYJQO[vo,ul]as TWV o,uona[ r ]e[f]wv uai [ o,ao,u ]Y)­
rel[ wv J ,uov al5c.A.rpwv T[ V ]eavvo V xai 'AJc.eovro; a[,a] rpodewv &rp1J}.[fx ]wv 
Tf.UAC.VT1)XOTW[v J en' e,uo{ ,u6vn XA1)(!0VOf.Up, anoyc.yea,u,u[ e]vwv 15uz TWV 
neo VflWV ßcßA.w(rpvA.axwv), ebenso Oxy. 637 (rog p. C.) rd xaT1)VTY)UOr; 
c.Ls ,uc. E~ ov6,uaTOs TOV naT(!Os ... ,UYJ anoyeaVJaflEVOV ... In allen diesen 
Fällen bezieht der Verfasser die anoyearp~ auf eine Hinterlegung einer 
letztwilligen Verfügung bei dem Besitzamte: dadurch sei der Name des 
Erben bei den im Fachwerk des Erblassers lagernden Rechtsbelegen 
vermerkt worden, ja bei Forderungen des Erblassers habe sogar bei 
dem Namen des Schuldners eine solche naeaßc.at; stattgefunden (wird 
m. E. zu Unrecht aus Lips. 9 a. E. geschlossen). Die innere Unwahr­
scheinlichkeit dieses Verfahrens entscheidet gegen diese Anschauung 
noch mehr als der Mangel eines strikten Quellenbeweises. Der Erbe 
erwirbt doch durch das Testament, so wie es im hellenistischen Agyp­
ten entwickelt ist, keinerlei festes Recht an den Gegenständen des 
künftigen Nachlasses. Warum sollte man ihn da auf dem Besitzamt 
vermerken? - Der Mangel eines Akkusativobjekts bei dem ano­
yearpc.aDat spricht in BGU. grg, Oxy. 637 gegen den Verfasser. "Der 
Erblasser hat die &noyearp~ vorgenommen (oder nicht vorgenommen)": 
das bezieht sich doch wahrscheinlich darauf, daß eine Erwerbsanmel­
dung seitens des Erblassers stattgefunden (oder nicht stattgefunden) 
hat. - In Oxy. 5o6 ist das anoyearpc.aDat uva allerdings nicht ohne 
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weiteres klar: die V crpfänder verpflichten sich dazu, nicht zu ver­
kaufen, nicht zu verpfänden, nicht anders zu verfügen, noch auch 
jemand "auf den Hufen zu deklarieren". LEWALD dachte an Meldung 
zum Zv,·ecke der Eintragung des Erwerbers. Aber die geht, wie P. 
richtig einwendet, nicht vom Veräußerer aus, ihr Verbot wäre auch 
nach dem xrn:axc17,~wrC;crv eigentlich überflüssig. An Ausschluß einer 
Verfügung von Todeswegen (so P.) kann nicht gut gedacht werden; 
denn welches Interesse hat der Gläubiger daran, dem Schuldner die 
letztwillige Verfügung zugunsten eines Erben zu verwehren, beson­
ders wenn etwa die Schulden auch gegen den Vermächtnisnehmer oder 
Beschenkten verfolgbar waren? - Ich denke daran, daß mit dem ano­
ycarpmfJru das Anmelden eines Treuhänders zur Eintragung gemeint 
ist, auf dessen ~amen das Grundstück xara :n:[auv (nach Treuhands­
abrede) zu stehen käme. Dieses Geschäft könnte sehr wohl noch neben 
dem xaTU.X,(!1)iU1Tl~8tV Yerboten sein. \Vir wissen, daß die Treuhands­
abrede aus dem öffentlichen Buche hervorgehen konnte, vgl. BGU. 
1047, 5 (GRADEXWITZ, Berl. phil. Wochenschrift 1906, 1356, RABEL, 
Z. Sav.-St. z8, 361, z). Allerdings ist noch unbezeugt, daß dabei die 
Anmeldung ans Besitzamt vom Treuhandgeber geschah. EGER (S. rrg, z), 
den der Verfasser auch hier nicht berücksichtigt, denkt augenscheinlich 
an eine ähnliche Erklärung der Urkunde. 

Neben der ncoaayyc?.ta (d. h. der ::\Ieldung der beabsichtigten Ver­
fügung), dem sntaw/.pa (Weisung an die Notare zur .Mitwirkung), der 
anoycarp~ (Anmeldung des Enverbs durch den Erwerber), spricht P. 
von der avaycarp~ als einem notvvendigen Element jeder buchmäßigen 
Veränderung des Besitzstandes im Besitzamt. Sie sei die Eintragung 
auf der Vertragsmelderolle des ~otars, der Auszug aus dem nota­
riellen Vertrag, der dem Besitzamt eingereicht wird. Solche Auszüge 
enthalten aus römischer Zeit P. Fior. 24. 25, und P. stellt noch hier­
her die von VrTELLI in der Ausonia 1907 als nr. 3 veröffentlichte Ur­
kunde SO\vie - in problematischer Deutung - CPR. I 2J. Die ava­
ycarp~ der römischen Urkunden könnte in der Tat mit dieser Ver­
tragsmelderolle zusammenhängen, wenn bewiesen würde, daß diese 
den Zweck hatte, dauernd die notariellen Urkunden für die spätere 
Benutzung im Rechtsverkehr aufzubewahren und so eine authentische 
Festhaltung des wesentlichen Inhaltes der Urkunde sicherzustellen. 
Was P. für ein Zurückreichen dieser spezifischen Bedeutung der ava­
ycarp~ bis in die Ptolemäerzeit anführt, beweist allerdings m. E. nichts. 

avaycarpctV ist der technische Ausdruck der griechischen H.cchts­
sprache für eine 1\icclerschrift zum Zwecke der Publikation 1 . \Vie 
oft es in altgriechischen und hellenistischen Inschriften als Ausdruck 

1 Vgl. bezeichnend die Stelle bei Xcn. dc ycctig. 3. rr, ßEKK. Anekcl. 390, J 

avayganrov TU ava;•t:ygappivov f) TO :-rarHv iyvwa fl ivov. 
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für die "Aufzeichnung" eine" Volksbeschlusses auf der Steintafel steht, 
bedarf keiner Belege. Oft erscheint es als \Vort für die Publikation 
von Namen, die zur allgemeinen Kenntnis gebracht werden sollen: 
neo~svot des Staates 1 , Priester einer Gemeinde 2 , Verbannte 3 wer­
den so durch "Aufzeichnung" zur öffentlichen Kenntnis gebracht. Dei 
THEOPHRAST ist avaygaq;~ das \Vort für die öffentliche Beurkundung 
der Verträge und der Grundbuchrechte (Stob. Floril. XLIV, 22, 2. 4) 
in den öffentlichen Registern. Die Register der Käufe von Tenos, der 
Mitgiftbestellungen von .Mykonos sind sicherlich avayeaq;aE im Sinne 
dieses Sprachgebrauches 4 . Zweifellos kam das \Vort in dieser Be­
deutung der "Aufzeichnung zum Beurkundungs-und Publizitätszweck" 
in die ptolemäische Rechtssprache. Der avaygaq;1}-Vermerk unter dem 
griechischen P. Leid. 0 (l. 36), wie unter den demotischen Verträgen 
aus dem Dorfe Tcnis (P. dem. Reinach 5· 6) sind wahrscheinlich noch 
so zu erklären: der Notar trägt den Auszug des ptolemäischen Ver­
trages in sein Register ein, setzt andererseits den Vermerk über die 
Eintragung unter die Urkunde, wie es P. Par. 65 (a0 146/5 od. I35/4) 
sagt und wie es vielleicht schon in P. dem. Elephantine 6, den PR. nicht 
erwähnt, geschah (a. 225/4 a. C.), wo der Notar sogar die juristische 
Bedeutung der rechtsgeschäftliehen Erklärung als eyyvlj nach WILCKENS 
neuer Lesung festgestellt hat, ganz wie er es nach der Dienstvorschrift, 
die P. Par. 65 kennt, allerdings nur in dem Amtsjournal (xrp)fta­
Ttaf16c;), zu tun hat. Sehr seltsam deutet PEEISIGKE die avayearp~-Ver­
merke als Bemerkungen über geschehene Verweisung der Urkunde in 
einen anderen Geschäftsbereich: das avaysyeam:w in P. Leid. 0 soll 
beurkunden, daß der Privatnotar den Vertrag in irgend eine Über­
sicht eingetragen hat, die dazu dient, die Verträge aus dem Geschäfts­
kreise des Notars in den Geschäftskreis des Hüters überzuführen. 
Aber was ist der" Geschäftskreis des Hüters", wenn der avyyearporpv'Aa~, 
d. h. der Urkundenverwahrer, bei dem die Sechszeugenurkunde nieder­
gelegt wird, ein Privatmann war? -- Unter den Tenispapyri soll der 
avayQarpJ)-Vcrmerk dazu dienen, die demotischen Verträge ins Tempel­
archiv übcrzuführcn. Auch dafür fehlt jeder Quellenanhalt. Daß im 
\Vort avayearpctv ein "Aufzeichnen zur Beurkundung und authen­
tischen Bewahrung" liegt, kommt dabei zu kurz. Statt einer öffent­
lichen Beurkundung wird die avaygCJ.rp~ dem Verfasser zur Akten-

1 Inseln. v. Astypalaea bei Ditt. SylJ.2 493-
2 Inschr. v. Rhodo3 Ditt. Syll. 6ro, 7· 
3 Inschr. v. Amphipolis (4. Jahrh. a. C.) Ditt. Syll. li3, 17. 
4 In Deiphi ist der im Heiligtum aufgezeichnete Hierodulenkaufvertrag 

zwischen dem Freilasser uncl dem Gott eine avayeaqn) uai wva, vgl. Griech. Dial.­
Inschr. 1743, roff., 1762, 5, 1763,4, 1764, ro, r815, ro (alle aus dem 2. Viertel des 
2. Jahrh. a. C.). 
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verfügung. Der Eef. vermag nicht dem Verfasser auf diesen \Veg zu 
folgen. Für ihn ist die cl.vuygarp~ der ptolemäischen Quellen gerade 
wie in den altgriechischen Quellen die öffentliche Beurkundung einer 
Geschäftsurkunde vor dem griechischen Notar, in P. Leid. 0 und 
clrn Teni,;papyri wohl vermittels des in P. Par. 65 genannten XQYJ,ua­
-rurp6c;. Sie hat mit der Verwahrung der griechischen Originalurkunde 
bei dem avyygu.rpo(pvJ.uJ;, zunächst Hüterurkunclc, so wenig wie mit 
der Verwahrung der demotischen im Tempelarchiv zu tun. Soweit 
vvir heute sehen können, beschäftigt sich der ptolemäische Staat eben­
sowenig mit der Verwahrung der griechischen Hüterurkunde wie mit 
dem Tcmpelarchiv. Es wird nur die Gelegenheit der amygaqJ~ ge­
schaffen, für die demotischen Urkunden, um sie vor dem griechischen 
Gericht produzierbar zLl machen 1, für die griechischen Sechszengen­
urkunden aus irgend einem unbekannten Grunde, vielleicht um sie 
den Zufällen und Gefahren der privaten Verwahrung zu entrücken. 
Wie die Publizität der Gcschäftsurkunden, die jedenfalls mit der 
flpuygu(p] zusammenhing, dabei hergestellt wurde, ist heute noch 
unbekannt. 

Daß für die römische Z:eit die Anschauung des Verfasscrs mehr zu­
treffen könnte, wurde oben schon bemerkt. \Venn wirklich, wie P. 
annimmt, das Besitzamt als Verwahrungsstelle der öffentlichen Urkunde 
galt, \Venn also dort der Rechtsverkehr stets den authentischen Text 
der Vertragsurkunde suchte, könnte die avaycaqJ~ des Notars sehr 
wohl ein Eintrag auf einem 1\.egister sein, das zur Überweisung ins 
Besitzamt bestimmt war. Aber dieser Zustand des ägyptischen Archiv­
wesens ist jedenfalls noch nicht zu erweisen (oben S. 175). Und die 
Deutung, welche der Verfasser dem Begriffe amygwp(; in den römischen 
Urkunden gibt, ist auch so wenig feststehend, daß die These des Ver­
fassers auf diese nicht gestützt werden kann. Von Lips. I 123 ausgehend, 
wo a)l(lyQwp~ eine Aufzeichnung von übersandten Akten, ein Ver­
sandnachweis ist, erklärt der Verfasser die Urkunden P. GRENF. IT 41, P. 
Auscmia 1907 S. 139 nr. 3: hier werden deutlich die Akten bezeichnet, 
welche im ygwpdm1 aus der Aufnahme notarieller Verträge entstehen. 
Dabei handelt es sich nach der Auffassung P.s um XQt;,t.wna,uot, cl. h, 
die aufgenommenen Vertragsurkundcn, um das dc6,un·op und die aPa­
YQilf{i1J. fn P. Ausonia soll (nach P.) nur eine Urkunde im ganzen Monat 
Meson; aufgenommen sein. Aber hier ist schlechterdings alles unsicher: 
ist in dem jammervollen C~eschreibsel in GRENF. II 41 der Plural 
xgrj,UrLTl(J,UOV::; wirklich korrekt, oder war, wie in P. Ausonia, nicht 

1 Pr. spricht davon, daß nur die avaygarp~ den demotischen Verträgen den 
\Veg ins Tempelarchiv geöffnet hätte. \\'o steht etwas davon? - P. Tor. r IV, 14 
kann docl1 nur bedeuten, daß die nicht eingetragene ägyptische Vertragsurkunde 
vor griec/zisc!um Gerichten kraftlos sei. 
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nur von einem X(!lj,uo:rw,u6; die I~ede, den man nicht als "notarielle 
Urkunde", sondern als "Notariatsregister" deuten müßte, wie schon 
den X(!IJ,uauaft6r; in P. Par. 65? - Ferner was heißt EL(!O,tlc:vov? -

\VILCKEN deutete es als "die aus Einzelurkunden zusammengereihte 
Rolle". Der Verfasser findet dabei wohl mit Recht eine sachliche 
Schwierigkeit, da schon der r6,ao:; avyxo}cl,ljat,aor;, in dem der oder die 
X(!lj,uaua,uo[ enthalten sein sollen, eine solche l~olle sei. - Aber was 
Verfasser an die Stelle setzt, ist ebenso unbefriedigend: wenn -ro cleo,uivov 

eine Begleitübersicht oder ein Inhaltsverzeichnis mit regestenmäßiger 
\Viedergabe von Auszügen der ürkunden wäre, wozu dann noch eine 
al'ay(!u.r:p!j? PREISIGKE meint: als Versandnachweis oder Überweisungs­
papier, laut welchem die Rollen nach Gattung oder Stückzahl aus der 
Hand des Notariatsbureauvorstehers an die zuständige Behörde über­
wiesen \verden. Aber wo bleibt dann die Beziehung der avay(!a<p~ auf 
die notarielle Beurkundung und authentische Bewahrung der ein­
zelnen Geschäftsurkundc?! - Der Ref. unterdrückt hier seine eigene 
Hypothese über die Erklärung der ürkunden, \veil er nur zu gut weiß, 
daß in diesem Punkte heute die ars nesciendi das einzig l~atsame ist. 

Für die Erklärung des Rechtsbegriffes %o.ray(!1Hf1J hat der Verfasser 
eine neue Darstellung gegeben, welche die Lehre in gewissem Sinne 
fördert, aber juristisch vvenigstens in dieser Form noch abzulehnen 
ist. Gegenüber der heut wohl vorherrschenden Anschauung, welche 
im %uray(!6.r:pc:n' ein "Registrieren" in ein öffentliches Buch, eine Um­
schreibung oder ein Beurkunden sah (vgl. die Außerungen von GEADEN­
wnz, \VENGEE, RABEL, KosciL\KER bei EGER, Grundbuch·wesen rro, r), 
hat P. m. E. sehr glücklich den Ton auf die juristische Bedeutung 
gelegt, welche das ;wraycacpc:Lv im Gegensatze zum Kaufvertrage 
als dingliches Vollzugsgeschäft gehabt habe: die xaraycmp~ stehe 
zur n(!rl.at:; wie die demotische Traditionsurkunde ( U.noaraaiov 

avyy(!acp1j) zur Kaufurkunde (ngämr;). Ganz deutlich sei diese Trag­
weite der %uray(!ar:p·!j dort, \HJ der Kaufpreis in Teilzahlungen en t­
richtet und die 1\.cchtsübertragung durch xaw.y(!ri'fiJ erst dann er­
folgen soll, wenn die letzte 1\.ate gezahlt ist (P. Lond. li p. zrr nr. 
334, ao r66; BGU. 446, 14ff., a 0 159 p. C.). Diese xamy(!IHP~ er­
folge bald durch selbständige L"rkunden, bald durch eine Bewilligung 
des Veräußerers unter der Enverb.qnmeldung des neuen Berechtigten 
zum Besitzamt, oft vielleicht im Kaufvertrage selbst durch eine Klau­
sel, welche dem Erwerber ein %(!f1TÜJ! xa2 XI'[!U;·vc:iJ! zuspricht. Auch 
die doppelte Erklärung in spätrömischen Urkunden, daß der Ver­
käufer eine Verkaufserklärung und eine Erklärung über xu.ru.yc:yga­

<p1)Xbm abgibt, ist mit Grund hervorgehoben, P. Oxy. 472 \vird noch 
etwas schärfer als bisher übersetzt. Insoweit wird der Verfasser nach 
meinem Ermessen auf Zustimmung rechnen dürfen; der B.ef. weiß 
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sich in dieser Frage mit seinen beiden verehrten Lehrern Ludwig Mn­
TEIS1 und l'Ac:L JöH.s 2, wie mit einer früher von GH.ADENWITZ ver­
tretenen Auffassung (Einführung 54· ro4ff. r63) einig. 

Aber der Verfasser hat nun für dieses Vollzugsgeschäft der Über­
eignung an eine juristische Gestaltung gedacht, die nach den Quellen 
abzulehnen ist. Anstatt zu fragen: wer erklärt xw:aygaq!l::LY, wer nimmt 
das xaraygarpEiV vor? - verquickt P. die xaraygarp1} mit der alten 
Vorstellung eines Vorganges, der sich in Beziehung aufs Besitzamt 
abspielt: die xawygarpij sei die Abmeldung des alten Eigentümers 
gegenüber dem Besitzamt. Durch die xaraygu.rp}} entlasse der Ver­
äußerer die V envahrstelle, das Besitzamt, aus ihren bisherigen V er­
pflichtungen ihm gegenüber. Das ist offenbar unrichtig. 

Zunächst gibt es m. W. keine Urkunden, die xauty(!arp1] hießen, 
oder in denen ein xarayearpEiV erklärt würde, und in denen sich der Ver­
äußerer ans Besitzamt wendete. Ebensowenig wird jemals ausdrück­
lich das Besitzamt aus Verpflichtungen entlassen noch etwa der Er­
werber vom Veräußerer dem Besitzamt vorgestellt. Nach dem von 
P. vorgelegten Material vollzieht sich dieses xaru.yearpEiV regelmäßig 
"vermittels der Agoranomen", weil der :\otar die Erklärung aufsetzt. 
Und daher könnte man leicht erklären, warum vom Notar selbst ge­
sagt wird, er nehme die xarayearp1} vor, -- vgl. die Anweisungen zum 
xarayearpciv in P. Oxy. 170. 327. 328, die nach dem Verfasser vom 
Besitzamt ausgingen (?) -. Der Zusammenhang, in dem Besitzamt 
und uawygarp1] in BGü. so (a0 rrs p. C.) stehen (dazu P. S. 442ff.), 
ist wohl nur derjenige, der heut zwischen der Bereinigung des Grund­
buchs von Rechten Dritter und der Auflassung vorliegt: bevor der 
Veräußerer die Auflassungserklärung abgibt, muß er das Grundbuch 
frei von etwa bestehenden Hypotheken und sonstigen dinglichen Be­
lastungen machen, unter denen in Agypten die Beschlagsrechte der all­
gemeinen Staatsverwaltung für Liturgien und etwaige Rechte des kaiser­
lichen Hausgutes eine besondere Rolle spielen. 

Ein Blick über den doch engen Kreis des papyrologischen Mate­
riales hinaus festigt diese Auffassung der xawyearpij als einer Auf­
lassungserklärung. Daß %CLTCJ:ygarp1) ein Rechtsgeschäft zwischen Ver­
äußerer und Erwerber ist, geht zunächst aus einer hellenistischen 
Inschrift hervor: bei clem Hierodulenverkauf an den Gott heißt es im 
allgemeinen: a:döm:o o öc:Z1•a ujj 1Jdp. Auf einer Inschrift von Badinlar 
in Phrygien von ao 209 p. C. (Journal of hellenie Studies r887, p. 377 
n. r. 2-7) ecl. HüGAHTH., vgl. auch CALDERIXI, manomissione 440, r) 
erklärt der Freila~scr: :A:r6}JwJ't xn-r[ ayga]q:uJ n)v t5ovA1)1' n)v 1JQE[ :nrfJv] 

1 Vgl. schon Reichsr. 508; wie oben Z. Sav. St. 27, 345· 
2 Nach persönlicher Aussprache im Sommer 1909. 
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f.iOV xara rrrv hurayrrv ßsov. Vgl. auch PLUT. Mor. p. 4/:)2 c. Als Über­
tragung des Eigentums durch Auflassungserklärung, nicht auf "Einregi­
strierung" deute ich schon die bekannte Stelle im Erbpachtvertrag von 
Mylasa (4. Jhd. a.C.): eq/ i[J uaray(!a'I/)Bt TOVTWV -djV wv~v ßsßatwra~ bu5ov~ 
(Inscr. jur. Gr. I, XIII quater, p. 244ff.). uarayearpav heißt hier nicht: 
den nunmehr zwischen Thraseas und der Phyle der Otorkonden ge­
schehenden Kauf einregistrieren, sondern: das von Thraseas aus Kauf 
(vgl. B 1. rff.) erworbene Recht auflassen. Die wvf] steht hier wie sonst 
für "das aus Kauf erworbene Recht", vgl. die Zusammenstellung 
Griech. Bürgschaftsr. r, 363. Dieser Erklärung der xa-r:ayearpf] als einer 
Eigentums-Aufgabe-Erklärung kommt endlich noch ihre Verknüpfung 
mit der römischen Begriffswelt zu statten. Als ein Grieche das sog. 
fragm. Pseudo-Dositheanum über das römische Freilassungsrecht ins 
Griechische übertrug, schrieb er um:ayea rpf] statt mancipatio (Corp. 
gloss. lat. Hermen. Leyd. III so, 53· III 104, 213) und ua-r:ayearpst = 
mancipat kommt auch sonst in Glossaren vor (glossae graeco-lat. corp. 
gl. lat. II r26, 49) 1 . Wer einmal beobachtet hat, wie sorglich der Ur­
kundenstil des 4· Jahrhunderts im römischen Ägypten die termini 
technici der römischen Rechtssprache griechisch nachzubilden strebt, 
kann sich nicht über die Urkunden wundern, in denen der Veräußerer 
erklärt Of.iOAoyw nsneaußvat ual uaraysy(!atp'Y)UEvat: dem ersten Re­
daktor dieses Formulars klang eben noch die doppelgliedrige Klausel 
der römischen Urkunde in den Ohren: emit mancipioque accepit. Diese 
Übersetzung von mancipare durch uarayearpsw ist m. E. der feste Punkt, 
an dem die Interpretation der griechischen Urkunden eingreifen kann. 
Auch die Verknüpfung der juristischen Bedeutung mit dem Wortbild 
ist damit gegeben. uarayearpsw ist ein "verschreiben" 2 , im Sinne der 
Rechtsentäußerung durch Verfügung, vgl. ua-r:anßtvat (in Dialekten 
als "verpfänden, versetzen"), uarsyyviiv (verloben, verpfänden, in 
Haftung geben), uaraxe'YJf.lariCav (allgemein für verfügen). 

Führt diese Festlegung des Begriffes uarayearpf] vielleicht noch 
weiter in den wichtigsten Forschungsproblemen des römisch-ägypti­
schen Eigentumsrechtes? - Wer die eigenartigen auf Schutz des 
dinglichen Erwerbs durch Publizität gehenden Wendungen der Ur­
kunden vergleicht (P. Tebt. 318, rg; P. Lond. III, n. II57 verso p. III 
Col. 3b 1. 6ff.; P. Oxy. 1027, roff.), könnte daran denken, daß auch 
das Eigentum durch ua-r:ayearpf] ohne Rücksicht auf die Verbuchung 
zwischen den Parteien überging, daß aber diese Wirkung gutgläubigen 
Dritten gegenüber nur dann durchschlug, wenn die Verfügung im Be­
sitzamt registriert und verbucht war. Vorsichtiger wird es sein, den 

1 Auf diese Stellen der Glossen hat schon GRADENWITZ, Einführung S. 104 
hingewiesen. 

2 So richtig schon GRADENWITZ, Einführung S. 105. 
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künftigen Urkundenpublikationen die Antwort auf diesen Punkt 
zu überlassen. Überhaupt sind, wenn wirklich die -xararc-xarp~ 
eine Auflassungserklärung ist, die eigentlich juristischen Fragen damit 
erst richtig gestellt, aber noch nicht gelöst: war die -xaraycu.rp~ stets 
neben dem Kausalgeschäft nötig? - Verbanden sich mit ihr Hand­
lungen und Vorstellungen, \Yic wir sie bei der spätrömischen traditio 
per cartam wiederfinden? - Endlich: ist die -xaw.ycu.rp~ ein allge­
meines, bei den verschiedenen Rechten an der Sache in Betracht kom­
mendes Institut des dinglichen Vertrages, das etwa auch bei der Ver­
pfändung seine Rolle spielt (P. Fior. I, 56 l. 6. n)?-

Zu Untersuchungen, in denen die Monographien von LEWALD und 
EGER gut vorgearbeitet haben, gelangt der Verfasser bei seiner Dar­
stellung der Behandlung der Geschäft~urkunden im Besitzamt. 

Der moderne Jurist betrachtet als maßgebliche Grundlage für 
die Rechtsverhältnisse am Boden das grundbuchmäßige l{egister, das 
Grundbuch, wie es auf einem "Blatte" für ein Grundstück oder eine 
Person den Überblick über die gesamte Eechtslage gibt. Noch LEWALD 
und EGER hatten die Eintragung auf dem Grundbuchblatt (öuiaT(}Wf.W) 
als Zweck der Meldungen an die ßtßJcwfhj-xr) dy-xn]awJJJ betrachtet, 
:rwca1J1.m;;, nu.ccadJivw als Eintragung gedeutet, das Ötaarcw,ua mit 
dem Grundbuchblatt \'erglichcn, -xaru.xwct' ELI' als "registrieren", 
lvraTTElV ab "Eintrag", "Verbuchung" gedeutet. Daß neben dem 
Grundbuchblatt auch die "Grundakten" der ßtßho1J1]xr1 dy-xnjac;wv 
nicht fehlten, war dabei sehr wohl angemerkt worden: die eingelangten 
Eingaben, die eingereichten Vcrtragsabschriften, die Berichte der 
Notare waren nachweislich im Besitzamt venvahrt. 

Der Verfasser, dem das moderne Grundbuclnvcsen ferner liegt, hat 
in diesem Punkte wohl gencmcr beobachtet als die juristischen Inter­
preten der Texte, den l{ef. einbegriffen. Xach dem heut vorliegenden 
:VIatcriale ist es vvirklich wahrscheinlicher, daß die na.caffsm;; zunächst 
nicht an das öffentliche Buch angeknüpft hat, sondern vielmehr an 
die Aktenfächcr. in denen die Grundakten bei den !\amcn der ein­
zelnen Grundeigentümer ruhten. :rw.cardH<'W ist "beilegen", Avr:dJEvw 
"hineinlegen", ivraTTElV .,einordnen", -xrxra.zwc{Cav "ins Fach einver­
leiben"; der Grundbucheintrag tritt in der Terminologie zurück hinter 
der Einordnung ins Aktenfad1. Aber wird dadurch irgend etwas für 
die juristische Auffassung cler ganzen auf Vertrauensschutz berech­
neten Institution der ßLß!.wD~Urj dyunjaEwv anders? -- Soweit ich sehe, 
nicht. Das praktisch wichtige :Mittel zur Ermöglichung eines Über­
blicks bildeten doch immer die Übersichtsblättcr, owarccu,wau... Auch 
für unsere Vorstellung des Betriebes im Besitzamt tritt kaum eine 
Verschiebung ein. Bei der Darstellung, die Verfasser hierzu gibt, fällt 
auf, daH er den \Viderspruch von EGER und LEWALD gegen die Schei-
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dung von Ortschaftsgruppen, Sachengruppen, Namengruppen nur 
anmerkt und nicht in sachlicher Begründung ablehnt (454ff. 488ff.): 
tatsächlich müßte doch ein Hinweis auf die "Sachgruppe" (Angabe 
ob Grundstück oder Mobilie), wenn sie überhaupt vorhanden war, 
am Kopf von BGU. 959 stehen. 

Die Behandlung der Gesuche um nag6.{}wu; fordert vielfach Wider­
spruch heraus. In die Erläuterung von BGU. 1034. Lips. 9 spielt wie­
der der schon oben (S. 181 f.) abgelehnte Gedanke hinein, daß der 
Erbe eines Gläubigers schon zu Lebzeiten des Erblassers als Berech­
tigter angemeldet werde und "auf dem Namen der Schuldner zu liegen" 
käme. Die sachlich viel einleuchtenderen Erklärungen von EGER 126, 
3· 153 sind auch dabei wieder nicht besprochen worden. Auch Oxy. 713 
ist ohne Eingehen auf die Literatur (Arangio RUiz, succ. testamentaria, 
mein Referat Z. Sav. St. 28, 450) m. E. bedenklich interpretiert: es 
handelt sich nicht um eine Benachteiligung, welche der dritte Sohn 
fürchtet. Die 3 Kinder sind kraft avyygarp~ yaftt'K~ der Eltern an deren 
Vermögen Gesamtberechtigte; die Mutter hat bei der Ehe, welche 
die beiden andern Geschwister miteinander eingehen, in deren Ehe­
vertrag (1. 32) jedem der beiden sich verheiratenden Geschwisterteile 
4 Aruren zugeteilt. Der Eingabeverfasser ist dieser Vereinbarung bei­
getreten und meldet nun seine xa-rox~ für die übrigen 4 Aruren an. 

Unter den Gesuchen um nae6.ßsat~ spielt die Anmeldung der 
xa-roxa{ eine besondere, noch vielfach dunkele Rolle. Was P. jetzt 
über die juristische Bedeutung der xa-rox~ vorträgt, muß als abwegig 
bezeichnet werden: die xa-rox~ sei die vom Besitzamt verhängte Sperre 
des Besitzes. Sie entziehe dem Besitzer das Recht über die Sache zu 
verfügen. Solange die xa-rox~ bestehe, ruhe die xveela, d. h. das Eigen­
tum (Verfasser will sagen: die Veräußerungsbefugnis, p. 469. 472. 
463. 473). Auch hier verrät Verfasser keine Kenntnis von der Arbeit, 
welche zur Klärung der Rechtsbegriffe schon geleistet worden ist. 
xa-rexsw, xa-rox~ hat mit der Einrichtung der ßtßJ..w{}~xrJ an sich 
nichts zu tun. Die xa-rox~ ist ein Begriff des materiellen bürgerlichen 
Rechtes der hellenistischen Kultur. Im Worte liegt zunächst das körper­
liche Festhalten, der tatsächliche Besitz, die Beschlagnahme1 . Daneben 
tritt es oft auf als "Recht zur Beschlagnahme", "Bindung einer Sache 
oder einer Person zu gunsten einer Person, die eventuell Beschlagrecht 
hat" 2. In diesem Sinne ist es häufig das Wort für Haftung, d. h. für 
das Zugriffsrecht eines Gläubigers, dem eine Sache oder eine Person 
verfällt, wenn eine Schuld nicht erfüllt wird 3 . Die xa-rox~ navro~ -rov 

1 Vgl. dazu die Verweisungen in meiner "Schriftformel im röm. Provinzial­
prozesse", S. 22, I. 

2 Vgl. ebendort S. 22, 2, auch GRADENWITZ, Archiv f. Pap.-Forschung I, 334· 
3 Dazu vgl. RABEL, Verfügungsbeschränkungen des Verpfänders p. 59. 2. 
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n6eov in CPl\.. 228 könnte sehr wohl nichts anderes sein als die Haftung 
mit Exekutivklausel (neii~u; xaßanc:e b(, oixrr;). Aus diesem Begriff 
des Anwartschaftsrechts ergibt sich die ::VIöglichkeit, in Oxy. 713 mit 
xarox1) das Verfangenschaftsrecht der Kinder zu bezeichnen, das auch 
als Eigentum der Kinder an den Gegenständen des elterlichen Ver­
mögens mit ·vorbehalt des Xießbrauchs für die Eltern konstruiert 
wird (P. Oxy. 237 VIII, P. Straßburg Archiv IV, 132f. u. WrLCKEN 

S. 139f.); diese xawxfJ der Kinder am Elternvermögen wurzelt in 
dem Ehevertrag der Eltern (avyyeacp} ya,wx1])1, nicht in einer "Sperre", 
die im Besitzamt vorgenommen wurde. Daß im Büreaubetriebe der 
ßtßl.wßfJxrJ dyxn)ac:wv die xr1TOX1J als Sperrvermerk erscheint, gibt 
zu P.s Auffassung ebensowenig Grund wie wir heute hätten, die Hypo­
thek unseres bürgerlichen Rechts als einen "Vermerk in Spalte III des 
Grundbuchs" zu definieren statt als dasjenige dingliche Recht, kraft 
dessen aus dem Grundstücke an denjenigen, zu dessen Gunsten die Be­
lastung erfolgt, eine bestimmte Geldsumme zur Befriedigung wegen 
einer ihm zustehenden Forderung zu zahlen ist. 

vVeil P. annimmt, daß nicht alle Grundstücke privater Besitzer 
verbucht waren, kommt er notwendig zu dem seltsamen Begriff der 
"blinden Sperre" für den Fall der Haftung der Liturgen gegenüber 
dem Staate: wenn die neuen Liturgen für die Staatsfrohnden ernannt 
sind, gibt der Stratege des Gaues an die ßtß!.wif/jx1) eyxr!jac:wv die 
Weisung, daß die Sicherung des Fiskus zu bewirken sei. Zweifellos 
ist damit ein V ennerk bei den Akten des einzelnen Liturgen im Besitz­
amt gemeint. Da P. nun bestreitet, daß notwendig alle Liturgen im 
Suche standen, muß er eine die Person und nicht die verbuchten Ver­
mögensgegenstände treffende Sperre annehmen, und bezieht nun­
mehr auf eine solche die noch rätselhafte vVendung xadxnv rd ovotta 
im Edikt des Tib. Alexander (CIGr. III Add. p. 1236, l. 21ff.). Aber 
mit viel größerer vVahrscheinlichkeit hat schon ::VIITTEIS diese Stelle 
des berühmten Präfektenediktes auf die Eintragung in ein fiskalisches 
Schuldnerregister gedeutet. Und darauf paßt der Ausdruck xadxc:w 
TO ovo,ua, "den Namen als Haftungsgegenstand" behandeln, in der Tat 
trefflich. Daß wir bisher noch kein solches öffentliches Schuldner­
register fürs ptolemäische Agypten nachweisen können, beruht sicher­
lich nur auf einem Zufall. Es handelt sich dabei ja um eine Einrich­
tung, die in der griechischen Kultur wohl allgemein verbreitet war: 
wir finden sie in Athen, in Delos 2 und nach iVIITTErs' einleuchtender 
Annahme auch im römischen Fiskalrecht (sicher in D. 49, 14, 6 pr.). 

1 Oxy. 713, I. 15: uariar_ov. 
2 Das wird meist noch nicht beachtet, vgl. bull. de corr. hellen. 6, 28 (a 0 

r8sjr86 a. C.), 33 (1909), 149 B. I. rzff. (a 0 I7J/IJ6). Das ist dem Inhalt nach 
die Stele cler vnEQ~flE(!Ot, welche das Fragment der lsgd. avyrearp~ in Inscr. jur. 



Girowesen im griechischen Agypten . 191 

Bevor Verfasser die Darstellung des amtlichen Betriebes im Besitz­
amt verläßt, geht er noch auf zwei Fragen ein: auf die Bedeutung 
der iJyl56rJl,aa und auf die "Bestandsliste des Besitzamts", die 15ru.arew­
,aara. - iJyr56m,Lwv ist nach P. eine A %sgabeverfügung: "Urkunden 
von begrenzter Lebensdauer" wie Schuldverträge, Testamente seien, 
nachdem ihr Zweck durch die Schuldtilgung oder Xachlaßauseinander­
sctzung erfüllt war, aus dem Besitzamt auf Antrag ausgefolgt worden, 
und die entsprechende "Verabfolgungsverfügung" sei das f;yr56m,aov. 
Was der Verfasser dafür vorbringt, muß seine These in den Augen des 
Lesers geradezu widerlegen: P. Tebt. 556 ist ein Darlehensvertrag 
vom z8. VIII. 33 p. C. mit dem Kanzleivermerk über Erteilung eines 
8yl56a~,aov von demselben Datum. Hier ist das iJyr56at,aov also sicherlich 
nicht eine Verfügung über Ausfolgung der Darlehcnsurkunde. Das 
Testament ist, was P. verkennt, für den Testamentserben nicht weniger 
von dauernder Bedeutung als ein Kaufvertrag für den Erwerber aus 
Kauf. Und wenn der Testator in Oxy. 494 sich vorbehält, ergänzende 
,t.;' achzettel zu seinem Testamente auf das iJyr56at,aov zu setzen, ist es 
doch überaus künstlich anzunehmen, daß der Testator später "sein 
notatridies Testament, das jenen Satz enthält, gegebenenfalls aus dem 
Besitzamt zurückfordern" wolle, "um Zusätze oder Abänderungen 
vorzunehmen", und daß er in diesem Falle Zusätze oder Abänderungen 
unter die Ausgabeverfügung des Besitzamts schreiben wolle, damit 
er das versiegelte Testament nicht zu öffnen brauche (so Verf. S. 485f.). 
Da auch die Auslegung von P. Lond. III p. r6o Xr. n64e (zrz p. C.) 
l. rg m. E. die vom Verfasser vorgeschlagene Deutung des iJyr56rJl,aov 
nicht erfordert, bleibt eigentlich nur der Anhalt, den der Verfasser 

Gr. r, 504 erwähnt. Rechtsgeschichtlich verdiente diese öffentliche Aufzeichnung 
der säumigen Schuldner bessere \Vürcligung als ihr bisher zuteil geworden ist. Es 
handelt sich hier um eine Form der Vollstreckung gegen die Person, die immer 
wieder im Haftnngsrecht wichtig wird (vgl. KüHLER, Shakespeare Gz ff.; GIERKE, 
Schuld und Haftung 256). Allerdings können wir bisher wohl noch keinen Fall 
nachweisen, in welchem der Schnldner im privatrechtliehen Schuldvertrage seine 
Ehre zum Pfande setzt, wie dies im deutschen Mittelalter vorkommt. Aber be­
kannt war auch die Ehrenschelte gegen den haftenden Schuldner in gewissen 
griechischen Haftungsrechten (vgl. die schon von THALHEnr, Rechtsaltertümer 
S. 135, 5 herangezogene Stelle aus l\ik. Damase. bei Stob. Serm. XLIV 41, p. r87 
MEI:-!EKE). Ebenso wie hier der gescholtene Sehnldner aUflOc; wird, ist die Atimie 
die Folge der Einschreibnng in die öffentliche Liste der Säumigen in Attika und 
Delos. Das Staatsrecht hielt in Athen die Haftung des Schuldners mit seiner Ehre 
fest, während sonst diese Exekutionsform wegen Schuld in der attischen Rechts­
orrlnung nicht mehr nachzuweisen ist. \Vie diese Atimie des Staatsschnldners znr 
Friedlosigkeit sich verhält, steht noch dahin, vgl. einerseits - und in der Haupt­
sache wohl zutreffend - SwoBODA in Archäologisch-epigr. Mitteil. aus Österreich­
Ungarn XVI (r893). p. 6o; Zeitschr. d. Savigny-Stiftung z6, 154ff., andererseits 
THALHEIM, Berl. phil. \Vochenschr. 1904, 598ff. 
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im Wortbild lyb6mptov sucht. Und der ist schwach genug1 . Die meisten 
Komposita mit -C>6mpto; sind transitiv gedacht: so anoMmpto;, 
entb6mpto;, nagab6mpto;. Nur lvbom,uo; ist intransitiv. Dieser Tat­
bestand ergibt, worauf mich WACKEltNAGEL aufmerksam macht, ein 
Indiz für die transitive Bedeutung von lyb6ac,uo;. Das führte also 
auf "ein aus dem Archiv herausgegebenes", d. h. eine Ausfertigung, 
die vom Archiv ausgefolgt wurde, während das Original dort blieb. 

Die Darlegung zur Bestandsliste enthält manchen neuen interes­
santen Gesichtspunkt zur Anlage u_nd Instandhaltung der Übersichts­
blätter, in denen bisher nur Grundstücke verbucht erscheinen. So führt 
der Verfasser zu Oxy. 274 aus, daß diese Urkunde vielleicht ein durch 
Übertrag auf ein neues Blatt erledigtes Fragment einer Bestands­
liste ist, nicht ein Blatt, an dessen Kopf durch den Vermerk pteTrJ­
vix{}'YJ auf ein älteres Blatt verwiesen war. Bedenklich ist, daß P. die 
Urkunde Oxy. 8o8 kurzweg als Beleg für die gruppenweise Zusammen­
fassung mehrerer Dörfer in einem C>ul.a-rgwpta zu verwerten sucht, da 
diese Urkunde sichtlich doch gar keine Übersicht über besitzamtliche 
Einträge über Grundstücke gibt, vgl. auch EGEl<, Grundbuchwesen 
156, 6. 

Der Darstellung über das Besitzamt folgen noch zwei kleinere 
Abschnitte: eine Zusammenstellung der noch sehr lückenhaften Nach­
richten über die Güterrolle der Katökenlehen, in welcher P. ein echtes 
Grundbuch sieht, und eine Besprechung der nsg{'Avat; der Schuld­
urkunde. Hier hat der Verfasser ein sehr dankbares Thema angeschnitten, 
das eine tiefere Durchdenkung verlohnte: allerdings wird den Papyri 
hier wirklich bedeutende rechtsgeschichtliche Kenntnis nur dann ab­
gerungen werden, wenn man die altgriechischen und hellenistischen 
Anschauungen über das Sonderleben der beurkundeten Obligation 
neben dem Schuldverhältnisse aus Valutaempfang eingehend würdigt. 
Die Erklärungen zu der schwierigen Urkunde BGU. 997 wie zu P. Fior 
48 sind m. E. anfechtbar: die nsg{'Avm; C>taygmpij;, die nach der 
subscriptio in P. Fior. cit. vorliegt, kann wohl nur die Erklärung über 
Unwirksamkeit der Darlehens-Hingabe-bwygaq:;J] sein; der Gläubiger 
empfängt 1200 vnee A.vaew; und verspricht, nicht "nachträglich" auf 
nsg{'Avm; vorzugehen (ptsu},{}siv), weil er nicht voll bezahlt ist, son­
dern einen Teil schenkungsweise erlassen hat. Der Kommentar, den 
der Verfasser zu P. Lond. III p. 158 Nr. n84d gibt, geht auf die Äuße­
rungen von MITTEIS- (Z. Sav. St. 28, 383. 495) -nicht ein und kommt 
dadurch zu dem seltsamen Begriffe einer zwangsweisen Totmachung 
der Schuldurkunde. In Wirklichkeit handelt es sich darum, daß die 

1 Bei der Erwägung über die \Vortbedeutung von eyi56atpm; war mir auch 
-der philologische Rat meines verehrten Kollegen Professor WENDLAND wertvoll. 
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6oo Drachmen zur Zahlung der Schuld von 330 Dr. nebst Zinsen, Kosten 
und Gebühren vergleichsweise (hd öwA.vm) nach dem für einen Ver-

gleich gemachten Angebot (:v.anz :rr:aeauA.-rjatV v:rr:ee ÖtaAVO'SW~) des 
Schuldners von diesen gezahlt sind. ÖlaA. vat~ ist das gemeingriechische 
Wort für die friedliche, außergerichtliche Erledigung einer Forderung, 
sei es im Wege des Schiedsvertrages und Schiedsspruches, sei es im 
Wege des Vergleichs. 

Die vorstehende Besprechung hat in ihrem letzten Teile sich mehr­
fach ablehnend gegenüber der Darstellung des Verfassers verhalten 
müssen. Deshalb ist es dem Ref. eine Pflicht, ausdrücklich zu bekennen, 
wie reiche Anregung ihm aus dem durchaus selbständig gedachten 
Buche PREISIGKES erwachsen ist. Die große Erklärungsarbeit, welche 
PREISIGKE für Hunderte von Texten in eigenen Gedankenbahnen 
geleistet hat, die vorbildliche Gründlichkeit der Textbehandlung wie 
die Übersichtlichkeit der Darstellung werden dieses Buch für die näch­
sten Jahre zum unentbehrlichen Arbeitskameraden jedes Gelehrten 
machen, der das Wirtschafts- und das Rechtsleben des römischen 
Ägyptens durchforscht. 

Göttingen. 

Partsch, Aus nachgelassenen Schriften. IJ 



5· Neue Urkunden zum justinianischen 
Reskriptenprozesse. 

[Nachrichten der K. Ges. d. Wiss. zu Göttingen, 
Phil.-hist. Kl. Igii, 20I-253] 

Der Boden Ägyptens hat uns wieder einmal eine eigenartige Gabe 
beschert. Unter den byzantinischen Papyri von Aphrodito hat }EAN 
MASPER01 eine Reihe Urkunden publiziert, welche zur Geschäfts­
korrespondenz eines Dorfältesten Dioskoros, Sohn des Apollos, ge­
hörten. Neben Akten der Gemeindeverwaltung, die schon zu höchst 
interessanten Darlegungen über die Entwicklung der byzantinischen 
Lokalverfassung Anlaß geboten haben, kommen Urkunden zum Re­
skriptenprozesse Justinians zutage. Wenn wir bisher von ähnlichen 
Originalurkunden der späten Zeit nur die Fetzen der Kaiserreskripte 
kannten, die MoMMSEN im Jahre I863 besprochen hat, erfährt jetzt 
unser Quellenstand mit einem Schlage eine erhebliche Bereicherung: 
Kaiserreskripte Justinians, die mit den Angelegenheiten jenes Dorf­
ältesten zusammenhingen, treten ans Tageslicht, und mit ihnen eine 
Fülle neuer bemerkenswerter Tatsachen zum Reskriptenprozesse der 
justinianischen Zeit. Wo wir bisher mühsam aus den Rechtsbüchern 
die Belege für die Darstellung des justinianischen Prozesses zusammen­
suchten, packen wir heute pulsierendes Leben der byzantinischen 
Praxis. Es ist an der Zeit, dieses Material einmal im Lichte der Rechts­
quellen näher anzusehen. Um völlige Ausschöpfung kann es sich dabei 
noch nicht handeln, da der Textrestitution noch reiche Arbeitserfolge 
an diesen Quellen vorbehalten bleiben. Aber die Schwierigkeiten, die 
hier zu überwinden sind, locken zu einem ersten Anfang der Arbeit. 

Im folgenden sollen die einzelnen Urkunden vorgelegt und besprochen 
werden. Dabei mag der Versuch einer Zusammenfassung des Neuen 
erlaubt sein, das wir durch die Texte lernen. 

Es handelt sich zunächst um vier Reskripte, von denen MASPERO, 
der Herausgeber, allerdings zwei als fausses lettres sacrees de Justinien 

1 Bull. de l'inst. frany. d'arch. orient. du Caire (1909), vol. VI, p. 97; vol. VII, 
p. 138ff. Catalogue general des antiquites egyptiennes du Musee du Caire, Le 
Caire 1910. 
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anspricht. Von zwei dieser Reskripte sind mehrere Texte gefunden 
worden. Ich lege zunächst P. Cairo No. 67024 vor. Hier sind drei Texte 
derselben Urkunden mit seltsamen kleinen Abweichungen erhalten. 

I. P. 67024. 67ozs. 
Hier gebe ich wie der Herausgeber einen Text (A) als Grundtext 

ausführlich und stelle daneben die Verschiedenheiten, welche die beiden 
anderen Texte B und C aufweisen. Dabei ist zu bemerken, daß nur A 
und C selbständige Texte sind, B befindet sich auf dem verso von A, 
unter einem Gebet, das in Unzialschrift über dem Blatteile steht, den 
die feinen Kursive des Reskriptstextes einnehmen. Dieses Fragment B 
ist auch nur Reproduktion eines kleinen Teiles von A, Z. 30~Z. 52. 
Für den Apparat zur Urkunde danke ich P AUL \VENDLAXD wertvolle 
Nachrichten. Sie können zeigen, wie nötig es ist, daß der Jurist selbst 
für diese Zeit, in welcher die Rechtsquellen reichlich sind, auch andere 
Quellen verwertet. 

A. C. 

[lleo jt.JEHJwv ijp..iv eöioa[~EV J IIeoaijUhv [ 

fJrüv O(!fliia{}m flEV ex -rijaOE: I 
[ -rf}]s XWflJ]s if}s 6J]ßaiwv xrh-
ea[s], &oaaxwv iOV nadea o[ E] I 
[-ro]v olx[Eiov ro]v EV a1nfl %E[x iWV lv avrfj XEXi1)!.tEVWV 
i"i)fl ]bov ne6Jiov YEVO,UE:Vo[v ], I 
[xai nxs vn8e rov navroc; xw-

g{ov avvrddac; avaAEYOflEVOV, I 
5 (Ent i[ OV Je; ifjc; emxwg{ov Ta­
~EWC: it1Viac; XaiaußiJJm. e:rtE:l-
0~ OE j naea rwv xara xmeov 
fiQ.XOViWV OV Tac; rvxovaac; fioL­
'K{ac; I vni;;,uvov, rrp ßdrp TJi'wv 

olx<p arpä.c; avrovc; emoovval 
uai VnO T~V neoalraaiav a.f)roV 
yEvia{}al TTJV rxvTov, ewo6awv 
OE rov pcyaJconeE(niawwv), -rijc; 
anova[ac; I oea~UfJEVOV TOV na­
i(!OC: iOV OEOfJEVOV, rovc; pt\V rijc; 

ro 'KW[lf}C: [ dvaAi~aaßaL rp6govc;, 
ovo8v o8 xawßüval navu}.wc; 1 

[en]i iOV OrJ,UO(JlOV },6yov, waTE 

I wohl 0[1)], WENDLAND. 2 1. Tw]v SV amfi us[xr1),u]ivwv. 

13* 
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TOVc; Tijc; EJUXW(!LOV Ta~Ewc; 

naAW bc OEVTE(!OV wvc; [/(f.Tar; 

TCJ.r; EJUXElpsvar; avTotc; I avvu­
).dac; Elanea~at. nEe{ TE TOVTOV 

ßdac; 'fJfU]JJ! ijor; I noe[aaaßat 
av},/,u.ßar; ne(k n)v ar)v iivoo-

I5 ~6T( 1)Ta) ycyea,u,usvac;' I a})a n)v 
exdvov 7l:E(!l01JO,U1JV 7r:/,Lov TWV 

ijpETE(!WJJ I laxvaat xdEvOEWJJ, 
waTE Tif) OEo,uswp OEVTE(!ar; acpoe­

,uijc; I ooov xai ,ud(ovoc; -xaTa­

aTijaat TO neay,ua Tf!lßijr;. fh-

an[(Of1EJJ i To{vvv n)v boo~( J­
Tr;w) n)l' m)v vvv yovv wie; 

oEoo,usvau; 1 nce! rovrov r0 
tXET!7 fJdwc; avAAaßalc; nseac; 

20 emrhil'at TO I neoaijxov, xui WYJ 
xeuvovc; EX xe6vwv U.VTOJJ ijTol 
' I , I -T'rjV 'XU.T U.VTOV 'XW,U'rjV TWV 

iinocpElAopsvwv u.vTotc; ano larE­

!JÜaßw, wc; ,U1J XU.T!l TfJV 7l:QO-
, cpaaw Tavn,v aToviu.v I u.vTorc; 

oUyov vaueov ncei T~V TWV 
or;,uoa[wv (pO{lWJJ I ycvsaßat ua­
raßo},,]v. 'EnEt01J os cp1JO{v n-

25 vac; TWV l{(lTa TUVT1)JJ I [l{E'XTr;]­

,usvwv neay,uo.Ta TOV OEOfJEVOV 
l{(lt TWJJ I aodcpwv TWJJ U.lJTOV 

naea TOV TOV [ Ol'%(1] [ov [},6]yov 

acpclciaß[ (}.[] I [ acpoe!lti Tijc; TOV 
Eler;,us( vov) or;,uoa[ov OEVTS(!ac;] 

clanea~c:wc;, {han[(of-tEv T~v ev­

oo~(6rr;w) T~V a~v I [l{at Ta nsei] 
TovTov[(c;)] axonovau.v, sl ovTwc; 

iixovw sveOLc;, I To tl{u.vdv T0 
TS OSOfJSVqJ xu.i Tote; aos?.cpotr; 

30 Tote; m!Tov [ xcaa TOJJ] I JlOfJOJl 

neoc; n)v a~v Lücke ysy(!U.fifJEVac; 

n)v Lücke 

xai w) avyxweijaat xe6vovc; el{ 
XI.!OJ!OJ)I 

XS;l{TI)[,usvovc;] ,uivwv 

nefiy,ua 

xu.i ni nsei Tov?:ov axonovaav 

22 drov{a und seine Sippe ist damals durchaus gebräuchlich: Acta Ana­

stasiae ecl. UsENER 25 a 22, DEC:BNERS Kosmas und Damian, S. 205, r8 (\VENDLAND). 

27 Lacpoe;.tt)~&mteac::J von cler Urkunde selbst gestrichen; sumea~sco;; ist 

danach auch zu streichen. 
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A. 

yc:via#at :rcaeaaxc:va­

aat. lleor; rovrou; eM­

()a~av f;piir; I IovJ.w-

vov, :rcayaexr;v rfjr; 
Livraw:rcolctrwv, ßov­

Är;#fjvat r~v xar' av­

rovr; I XWflrJV v:rco r~v 
olxc:{av :rcayaexlav 

:rcot~aaa#at,xal ra iira 

flrJbil:rcore rc:lcc:aavrwv 
v:rco:rcayaexlavavrwv, 
alclca xara ro rwv 1 

avro:rceaxrwv axfjpa 
i)l' lavriöv rovr; i}r;­

poa{ovr; q;6eovr; e:rcl 

35 [rovr;J 1 riJv smxwewv 
ra~lV xaran#ivrwv. 

'E:rcc:tfl~ 88 ovx ~vi­
axov Jro rovrov roii fli­
eovr; e:rcc:J. #c:'iv avroir;, 

xai :rceayparwv ae:rca­

yijv 1 apaerifama.. xal 

roaavrr;v a:rclcwr; r~v 
, , I _Q \ I aro:rcwv yc:vc:a·u·at rr;v 
avroii OCVTOt~ TB uocl rfj 

at.V[Tiöv U0)/1'[/], WG'ie Xat 
~t' • \ , I 

v:rco rr;v :rcayaexwv 

:rcoL~aaa#at, :rcefi.ypa 
I I , I , I :rcaar;r; aro:rcwr; c::rcs-

xslva cx:. #ea:rclCopsv 

rolvvv rfjv lvbo~(6rr;-

40 ra) rijv a~v I e~eraaal 
ra :rcsei TOViOV Ci, fle#' 

ßar;r; v6por; axetßelar; 

c. 

eM()a~c:v i;pfir; 'Iov­
J.wvov rov e:rc{xJ.r;v 

'Aemvotrr;v, :rcayae­

xr;v rfjr; 'Avraw:rcolct­

rwv ßov}.r;/Jijvat r~v 

xar' avrovr; XWflrJV 
v:rco r~v olx{av :rca­

yaexlav ... 

:rceor; r~v emxwewv 
ra~lV 

v:rco rijv olxelav :rca­

yaexlav O.VTOVr; :TCOl­

~aaa#al, :rcefiypa :rca­

ar;r; :rcaeavoplar; e:rci­

Xetva. #ea:rclCofleV 
rolvvv rfjv a~v Lücke 

e~c:raaat raiira., xa.i 
c:l 

B. 

eMfla~av i;pfir; 'lov­
Ätavov rov e:rc{x).r;v 

'Aemvotrr;v, 

yaexr;v rfjr; 
:TCOAlTWV ... 

' xat :rca-

'Avraw-

:rceor; rijv emxwewv 
ra~lV 

v:rco rijv olxelav :rca­

yaexlav avrovr; :rcol­

~aaafJal, :rcefi.y pa na­

an~ naeavoJ.l{a~ lnt-
xc:wa 

34 [rov~] im Papyrus gestrichen. 35 ursprünglich -rijr; buxroetov rd;eror;. 
39-43 erscheinen die zwischen den Zeilen stehenden Ci als eine Art Inter­

punktionszeichen. Wenn man nun die mit Ci versehenen Schlüsse von Satzteilen 
untersucht, ergibt sich überall der akzentuierende Rhythmus _L_ v v _L_ v &enayi}v 
tlJlU(!TijUat, rd neel TOVTOV, reUuavrar;; 6V(!Otf;, aV-rovr;; JlBTOVUlar;; (dieselbe Klausel 
ohne das Ci öfter, z. B. 40 d.uetßda(; neOUTaTTet), und 41 ist derselbe Rhythmus in 
-raTr; d.J.rr&elatr;; mit Ci bezeichnet, obgleich er mitten im Satze steht. 39 ist d.ro-
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neoaTa:rut, xa{, el 
Taic; Ci a) .. 'Yjfle{atc, fl'Y}­
Mno-re Tovc; T~Y avdjY 
XWfl'Y}Y olxoiivT[ac,] I 
vno nayaexfav -reU­
aavTac, eV(!Olc; cx, a;n;o­
aTijaat .u8v TOY neoet­
(!'Y},U[(evov)] 1 Lücke im 

TeX:t Tijc, neoc; avwvc, 
.ueTova{ac, Ci, fleeaneii­
aat 158 naea laxevaaal 
Toic, 15eo.u8votc, nie, 
an'YJY'Y}Yey.uevac, (sie!) 

45 nae' avT[ oii] I ßM.ßac, 
avTOi~ xafla TOiC, :Jre(!t 
TovTov v6.uotc, 15oxei. 
'A..;u[l58] I xai TOVC, aA­
AOVC, ij a~ lvl5o.;( oT'Y}C,) 
öaot rfjr:; re afjr; ra~swr:; 

ucd :ncxycxvwv Toic, 15eo­
flSYOlC, ln{ T[ e] I xefJ­
.uamv xai ly'xJcf}.uamv 
vnevfJVYOl cpaveiev I 
TvyXaYelY' Xat TaT BC, 
XefJ.ua-raßUnoYTa fJe­
eaneiiaat wie, 1 15eo.us­
votc, xaTa Tov v6.uov, 
vnee Te TWY lyxA1]-

so flrlTWY I YOfl{flOlC, :JrOl­
Yaic, vnofleiYal qJ(!OY­
ile{'Yj Tovc, .u8v Taii-ra I 
iJ.ua(!T'Y}XDiaC,, wauTo 
ixavov ecp exadecp 
Toic, -re 15eo.u8votc, I xai 
np v6.ucp yeveaflat · 

:Jr(!Oel(!'YjflSYOY Lücke 

Tijc, 

wie, 15eo.u8votc, Tac, 
lmveveo.usvac, ßJca­
ßac; avToic, xafla Toic, 
neei To[ VTOV] YOflOlC, 
15oxei. 'A..;uc, 158 xai 
wvc, aJc} .. ovc, öaot vn6 
-re T~Y Tijc, aijc, Lücke 

Ta.;tv Tdoiiaw, sv u 
ll5twTatc,, xai vnev­
flvvovc, Toic, ixhatc, 
ln{ Te xefJ.uamv ln{ 
-re lxx} .. /j.uamv 15etx­
vv.u8vovc, avTOVC, fle­
eaneiiaat .u8v naea­
axevaaetc, Ta elc, XefJ­
flaTa ßUnov-ra, vn8e 
158 ye TWY lyxA'Y}fta­
TWY YOfl{flOlC, TOVC, 
iJfla(!T'Y}XDTac, vnofJ/j­
aetc, nowai:c;, wa-re To 
ixavov lcp' exad(!cp, 
Tcp -re 15eo.u8vcp xai 
Tcp v6.ucp yeveaflat 
u7w lx avvaenayijc, 

neoet(!1]flSYOY 'JovAta­
YOY Tijc, 

wie, 15eo.u8votc, Tac, 
an'YJY'YJvey.usvac, ßJca­
ßac, avToic; xafla Toic, 
neei TOVTOV YOflOlc; 
15oxe'i. 'Li.;etc; 158 xai 
Tovc, aAAovc, Öaot vno 
T~v Tijc, aijc, lv15o.;6T­
( 'YJToc,) Tvyxavonec,Ta­
.;w ßv Te l15twilc, (sie!) 
-reJcoiimv, xai vnevflv­
vovc, ln{ Te xefJ.uamv 
ln{ -re lxxJcf).uaaw 15etx­
vv.u8vovc; aVTOVC, TOiC, 
ixeTatc, fleeaneiiaat 
.u8v naeaaxevaaat Ta 
elc, xefJflaTa ßUnov-ra 
vn8e (J8 ye TWY lyxA'Y}­
flrlTWY YOfl{flOlC, TOVC, 
iJfla(!T'Y}XDiaC, vnoflf}­
aetc,nowaic,, [ wauTcp] 
-re 15eo.u8vcp xai Tw v6-
fl({J [ To ixavov] yevea­
flat. 

:n{ar:; e:neucwa mit Ci bezeichnet; auch das stimmt, wie WENDLAND bemerkt, zum 
Gesetze W. MEYERs, zu dessen Hauptformen Adonius und Doppeldaktylus gehören. 
Über handschriftliche Interpunktion nach Klauseln vgl. NoRDEN, Kunstprosa, 
S. 452, Nachträge. -Die auch sonst wahrnehmbare Beobachtung des rhythmischen 
Schlusses, die 39-43 streng durchgeführt ist, bedarf noch gerrauerer Unter­
suchung (WENDL.). 

44 Gemeint haben vielleicht alle e:nevnvey[tevar:;, aber die Form nicht getroffen 
(vgl. P. 67029, 14 dvnveyfteva) (WENDLAND). 
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Chrisma. TWV uara 
avvarpwy~v olov Elurk 
av/../..aßwv I 7W(!t(o;.d­
vwv naea u't nae' 
~;.u?w vvv DwmafHv­
ra, I ßwniCopD' ovoc:­
;.dav ovva;.dvwv lfxsw 
laxvv, ra[ v]~0 ... 

ua[ naga rov v6;.wv 
wc; clxoc; nogtCopbwv 
umv, {msvavuov rwv 
vvv nar/ ~,uwv {Jc­
amafHvrwv, ovospJ­
av EXOVTWV laxvv, 

nagarpv},anovm)c; 
ravra rfjc; u afjc; Lücke 

uai TOV xara Xat(!OV 
n)v avr~v naea}.1)1po­
f.1EVOV xai rfjc; nufJo­
f.1EV1)c; vf.1Tv ra~c:wc; 
nowfjc; TQUVV X(!VGlOV 
AlrQWV EIUKEtfJEV1)c; 
XaTa UVV TaiJTa na­
eaßa{vuv ro}.f.1CVVTWV 
" ß ' .Cl 1) naga atvcauw avy-
xwgovvrwv Chrisma. 

]EAN MASPER0 1 hat richtig erkannt, daß es sich um Worte eines 
kaiserlichen Reskriptes handelt, das den Statthalter der Thebais, den 
dux et Augustalis Thebaidis, anwies, seine Tätigkeit als Jurisdiktions­
magistrat in gewissen Prozessen zu entfalten, für welche das kaiserliche 
Reskript erbeten war. Auch daß dieser Fall mit anderen Vorgängen 
zusammenhängt, die wir aus Aphrodito durch den Fund justinianischer 
Papyri kennen, war schon von l\IASPERO betont. Er gab auch eine Er­
klärung2 für das Nebeneinander der drei Texte, die sachlich parallel 
laufen und doch in der \Vortfassung erhebliche grammatische Ver­
schiedenheiten aufweisen: die drei Texte seien drei "Brouillons" für ein 
kaiserliches Reskript. Der Advokat in der Thebais entwarf sie, um zu 
einem Text zu gelangen, den er dem Kaiser zur Genehmigung vorlegen 
konnte. Denn nach MASPERO soll die Hypothese erlaubt sein, daß diese 
Reskripte des Kaisers ganz von den Interessenten redigiert und nur 
dem Kaiser zur Unterzeichnung vorgelegt wurden. Von der gleichen 
Hand sind auch noch andere solche anscheinende Reskriptstexte in 
Aphrodito erhalten, die MASPERO als lettres fictives, fingierte Reskripte, 
anspricht. Von diesen soll unten die I~ede sein. Hier mag nur die Frage 
gestellt sein: Wie verhält sich diese Hypothese zu dem, was die Rechts­
quellen besagen? Ich meine, sie ist schlechthin ausgeschlossen. Wie 
solche sacrae jussiones, d. h. solche Handschreiben des Kaisers, welche 

1 ßull. dc l'institut fr. d'archeologie orientale. Le Caire, vol. VI, p. ggf. 
2 lbid., vol. VII, p. rsz. 
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ohne formale Anlehnung an die Bittschrift in einer Rechtsfrage eine 
Anweisung erteilen 1, zustande kamen, wissen wir sehr genau aus dem 
Codex Justinianus, der allgemeine Vorschriften über die Reskripte ent­
hält. Der quaestor sacri palatii oder ein magister scriniorum diktieren 
die kaiserliche Antwort 2, dieser Text wird in der stilisierten Purpur­
schrift der kaiserlichen Kanzlei dem Kaiser zur Unterzeichnung vor­
gelegt und nach Nov. II4 c. I vom quaestor sacri palatii gegengezeichnet. 
Daß dabei die Privaten das Recht gehabt haben sollten, diesen vom 
quaestor palatii diktierten Text bis ins einzelne redaktionell vorzu­
bereiten, ist sachlich ganz unglaublich. Die kaiserliche Gesetzgebung 
gegen die Erschleichung von Reskripten würde dann sicherlich die Er­
schleichung dieser Unterschrift erwähnen. Man wird ruhig nähere Be­
weise für eine Hypothese abwarten dürfen, die doch anscheinend eine 
selbständige Entscheidungstätigkeit des Kaisers, soweit sie nicht im 
Annehmen oder Ablehnen des vorgelegten Textes besteht, schlechthin 
verneint. 

Um die drei nebeneinander überlieferten Texte erklären zu können, 
ist zunächst von ihrem gegenseitigen Verhältnis auszugehen. Da stellt 
sich nun bei näherer Prüfung als sicher heraus, daß A der älteste Text 
ist, B nur eine verbesserte Redaktion von A geben will und C eine 
spätere noch vielfach fortgeschrittene Version des Textes darstellt. 

Daß B nach A geschrieben ist, ist schon nach dem äußeren Befund 
wahrscheinlich: es findet sich auf der Rückseite von A und ist wohl 
nur als Verbesserung einiger Unebenheiten gedacht, welche sich in A 
finden. Daher hat es manche Einzelheiten mit A gemein, welche in C 
verbessert sind3, andererseits steht es zwischen A und C an den Haupt­
stellen, an denen Veränderungen angebracht sind. Deutlich ist dies ein­
mal in Z. 30f. Dort ist gegenüber dem Text von A der Beiname des 
Pagarchen Julianus als "genannt von Arsinoe" in B und C eingefügt. 
B behandelt die Einfügung als eine Bezeichnung, die dem Titel nayaex'YJ~ 
gleichgeordnet und daher mit ~d vor diesen Titel gesetzt wird. C da­
gegen behandelt die neue Einfügung richtiger als Beifügung zum Namen 
und stellt daneben den Titel asyndetisch. In Z. 45ff., wo die größte 
Verschiedenheit zwischen den Texten vorliegt, ist diese Zwischenstellung 
von B zwischen A und C besonders auffallend. Was in A noch über 
der Zeile stand, also später in den Text eingefügt war, ist in B und C 
in den Text verarbeitet. Statt wie A in der dritten Person (ä~et . .. 
~ Cf~ ev~o~6r17~) beginnt B und C in der zweiten Person einfacher mit 

1 Vgl. die Aufzählung der Arten von Reskriptentscheidungen in Nov. II3 c. I. 
2 Cod. Just. I, 23, 7, r. 
3 So Z. 30 A und B B(j{oa~av, C iotoa~sv in Übereinstimmung mit Z. I -

so Z. 44 A und B dn1J'Il'YJVeYJtBVa,, C emvevso~tiva,, was wohl für enev'f}veyJtiva, 
steht, vgl. WENDLAND oben S. Ig8 Anm. 44· 
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a~u~. Auch das folgende Satzgefüge von A ist in B zunächst in der 
Form verändert, wie wir es in C wiederfinden. Statt nayavwv steht in 
B und C l!v -rs lbufnau;. Statt -r:oi~ bcopbot~ Z. 46 steht in B und C 
roi~ iu~-r:at~. Auch die Konstruktion öaot cpavEi:EY in Z. 44-47 ist in 
B und C gleicherweise durch die partizipiale Wendung vnEvfHwov~ '"-' 
bEtxvvpbov~ ersetzt. Z. 50 ist cpeovnE{T) in B und C durch eine neue 
Konstruktion mit naeaauEvaaat resp. naeaaxEvaaEt~ ersetzt. Aber B 
lehnt sich doch wohl auch hier noch mehr als C an den Text von A an: 
das -r:vyxavav (Z. 48) ist noch in demselben Satze verwertet, in C ganz 
herausgestrichen. In Z. 5 I f. korrigiert allerdings C die Wendung (nl 
ixavov scp• E.xadecp) wieder nach A. Jedenfalls ist auch in Z. 45ff. deut­
lich, daß C einen stilistischen Fortschritt über B hinaus anstrebt und 
also notwendig später als B ist: in B steht statt cpeovnd1] 1, wie A 
hat, naeaauEvaaat2, das allerdings nicht mehr sowohl zu fheanwvaat. 
wie zu vnofhivat gehört, sondern nur zu fheanwvaac In C dagegen ist 
hier (naeaaxEvaaw;) wie sonst die Korrektur ins attische Futurum 
durchgeführt, welche dem a~u~ in Z. 45 entspricht. Da C ferner ge­
rade in stilistischer Hinsicht eine allgemeine Überlegenheit gegenüber 
A an den Tag legt3, können wir sicher sein, daß A der Grundtext ist,. 
B eine stilistische Umschreibung einer besonders unschönen Stelle von 
A, während C eine spätere Abschrift des ganzen Textes ist, die ihre 
spätere Entstehung durch kleine Vervollkommnungen des Grundtextes 
beweist. Daß C daneben kleine eigene Schreibfehler aufweist4, kann 
diese Feststellung natürlich nicht ausschließen. 

Diese Feststellung wäre zwingend, wenn nicht C einen Satz mehr 
als A enthielte. A bricht nach einem unvermittelten zusammenhangs­
losen -r:avra plötzlich ab, während auf der Urkunde noch so viel un­
beschriebener Raum bleibt, daß sicher die Lücke im Text nicht auf 
der Zerstörung der Urkunde beruht5. Wie ist diese Tatsache mit den 
bisher getroffenen Feststellungen zu vereinbaren? Ich glaube, daß die 

1 Seltsame Mißbildungen futurischer Optative und sogar Konjunktive sind 
in späterer Zeit häufig. Besonders groß ist die Verwirrung auf dem Gebiete der 
zum Teil mißverstandenen attischen Futura. dywvtavpat steht oft als Präsens, 
vgl. DEUBNERS Kosmas und Damian, S. 205, 25 &hat yvweteiv (V\'ENDLAND). 

2 Man könnte an zweite Person imp. aor. med. :rr.aeaaxevaaat denken. Da­
gegen spricht der abhängige Akkusativ. In dieser Zeit, wo fut. und aor. stark 
vermischt wurden (KRUMBACHER, Sitzg. d. bayr. Akademie, r8g2, II, S. 284; 
UsENER, Der hl. Tychon, S. s6; RADERMACHER, Neutest. Gramm., S. 761 kann 
mit naeaaxevaaat eine Futurform gemeint, aber nicht getroffen sein. Weniger 
wahrscheinlich scheint eine Erklärung nach Analogie von ganz vulgärem Imp. 
Aor. ~eiiae yepwe (WENDLAND). 

3 Ich verweise nur auf die Zeilen von A in den obigen synoptischen Dar­
stellunge~ der Texte: l. I. 3· zo. 28. 30. 45· 48. 50. 52. 54· 

4 z. 25 neiiypa statt nedypm:a. - z. 32 olx{av statt olxetav. 
5 S. die Note des Herausgebers. 
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Erklärung, die ja nur hypothetisch sein kann, sicher ist: den drei er­
haltenen Texten liegt ein Urtext zugrunde, der ebenso wie C noch 
einen Satz über die Sanktion bei Ungehorsamkeit des dux et Augustalis 
gegen den kaiserlichen Befehl enthielt. Denn schon das Ende von A 
enthält dasselbe ra[ v]ra, welches in C gleich nachher auftritt: naea­
tpvAanova'Y)q rama. 

Was war aber dieser Urtext der Texte A, B, C? - Hierfür weiß 
ich nur eine Antwort, die sich mir zwingend aufdrängte, als ich den 
Text A zum ersten Male mit Aufmerksamkeit las. Ich denke, jener 
Urtext ist der lateinische Originaltext des Reskriptes, der aus der kaiser­
lichen Kanzlei hervorging. 

A dürfte die erste holprige Übersetzung dieses lateinischen Re­
skriptes sein, die noch zahlreiche Härten der sprachlichen Wiedergabe 
zeigte. Dann schrieb B diese Übersetzung etwas gefälliger in der Haupt­
stelle um. C ist eine noch spätere glattere Abschrift dieser Wiedergabe. 

Die Beweise dafür dürften zunächst in einigen Latinismen liegen, 
welche die justinianische Kanzleisprache sonst im Griechischen sehr 
wohl zu vermeiden weiß. So z. z6 naea nlv 'l'OV (kxa{ov ).6yov statt 
contra iuris rationem 1, was in den lateinischen juristischen Quellen ja 
überaus häufig ist, aber in den griechischen Novellen, soweit ich sah, 
überhaupt nicht vorzukommen scheint 2. - Wahrscheinlich dem latei­
nischen finem imponere ist nachgebildet das nieaq 8mßc'ivat in Z. 193 ; 

als Latinismus sprach WENDLAND gleich bei unserer ersten gemein­
samen Lektüre Ta slq xer7fla'l'a ßUnovra z. 48 statt quae ad pecuniam 
spectant, Umschreibung für res pecuniariae, an. Auch die Verbindungen 
von Verben des Sorgens mit dem bloßen Infinitiv klingen wohl an das 
curaremit bloßem Infinitiv an 4. WENDLAND warf außerdem die Frage auf, 

1 obeawv statt ius Theophil ad Inst. I, I, I; Nov. 8 jusjus. a. E.; Nov. I7 
c. 3; Nov. 22 c. 48 epil.; Nov. 78 c. r. 2; Nov. I 58 c. r. Im allgemeinen scheint 
es Justinians Kanzleigriechisch zu vermeiden, TO otxatov für ius zu setzen. Vgl. 
dafür den Sprachgebrauch bei Theophil ad Inst. I, r. Gewöhnlich ist die Über­
setzung in den Basiliken und dadurch auch im Neugriechischen, iuris ratio ist ein 
bekannter Begriff des klassischen Juristenlateins. Denselben Latinismus hob schon 
HEIKEL, Eusebius' Werke, I (Igo2), p. LXXVII in Vita Constantini 4, 9 hervor. 
WENDLAND machte mich auf die Bedeutung der Eusebius-Texte in dieser Frage 
der Latinismen aufmerksam. 

2 In den lateinischen Konstitutionen Justinians vgl. Cod. Cod. 8, 58, 2: ratio 
justitiae - Cod. 4, 2I, I9 a. E.: ratio aequitatis. 

3 Vgl. Cod. Just. 3, I, 17 im Latein Justinians. Auch diese Wendung weist 
HEIKEL (p. LXXVII) schon unter den Latinismen des Eusebius (vita Const. 4, 42) 
nach. 

4 Z. 30 yevia&at nagaaxevaaat - Z. 44f. &sgansvaat nagaaxevaaat -
z. 50 vno&elvat lpf!OVTtel1] klingen wohl an die Konstruktion von Curare _mit dem 
bloßen Infinitiv an, für welche ich auf Cod. Just. 4, 35, 23, r - Cod. 6, 25, ro pr. 
- Cod. I, 17, 2, 22 hinweise. Allerdings kommen ähnliche Latinismen auch im 
Novellengriechisch vor: cf. 30, 8. 
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ob nicht in Z. 35 f.: snucn] (ji; OVX ~VE(JXOJJTO TOVTOV TOV fJ,E(lOVC, avroic, 
bu).fJc:iv ein lateinisches falsch übersetztes patioder concedere stecke1 . 

-~ Jedenfalls ist es auffällig, wie oft in dem Texte A gerade solche 
Worte über der Zeile nachgetragen sind, welche in einem lateinischen 
Texte überhaupt fehlen konnten: so ist Z. I das fJfl'iV über der Zeile 
wohl als Wiederholung des eben gesetzten ij;üv, das zu neoac:kOwv ge­
hört, zu erklären: im Lateinischen konnte hier docere ohne Objekt 
stehen 2, während btbaaxav im justinianischen Kurialstil regelmäßig mit 
einem Objekt wie fJf1U.C, oder TO iJ,uwv xearoc, oder dgl. verbunden ist3. 
Daher holte sich der Übersetzer ein Objekt für sMba~av aus dem vorher­
gehenden iJttiv. ~ In Z. 7 steht r(jJ fJc:üp l)f.lwv olxqJ wie lateinisch oft 
sacra domus ohne das Possessivpronomen. Z. 7, 8 ist der Artikel hinzu­
gesetzt, der bei einer Übersetzung aus dem Lateinischen oft verfehlt 
werden konnte, ebenso in Z. 24. 

Vor allem aber scheint mir die Übersetzung aus dem Lateinischen 
durch einen Übersetzungsfehler erwiesen zu sem, der sich in z. szff. 
findet. Dort heißt es: 

rwv xard CJvvae:rcayi}v o[ov cixoc; CJv}).a(Jrvv :rwet~o,uivwv :rcaga rd :rcae' ilttwv 
vvv fJwmm9/vra, fJw:rci~op.Ev otlöcpim> övvatlivwv E;(Etv iCJxvv. 

Wer den Stil der justinianischen Kanzlei kennt, wird vermuten, 
daß hier einer der üblichen abl. absol. zugrunde lag. Der Übersetzer 
fügte das fJean[!;of1C:V ein, da er vorher (Z. 52) eine starke Interpunktion 
gemacht hatte und ein neues Verbum brauchte 4 . Die späteren Ab­
schriften stellen die absolute Partizipialkonstruktion hier wieder her. 

Die Klausel bezog sich deutlich auf kaiserliche "Briefe" 5 oder "Re­
skripte", die durch falsche Tatbestandsangaben (per subreptionem) er­
langt werden~ und entgegen der jetzt getroffenen Reskriptentscheidung 
impetriert werden könnten: ygl. r:ara avva(may1)v in Bas. 2, 6, 7 mit 
Cod. Just. I, I4, 2, auch Cod. Just. I2, 6o, 7 pr., Cod. Just. I, 4, 26, 4· 
Für nogt!;w{}cu gleich impetrare vgl. Bas. 2, 5, I8. 

Aber wie ist das oiov clr:oc, vor avAAaßwv zu deuten? ~ Soll es 
heißen, daß der Kaiser sich als auf etwas \Vahrscheinliches gcfaßt 
macht (wc, elx6c,) 6 , daß er sich ein Gegenreskript ablocken lassen werde? 
~ Das wäre doch eine allzu krasse Bankerotterklärung der kaiserlichen 

1 Über Unsicherheit im Gebrauch Yon avixsCJfJw ygJ. DEUBNER, a. a. 0., 
S. 2I9, I oi•xin avixoflat vpwv ovrwc; ß/,aCJrpl]fldCJfJat Tovc; fhovc; (WENDLAND). 

2 Cocl. Just. I, I, 8, H). 

3 i&i5a!.;av absolut kommt einmal in Ed. Just. 9 praef. vor, wo aber schon 
ein Satz mit Erwähnung der Petition beim Kaiser vorausgeht. 

4 Auf diese Erklärung des fJcrJ:rc{~opsv in A machte mich vVENDLA:'-ID auf­
merksam. als wir den Text das erste JVIal zusammen lasen. 

5 CJv).J,aßal litterae ?<ov. ISI pr. 
6 Vgl. 1\ov. I39 und sonst oit wc; clu6c; im Sinne von forte. 
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Kanzlei! Selbst wenn man diese seltsame Äußerung dem kaiserlichen 
Kurialstil zutrauen wollte, bleibt doch unerklärt, daß hier statt w~ clx6r; 
ein olov clx6r; stehen sollte, ferner aber vor allem, daß dieses olov clx6r; 
in eine adjektivische Beziehung zu av).l.aßwv gesetzt ist. Wenn man 
ein w~ clx6r; annähme, müßte dieses doch nicht zum HauptwortavA.A.aßwv, 
sondern zu dem Verbum noet'Of.tSVwv gezogen sein. Und das ist ja 
auch wirklich in dem verbesserten Texte in Bund C geschehen. Warum 
bezog der Übersetzer aber das olov clxor; auf das Wort avA.A.aßwv? -
Die Lösung des Rätsels ist wohl gefunden, wenn wir die Konstitutionen 
noch einmal lesen, welche im 4· und 5· Jahrhundert gegen die Er­
schleichung von Reskripten (rescripta per subreptionem elicita) an­
kämpfen: 

Cod. Just. I, I, z pr.: 
sciant omnes etiamsi quid speciali quolibet rescripto per fraudem elicito ab 

huius modi hominum genere impetratum sit, non valere (a 0 381). 

Cod. Just. I, I4, 2: 

notam infamiae subituro eo qui vel astute ea interpretari voluerit vel impetrato· 
impugnare rescripto nec habituro fructum per subreptionem eliciti (a0 426). 

Cod. Just. IO, I6,7: 

In fraudem annonariae rei ac devotionis publicae elicitum damnabili sub­
reptione rescriptum manifestum est vires non posse sortiri ... (a 0 385). 

Vgl. auch Cod. Theod. I, 2, 3. I4, 3, ·zo. 
Also lautete der lateinische Urtext unserer Stelle wohl: 

rescriptis per subreptionem elicitis adversus nunc statuta impetratis nullam 
vim habentibus 

oder, wenn man mit B und C die Erwähnung der dem allgemeinen 
Recht widersprechenden Reskripte auch in unserem Passus erwarten 
will: 

rescriptis per subreptionem elicitis vel contra leges impetratis nullas adversus 
nunc statuta vires habentibus. 

Jedenfalls scheint nach den lateinischen Wendungen klar, wie der 
Übersetzer auf sein olov clxor; avA.A.aßwv kam: er las rescriptis ... 
elicitis, weil er das Verbum elicio nicht verstand, und da er slx6r; eau 
in der Bedeutung licet kannte, bezog er seine Übersetzung elx6~ zum 
Wort avA.A.aßwv, wörtlich genau entsprechend, sachlich aber ganz ohne 
Sinn. Der Übersetzungsfehler reiht sich ähnlichen, die in der kirch­
lichen Übersetzungsliteratur schon bemerkt sind, würdig an. 

Danach ist gewiß, daß A aus dem Lateinischen übersetzt ist und 
B und C nur stilistisch verbesserte Texte enthalten. Das ist für die 
rechtliche Würdigung der Urkunden erheblich. Denn war A nur eine 
Übersetzung, die in der Thebais nach dem lateinischen Originale des 
Reskriptes angefertigt wurde, so liegt folgendes auf der Hand: eine 
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Übersetzung, die nicht als selbständig beachtlicher Text der öffent­
lichen Urkunde neben dem Original behandelt werden sollte, kann sich 
Formalien ersparen, die im Original oder in einer Ausfertigung des 
Originals niemals fehlen können, so hier der Eingang, die Nennung 
des Petenten, endlich die Unterschrift von Kaiser und quacstor sacri 
palatii, endlich das Datum. Ferner kann die private Übersetzung zu 
dem Zwecke gemacht sein, nur das wiederzugeben, was für die Partei 
oder für denjenigen, der die Übersetzung neben dem Original als Schlüssel 
zu dessen Verständnis gebrauchen soll, wesentlich war. So stört es gar 
nicht, wenn A die ausführliche Klausel nicht bringt, welche dem un­
gehorsamen Beamten Strafe androht. Die mannigfachsten Fälle sind 
dabei denkbar, in denen die Abschrift dieser Klausel für den Besitzer 
der Urkunde gar kein sachliches Interesse hat. So wenn A in der Hand 
des Klägers oder seines Sachwalters zurückbleiben sollte oder wenn der 
Text zugleich mit der Ausfertigung des lateinischen Reskriptes 1 einem 
Beklagten durch den executor des Klägers zugestellt werden sollte. 
Ähnliche Erwägungen dürften in Betracht kommen, um eine Eigen­
tümlichkeit zu erklären, die im Text C hervortritt. Dort ist immer die 
Nennung der 8v/5o~oT1]c;, also des vir illustris, ausgelassen, und die Lücke 
für die Einfügung eines anderen Adressaten ist offen geblieben. Es ist, 
als sollte ein anderer Beamter als der dux et Augustalis Thebaidis über 
die Beschwerden des Petenten entscheiden und dabei die kaiserliche 
Instruktion auf sich beziehen. \Ver dieses Jurisdiktionsorgan war, ist 
nicht erkennbar. Aber es könnte doch z. B. ein judex pedaneus sein, 
für dessen Orientierung diese Abschrift C bestimmt war, also ein Unter­
richter, der vom judex ordinarius, dem Statthalter selbst, zur Erledi­
gung der Prozesse des Petenten bestimmt wurde. Daß bei der Streichung 
des dux et Augustalis etwas schematisch verfahren und der Statthalter 
auch aus nur berichtenden \Vendungen des Reskriptes herausgestrichen 
wurde, kann auf gedankenloser Herstellung der Abschrift C beruhen. 

Vor allem brauchen wir uns, wenn es sich um Abschriften einer 
privaten Übersetzung handelt, nicht zu fragen, wie es möglich war, 
daß man diese im \Vortlaut verschiedenen Texte zusammen aufhob, 
da ja doch nur ein Text als authentischer in Betracht kommen konnte. 
Dieser Gesichtspunkt verschwindet eben, wenn es sich nicht um authen­
tische Übersetzungen des Reskriptes, sonelern um private Übersetzungen 
handelt, welche der Kläger vom kaiserlichen Reskript zu größerer Be­
quemlichkeit bei der gerichtlichen Verwendung in einer Praxis machen 
ließ, die von der lateinischen Amtssprache wenig mehr verstand2 . Recht-

1 Cod. Just. 3, 2, 4 pr., vgl. auch Cod. Just. I, 23, 3, wo allerdings von der 
insinuatio beim judcx ordinarius die Rede ist. 

2 Darüber vgl. die Beobachtungen zu P. Cairo 67031 in meiner Besprechung 
GGA 191 I, die gleichzeitig erscheint [unten S. 255]. 
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lieh, für den Prozeß blieb das lateinische Reskript immer die authen­
tische Grundlage aller Verfahren, welche an das Reskript anknüpften. 

\Vas ergibt sich aus dem Reskript für das justinianische Rechts­
leben? - Es genügt hier eine 'Wiedergabe der tatsächlichen Behaup­
tungen des Petenten und der kaiserlichen Entscheidungen. Die Kläger 
haben sich mit einer Bittschrift (obwu; xai Exc:da, preces, supplicatio) 
an den Kaiser gewandt, indem sie selbst in Byzanz auftraten 1 oder 
dort wenigstens durch den persönlich Auftretenden, einen Petenten, ver­
treten wurden. In der Bittschrift und folgeweise im Rcskript handelt 
es sich um drei Punkte. 

I. um eine fiskalische Beschwerde gegen einen gewissen Theodosios. 
Der eine Kläger, der die andern vertritt, führt aus: er stamme 2 aus 
der Thebais, wo sein Vater in dem Heimaisdorfe Dorfältester (newro­
XWflJ)Tij:;) der Grundbesitzer (possessores) gewesen sei. In dieser Eigen­
schaft habe dieser die Steuern des Dorfbezirkes einzusammeln und sie 
bei den Beamten der smxwew:; Tatt:;, d. h. den Offizialen des aexwv 
smxwew:;, also bei der Statthalterci des dux et Augustalis Thebaidis 3 

einzuzahlen gehabt. Als das Dorf von den damaligen Beamten ganz 
ungewöhnlichen Plackereien ausgesetzt war, hätten sie sich (heißt das 
die Bittsteller? wahrscheinlich wohl die Dorfgenossen) unter das kaiser­
liche Hausgut (sacra domus) gestellt und seien so unter das patrocinium 
des kaiserlichen Hausgutes getreten 4 . Als bei dieser Gelegenheit ihr 

I :ll(!Oat:}.f}wv, adiit in Z. I. 
" oepiiafJm Ii~. oriri ab, ist die übliche Wendung in Urkunden der Zeit, z. I. 

Aus der Literatur erinnert \VENDLAND an Acta S. Marinae ed. Usener p. r8, 37 
av notov yevovc; O(!fJ.Üaat; Acta s. Anastasiae ed. USENER rsa. !6, DEl:BNER, a. a. 0., 
128, I I. 144, IO. 20), I. 

3 So schon GELZER, Studien zur byzantinischen Verwaltung Ägyptens, p. 94-
MASPERO, Ausgabe zu der Stelle. 

4 M. GELZER, Studien zur Gesch. d. byz. Verwaltung Ägyptens (Leipz. hist. 
Abh. III), p. 94 hat, soviel er sonst zum Verständnis auch dieser Urkunde durch 
seine schönen Untersuchungen beigetragen hat, diese Urkunde, die er schon aus 
der vorläufigen Publikation J\Lo\SPEROS kannte, an dieser Stelle m. E. mißverstanden. 
Er denkt, Z. 5 f. spreche nur von einer Beschwerde der Gemeinde bei dem Kaiser, 
etwa von einem Prozesse, den der Vater cler Kläger für seine Gemeinde in Kon­
stantinopel geführt hatte. Aber in der Urkunde heißt es nur: sie überantworteten 
sich der sacra domus und traten unter dessen neoaraa{a, d. h. patrocinium. Des­
halb wird das Dorf Aphrodito wohl auch in P. 67002 1. 2 als unter der sacra 
clomus befindlich bezeichnet; vgl. sub patrocinio possidere als Bezeichnung des 
Patronatsverhältnisses in Cod. Theod. I I, 24, 6 pr. Dieses patrocinium ist wohl 
auch nur eines der bekannten Klientelverhältnisse, welche in spätrömischer Zeit 
Reichsuntertanen mit einem potentior eingehen (vgl. LIBAN!Os or. :llc(!L :ll(!OO'Taauilv. 
Nov. Just. 17 c. 13. Dazu GoTI!OFREDGS ad Cod. Theocl. XI, 24. DE ZeLUETA, de 
patrociniis vicorum in VINOGRADOFFS Oxforcl Stuclies in legal and social history 
I pt. II, p. 6ff. (rgo8). lVI. GELZER, a. a. 0., p. 72ff.). Daß auch die kaiserliche 
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Vater vom Dorfe fern gewesen sei, habe ein Vornehmer, Theodosios 1, 

die Abwesenheit des Dorfältesten benutzt 2 ; er trieb die Steuern ein, 
zahlte nichts davon in die Staatskasse, so daß die Offizialen der Statt­
halterei nochmals von den Dorfleuten die diesen zur Last fallenden 
Steuern eintrieben 3 . So ist es jedenfalls zu verstehen, wenn in Z. zr 
von der Schädigung des ganzen Dorfes gesprochen wird. Jedenfalls 
aber muß das Dorf nun seinerseits wieder den Schaden dieser zweiten 
Beitreibung gegen den Steuererheber, bezüglich seine Erben geltend 
gemacht haben; denn nur so ist es zu verstehen, daß diese, resp. einer 
von ihnen, selbst als Kläger auftreten. Das Dorf selbst und anderer­
seits der Steuerheber resp. dessen Erben haben nunmehr irgendein 
Verfahren gegen Theodosios angestrengt. Es war wohl kein Zivilprozeß, 
sondern eine Beschwerde bei der Verwaltungsbehörde. Allerdings 
könnten auch Zivilprozesse in Verbindung damit gestanden haben (in 
14f. wird ja von mehreren fJEiat av}.J.aßa{ gesprochen). Kaiserliche H.e­
skripte an den vir illustris, also den Statthalter, sind in der Sache er­
gangen, aber die Beschwerdeführer haben vor dem vir illustris, d. h. 
von dem dux et Augustalis Thabaidis nichts erreicht, - die Schliche 
des Theodosios vermochten mehr als das Kaiserwort. Deswegen mahnt 
der Kaiser, die nach jenen Reskripten aufgetragenen Maßregeln nun­
mehr unverzüglich zu vollziehen, damit die Dörfler und die beschwerde­
führenden Erben nicht durch die erhebliche Vermögenseinbuße in ihrer 

sacra domus als Großgrundbesitzer solche patrocinia mit Privaten oder mit ganzen 
Dörfern einging, scheint bisher sonst noch nicht beobachtet zu sein. In den Rechts­
quellen mag der Titel Cod. Just. 2, I5 (I6) hierher gehören. Die Rechtsquellen 
kämpfen nachdrücklich gegen den Mißbrauch an, daß Hörige den Namen ihres 
potentior an dem Grundstück auf Tafeln anbringen lassen, um den Dritten und 
der Staatsbehörde gegenüber den Anschein zu erwecken, daß das Grundstück 
dem potentior gehöre. (Cod. 2, I3, I.) Entsprechend verbietet nun Cocl. 2, (I5) I6 
die privaten Grundstücke mit solchen Anschlägen zu versehen, welche dieselbe 
als kaiserliches Gut erscheinen lassen. Der ganze Mißstand beweist zugleich, 
daß wirklich auch die sacra clomus Patronatsverhältnisse einging, wie sie an­
fangs die Kaisergesetzgebung schlechthin verbot. Allerdings kann dieses patroci­
ninm des Kaisers praktisch nur geringe Bedeutung gehabt haben. Die Tendenz, 
durch den potentior hier unrechtmäßige Vorteile gegen die Ordnung des Staates 
zu erlangen, fiel dabei notwendig fort. Nur auf vermehrten Schutz gegen Über­
griffe der Beamten konnte es dabei den das Patronatsverhältnis nachsuchenden 
Dörflern ankommen. 

1 f9eoo6cnov OE TOV flloya}.one(s:rceaTaTov). Schon der Herausgeber, bull. VI 
verglich das Handeln dieses potentior mit den Machenschaften der Pagarchen, wie 
wir sie aus unserer Urkunde 1. 30 und P. Cairo 67002 kennen. Ob der Theo­
dosios mit den Pagarchen irgend etwas zu tun hat, ist völlig dunkel. 

2 oeal;apcVOV - oeanuaffat ist in dieser Zeit sehr beliebt, s. Z. B. Acta 
S. Marinae ed. UsENER p. 29, 4 und die Register der Teubnerschen Ausgaben von 
CALLINICI Vita S. Hypatii und MARCI Vita Porphyrii, des Gelzersehen Leon­
tius. \VENDL. 

3 M. GELZER, Arch.f. Pap.-Forschg., V, r8g erinnert dafür an Cocl.Theod. I I, I, 34. 
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Steuerkraft geschädigt werden. Insoweit ist das Reskript also nur Ein­
schärfung früherer Befehle in einem Verfahren, das mit dem ZiYil­
prozesse nichts zu tun zu haben braucht. 

II. Daneben (Z. 24-30) steht eine Reskriptsbestimmung, die wahr­
scheinlich als Grundlage eines Zivilprozesses zu denken ist: die be­
schwerdeführenden Erben des Steuereinnehmers behaupten, Leute aus 
dem Dorfe hätten ihnen, ohne ein Recht dazu zu haben, Sachen weg­
genommen. Betreffs dieser Sachen solle, wenn wirklich die Rechts­
behauptungen der Beschwerdeführer begründet sind, ihnen ihr Recht 
werden. Zu der Klausel cl OViu)(; l/xovra svgou:; vgl. die Bestimmung 
im Cod. Just. I, 23, 7, I, wonach der quaestor sacri palatii darüber zu 
wachen hat, daß eine solche Klausel ins Prozeßreskript aufgenommen 
wird. 

III. (Z. 30-52) Endlich folgt eine vielleicht als pragmatica sanctio1 

in Verwaltungsangclegenheit, Zivil- und Strafprozessen anzusprechende 
Bestimmung, der wir wohl die Erhaltung der ganzen Urkunde danken: 
Julianos, pagarchus im offenen Lande von Antaiupolis, habe den Plan 
gcfaßt, die Bewohner yon Aphrodito unter seinen Pagarchieverband zu 
bringen, während sie niemals darunter gehört hatten, sondern stets 
nach der Verfassung der selbstbetreibenden Gemeinden (xara ro rwv 
avrongaxrwv axiJ,ua) durch ihre eigenen dörflichen Beamten die Steuern 
an das statthalterliehe officium abgeliefert hätten 2• Als die Dörfler 
diesem Beginnen des übermächtigen Beamten \Viderstand entgegen­
setzten, also ihm nicht Steuern ablieferten, habe er sogar den Steuer­
zahlern gehörige Sachen (wohl als Steuerpfändung) wegnehmen lassen 
(ngayflaTWJ! aenay~v a,uaeriJaat) 3 . Und so quälend seidiese Bedrückung 
gewesen, daß er wirklich das Dorf in seine Gewalt gebracht habe. In 
diesem Punkte gibt der Kaiser für den Fall, daß die Behauptungen 
wahr sind, folgende Anweisungen: I. Der Eingriff des Pagarchen in 
die Selbständigkeit des Dorfes ist zu beseitigen. 2. Für den entstandenen 
Schaden ist den Dorfleuten Ersatz zu schaffen. 3· Die Offizialen des 
dux et Augustalis sowie Privatleute 4 , die sich den Dörflern - wohl 
im Zusammenhange mit diesem Vorgehen des Pagarchen - privat­
rechtlich oder kriminal haftbar gemacht haben, soll der Provinzial-

1 Cod. r, 23, 7, z. 
2 Über Pagarchie und Autopragie vgl. JVI. GELZER, Studien, 92 ff. \VILCKEN, 

Archiv f. Pap.-Forschung, 5, 283. GELZER, ebenda S. r88f. und neuestens S. 37off. 
3 Das Verständnis des Satzbaus in Z. 35ff. verdanke ich \VENDLAND. Er 

machte mich auch auf clen literarischen Sprachgebrauch de:nay'lj in cler Spät­
zeit für die Pfändung aufmerksam, der sich z. B. öfter in MoscHos' Fraturn 
findet. 

4 :nayavo[ (s. HARNACK, Mission 2 I 35of.) l&wrm, Zivilisten heißen die Nicht­
Offizialen, weil die Offizialen das cingulum militare haben. 
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statthaltersich vorführen lassen (Z. 45f.) und er soll dafür sorgen, daß 
die Schuldigen den Beschwerdeführern die privatrechtliehen Ansprüche 
(ra clc; xe~,uara ßUnovw Übersetzung einer lateinischen Umschreibung 
von res pecuniaria) befriedigen, und auch kriminell ( vnE(! rwv dyx}.rjfU5.rwv) 
bestraft werden1 . 

Zu diesem verfügenden Inhalt des Reskriptes treten zwei Klauseln 
über die vVirkung des Reskriptes. Zunächst die schon oben erwähnte 
Klausel über die Unwirksamkeit von durch Betrug erlangten entgegen­
gesetzten Reskripten; endlich die Drohung an die Beamten mit einer 
besondern Ungehorsamsstrafe, wie wir sie ja auch sonst in ähnlichen 
Fällen finden 2 • 

Die tatsächlichen Grundlagen interessieren hier zunächst insoweit, 
als sie Anhalt zur Datierung der Urkunde bieten. Der Herausgeber 
und nach seinem Vorgange .:\1. GELZER nehmen an, daß die vorliegende 
Urkunde im Zusammenhang mit einer anderen wichtigen Urkunde der 
Sammlung (P. 67032) zu verstehen sei, in welcher vier Männer aus 
Aphrodito zwei konstantinopolitaner Sachwalter zur Führung des Re­
skriptenprozesses gegen ihre Gegner auf Grund einer erhaltenen {}da 
;dJcsvau; beauftragen 3 . Diese Urkunde ist vom Juni 551 datiert, und 
GELZER setzt daher auch für unser Reskript, das er als pragmatica 
sanctio bezeichnet, dasselbe Datum an, indem er unsere Urkunde als 
jene fJda xD.svatc; deutet. Aber schon MASPEIW hob hervor, daß hier 
Unsicherheiten über das Verhältnis jener Urkunde P. 67032 zu unserem 
Text bestehen: ebenso gut wie mit unserm Reskript selbst könnte man 
die älteren {hZm av).?caßat, welche Z. 14f. unseres Textes erwähnt, in 
Verbindung mit jener Urkunde bringen, welche den Auftrag an die 
konstantinopolitanischen Sachwalter enthält. Zudem macht die Auf­
fassung des Parteiverhältnisses Schwierigkeit, wenn wir annehmen 
wollen, daß unsere Urkunde das im Juni 551 erhaltene Reskript sei. 
Denn unser Reskript war offenbar an mehrere Personen gerichtet, 
welche Kinder eines Dorfältesten waren (Z. 3, g, 26f., 29f.), und viel­
fach erscheint es sogar, als ob einer von ihnen allein und zugleich im 
Namen der anderen als Bittsteller selbst aufgetreten sei. Aber die ßda 
xüsvmc; der Sachwalterurkunde ist von mehreren Leuten impetriert 
worden, die wohl nicht derselben Familie angehören: die Namen ihrer 
Väter sind verschieden, und wir haben doch wohl keinen Quellenbeleg, 
der uns ermächtigte, die Familie so anzuordnen, daß man die drei 

1 Diese Gegenüberstellung von XQrJ!1aTLua uncl ElyxA~fWTa ist die in den justi­
nianischen Quellen und schon in den spätklassischen (D. 3, 6, r, r. D. 29, 5, 22. 

D. 48, I, 6) übliche. 
2 Vgl. App. dispers. const. (ScHOELL p. 796) I epilogus, Cod. 3, 2, 2, r. 
3 Vgl. unten unter V. 

Partsch, Aus nachgelassenen Schriften. 
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Petenten als Brüder oder Brüdersöhne ansprechen dürfte1 . Also scheint 
es mir nicht berechtigt, das Kaiserreskript, das uns hier beschäftigt, 
gerade auf den Juni 551 anzusetzen 2• Jedenfalls aber gehört unser Re­
skript in die 5oer Jahre des 6. Jahrhunderts. Es ist vielleicht wenig 
später als jene ins Jahr 551 gehörenden Vorgänge, welche zu der Ab­
fassung der Urkunde mit den konstantinopolitanischen Sachwaltern 
führten. Dafür würde ja auch die Nachricht über die doppelte Reise 
des Beschwerdeführers nach Konstantinopel sprechen: er ist einst dort 
gewesen und hat mehrere kaiserliche Reskripte erlangt (Z. 14); von 
diesen dürfte das eine als die {}s{a xD.svau; von P. 67032 anzusprechen 
sein. Der damals eingeleitete Prozeß ist ohne Erfolg geblieben. Jetzt 
ist der Beschwerdeführer zum zweitenmal nach Konstantinopel ge­
gangen und hat dort die uns zur Besprechung vorliegende Urkunde 
erlangt (P. 67024). Das ist auch ganz gut mit den übrigen Anhalts­
punkten vereinbar. Wir wissen, daß Julian, der böse Pagarch, der 
in unserer Urkunde genannt ist, noch im Jahre 553 im Amte war 3• 

Über die Persönlichkeit der Parteien, über welche unsere Urkunde 
schweigt, wissen wir mancherlei durch andere Aphrodito-Urkunden, 
die der Herausgeber schon für diese Fragen ausgebeutet hat. Der ver­
storbene Steuererheber und Protokomet ist Apollos, sein Sohn ist der 
Llt6axoeo~ ':4.noAAw-ro~, der in den publizierten und unpublizierten 
Aphrodito-Urkunden gleicher Zeit eine große Rolle spielt, so als Mit­
kontrahent in der Sachwalterurkunde (P. 67032), ferner als Petent in 
den Reskripten P. 67026, 67028 und wohl auch 67029. MASPERO sagt 
auf Grund ungedruckten Materials: en effet, a part deux cas douteux, 
je n'ai rencontre dans tous les papyrus de Köm-Jchgaou conserves au 
Caire, qu'un seul personnage du nom de Dioscore: c' est le fils d' Apollos. 
Il nous appara1t comme assez riche, remplit les fonctions de proto­
comete et se retrouve a chaque instant. 

1 Das wäre an sich möglich : 

Apollos I (t) 

---------~ Dioskoros Victor (t) Johannes (t) 

--------~ I 
Kyros Kallinikos Apollos II. 

2 Wie M. GELZER, Studien, p. 24. 93, tut. 
3 P. Lond. Inv. N. 1547 (a0 553) bei H. J. BELL, Journal of hellenie studies 

28, p. 102. Die Bemerkungen, welche M. GELZER, Studien, S. 24, über das Zeit­
verhältnis von P. 67024 zu den andern Aphrodito-Papyri macht, werden dadurch 
etwas verschoben. Die Schikane des Julianos fällt wohl nicht vor die Plackerei 
des Pagarchen Menas, sondern in dieselbe Zeit wie diese selbst, seit dem Som­
mer 551. 
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Für die Rechtsgeschichte bringt uns die Urkunde Tatsachen von 
grundlegender Bedeutung für unsere Anschauung vom justinianischen 
Reskriptenwesen. 

Eben noch hat KARLOWA gelehrt, "Justinian habe die Reskripte 
in Zivil- sowie in Kriminalprozessen abgeschafft; es sollten die Richter 
die Sachen nach den generales leges entscheiden" 1 . Nach BETHMANN­
HoLLWEG, Ziv.-Pr. 3, ZII, habe Justinians Novellenrecht a 0 538 (Nov. 
II3 c. I) Reskripte in Zivilprozessen verboten und den kaiserlichen Re­
skripten an Privatpersonen alle Geltung abgesprochen. Solche weit­
gehenden Behauptungen, die aus einem Mißverständnis des Verbotes 
von Reskripten in schwebenden Zivil- und Strafprozessen herrühren, 
sind allerdings schon heute durchaus nicht allgemeine Meinung2• Nun 
beweist P. Cairo 67024, daß es sehr wohl Kaiserreskripte noch nach 
538 im Zivil- und Strafprozesse gegeben hat. Man wird allerdings den 
Unterschied der einzelnen Bestimmungen unserer kaiserlichen iussio 
bemerken müssen: soweit sie nur ältere Reskripte neu einschärft, auf 
Grund deren jetzt noch ein Verfahren vor dem dux et Augustalis The­
baidis schwebt, ist kein rescriptum gegeben. Es fehlt in diesem Absatz 
der nach Cod. Just. I, 23, 7 pr. im Reskript nötige Vermerk: si preces 
veritate nituntur, die sog. quaestio fidei. In diesen schwebenden Ver­
fahren konnte, soweit Zivil- oder Strafprozesse gemeint waren, nach 
Nov. II3 c. I auch kein wirksames Reskript mehr ergehen. Dagegen 
sind der zweite Absatz (II, Z. 24-30), der wohl Zivilprozesse einleitet 
und der dritte (III, Z. 30-52), der Zivil- und Strafprozesse einleitet, 
beides deutlich Reskripte, welche zugleich als Grundlage von Prozessen 
dienen sollen. Daß die Beklagten oder Angeklagten gar nicht einzeln 
genannt sind, muß den modernen Juristen befremden: Aber diese Tat­
sache kann uns nicht daran hindern, das Vorliegen echter kaiserlicher 
Reskriptsbestimmungen anzuerkennen. Denn P. 67032 zeigt, daß es in 
der Tat üblich und statthaft war, das Reskript ohne genaue Angaben 
der zu verklagenden oder anzuklagenden Parteien für einen Komplex 
von Ansprüchen zu impetrieren. Nach dieser Urkunde sollen die Sach­
walter die im "Reskript genannten und die nach der praktischen Trag­
weite des Reskriptes mitbetroffenen Parteien" laden können 3 • Und wer 
die Reskripte der älteren Zeit kennt, wird wissen, wie oft dort das 
Parteienverhältnis aus dem Reskript gar nicht deutlich hervorgeht, da 
oft nur eine kurze Rechtsregel zur Entscheidung des Prozesses auf­
gestellt wird. 

Im Sinne der justinianischen Theorie der Rechtsquellen ist die Re-

1 Röm. Rechtsgesch. I, 936. 
2 Vgl. dazu KRüGER, Quellen 268. KIPP, Geschichte der Quellen2 73ff. 

}ÖRS bei BIRKMEYERl, S. 87. 
3 P. 67032 Z. 40, Z. 71. 
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skript5bestimmung der iussio in dem Absatz II echtes rescriptum, Cod. 
I, 23, 7, vgl. Zeno in Cod. Just. I, 23, 7 pr. Xach der in der Spätzeit 
üblichen Form ist das Reskript dabei nicht mehr eine bloße Marginal­
verfügung auf der Eingabe, wie einst, wo im Prozeß Eingabe und Re­
skript untrennbar waren, sondern das rescriptum ist ein selbständiger 
Text!, der in seiner Tatbestandsangabe ebenso den Sachvortrag der 
Bittschrift von der kaiserlichen Verfügung scheidet wie die kaiser­
lichen iussiones, die wir in den Appendices zu Justinians Novellen 
überliefert besitzen 2 • Es ist im wesentlichen derselbe Stil wie in den 
aus Anlaß eines in der Praxis hervorgetretenen Mißstandes erlassenen 
Novellen. Gegenüber der alten Zeit (2. Jahrh. n. Chr.) ist zu bemerken, 
daß nicht mehr der Petent vom Kaiser angeredet wird, sondern der 
angewiesene Beamte. Diese Tatsache, die schon längst für die Reskripte 
der Spätzeit von MoM:VISEN beobachtet wurde 3 , beruht übrigens nicht 
auf einer Veränderung des Zustellungswesens: noch immer läßt man 
die Partei selbst das Reskript den Beamten überbringen 4 . 

GELZEE nennt die ganze Urkunde eine sanctio pragmatica, offen­
bar wegen des dritten Absatzes, der wegen seiner Beziehung auf die 
Angelegenheit der Dorfgemeinde Aphrodito allerdings in diese Kategorie 
kaiserlicher Verordnungen5 gehören könnte. Ich habe Bedenken, in 
diesem dritten Absatz eine sanctio pragmatica zu erblicken. Nicht 
gerade weil nach KRÜGERs Nachwcis 6 solche sanctiones pragmaticae 
nicht als Entscheidungen in Prozessen bisher beobachtet werden konnten. 
Denn auch in dieser Rolle scheinen mir sanctiones pragmaticae sicher 
anzunehmen. Sonst würde Nov. II3 c. I nicht gerade auch sie mit 

1 lst hierin vielleicht der Unterschied von rescripium und adnotatio zu 
suchen, der ja vielfach noch Schwierigkeiten bereitet? vgl. KRüGER, a. 0., 269 und 
KIPP, a. 0., 74· 1\Ian käme dann auf die alte Anschauung von BETHMANN-HOLLWEG 
3, 2II, 20, nach der die aclnotatio ein Vermerk auf dem libellus des Bittstellers, 
das rescriptum eine förmliche epistola ist. Anch daß die adnotatio eine feierlichere 
Äußernng des kaiserlichen \Villens als das rescriptum ist (Cod. Theod. 4, 14, I, I, 
Nov. Val. I<J, I, 3), würde dazu passen. Denn die adnotatio wäre eine in extenso 
vom Kaiser persönlich geschriebene Verfügung, das gewöhnliche rescriptum (auch 
rescriptio genannt) wird vom quacstor sacri palatii diktiert uncl vom Kaiser nur 
unterzeichnet (Cocl. I, 23, 7, r). Dann ist auch das Glossar, das Brissonius s. v. 
aclnotatio anführt, nicht so unbrauchbar, wie es FAUL KRÜGER erscheint (Gesell. 
d. Quellen, S. 269 m. 4I): proprio mentis motu stünde im Gegensatz zum Diktat 
cles quaesior sacri palatii. 

2 App. I, 9 (Just. Nov. ecl. ScHOELL-KROLL, r895, p. 796. 8o3). 
3 Jahrbb. des gem. Rechts von BEKKER und MuTHER 6 (r8(J3), p. 4ro = Jur. 

Sehr. 2, 352. 
4 Ob allerdings das Reskript noch durch Aushang öffentlich zugestellt wurde 

ocler wie in CPR. 20 Z. rof. durch einen Amtsdiener, ist nicht deutlich. 
5 Über diese vgl. KARLOWA, H.öm. H.echtsgesch. I, 937· KRüGER, Gcsch. d. 

Quellen, 270. 
6 Gesch. cl. Quellen, S. 2 70. 
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allen anderen Reskripten bei Gelegenheit eines schwebenden Prozesses 
verbieten. Aber es fehlt hier dasjenige Moment, das nach Cod. r, 23, J, 2 
doch wohl für die sanctio pragmatica als notwendige Voraussetzung be­
trachtet werden muß: nach diesem Gesetze muß der Antragsteller bei sol­
cher kaiserlichen Verordnung eine juristische Person oder Behörde sein 
(corpus, schola, officium, curia, civitas, provincia, universitas hominum). 
Hier tritt als Petent ein einzelner auf, und um den Schaden, der ihm zu­
gefügt ist, um Delikte, die gegen ihn begangen sind, handelt es sich. 

Eine neue interessante Feststellung wird an unserer Urkunde für 
die Amtssprache dieser justinianischen Reskripte gemacht. Wenn oben 
richtig geurteilt wurde, erging das Original des Reskriptes in lateinischer 
Sprache. Das ist für die Rolle der beiden Amtssprachen im byzantini­
schen Reiche hochinteressant. Im Jahre 535 hielt Kaiser J ustinian 
in einer seiner ersten Novellen es noch für angebracht, den Gebrauch 
der griechischen Sprache in den neuen Gesetzen zu rechtfertigen 1 . Seit 
535 ist die große Menge der Gesetze Justinians griechisch ergangen, 
lateinische Gesetze nur in die lateinische Reichshälfte oder, soweit sie 
sich auf den Geschäftsgang von Behörden in der Reichshauptstadt be­
zogen, die das Lateinische als Amtssprache noch weiterhin behiclten 2• 

Lateinische Briefe, welche der Kaiser an Untertanen richtet, werden 
damals seit langem schon unter Aufsicht des magister epistolarum 
graecarum ins Griechische übersetzt3. Im Kaisergericht sind die Sprüche 
in der mündlichen Verhandlung sowie das Protokoll längst griechisch, 
und in derselben Zeit, aus der unser Reskript stammt, weint Lydus 
dem lateinischen Amtsjournale (regesta), das er noch im Amte ab actis 
miterlebt hat, eine Träne nach 4 . 

In dieser Zeit erscheint die Tatsache, daß damals Reskripte an 
Ägypter noch lateinisch ergangen sein sollen, wie ein seltsamer Anachro­
nismus, und deswegen trug ich zunächst Bedenken, anzunehmen, daß 
wirklich unsere Texte nur Übersetzungen aus dem Lateinischen seien. 
Auch MoMMSEN bei Besprechung der Fragmente zweierspätkaiserlicher 
Reskripte auf Papyrus war von der Meinung ausgegangen, daß ein Ge­
brauch der lateinischen Sprache in Reskripten aus der Zeit J ustinians 
ausgeschlossen sei 5 . Aber bei näherer Überlegung finde ich kein ernst­
haftes Argument, welches die Anwendung der lateinischen Sprache bei 
den Reskripten Justinians in den 5oer Jahren des 6. Jahrhunderts als 

1 Nov. 7 c. I ov Tfj nargüp cpwvfj TOV VOflOV avvsyg6.1paflEV cUica ravrn 
ory Tfj xow[j TS xai lAicaot wau änaatv amov dvat yvwgtflOV Ota Ta ng6xstgov rijc; 
Sf!fl'Y}Vdac;. 

2 Vgl. KRüGER, Geschichte der Quellen, S. 354· 
3 Not. dign. Or. c. 17, § 4· 
4 LYDUs, de magistrat. III, zo (ed. WÜNSCH, p. ro8, uff.). 

5 Jahrbb. des gemeinen Rechts von BEKKER und lYh.:THER G (r863), p. 409 
= Jurist. Schriften 2, 35 r. 
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unwahrscheinlich erscheinen lassen könnte. Die amtliche Sprache der 
Hofämter, der Reichsbehörden, ja sogar der konstantinopolitanischen 
Stadtprätur waren noch immer lateinisch 1 . Die Akten des fünften 
ökumenischen Konzils von Konstantinopel (a0 553) sind lateinisch 2 . 

Die Gesetze für die Organisation der Ämter der Hauptstadt sind noch 
immer lateinisch 3 . Warum wären die lateinischen Reskripte eine Un­
möglichkeit? -Das Reskript ist eben ein interner Akt der kaiserlichen 
Jurisdiktion, der eine Anweisung für einen Beamten schafft. Da sich 
die späten Reskripte auch in der Form nicht mehr an die Petenten 
wenden, besteht kein zwingender Grund, für das Reskript die alte 
lateinische Geschäftssprache aufzugeben. Die sorgsam gepflegten Äußer­
lichkeiten der prunkvoll ausgestatteten kaiserlichen Reskripte 4, ihre 
eigenartig verschnörkelte lateinische Schrift5 mögen hier praktisch fühl­
bare Hemmungen für das Eindringen der griechischen Sprache ge­
schaffen haben. Die Partei erhielt das Original des lateinischen Re­
skripts6, sie ließ durch den executor dem Gegner eine Ausfertigung 
davon zustellen. - Aber gleichzeitig müssen eben von den Petenten 
Übersetzungen angefertigt und mit zugestellt worden sein, die den un­
verständlichen lateinischen Text im Rechtsleben verwendbar machten. 
Diese Notwendigkeit, das lateinische Reskript ins Griechische zu über­
setzen, kennzeichnet die Rolle der lateinischen Amtssprache unter 
Justinian. Allerdings wird durch unsere Urkunden nur für die pro­
vinziale Praxis Ägyptens etwas bewiesen. Aber wenn es im Ostreich 
nirgends viel besser war, wie sollen wir uns die Anwendung der alten 
lateinischen Rechtsquellen in der Praxis vor J ustinian, wie sollen wir 
uns andererseits die Rechtsprechung nach J ustinians lateinischen 
Rechtsbüchern vorstellen ohne ähnliche griechische Eselsbrücken neben 
dem lateinischen Texte? - Angesichts dieser ägyptischen Papyri ge­
winnen die modernen Untersuchungen erhöhtes Interesse, welche in 
den überkommenen byzantinischen Quellen nach Spuren solcher grie­
chischer Übertragungen der lateinischen Rechtsquellen suchen, die 
schon aus dem 6. Jahrhundert stammen könnten7 • 

1 BETHMANN-HOLLWEG, Zivil-Prozeß 3, 197· Vgl. auch HAHN, Romanismus 
und Hellenismus bis auf die Zeit Justinians im Philologus, 1907, S. 702f. 

2 MANSI IX, 172ff. 3 Nov. 17 Anfang. 23. 35· 62. 75 (= 104) rq. 
4 Cod. Just. I, 23, 6 pr. 
6 Über diese vgl. MoMMSEN und }AFFE in dem oben zitierten Artikel p. 405. 

415f. = Jurist. Sehr. 2, 348. 356f. 
6 Cod. r, 23, 3 (a 0 292). Das war wohl eine Neuerung gegenüber der ldas­

sischen Zeit, wo die Reskripte im Original ausgehängt werden und die Parteien 
danach Abschrift nehmen lassen, um diese Abschriften dem Jurisdiktionsbeamten 
wie dem Richter vorzulegen. 

7 Vgl. RrccOBONO, in Miscellanea di Archeologia di Storia e di Filologia 
dedicate al Prof. A. Salinas, Palermo 1906, p. 153ff. - Studi Senesi in onore di 
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II. P. 67ozg. 
Neben den drei Texten des justinianischen Reskriptes ist ein in 

dieselbe Angelegenheit einschlagendes Fragment eines andern Kaiser­
reskriptes überliefert. Der Text ist allzu arg zerrüttet, als daß er hier 
wiedergegeben werden könnte, zumal keine Phototypie gestattet, über 
die Lesung von MASPERO in einigen Einzelheiten hinauszukommen. 
Das ist um so mehr zu beklagen als wahrscheinlich dieser Text eines 
der Reskripte wiedergibt, welche Dioskoros, der Sohn des Apollos, bei 
seiner ersten Anwesenheit in Konstantinopel a 0 551 erlangt hatte, als 
er sich über die Machenschaften des mächtigen Theodosios beschwerte. 
Erhalten ist der Name dieses Theodosios, Reste eines Satzteils, die 
bedeuten können, daß Theodosios unberechtigterweise die Steuern für 
die letzte elfte Indiktion (a0 547/548) eingezogen, sie aber durchaus 
nicht abgeliefert habe (l. 8). Auch die nochmalige Erhebung der Steuern 
scheint hier berichtet zu sein, vgl. dazu oben S. 207. 

Für die Fragen des Reskriptenprozesses ist die Urkunde unverwertbar. 

III. P. ZJOZ6. 

Diese und die folgende Urkunde enthalten zwei griechische Reskript­
texte, welche der Herausgeber als deux fausses lettres sacrees de Justinien 
abtut. Sie haben sachlich keine Beziehungen zu den Rechtsfragen, für 
welche P. 67024 wichtig ist. Daher kommt für unser Hauptthema nichts 
darauf an, ob die Urkunden echt sind. Aber da hier die neuen Reskripte 
von Aphrodito im Zusammenhang besprochen werden sollen, muß not­
wendig auf diese von MASPERO aufgeworfene Frage eingegangen werden. 
Die beiden Reskripte beanspruchen deswegen besonderes Interesse, weil 
sie Entscheidungen des Kaisers in Zivilsachen sein wollen. 

Von P. 27026 sind \vieder zwei Exemplare erhalten, die ich neben­
einander produziere, so daß rechts die Abweichungen stehen, welche 
B vom Grundtext A aufweist. 

A. B. 
Ö ÖEO({lEVO<;) (?)1 

Llt6axoeos neoafjUJ[ sv ~,ul"]v [ L1t6a ]x[ oeos] 
T~v ,u~)uea Aiywv n]v olxdav, \ 
&.öwvs,u~nov o[v-rw Jv ,uc-raH vJ 
afnfjs TC xa[ An6/c},w TOV avTifs I xa[ To??:: 'AnoU[wwc;] TOV 

aödcpofi TWV E'X TWV yoviwv a[ v]-rfj[c; aödcpofi] 

Luigi Moriani S.A., p. rg. - Melanges Fitting, ll, p. 487-492. -·- BIONDO BIONDI, 

sulla dottrina romana doll' actio arbitraria, Palermo Igii, p. 6off. 
1 MASPERO liest die Abkürzung a ö0 j, erklärt sie für eine Sigle, löst auf 

o r'Jc"lva. \Vahrscheinlich steht das oben angeregte \Vort. ö o0j als Abkürzung 
von 6 &iva wäre doch erst zu belegen, Ö r'Jeo({lcVOc;) wäre der Petent. 
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ai'n:oic; xrn:a},c;},c:l,u,wivwv 7r(!ay­

,uaTw(v) ;wrakvaw nlv ß{ov 

en;[ n;awiv T0 lxh[n xai T ]?] 

5 m!rov aodrp?] E7rl viac; I Eil Tvy­

xavOV(JlJ! TjAlKlas, vno rr)v TOV 
, , ~Q , '"' I El(!J],UEVOV uEWV C(J(!OVTlua KU-

Ta},moiJaav Tov tXErYJV xai rYJV 

aos},rpijv TIJV aVTOV' VVJ! f'Ji 
TcAEvn]aavToc; Tov neoc:l(!rj,uivov 

'An6},Aw, Tov; 'Jov/.wvcp T0 EV­

oo~( oTaTcp) 1 nuoa~x[ ov Jras iJnc:A­

{)üv xai arpc:/.ia1~W naam• rr)v 

' ' EKElVOV I x[ ara ]Aclrpßciaav 

nc:ewva[av, rpaaxovTw; TOV 

IO 7r(!OEl(!"YjflEVOV 'An;6}.Aw I VncV-
{)vvov avroi; TEAEVTijam, xa{-

TOl TWJ! prjT(!WWV TWJ! bw-

' ngaypaTwv E.v avT?} f1EVWJ! 

TvyxavovTwv xai Toic; iJxdvov 
, , r- , I"H X(!EE(JlJ! ovx V7rOXElf1EVWJ!. Trj-

(JEv TE T ij; iJ~ ijpwv Ei; TOVTO 

ßorrDdac; TVXElV. Qcan;{'O,I1EV 

Totvvv 1 T1}v iJvoo~(6TrJw) TrJv 

aijv ftE(!OC: EXcZTE(!OJ! ayayctJ!, 
' 'C I ' ' - I ' ' Kal Ec;ET(l(J(l[ Ta 7ra(!a TOV lXE-

TOV 'Ac:y6,ucva, xai xarrl Tovs 

VOflOVs avT0 TE Kat T?} a·i'nov 

I5 aOcAqJ?} I Tijv TWJ! ,llrJT(!WWV av­

TWV neaypaTWV anoacvam Oe-
' , , I , , anoTwv, xaTa TrJV agpoaaaav 

E.xctvn poieav Ti)c; rcvv yoviwv , , , I , 
JCE(!lOV(JWs, f1ETtl Jrtl(J'Yjs VOpl-

2*************** 
XUl Tt)[v] aOcAqJijV avro( v) 'J!VV 
•••• 0 • • 

* * * * * * * * * ********* 
OE TcAEVTJ)aavroc; TOV [neo ]n[e17 ]-
****************** 
1uivo( v) 'AnoAAwToc;, Tovc; 'lov},w-
*************** 
v0 T0 iJvoo~oTa[ rrp] ngom]xovwc; 

3*************** 
iJn;d {)civ xai arpcUaßw naaav 

* * * * 

KCllTOl TWJ! f1rJT(!WWV TWV owpivwv 

neaypaTwv iJv avT?] Tvyxav6vTwvo 

"HTrj(JEJ! TE 

1 rfi& steht hier ebenso über der Zeile wie in B lino z das Toiiös. 
2 Wo oben die Sterne über den v--orten von B stehen (* * * * *) ist über 

den Text von B zwischen den Zeilen geschrieben: rt.. + TOiiTov i5s :neo (j!UV8(!WV 

xe6vwv Tfjc; wvroii [rc]AcVTfjc; :nagai5u56vat Lltoax(6gqJ) 0 0 0 •• ar. av Tote; T}/.18TE(!(otc;) 

t'XtiTatc;, Tel a(!ftoaana U7Yr0t!; [e]u Tijc; /t'YJT(!a!Uc; 'XArJ(!OVOft{(ac;) TOVi58 :neayflaTa Tc ua/ 

s:nav!;~ftaTa, v:nee Wv ftEX(!t [viiv?) avvrs}.ovatv TO[ vc;] i5r] ]ftoa{o[ V;' !pO](!OVI;' o 

3 Über der Zeile steht hier, augenscheinlich an e:nd{}äv anschließend: 

Ci + Toic; :neril'~taaw rwv IJflaiewv Z[xaw]v. 
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,uov lnav!;~aswr;, "'ai fli) avy­
xweijaat i'Otr; vncv{}vvov Uyov-
mv I iixnv rijv nEQWvaüxv wv 
rwv [xawv {}dov avvavaJcart­
ßaJ•Etv xai I nz ßu flY)Tgd:, roZr; 
iuE.rmr; 6.Q,u6aavra neay,uara · 

20 uav ya(! cl flELa!;v I avrwv ov-

öa,uwr; vcp~aw; ysy6vamv, cLU' 
ovv ov naea TOVi'O 7'0 pieo:; I 
wv:; ij,UW1' CJEY){JE.vw:; aÖtxs{a{}at 
xa{}' oiovovv ßovJ.6ps{}a re6n:ov. 1 

Tavw öd neor; nE.ea; a!;st re6-
notr; li.mww fj u m) lvbo!;6n)r; 
xai oi psr' U.VTrJ I rijr; avrijr; 
rlexiir; dv{}s!;6,usvot, xai ij nct­
{}opE.vYJ v,u[l]v rM( s )tr;, nowij; 
T(!lWV I xewv }drewv EcUXEl,UE-

VI)r; XU.Ta TWV ravra TOA,UWV­

TWV naeaßa{VEtv ij naeaßa{­
VEO'{}at I avyxweovvrwv. Chrisma 

avvava'Aa,ußavuv xal. 
[ ..... ,UYJ]TQi TOVTWV [ ..... ], 

Tuiha rofvvv ij ar) [ ßvöo!;6rY)r; ... ] 

Von hier ab weicht der zerstörte 
Text mannigfach ab: 1h{}s!;6[!fE-
vot, l!;aa( ovaa [ .... 
ÖOVU.fl .... TW TYJV [ .. 

.] 

.] 

.] 

MASPERO sagt von B: le second exemplaire est surcharge de correc­

tions interessantes; malheureusement il est en majeur partie illisiblc. 

J'indique en note les variantes que j'ai pu dechiffrer. Dieser Zustand 

des Textes B ist um so mehr zu bedauern, als dadurch jede Möglich­

keit einer gesicherten Auffassung des Verhältnisses der beiden Texte 

derzeit verschlossen ist. 'Wenn dem Texte B mit längerer Arbeit noch 

mehr Aufschluß abgerungen würde, hätte dies sachlich vielleicht er­

hebliche Bedeutung. 
A ist eine glatte, gefeilte Abschrift der Urkunde, die in den Wort­

formen ('An6},}.w gen. statt 'fln:o}).wror; in B) wie in dem Satzbau 

korrektes Griechisch aufweist. Nur an einer Stelle ist m. E. auch in 

dieser Urkunde klar, daß in Wirklichkeit ein lateinischer Text zugrunde 

lag: Z. rgff. xav yae cl flETa!;v avrwv ovöa,uw; VE,UIJO'El:, ysy6vaatv, d},}c' 

ovv ov naea TOVTOV i'OV ,urieovr; rovr; ij,uwv CJ8Yj{}8vwr; aÖl'Xct(J{}al xa{}' 

oiovovv ßov'A6,us{}a re6nov. a}).a im Nachsatz ist ganz unerträglich. 

Aber das Satzgefüge wird korrekt, wenn man den lateinischen Satz 

darunter erkennt: etiamsi enim nulla inter eos divisio facta est, tamen 

petentes ex illius parte iniuriam quodammodo pati nolumus. 

r8 Herausgeber Tovrwv. 19-21 Die Interpunktion weicht von dem 

Herausgeber ab. Mit raiira Oe in z. 22 beginnt sicher ein neuer Satz, vgl. das ro{vvv 

in Text B. 22 11cr:' aVTrJ lies 11cr:' a-L>rijv, vgl. P. Cairo 67024 C am Ende. 

Cod. Just. 3, 2, 2, r. 20 in B etwa [rd rfi f11'}T(!t1 rfi T01JTWV [ oba•laJ? \VENDL. 
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Der Sache nach handelt es sich um ein H.eskript in einem V erfahren 
des Zivilprozesses _oder der Venvaltung: der Petent ist Dioskoros, Sohn 
des Apollos. Er gab an: nach dem Tode seiner Mutter seien er selbst 
und eine nicht mit Namen genannte Schwester deren Erben geworden. 
Da diese Erben sich noch in jugendlichem Alter befanden, sei das Ver­
mögen, das die Mutter von ihren Eltern geerbt und seither in communio 
indivisa mit ihrem Bruder Apollos besessen habe, ungetrennt in dessen 
Hand geblieben, während dieser Oheim zugleich curator - oder Zieh­
vater - ( cpeontoa, Z. 5) der beiden Kinder geworden sei. Nach dem 
Ableben dieses Oheims hätten Leute, die dem illustren Julianos, d. h. 
wohl dem Pagarchen 1 , nahe standen 2, die Hand auf das gesamte hinter­
lassene Vermögen gelegt, mit der Behauptung, Apollos, jener Oheim 
des Petenten, sei ihr Schuldner gewesen; und doch unterliege jedenfalls 
das Vermögen ihrer Mutter, das in der Masse sei, nicht den Schuld­
rechten, die gegen den verstorbenen Apollos begründet waren. Der 
Kaiser verordnet auf diese Beschwerde: 

ro. Die beiden Parteien hat der Vlr illustris, also wohl der dux 
et Augustalis Thebai:dis sich vorführen zu lassen. 

Il 0 . Das gute Recht des Petenten und seiner Schwester an ihren 
Vermögensteilen 3 sei zu respektieren, soweit sie das Recht ihrer Mutter 
an ihrem Familienvermögen geltend zu machen berechtigt seien, ein­
schließlich des rechtmäßigen Zuwachses (Wertvermehrung und Früch­
ten). Nicht sei es den angeblichen Gläubigern des verstorbenen Oheims 
der Petenten zu gestatten, auch die der Mutter der Petenten zustehen­
den Vermögensteile mit einzustecken. Denn wenn auch niemals eine 
Teilung der Gemeinschaft erfolgt sei, sei dies gleichwohl kein Grund, 
den Petenten und seine Schwester zu verkürzen. 

Der Befehl zur Erledigung der Sache ergeht an den vir illustris, 
also wohl den dux et Augustalis Thebaidis, seine Nachfolger (oZ flET' 

1 Vgl. P. Cairo 67024 Z. 30ff., oben S. 208. 
2 TC(!Ot:J~uovrw; sagt Z. 8. :iYIASPERO übersetzt danach "gens cle l'illustre 

Julien", bull. de l'inst. fr. cl'arch. or. Vll, r4rf. 144 und denkt an dienstliche 
Untergebene des Pagarchen, die gegen den Nachlaß des Apollos Steuerschulelen 
eingetrieben hätten. Das wäre ja nach den oben (S. 2o8f.) in P. 67024 besprochenen 
Vorgängen nicht undenkbar. Immerhin sind die TC(!Ot:J~uovrcr; rq> 'lovAtav(j) vielleicht 
einfach Leute, die mit Julinanus ein Patrociniums-Verhältnis abgeschlossen habe11. 

3 nedyflaTa, rcs, hat der Text: auch hier tritt, wenn ich recht sehe, die Über­
setzung zutage. Der lateinische Text sprach einfach von res matris dcfunctae 
und verstand darunter das Vermögen der 1\lutter, also den Anteil an der noch 
ungetrcnnten communio. Denn lat. res heißt ja auch soviel als "Vermögen". 
Der Übersetzer übersetzte res durch nedyflaTa. TC(!ayf.la, das heißt in den No­
vellen Sache, Gegenstand. So kommt in den Tc:xi. die Unstimmigkeit, daß fort­
während von "den der verstorbenen Mutter gehörigen Gegenständen" clie Rede ist, 
während nur der Anteil der Mutter an der ungeteilten Gemeinschaft in Betracht 
kommt. 
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UViYjJJ av1Jc:!;6,uc:vot) und sein officium, unter Beifügung einer Ungehor­
samsstrafe. Dabei handelt es sich doch wohl um einen Zivilprozcß. Die 
"Leute des J ulianos" versichern, ihnen sei der tote Onkel schuldig ge­
wesen (Z. IJ)l. Die Gläubiger haben den Nachlaß des Verstorbenen mit 
Beschlag belegt; ob sie dazu die missio in bona durch Beschluß des 
iudex ordinarius erhalten hatten, ist nicht klar. Jedenfalls besitzen die 
Gläubiger den Nachlaß und in ihm auch den ungctrennten Anteil der 
Mutter des Petenten. Der Petent klagt im Reskriptenverfahren 2 wohl 
zugleich im Namen seiner Schwester auf Auseinandersetzung (ao fam. 
erciscundae) gegen die Gläubiger als Rechtsnachfolger des verstorbenen 
Gemeinschafters. 

MASPERO glaubt zll erkennen, daß die ganze Urkunde nur fingiert 
ist. Von seiner Meinung ausgehend, daß die Entscheidung des Reskripts 
vom Petenten selbst ausgearbeitet und dem Kaiser nur znr Unter­
zeichnung vorgelegt wnrde, kommt er dazn, die Urkunde zu verdäch­
tigen: der Schreibfehler xewv statt xevaov, die Eigentümlichkeit, daß 
in B einige Male über den Namen Pronomina gesetzt sind (o o0 j über 
L1 t6axoeo' in Z. I, was MASPERO also lkiva deutet, rovoc; über :4.no.Uwro' 
in Z. z, rfjoc: über rfj avrov aoc:Arpfj in Z. 4) regen MASPERO zur Ver­
mutung an, daß der Text nur eine Übung in Stil und vielleicht in ju­
ristischer Darstellung des Rechtsfalles sei. Dioskoros ist aus P. Cairo 
6]064, Z. I4 als axoAaaux6,, also wohl als Mann mit Rechtskenntnissen 
bekannt. Also habe er vielleicht hier ein kaiserliches Reskript hin­
geworfen, um einen Fall zu studieren nnd ihn mit Nachbildung der 
Form der kaiserlichen Reskripte darzustellen. Aus diesem fingierten 
Fall sollen sich die Blankettworte o oc:tva, rfjoc:, rovoc:, die hier erst 
nachträglich durch die Xamen ersetzt seien, erklären. Dazu wird eine 
Erwägnng angestellt, welche die Möglichkeit einer Beziehung des Tat­
bestandes auf den Petenten von 67024 ausschließen soll. -

Solange die Urkunde nicht in extenso publiziert ist, wird man eine 
vorbehaltlose Meinung dieser Anschauung des Heransgebers nicht ent­
gegenstellen können. Aber schon jetzt sei es erlaubt, darauf hinzuweisen, 
daß alle die formalen Verdachtsgründe MASPEROS wenig wiegen, wenn 
eben die Urkunde nur Gbersetzung eines lateinischen Originaltextes 
war. Dann sind Schreibfehler wie xewv nicht bedenklich, die Blankett­
worte rovoc: und rfjoe können in der Eile der ersten Übersetzung ein­
gesetzt sein, ebenso o Öeiva über L_lt6axoqo, in Z. I, wenn überhaupt 
o Öelva aufzulösen ist und nicht in der Lesung o 15° j ein o bc:6(p.c:vo,), 
der Petent, steckt. Auch die sachlichen Schwierigkeiten sind nicht un-

1 Anders MASPERO, bull. VII, p. 144f., der an ein Exekutionsverfahren wegen 
ausstehender Steuerzahlungen denkt. 

2 MASPERO, a. 0., p. 145 denkt an einen langen Prozeß, der in letzter Instanz 
vor den Kaiser gelangte. Aber d;won steht nirgends etwas. 
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überwindlich, wie unten bei Gelegenheit des andern Reskripts noch ge-­
zeigt werden soll. Was MASPERO positiv als Hypothese bietet, fügt sich 
so wenig in alles, was wir bisher vom Rechtsunterricht und der litera­
rischen Form der theoretischen Kasuistik in spätrömischer Zeit wissen, 
daß wir ruhig schärfere Beweise für die Hypothese MASPEROs ab­
warten dürfen, der in diesem so simplen Falle eine juristische Übung 
vermutet. 

So halte ich es für sehr wahrscheinlich, daß auch diese Urkunden 
zwei Abschriften der Übersetzung eines lateinischen Reskriptes sind, 
das Dioskoros, Sohn des Apollos, auf einer seiner beiden konstanti­
nopler Reisen für Einleitung eines Zivilprozesses impetrierte. Gerade 
im Zusammenhang mit dieser Hypothese bedarf einer der Zusätze zu 
dem Texte B einer besonderen Aufmerksamkeit. Im Texte B steht 
eben dort, wo von dem ungerechten Angriffe der Leute des Julianos 
gesprochen wird, eine Bemerkung, die dem Rechtsstandpunkte des Pe­
tenten offenbar ungünstig ist: soeben war die Behauptung des Klägers 
referiert worden, daß in der von den Gläubigern des toten Onkels in 
Beschlag genommenen Masse sich auch der noch ungetrennte Anteil 
der Mutter der Petenten am Gemeinschaftsvermögen befände. Dem 
gegenüber bemerkt der Zusatz zwischen den Zeilen: "dieser aber (d. h. 
der verstorbene Oheim) habe einige Zeit vor seinem Tode dem Dioskoros 
(und seiner Schwester?) 1, unseren Petenten, den ihnen aus der Mutter­
erbschaft her zukommenden Anteil ausgefolgt samt dem Zuwachs, und 
für dieses Vermögen hätten die Petenten [bisher] (?) schon die Steuern 
gezahlt". Das sind Tatsachen, die mit dem Klagegrund im Widerspruch 
stehen. Ich kann ihre Erwähnung im Text des Reskriptes nicht anders 
als einen Aktenvermerk verstehen, der in einer Übersetzung des l{e­
skriptes über die Gegenbehauptungen des Beklagten gemacht wird. Und 
ein solcher Vermerk stimmt sehr wohl zu unseren hier dargelegten An­
schauungen von der Bedeutung dieser Reskriptstexte. Wenn sie wirk­
lich Übersetzungen waren, die der Kläger oder sein executor anfertigen 
ließ, um selbst in seinen Handakten ein Exemplar davon zu behalten 
und andererseits Abschriften des Reskriptes neben der lateinischen Aus­
fertigung den Beklagten zuzustellen, dann wäre dieser Vermerk sehr 
leicht erklärt: der executor des Klägers hatte den Text B als sein 
Exemplar verwandt. Als er einen Text mit der lateinischen Ausferti­
gung des Originalreskriptes in der Thebai:s zur Ladung an einen der 
Beklagten zugestellt hat, antwortet der Beklagte selbst unmittelbar bei 

1 In der Lücke kann ihr ;'-Jame stecken. <XV ist jedenfalls nicht zu Toir; 
fJfl6TS(!Otr; [xhatr; zu ziehen (vVENDLAND). Da J'l(!O rpaVE(!WV xe6vwv Schwierigkeiten 
genug hat, verweise ich auf NuTH, de Marci diaconi Vita Porphyrii. Bonner Diss. 
1897, S. 39, der mit vielen Beispielen beweist: pluralis vocis rpavse6r; plane latinis 
vocabulis "quidam, nonnulli, complures" responclet (WENDLAND). 
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der Zustellung oder nachher mit einer substantiierten Bestreitung des 
Klagegrundes. Man kann in unserem Vermerk dabei eine einfache Notiz 
über eine mündliche Behauptung oder die Wiedergabe des wesentlichen 
Inhaltes eines libellus contradictorius sehen, den der Beklagte an den 
Kläger gerichtet hat. Wie nahe solche Vermerke jeder mit Akten arbei­
beitenden Geschäftsbehandlung liegen, braucht nicht ausgeführt zu 
werden: die Akten unserer modernen Gerichte wie die Handakten 
unserer modernen Rechtsanwälte wimmeln davon, und die Bezeichnung 
der Partei durch ihren Sachwalter als "unser" Petent, ist. schon ander­
weit als üblicher Sprachgebrauch in der Praxis der späten Jahrhunderte 
belegt. 

IV. P. 67oz8. 

Hier ist nur ein Text erhalten. Es handelt sich um das Reskript 
eines Zivilprozesses, in welchem Dioskoros als Kläger auftrat. 

[Chrisma J L1 u)ax[ oeos-] neoaijA {h:v 1)/UV TOV nadea nlv olxt:Zov . . . .... 
},L:[y]wv TIJ[)IJ ne[u)T]ov I[........ . ... ] ..... E~ ... 

. . 
av [ ........... J ........ I neo:; [6J.svde[ ov]:; yaflO?J:; 8Uhiv, 

. . 
Ta OE Tfj neodeq. OtEJJEYKOJ'Ta T[fj b].svdeq. neoaye67pat. xai S~E}.-. . 
n - '!:: ' {} 1 [ J , , I '1: , 1 _, , 1 1 {} 1 5 Ußt)! Es av QWJT W V Ws TOVt:; E~ E%EtVIjt:; nawu:; fl(j)EM50" al TE KtH 

XUTaOanuviiv SUELV(l, I Y.,(lL navTux61'Jcv E(!'fiflOV dvcu TOV ~pi[ u]e[ OV] 
'[ I J 1. " J 

1 
_ , 1: , _ I _ I ,. I {} ß " I t Xt:T Tj V, WO"T8 T1Jt:; 8c; 'fi1UWV XW TOH' V0 1UWV uEEO" at O'fjVEtat:;. . . 

fJwn[(op.[Ev I To[vv]v TrJ1' 8voo~(6n)Ta) n)v O"rjV ayo.yEiv m',rov[s­
uu]i Ta [ m:gi] TOVTOV I (YjTfjam, uai El OVTWt:; EXOl'T[ (l Ta Tr/ TOV 

IO ~f.iETE(!OV lxhov?] I ,U1JT(!l OtEl'YJVOXOTO. rat:; a),J;{hfmc:; (j)flVEl'fi, TOVTO 

clangii~ai i xui anoOOVJ'al ü[J OEOfiEVCfJ, 8ni ..... To'is- ),omo'ic:; ne6.y-........... 
,fWO"L I ro'i:; up ul.cvn]aal'n OlEl'Lyxol'Ta Tw }.w I .......... ] I . . 
1 't ,., 'J: - X I ~ I "I \ 5. I I -
II.Y}~EWi; (j)VIcfls(l[ Tf{J uEOf.iE)J({_), W:; /l1J :ti.EOV TfjJI uEVTE(!flV YVVW%(1 

I5 Au.ßEtV Jw EV1] TWV 8x Tofi neodeov ya/]OV natoi I aepo!:,El pL:v. 

'EnEtO~ oi xai xwe{a JTE(itEJ.fJE'iV Elc:; TOV [olxEioJ!] nauea (j)'f;O"tJ!, 

IO oder EXOVT[<1 C'i)[!O!I; 1Wt ae:n:ayivra TU rfi.J fB)T(!t? (\VENDLAND.) 

rr wohl i:n:i oe nr'iat rolr;. 12 8tsvcyx6vra, lies OLE:viyxovat (so zweifelnd 
schon MASPERO), vgl. zu P. 67032 Z. TI4- Tw }.w[ . .. ]. Hier möchte ich lesen: 

-ro~ A~?[vror; rov rfjc; ßdac;] }.~:;swr; <v6f.!ov). Aiovror; rell. ist nach 1\ov. zz 

c. 27, d. auch Cod. 5, 9, ro pr. so gut wie sicher. Daß das zitierte Gesetz, wie ich 
zunächst dachte und mir \,YrLCKEN brieflich vorschlägt, einfach als ro Aiovroc; be­
zeichnet wird. wäre wohl ungewöhnlich. Daher ist wahrscheinlicher, daß der 
Schreiber das \Vort VOf.!OV vor <pvJ.d:;m ausließ. Immerhin wagte ich nicht den 
Text des Herausgebers, zumal da der Anhalt einer Phototypie fehlt, zu korrigieren. 
Z. r4 statt cV1) lies f:vi. 
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OOJ(JEQV Tijc; ui'rroiJ {}dac; yea1paar)c;, ;.ca[ ravr[·rrv J I TO'IJC: E'K TOV acv-. . . . ... 
rE(JOV yafWV 'K(JaTElv OOJ(J8QV clc; avrovc;' OEVrE(JClV I [fl ]i[v J avroic; 
ysvia{}m 7W(Jtli5'KEvaaavrac;, Own[(o,usv n)v iJvoo~(6r1Jra) r~v ar1v 

20 'KUl Ta JTE(Jl TOVTOV (rJTiJaat, 'Kai cl ovrwc; I l!xovra EV(JOU;' fl~ 
neoaxfJc; OEVTE[JaU; OOJ(JEatc; !Jn[ ne[ ay,uaatv] I E%JTEJ!OlTJ,UEVOlC: yea­
cpclaacs' [. 0 • ]aov OE r6Jv i;iucr:Eewv v6flOJV xV,qta ra 'tOlaVra notoVv­
TOJV Chrisma. 

'0 VOflOC: ovrwc; EX,El 6 Aeovroc;. ßaa 'KE(!OEVElV 1/,ud},sv 1} neo-

rsea ya,UET~, TOV avoeoc; neo a·örr}; re}.svrwvroc;, r[oaaiJ]ra 'Kat 1} 

OEVTE(!Cl YUflETr) TOV avogo; ne[ or ]s[}.svrwvroc;?]. 

Der Rechtsfall macht dem Verständnis keine Schwierigkeit. Dros­
KOROS gibt an, sein Vater, also jener Protokomet Apollos, sei nach 
Lösung seiner ersten Ehe mit der Mutter des Petenten eine zweite Ehe 
eingegangen 1 . Was der ersten Frau zugestanden habe, habe er der 
zweiten Frau (wohl in der donatio ante nuptias) übertragen, und auch 
um sein eigenes Vermögen habe er die Kinder erster Ehe durch seine 
Verfügung von Todeswegen gebracht. Der Kaiser verfügt: wenn die 
Angaben des Klägers auf \.Yahrheit beruhten, soll das, was der Frau 
erster Ehe zugestanden habe, dem Petenten restituiert werden 2 ; bezüg­
lich des Eigenvermögens des schlimmen Vaters solle die Konstitution 
Leos (Cod. 5, g, 6) Anwendung finden, nach welcher der parens binubus 
der zweiten Gattin nicht mehr als einem der Kinder erster Ehe zu­
wenden darf. ~ Außerdem hat der Petent angeführt, daß auf ihren 
Vater aus einer schriftlich errichteten Schenkung einer Tante Grund­
stücke übergegangen wären3 , und auch dieses Geschenk hätten die 
Kinder zweiter Ehe für sich in Besitz genommen, indem sie sich eine 
zweite auf sie lautende Schenkung beschafften. Hier wird der Statt­
halter angewiesen, wenn dies wahr sei, die zweite Schenkung, die über 
schon einmal veräußerte Gegenstände stattgefunden habe, nicht als 
wirksam zu behandeln; der Statthalter soll hier auf die justinianischen 
Gesetze achten, welche die Schenkung als dauernd wirkende Veräuße­
rung anerkennen (wohl Cod. 8, 53, 34· 36; Cod. 8, 55, ro). 

zr Die Unform [,uvl];aov lVIASPEROS ist ganz unwahrscheinlich, andere Mög­
lichkeiten (dvrexov?) können erst nach erneuter Einsicht des Originals erwogen 
werden (\VE:-IDLA:'>ID). 

1 Man bemerke die deutliche \Viedergabe des lateinischen ad secunelas nuptias 
migrare oder transire oder venire (Cod. 5. g, 3 pr. 6 pr. 8, r). 

2 MASPERO bull. d'archeol. VII, 148 spricht wohl ohne Grund von einem 
Anwendungsfall von Nov. g8 c. z. 

3 Man beachte lfc[!tsMhlv statt transire. Zu den n[!6.y,uaaw bmsnotrj,UBvOt~ 
vgl. Nov. 97, 5 (ecl. ScnoELL, p. 474 Z. zz). 
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Dazu wird nun unter dem H.eskript der Eingang des Gesetzes Leos 
angeführt, auf welches verwiesen wird. Auffälligerweise ist es ein Text, 
der mit dem Anfang des in Cod. 5, g, 6 erhaltenen nicht übereinstimmt. 
Es heißt da: "soviel als die erste Gattin erwerben sollte bei Tod des 
vor ihr sterbenden Gatten, ebensoviel ... auch die zweite Gattin ... 
bei Erbfall durch Tod des vor ihr versterbenden parens binubus." 

Juristisch ist Fall und Entscheidung so einfach, daß MASPEROS 
Hypothese, hier hätten wir es mit Privatarbeiten zur Lösung juristischer 
Aufgaben zu tun, sehr wenig wahrscheinlich ist. Es fehlt auch hier 
jede feinere Problemstellung, jeder Versuch, mit tieferer juristischer 
Kenntnis zu prunken, der an eine private Übungsarbeit erinnern könnte. 
Vielmehr wird schlicht in augenscheinlicher Anpassung an einen durch­
aus lebenswahren Fall eine provisorische Entscheidung gegeben, wie 
sie zum Reskriptsstil des 6. Jahrhunderts wie zu der Rechtsordnung 
des justinianischen Rechtes paßt. Hätte der Herausgeber hier nicht 
mit Bestimmtheit den Verdacht einer Fiktion ausgesprochen, wir würden 
diese Urkunde mit ihren deutlichen Latinismen 1 auch als eine Über­
setzung eines für Zivilprozesse erhaltenen Kaiserreskripts JusTINIANs 
auffassen. Die Bedenken des Herausgebers richten sich insbesondere 
gegen die Zeitfolge der aus den drei Urkunden P. Cairo 67024. 67027. 
67028 sich ergebenden Ereignisse. Der Vater des Petenten soll seine 
Ehe mit der Mutter des Petenten geschieden haben und dann vor ihr 
gestorben sein. Da aber sogar noch bei dem Tode seiner Mutter der 
Petent in früher Jugend (viq. ~A.t:dq., P. 67027 Z. 5) gewesen sei und 
nachher unter der Vormundschaft (rpQovrioa P. 67027) seines Oheims 
von Mutterseite gewesen sei, ergebe sich ein \Viderspruch gegenüber 
P. 67028. Denn die Kinder zweiter Ehe, welche nach dieser Urkunde 
sich eine zweite Schenkungsurkunde über die ihrem Vater zugewendeten 
Grundstücke verschafft hätten, müßten doch bei dem Tode des Vaters 
schon mindestens geschäftsfähig gewesen sein. -Aber ganz abgesehen 
davon, daß es mißlich ist, aus den wenig präzisen Referaten über solche 
Parteibehauptungen in zwei voneinander unabhängigen Prozessen 
widerstreitende Tatsachen abzulesen, liegen wohl die Schwierigkeiten, 
die MASPERO sucht, gar nicht vor. Man kann zunächst MASPEIWS Auf­
fassung des Falles unterstellen, ohne die Angaben in P. 67027 und 67028 
in unlöslichen Widerspruch zu setzen. Denn das pflegeväterliche Ver­
hältnis des Oheims zu dem Petenten wird ja nur rpgovr[~ genannt, 
also wares-wenn überhaupt juristisch belangreich-wohl eine bloße 
cura. Damit wäre zu unterstellen, daß der Petent im Moment des Todes 

1 Vgl. oben S. 222, Anm. r. Ferner das tuiv am Satzende von Z. 15. 'Wahr­
scheinlich steckt ein quidcm darunter: ne uxor sccunda plus caperei quam quidem 
unicuique liberorum primi matrimonii competeret; der Satz ist Paraphrase von 
Cod. 5, 9, I. 
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seiner Mutter weniger als 25 Jahre alt war, womit sich eine zum Er­
werb durch Schenkung genügende Altersreife der Kinder zweiter Ehe 
vereinigen ließe. Und im übrigen steht die Ausmalung des Falles bei 
MASPERO auf keiner sicheren Grundlage. Daß die Mutter des Petenten 
von seinem Vater geschieden war, wird aus dem Wortlaut des zitierten 
Gesetzes Leos geschlossen: danach sei sicher ein Fall zu unterstellen, 
in dem der Gatte nach Eingebung der zweiten Ehe vor der Gattin 
erster Ehe stirbt. Das ist sehr bedenklich: wahrscheinlich sind doch 
einfach Anfangsworte des Gesetzes zitiert, nicht gerade der verfügende 
Teil mit dem Tatbestand des Gesetzes. Ferner ist es gar nicht sicher, 
daß der Oheim von 2\futterseite jemals Vormund des Petenten war. 
Bei der blassen \Vortbedeutung von cpgovrü; kann ein bloßes Pflege­
verhältnis gemeint sein, das Bedeutung gewann, weil der Vater die 
zweite Ehe einging. Dann hätte also der Vater des Petenten seine erste 
Frau vielleicht überlebt. Ob die erste Ehe durch Scheidung oder durch 
den Tod der Gattin gelöst wurde, steht dahin. Jedenfalls bestehen nicht 
die vom Herausgeber gesuchten Schwierigkeiten. 

Was das zitierte Gesetz Lcos betrifft, würde seine Anführung zu­
nächst ganz gut zu dem Charakter des griechischen Textes, wie wir 
ihn auffassen, stimmen. Der ganze griechische Text ist auch hier eine 
Privatarbeit, die nur das für die Parteien Wesentliche ins Griechische 
übersetzen soll. Unter einer solchen Übersetzung könnte der Über­
setzer eine genaucre Verweisung auf das Gesetz Leos beigefügt haben, 
während natürlich im Reskriptsoriginal der Passus Z. 23ff. sicherlich 
gar nicht stand. Im Sinne des reskribierenden Kaiscrs mußte ja durch 
die Inhaltsangabe l. 13-15 das Gesetz Leos deutlich genug bezeichnet 
sein. Aber wie kommt das Gesetz Leos hier zu einer solchen Wieder­
gabe? -Der dispositive Text, wie er in Cod. 5, g, 6 vorliegt, und von 
JusTINIA::S mehrfach (Cod. 5, g, ro; Nov. 22, 27) bezogen wird, ist hier 
in den Worten sicher nicht gemeint. Denn danach kommt für die zweite 
Frau niemals darauf etwas an, wieviel die Gattin erster Ehe aus einem 
Erbfall nach ihrem als zuerst versterbend gedachten Gatten erworben 
haben würde. Falsche Übersetzung kann auch nicht angenommen 
werden, denn dann müßte wenigstens der Text von Cod. 5, g, 6 pr. 
durch die griechischen Worte hinclurchschimmern. Auch an eine bloße 
ungeschickte Paraphrase des leonischen Gesetzes kann wegen der sach­
lichen Verschiedenheit nicht gedacht werden. Ich weiß nur einen Aus­
weg, der allerdings der byzantinischen Praxis ein gut Teil Unacht­
samkeit gegen die Gebote ihres Kaisers zutrauen müßte: Justinian 
hatte ja ausdrücklich (Const. Cordi nobis 5) verboten, eine Kaiser­
konstitution anders als mit dem Texte, wie ihn die repetita praclecho 
des Codex vom Jahre 534 gab, vor Gericht zu zitieren. In der Konsti­
tution des Lco (Cod. 5, g, 6 pr.) könnte aber im Anfang ein Satzgefüge 
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durch die Kompilatoren gestrichen sein, welches vor der neuen Ver­
ordnung deren Motive kurz darlegte. Dieser Eingang könnte sehr wohl 
gerade von dem normalen Falle ausgegangen sein, daß der sterbende 
Familienvater sein \Veib und seine Kinder gleich bedenkt, und könnte 
dabei gesagt haben: ebenso wie die erste Frau neben ihren Kindern 
in normalen Verhältnissen bei testamentarischer Erbfolge einen Kindes­
anteil zu erhalten pflegt, ebenso sollte auch (oder: bekomme gewöhn­
lich nach Anordnung eines billig denkenden Erblassers) die zweite Frau 
billigerweise stets nur einen Kindesanteil neben den Kindern erster Ehe 
bekommen. Als Eingang zur Konstitution Leos wäre der Gedanke sehr 
wohl zu verstehen, und der Text der Konstitution, nicht ein Referat 
ist ja auch nach den Worten (o v6,uoc; ovrwc; l!xp 6 A8ovroc;) gegeben 1 ; 

endlich ist die Zitierweise nach der Harenga damals bekannt. Trifft 
diese Deutung zu, dann belegt unsere Urkunde die Existenz griechischer 
Übersetznngen zu den späten lateinischen Konstitutionen. Die ägyp­
tische Praxis, die im 6. ] ahrhundert kein Latein mehr verstand, brauchte 
griechische Schlüssel zu den lateinischen Rechtsqnellen. 

Daß im Reskript hier Schlußklauseln wie die in P. 67026, P. 67024 
völlig fehlen, kann nach unseren Darlegungen über die Bedeutung dieser 
Abschriften von der griechischen Gbersetzung keinen Anstoß erregen 
(vgl. oben S. 204f.). 

V. P. 67032. 
Die wichtigste neue Urkunde für die Anffassung des Prozeßverlaufes 

im justinianischen Reskriptenprozesse ist hente dieser Vertrag, den im 
Juni 55I einige Agypter aus Aphrodito mit ihren Sachwaltern (exsecu­
tores negotii) in Konstantinopel abschlossen. Da hier die treffliche 
Phototypie wenigstens für einen Teil des Papyrus (Z. I-30) ein Ein­
gehen anf die Grundlage der Textpublikation ermöglicht, gebe ich den 
Text in der Zeilenordnung der Publikation. 

[Chrisma Ba ]cn}.[ dac; iOV ß]swra[ iOV :-wi eVO"e ]ßwrarov ow:ru5rov 
~f.uvv <P[.Icavtov] I ['lov ]auvwvov rov alwv{ov Avyovarov xai Avro-

xearoe[oc;] I frovc; elxocrrov n8,umov, f.leia iYJV vnar{av <P[.Ic](av{ov) 

Bam.lc{o[v] I iOV }.af.lne(orarov) lirovc; aexar[ov], rfj neo n8vre elowv 
-- ......... . 

5 'l[ov}.lov?\ I lvo(txdovoc;) rwaaestaxwaex[ar1Jc;], sv rfj .lcupnef!. xai 

4 Oe~~:[ov] nach der Phototypie. J\!IASPERO liest OcU[aT]~[v] - Tfj ngo ~~V:~ 

elowv 'I [ ov}cfov ?J J\!IASPERO. 5 rsaaagetaumi5su[ arn~J lies rsaaaeeaumi5eu[ aT1)~] 

-- },afln(!(j. so nach Phototypie. 

1 Schon von MrTTEIS, Zeitschr. d. Sav.-Stift. f. RechtsgeselL 31, 397 betont. 

Partsch, Aus nachgelassenen Schriften. I5 
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[b]M;tp (/)).(aviov) Rlw]vcn:[av]"dvov I noAH 'PwtiTJ raaoe n1:; [ .. ] .. 

avyygaq•ov[ aw o,u ]oAoydw~ xd I avvfh]xu:; [ n ]goc; dU1Aovc; [ o]txu 

o6},ov xa[ iJ ,etac; xui c anar J17c; 1 xui iivayx11c; xui nam7c; necrycurpfl:;, 

l:xovan YVCVflTJ xu[i] I rdJ1~mginp 71"(;l0WQ[ i]an, EX flEV TOV l:vcl::; wi-
IO c[ ovc; Ll t6axoco;] ! ~no}),uno:;- xu.i Ka!.?ct[ V ]txo:; B{xrogo::; xal :4no},­

},w:;- 'Jwavv[ ovj I xu.l Kvco::, ß{xrogo::; ouJ. 2-'ev[o ]vßov ~no}).rZrroc; 

no[t.]ov,uivov n)[l'] I xchcuv flVTOV dnr5vroc;, äc,uw[,u]eJ!Ot cbw.vuc; dno 
uw,ttiF I [ua/.o ]v;.dvl);" ~[ q;coiln ]coJ• ro[UJ ~v[rwon]ol.ehov v[o,uov 

ri)c; fh)ßaiwv I En}xcxd[ ac;]' EX [ Ös rov] l:dgov ,uigovc; (j)},( uvroc; TI[ a},-
rs UJ.bwc; r5 la,ung(6wroc;) I uo,;a,::;J TOV ß[dov] XOJVGWTW(!LOV, v[oc; 

'Jwavv[ov rau nj:; ;.wuug{a::, (?)] l;.m],wJ[r; xu]i 'En{yovo[c;] r5 l.a,u­
ngr5(wror;) x[6J.u(r;r;), d,wp6[re,got . .. ] I og,ucuw:vol EX x~r; AwJm. 

n[o]Aew.:; r[ i)::, peyah;:; ], I Kannaooxwv en[ ag Jxc:wr;' 
[xcm1] wv[n7v] n)v ßamAefo[a] n[6Vctv... . . . . . [Eni] roZ:; 

20 c'HI/::;J I Ol)).ov,ubotr; (J11,urpwvotr;. xara}caß6vu:; EvTav·Oa sni TUVTf):;" I . . -

ri):; ßaathvovmj:; ~,ac:Z:; o[ ngoyEyga,u,uivor, Ll t6axogo:; xai I 'Ano}.-
},6!::; xai Ka)).{vtxo::; uai f{vgo:; bt' E,u[o]v .D:voM}ov nowv[tt]hov I 

rr)v xcur;wv UVTOV, IJdav inogtaa,udJa ;d},Evatv xara TrJJ)J I avTLOl-

25 xwv ~,uwv rov mgi "HQax},eZov 'JfaiXinoc; xai }.omrßv I dnd ri)c; 
,. I I "' \ ' J1' ,. .s: I I ' ' Y)flETEf.!a:; xw,ur;c;, ETL f.li)V um xav owJJtnJnOTE neoawnov uno-
~ ' ' , , J) - .a , , - ( . 1) I [ r , ' ·' uEl'KJ'V1UEVOV UXO).OVvUJc; TTJ V8lf[- V1LlUJIJ SlC. XEj1.8VCJ8[ ;.((U uE'Yj-

1~[EvU]:; xrxra (rdv) v6,uov ngaxr[ojQo' exß[,ßaarov I [rof5 :r]gayfwroc; 

(, [ .. ] .. Kach den Spuren dachte ich an [E~]i)c;, woran aber vVILCKEN zweifelt. 
9 MASPEIW ngomQ[c']rrct h~. 16 dprp6[uqot ,uev MASPe:rw. Aber es folgt 
kein oS. r8 :\'L~sPERO Awvrt . ...... nä}.Ewc; r[f!c;] ....... ] I Kannw)ouwv 

(zur Form Kannaör)uat verweist \\ ENDLAND auf l:sE)[ER, Der hl. Theodosios, 
S. 11C). Der obige Ergänzungsyersuch geht von de-r Beobachtung a.us, daß auch 
in Nov. 30 (nsqi rov dvifvncirov Kannaöou{a;) Kannao6um, Kannaoox{a stets 
ohne Artikel steht. Il) j)arrt/.w)[a n]r5}.[t]v NIASPERO. Daß dies der korrekte 

Text ist, ist ja sicher. Aber steht nicht n[o]J..~t. cla? [ nach n]o}.[t]v liest MASP";"o 

uai ..... TOV ... a}).. . .. Ta~[ .. ] Ich lese zweifelnd nq 'XTOVTOV IU[v]gtu[ov], 

also etwa praefectur<aeJ Illyrici. Aber \\'rLCKEK teilt mir brieflich sein Bedenken 
dagegen mit, in der arg verwischten Zeile nach ng überhaupt noch etwas zu lesen. 
tgjzo Lesung nach ähnlichen Stellen, z. B. P. Straßburg 40, 13, sicher. zo Über 
intransitives uxraJ.aßslv "ankommen" vgl. USE).JER, a. a. 0., S. 138 u. NUTH, a. a. 0., 
S. 40. 22 nowvvov MASPERO, aber p[s] steht wohl über der Zeile. ~·- & s,u[ov] . . . . . . .. . . 
1\fASPERO. 23 %[rlTrL] 1\fASPERO. 24 TOV lies TWV (vYILCKEN). 21> VJiWV 

(sie) vVILCKE)[. 27 [uEA]c1jO"Et 1\L;,sPERO. - JT(!rl . . T(!Os 1\IASPERO. U steigt 
zu T hinauf über die Zeile. T ist nicht eingefügt, sondern steht nur im Duktus 
hoch. vVrLCKE).J äußert sich allerdings zurückhaltend zu nqa%T[o]goc;. 
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naeax[Jcl]a ]u.;- neoa'l}vsvix[ a ]#[ sv] -rfi [ Vftcvv] I Aaflneo<'YJTt lni 'Jovv{ov 

30 fl'YJYO<;" ifj<;" ae-rlw.;- uaaa[eswxatosxaT1]<;] I EnlYSftJ}asw.;-, Xai 'Alyvn­

-r{ov.;- Oe nsnsxato[ sxai1]<;] I wau avi~Y avv eup naeaystYOflEY1]1-' . . .. 
ifi e1J[ßa{wv xweq. J I }.aßsiv TYJY sle1JftEY'I]Y f}dav xüsvmv fj-rat T[ d 

noetafJiv (?)]I nae' fJwiw f}siov VJl:OftY1]GitXOY, xai EfUpav{aaafJat TOt<; I 
xan1 xweav OtXaGT1Je{ot<;, xai nfiaav SVYOWY xai a ... (!, .... I 

35 xai lnsd;w xai ayevmlav xai lxßtß[aa]ftDY fJs[af}a~ (?) np] I iJ!-ls­

deq> neayflau, llw.;- oiJ nieau naeaoo[ fh]as-rat fJJ otxrJ 1 ned[.;-J 
nfiaa[v] ana}.Jcay~v a[ v]-rov ........ ftt Tfj<; avTfj<; I {}da.; XsASV-

40 asw<;, xai n[aei]tat naea TO &xaaTJ](!WY vno lyyva[c;] I aaqm}.si.;-
!1 ' ., 11 \ ' , ' ., .s. I I I \ , .S; I ov fl'I}Y aM1.a xm nav-ra Ta anou.stXYVflSYa neoawna xa-ra T1]Y uv-

YaftW iOV St(!1]flEYOV Tvnov Xat lxßtßaa[ at] I axest nieaTO<;" Olx1]c;. 

fJwJw flEYT'Ot OtOOftEYWY Ta Eftq:>[ a ]vtanx[ a J [ xai i(l ava}.wflaTa -rfj.;-. . 
Tatswc;, xai ano)o.af.LßavovTWV TO dia(!TOV I flE(!O:; nav-rwv TCVV lva-

45 yoftel•wv neoawnwv anoe[T ]ov}.[ w1•], I -rov r'Je a}).ov fJf.L{asw.;- u-rae­

-rov 1-lieovc; Twv av-rwv a[ noe-rovJcwv?] I au}).opivov Tfj Vftsdeq. 

Aaftne6n]Tt. iWV Oe a[ ............ ] I E% -rfjc; Mx'/}:; fj neo Oi%'1}<;" 

l!tsa-rt YJfllY Jcaßsiv sl[c;] Aoyo[v ...... ] ! vnee (1]fttWf.iaTWV YJf.LWV 

Mt aVTWV Ta iffl[ t ]a[ V d-ra Je[ TOV J I f.Lieoc; xai ifi v,usdeq. Jcapne6-

50 i1]'tt TO (i).Jco TETa(!TOV, [ w]au sl[vat] I iOVTO vnie iS GXVAftOV xai 

x6nov xai ava},w,ua-r[ wv] avTfjc; I fj-rat xai TWV neoarJXOViWY av-rfi 
... I ' ' ... I -'l I , ' , ,~ ' , ß I,, " natuaetwv. xat fl1} uvvaavat aVT1]V sv ovusJ.'st apq:>t aAAelV 'I} 

naeaßfjvat Ta neoxdp[ sva J I avwpwva, aV.' slc; nieac; atat sv}.6ywc; 

xai anovoa{w.;- xai Otx[a]{w[.;-] I xa-ra nav-ra lv-reavfj <eonov, otxa 

55 oiaaol]nou neoooata[c:J 1 xai eaowveydac: xai vnsefJiasw.;- xai ava­

ßoJcfJc; xai .usuwesw.uo[ vJ 1 xai xJ.sv1Jc; · ii-rotftwc; txovuc; xai iJfts'ic; 

30 :n:svuxau5[sxaT1)~] MASPERO. Aber war das Wort wirklich ausgeschrieben, 
nicht abgekürzt: :nsvuxau5ex'-? cf. Phototypie pl. XXIII. 31 B1J[ßalwv xweq] 
WILCKEN. 32 [:noetaitev] vVENDLAND, [<pvÄaxitiv] WILCKEN. 34 nach 54 
wäre tlvreavwv möglich WENDL. 36 erg. v. WrLCKEN. 40 lxßtßda[m] 
WILCKEN. 41 axet - l,u<p[a]vtanx[a] lecture presque certaine, MASPERO. 

44 MITTElS: :naVTWV (rwv) TWV. • .. 45 au}).O,USVOV MASPERO, WILCKEN [Öw] 

auV.o,uLvov - a[ . .. ] MASPERO: le 11 initial du dernier mot est tres douteux -

rJ[:n:oerovÄwv]?- Nein, 11 ist sicher bedenkliche Lesung. Erwartet wird ein Ver­

bum des Schuldeus oder Zahlens: ö[o&1]110,USVWV J oder o[ <pBtÄo,uLvwv]. MITTElS a. 0. 

meint e[xßrwo,uLvwv]. 46 vielleicht ~![~] ~~~o[v xteöov~]. 51 ovösvsi lies 

OVÖSVt. 53 eneaV'Y} ist ganz richtig (BELL BVÖf!aVfj) WENDLAND. 54 flBTBW-

esw,uo[ ii] lies flS'l:BWeta,UOV. 
I5* 
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vno }.6yov ngoaEOQE'Lia[ a.L J I -rofi EVOO~OTa:rov aTQUTt)AaTo( V) Tijc; 

xweac; :JWl TOV a[exonoc; hcaaT ]ov, I O'v av neoJ.~;J,1jJETat ~;üv an' 

aVUJJJ! r/ v,usde[a] l.a,a[nech'i)c;], I fwc; OTE Elc; nteac; ax1Jfl ~ TOV 'Xa{}' 

6o ~[,;,a]c; ncanwTo[c; Mu'i), ! Uft]EfmTwc; uai a'XawyvwaTwc; xa. EL 

o sxßtß[ aa,u.ov] I not~aaafJm, 'Xai sxoofivw Tote; E.vayotdvou; [ :n:go-
1 J I' I " SI ' - ' I [ I aw:n:otc;? ETOl,UWc; EXO,UEV 'XlVuV)J({J 'i),UWV XfU :7IO(!({J :n:a . . . . . . . . . 1 

xui M'Xuc; Uystv. 'Eyw u o neoJ.sxfJt:lc; J.u,une6w-roc; ll[aJ.J.aowc;] I 
av1Jo,uo).oyw !i-roi,uwc; lxsw E,U,UEtVa.L Tote; neoöwgwfJEZat fWt nae' 

[ v,uw]v I O'V,UqJWVOlc; 'Xal opoAoyr)fWO'lV, ua[ ade.;a[l n]avw ua[ Elc; 

65 ntieac; I [ aJ.;aL uafJ' OlOVO~noTE :7IQO,UV1),U[ ov]svfJtivw nae' ~,uwv I 
T(!0:7IOV Os .......... ne . ß . . . . (1l l:v w[ VWtc;] Tai[c;] bvai] I ........ 
opo},oy[wc; 'X[ ai] ,ur) EV OVOEVEl :n:[ aea ]ßi)mt . . . . . . . . . Tafiw I 
xa[T]a [T]rJV OVVrt,UlV Tfjc; :7IOfJEta1J[s{a]r)[c; V,UlV {}s{uc; 'XE},sv]aswc;, [ 

70 a}),a pa}),ov sußtßaaa[ l :n: ]a1•wc; Tovc; [ v,u ]ETEfJOVc; [ av ]nMxovc; \ Tovc; 
' I ' , Si I ' ' ' 1 I[ ~] I ' I EVTETay,usvovc; 'XW a:n:ouElXVV1UEVOVc; E:n:t :n:O..VTl UEf[JU/cW ({J r ClV1)-

XOJ!T[ VftlV xaT' aVTWV [,u JlxeEL Tfjc; nsewwaswc; TOV V,UETE(!OV l 
ngay paToc;' ua[ ne6asm TOVTotc; neoc; O'ftqJEO'TEfJ(lV ua2 oxv[go Jn(eav 

aaqJaAElaV snw,uvv,udJa d}.),Jj}mc;, f.yo) ftEV VftlV, ~,u[sic; ö8 s,uoi], 
TOV 1Jsiov 'XUl asßaa,uwv OI]XOV. TrJV ö8 ayia[v J xa[ o[,uoovawv J 

75 Tetaöa 'Xai T~v vix'i)v 'Xai T~v OWfWV~[v] To[ fi] u[ a ]AJ.t[vixov] 

·!j,uwv ownoTOV (/>}.( av[ov) 'lovauvw[vofi Tofi] alw[vtov AvyovaTov] 

ua[ A[ VTO ]xeaTO Je[ oc;. . ...... . s,upEVE ]Zv TOte; w[,u Jo},oyrJ[ {}E[mv J 
(sie!) ! :n:ae' ~,uwv U-fi,qJOTEfJWV EV TUVTalc; wZc; laoTvnotc; ov[ a ]i I 

8o opo}.oy{wc;. El ö8 ,u~ TOVTO not~ao,usv, naei.;El TO fl,~ I s,u,uivov 
,uteoc; nZJ s,u,uivovu xevatov J.t-reac; ovo lcycp 1 xa2 övva,ust anm­
Tov,ulvac;, ua[ d'XOV Eft,UEVEtV naaw I Tote; neoysyea!J,ftEVOlc; O'V,UqJW-

T7 ' , ' I " I ' .Q I , , }A 'A ' VOlc;. I'i.Cll E:n:t TOVTOlc; a:n:aO'lV E:7IEI]WT1)·u EVTEc; JW.(] a · 1] ,wv Xat. 
a,Urj}.ovc; E:7IE1]WT~auvuc; TufifY I ovTwc; ExElV öwasw [ :n: ]otEiv T[ V]-. . . . . ... 

8s },aTTEW slc; [niea]c; a.;w I wpoAoy~aa,usv. lleoao,uo[},o]yw o8 f.yw 

J] aJ./.6.öwc; ,uovo[,u Jsewc; I e[ TO ]i[,uwc;] exw lvs[yu ]siv v,u[Zv] sexo,ul-. . . . 
v[ otc;] al V Jv Ehe) EV TaVTatc; I [. Jv B1)ßatöt TO 1Jsio[v J vno,uv[ 1)-

• 0 • • •••• 0 •••••• 

_'}(> :YlASPERo uai rov d[ .......... ]o. 59j6o Der Text, soweit hier von eußt-

ßaaf16c; die Rede ist, ist unklar. 66 oe kann nicht sichtig sein, da re6:n:ov den 
Schluß des vorigen Satzgliedes bildet, im folgenden zu ergänzen ne[oasoeeva]at? 
WENDLAND. 7r [fl]EX(]Bt, lies flEf'.(!t. 72 :ne6o"sm \VILCKEN. 74 os lies 
Te \VrLCKEN. 86 Restituticn von \YILCKEN. 88 B[]v 01Jßat& ist nach 
MASPERO ausgeschlossen, da der erste Buchstabe eine Spur unter der Zeile ließ. 
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ar]tu[ ov] -r[ d :neoay ]oesvß[ iv] flOl I u[ al] !f~.?c-~xB[ .Sv] ... :nae' vwvv 

....................... I ......................... . 
go .......... · · · · · · ·······I · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · ·· 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . I -rijc; owa-reocpijc; ual ''YJfl{ac; rijc; 
aV'Y)Xßela'rjc; -rol"[c; ..... J I :ne6.yflaO"lV -rvyxavovaw EV -rfjos -rfj :nav-

svoa{ftOV :n[6.?c]st• I l!n fliJV WO"U 'l'O :neov6fllOV TOV avTo:neau-rov 

axnfla'l'oc; I -rijc; Vftedeac; v:naex{}ijvat UWfl'Yjc; ß[ 8 ]ßauv v:n.Se ovo I 
95 1} ual :nUov retwv VOfllO"flaT{wv :naeaaxs{}rpo,uevwv flO[t] I :nae' 

VflWV -rwv :neoacp'Y)y'Y){}evrwv ual ua-racpav.Sc; :not'Y)aa[fl ]e[vwv] 

[ ... ]ovc; Elct 'l'OV EVOO~( OTaTOV) OoiJuoc;, uat a:noAJ}flVJOflal 'l'(!i-rOV 

flE(!O[c;] I TWV V:7lE(} 'l'OVTWV avVOflSVWV, -ra Oe ..... VO" ....... . 

. . . . . . O"al -ra I .. e . 'Yj 'l'OV . . :7l . " . . . . owaw (?) [x]evaovc; 

roo -retauo[vra l]]~ [ ual] l!v[ o Jx[ oc; sl''Y)v] I [ -rq:J] {}dcp öeucp uai [ -r ]0 
V:7lE(} Ta[ v]T[ ov] l:n[rJ](!T'YjflEV(fJ u[ t]vo[vvcp. 'H] I OflOAoy{a uveta 

ual ßsßa{a avvußsiaa :neoc; -rov . . . . . . . . . I :nedc; ä:naaw :nav­
-raxov :neocpseow3v'Yj. E(!W'l''YJ{}[slc;] I WflOA6y'Yjaa ual v:noyg6.1pac; 
XSl(!t Eflfi a:nüvaa t I Chrisma l/>.?c(avwc;) Ila.?c.?c6.owc; U6fl('Y)c;) 0 

ros :neoysyeaflflEVOc; l{}efl'Y)V -raV'l''YjV rijv OflOAO lytav l:nl :naO"'YjV -roic; 

:ne[ 0 ]ysye[ afl ]ftEVOlc; O"VflfPWl'Olc; ual . es . . . . . . . . I v:neyeaVJa . . . . 
XSl(}t Eflfi ttt Chrisma l/>.?c(avwc;) !l>otßapflWV 'Aßavaa{ov a:no. 
[ ••..•.•• ] I -rijc; 8'Yjßatwv xweac; flaervew [-rfjos -rfi OflOAoy{q. 
auovaac; :naea roV] I -&sftEvOV Chrisma t l/>(.?cavwc;) '/waYY'Y)[c; 

fJ]s[oo]weov a:no -rijc; AvuwY [:n6.?cswc; -rijc;] I [8'Yjßa{wy xweac;], 

fla(!TV(}W [ TfjOs Tfj OflOAoy{q. auovaa ]c; :naea [ To( v) {}sflSVO( V) J I 
rro w.?c( avwc; . we . . oywc; esaoaa[tov J s . . :ne . . . . . . . . . . . . . . 1 

[r]au-roft{a{}wy l:nl -rijc; :7l(!OT'rjc; -rov -ra. . . . . . flae-rveov (sie) 

'l''Yj .. I OflOAoy{q. auovaac; :naea 'l'OV ßeflSvOV t l/>.?c(avwc;) esoow­
eoc; vo-raewc;, I -rijv xesiav EUTsAWY ä:naaw -roic; svosstc;( ?) uai TO 

"comme la queue d'un -r". - :neoay]oesm'1[ev] WILCKEN. 89j9o müssen nach 
MAsPERO absichtlich ausgelöscht worden sein. 91 dvTJxf}sla'f}r; WILCKEN. dva-

xf}s{a'f}r; oder avcvsxf}sW'f}r; kann gemeint sein (WENDLAND). 94 ßsßatw, mög­
lich auch Lesung ßsßatwr;, aber wenig wahrscheinlich, MASPERO. 97 [lieu]ovr;? 
WILCKEN. Dagegen mit Recht MASPERO. 99 [uai] lv[oxor; clTj'V], Maspero: 
... sv ........ roo u[t]v,6[vvcp. 'H] 1 6p,oJ..oyta, MAsPERo: u[t]v6[vvcp] I 6p,oJ..oyta. 
105 :naa'f}'V lies :n;iiaw. II3 ev&str;, lecture douteuse, pour cv6ssat. Ist ev6csir; 
richtig, so ist es ebenso zu beurteilen wie P. 67028 Z. 3· 12 der ebenfalls statt 
des Dativs fälschlich gesetzte Nominativ &cvsyu6na. Man konnte die Formen 
nicht mehr bilden, half sich oft mit Analogiebildungen wie dex6notr; (WEND­
LAND). 
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xaihw,a[a] :rol[ov],t.lEJ'O;- Ev rfj aywnarn ,acy6.i.n sxx}.rp{q. W.VT1i;- I 
[riJ;- ßa ]rni.E{bo;- :rr5}.Ew;- f.W.f!TV(JW rfjbE rij [ dcrq;]uJLdq. I rfj sxn-. . . . ~ 

Ddan :r[ aea] ;lwm-:r5eo[ V J xai Kuntv[xov xai I Kveov oux .EE-

vo[ v]Do[v ], xui l' Acw},JL]r0ro;-, cl::; llu},},aowv I rclv ....... EJ' 

....................... ] ............ . 

Abo im Juni 551, in der alma et. illustris l~oma urbs des Flavius 
Constantinus schließen drei Leute aus Aphrodito, der eine vertreten 
durch einen vierten, einen Vertrag mit zwei l\iännern senatorischen 
Standes (viri clarissimi), Fl. Palladios und Epigonos, beide comites 
sacri consistorii. Im Texte des Vertrages ist zunächst die Veran­
lassung (Z. 20--30) zum Vertragsschlusse und der Vertragsantrag der 
Kläger (Z. 30-4:2) berichtet: die drei Leute haben eine sacra iussio, 
also ein Reskript 1), gegen einige Prozeßgegner, die sie mit Klage ver­
folgen \vollen, envirkt. "Herakleios Sohn des Psaius und andere aus 
unserem Dorfe" werden dabei als Gegner genannt, aber auch andere 
Personen, die sachlich von dem Reskript mitbetroffen werden, sollen 
verklagt werden. Um den Prozeß auf der Grundlage des Reskriptes führen 
zu können, brauchen die Kläger aber "nach Gesetz" einen exactor 
als exsecutor negotii, und sie haben daher an die beiden konstantinopler 
Senatoren im Monat Juni den Antrag gerichtet, daß einer von den beiden 
offenbar assoziierten comites als Sachwalter mit dem erhaltenen kaiser­
lichen Reskript bzw. mit der zur conventio bestimmten Ausfertigung 
desselben nach der Thebai's reisen und es dort bei den lokalen Gerichten, 
d. h. also vor allem bei dem dux ct Augustalis Thebai'dis insinuieren und 
dann mit allem Eifer über die weitere Durchführung der Reskripten­
klage bis zum Urteil wachen solle; der Sachwalter ,;oll die beklagten 
Personen vor Gericht laden und sich von ihnen die Gestellungsbürg­
schaften geben lassen, die der Beklagte nach der Ladung dem exsecutor 
des Klägers zu stellen hat, und auch hier wird wieder darauf hin­
gewiesen, daß nicht nur die im Reskript genannten Personen als Be­
kagte in Betracht kommen, sondern auch die nach der sachlichen Trag­
weite der im Reskripte gegebenen forma jurisdictionis betroffenen Per­
sonen; bis zum Ende des Prozesses sollte der exsecutor seine Geschäfte 
wahrnehmen. Im Zusammenhang mit dieser exsecutio negotii werden 
(Z. 42-63) die gegenseitigen Vertragspflichten der Kläger und des 
exsecutor aufgeführt. Die Kläger sollen Auslagenvorschuß für die In­

sinuationsgebühren und die "Kosten des Offiziums", also der Statt­
halterei, leisten, sie sollten ein Viertel der von den Beklagten ge­
zahlten Sporteln erhalten, während Dreiviertel dem exsecutor davon 
zustehen. Von den Zahlungen, die auf Grund des Prozesses oder ohne 

1 Nov. rr3 c. r gibt eine Aufzählung der Arten von Eeskripten. 
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daß es zum Prozesse kommt (:n;eJ M'K17r;) gemacht werden, sollen die 
Kläger nur Dreiviertel als Ersatz für ihren Schaden empfangen, der 
exsecutor dagegen das andere Viertel für allgemeine l.Jnkosten (a'Kv},fl6r; 1 

und 'Konor;) sowie für Verwendungen, die er selbst und seine unfreien 
Angestellten (nwöaew) machen. Der exsecutor soll die exsecutio treu 
besorgen; aber auch die Kläger sollen stets bereit sein, vor das Tribunal 
des Provinzialstatthalters zu treten bzw. vor jeden Beamten, vor dem 
der exsecutor ein prozessuales Auftreten für dienlich hält; bei dieser 
allgemeinen Verpflichtung zur ehrlichen Durchführung des Prozesses 
wird den Klägern noch besonders (Z. 6r) die Pflicht zum B'Kbof)pw roZr; 
ßpayo,w':Potr; [ ...... J auferlegt, sowie zum Auftreten in der münd-
lichen Verhandlung (M'Kar; !.Eysuo). Diese Verpflichtungen werden 
unter detaillierter Hervorhebung der einzelnen Pflichten nunmehr 
beiderseits unter Stipulation, Eid bei der Dreieinigkeit und beim 
Kaiser und Konventionalstrafe von Z\vei Pfund Gold gestellt. Palladios 
(Z. 86ff.) übernimmt noch persönlich die Verpflichtung, das Reskript 
in die Thebai:s zu bringen. Er soll auch vor dem officium des Statt­
halters der Thebai:s die Tatsache erhärten, daß wirklich das Privileg 
der Autopragie dem Dorf Aphrodito verliehen worden sei, und dafür 
soll er drei oder sogar vier solidi von den Klägern erhalten, und wenn 
für diesen Streitpunkt die Kläger einen Prozeßgewinn erzielen, soll 
der exsecutor ein Drittel davon erhalten. Auch diese besondere Zusage 
wird mit Stipulation, Eid und Konventionalstrafe bekräftigt. Pallaclios, 
drei Zeugen und der Kotar unterschreiben 2. Eine Unterschrift der drei 
Kläger fehlt. Sie mag sich nur auf dem gleichlautenden, in der konstan­
tinopolitanischen Kanzlei zurückgebliebenen Exemplar 3 gefunden 
haben. Unsere Urkunde ist wahrscheinlich diejenige, welche die Kläger 
mit nach Ägypten nahmen, und die mit den Papieren des Dioskoros, 
Sohn des Apollos, uns erhalten ist. \Vie sich die ganze Urkunde in die 
sonst bekannten Vorgänge, die um dieselbe Zeit im Dorfe Aphroclito 
spielten, einfügt, ist schon oben kurz besprochen worden (S. zo8 f.). 

Die Urkunde ist von hoher Bedeutung für die rechtliche und sitten­
geschichtliche Erfassung des justinianischen Anwaltsstandes wie für 
unsere Anschauungen vom justinianischen Prozesse. 

Zunächst die E'Kßtßaaw{, die exsecutores. Für sie wird die bis­
herige Anschauung, wie BETHMANN-HOLLWEG4 sie formulierte, be­
stätigt. Der E'KßtßacJfl(Ji;, die exsecutio, ist nicht eine besondere Amts­
tätigkeit eines besonders dazu bestimmten Beamten, sonelern eine Funk-

1 auvAp,6r:; geht wesentlich auf die Reisekosten. Denn auvAAcaffat ist in 
dieser Zeit fest als "sich wohin bemühen, reisen" (NuTH, a. a. 0., S. 45) \VENDL. 

2 Vgl. dazu die Vorschriften von Nov. 73 c. 2. 5· 
3 Z. 68-79 sprechen von zwei gleichlautenden Verträgen. 
4 Der gemeine Zivilprozeß 3, I57· Vgl. BARON, Abhandl. aus d. röm. Zivil­

prozesse III r8gff. 
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tion, mit welcher die klagende oder Vollstreckung führende Partei 
eine Amtsperson betraut. Meist treten in den Rechtsquellen die Offi­
zialen der großen Reichsbeamten als solche beauftragte exsecutores 
negotii auf, die apparitores oder adiutores des officium des magister 
officiorum (magistriani) 1, die Offizialen der praefecti praetorio (ihauxuw{, 

praefectiani) 2, wie die Offizialen der Vicarii und der Statthalter der 
einzelnen Provinzen 3). In unserem Falle handelt es sich um Leute sena­

torischen Standes (viri clarissimi), Angehörige des kaiserlichen con­
sistorium, comites sacri consistorii 4). Wie der Mitredaktor der justinia­
nischen Institutionen, der antecessor Theophilos5 sind auch diese 
comites s. consistorii wohl Anwälte im Barreau eines der großen kon­
stantinopolitaner Gerichtsbeamten. Nach den Spuren vermutete ich 

togati6 ) tribunalium xm:a TaVT1]V rr)v ßamA{Oa n6}.w newcpcKTOV(!ar:; TOV 

'!AAv(!mov, also Advokaten der Gerichte der praefectura Illyrici in der 

Hauptstadt. Jedenfalls handelt es sich, auch wenn diese auf sichere 
Lesung nicht zu stützende Vermutung irrtümlich sein sollte, um Ad­
vokaten7). Nur so ist m. E. zu erklären, daß Palladios und Epigonos 

als gemeinsame Kontrahenten auftreten, während nur Palladios selbst 
die Reise in die Thebai's machen soll. Das weist deutlich darauf hin, 

daß diese beiden Kappadoker zusammen eine Anwaltskanzlei haben. 
Nur dadurch ist es wohl ferner zu erklären, daß sie exsecutores werden, 
auch ohne sich als Offizialen eines der großen Offizien bezeichnen zu 
können. Daß auch die togati, die manchmal im Gegensatz zu den exse­
cutores genannt werden8, solche Mandate als exsecutores erhielten, 

konnte schon aus der Nachbarschaft geschlossen werden, in welcher 
der Titel de exsecutoribus et exactoribus in Cod. Just. IZ, 6o mit dem 
Titel de lucris advocatorum etc. (Iz, 61) auftritt. 

Durch unsere Urkunde wird unsere Anschauung über das Verhält­
nis des advocatus zum exsecutor im byzantinischen Recht Justinians 

sicherer. Bisher ist in unseren Darstellungen der exsecutor in dieser 
Funktion des Sachwalters ganz zu kurz gekommen. Bezeichnend ist, 
daß Pauly-\Vissowas Realenzyklopädie den Begriff exsecutor gar nicht 
einmal kennt. Es ist eben vielfach üblich geworden, in dem exsecutor 
stets einen Gerichtsdiener, viator, zu sehen 9). Da rückt unsere Urkunde 

1 Nov. 124 c. 3· Cod. 12, 6o, r. 2 Nov. 124, 3· 3 Cod. 12, 21, 8 pr. 
4 Über diese comites consistoriani vgl. HAUBOLD, opuscula academica I 273 ss. 

MOMMSEN, (Ostgot. Stud.) ""eues Arch. d. Gesellsch. f. ältere dt. Geschichtskunde 

XIV, 481. SEECK art. comites, PAULY-\V1SSOWA, Realenzyklopädie, IV 644ff. 
5 Const. Summa § 2. Const. Cordi nobis § 2, vgl. Cod. Just. 2, 7, 20. 
6 Zu Togatus als Titel vgl. Cod. Just. 2, 7, 26, 2: nuncupationem togati ... 
7 So schon ::\1ITTEIS a. 0. 8 Cod. 2, ], 6. Cod. 3, I. 13, g. Cod. 3, 2, 3 pr. 
9 Vgl. die Darstellungen des justinianischen Ladungsrechtes im Zivilprozesse. 

Justinian gab allerdings selbst den Anlaß zu dem Mißverständnis, indem er den 

exsecutor des gewöhnlichen Zivilprozesses als viator bezeichnete, Inst. 4, 6, 24. 
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die Funktion des exsecutor negotii in ein helleres Licht. \Vir treffen 
hier in der spätrömischen Rechtsordnung eine ganz ähnliche Erscheinung, 
wie das moderne England und das moderne Frankreich sie noch heute 
in dem Rechtsleben bewahrt haben mit ihrer Unterscheidung von 
barrister und solicitor, von avocat und avoue. Im Byzanz Justinians 
gibt es Barreaus (consortia) der advocati, togati, der Leute, die als 
beredte Fürsprecher (disertissimi advocati) für die Partei bei der Dar­
legung der Parteianträge und bei dem Beweisverfahren in der münd­
lichen Verhandlung, reden. Das ist so bekannt, daß hierfür auf die ge­
läufigen Darstellungen verwiesen werden kann 1). Aber neben dem 
Plädoyer kommt die Vertretung der Partei in der Prozeßeinleitung 
und in der Erledigung der prozessualen Geschäfte in Betracht. Das tun 
die exsecutores. Nach den justinianischen Konstitutionen laden sie 
im ordentlichen Prozesse durch conventio libellis wie im Reskripts­
prozesse den Beklagten 2, nehmen die Gestellungsbürgschaften von 
ihnen entgegen 3, lassen sich andererseits von dem Kläger dessen Per­
sistenz bis zur Litiskontestation garantieren 4, laden dann Zeugen zur 
mündlichen Verhandlung 5 . Unsere Urkunde läßt erkennen, daß der 
exsecutor während des Prozesses die Gerichtsbeamten bestimmt, an 
welche sich die Partei als zuständig wenden soll6 . Endlich müssen die 
exsecutores in der Vollstreckung ihre Rolle gespielt haben, die noch 
näherer Klarstellung bedürftig ist. Jedenfalls daher kommt ihr doppelter 
Name: exactor et exsecutor 7, exactor griechisch neaxTW[l, exsecutor 
lxßtßaaT~c; 8 • Exsecutor negotii heißt der Sachwalter oft entsprechend 
dem lxßtßaaT~c; TOV neayf-laToc; unserer Urkunde 9 . Diese Tätigkeit des 
exsecutor wird nicht von denAngehörigen eines bestimmten Berufes wahr­
genommen. Sie wird meist als Funktion der Offizialen geschildert. Aber 
unsere Urkunde spricht wohl dafür, daß auch togati, Advokaten für einen 
Prozeß zu exsecutores ernannt werden konnten. Es ist nicht anders im 
heutigen England, wo auch der solicitor einer Partei von dieser auch ein­
mal zu barrister-Funktionen ermächtigt werden darf, oder wie heute in 
Frankreich, wo besonders in der provinzialen Praxis mancher avoue 
eines kleineren Gerichtes zugleich auch plaidiert. Die Schärfe, mit der da-

1 BETHMANN-HOLLWEG, Gem. Zivilprozeß 3, 161 If. KuBITSCHEK art. aclvocatus 
lll PAULY-\VISSOWA. 

2 Orclentlicller Prozcß: Irrst. 4, 6, 24. 25. :Nov. 53 c. 3, 2. Nov. 79 pr. c. 3· 
Nov. 96 c. I. Nov. II2 c. 2. Nov. 123 c. 8. Nov. 123 c. 27. 28. Reskriptcnverfallren: 
Cod. J, 2, 4 pr. Interpolation im Cod. 7, 39, 3, r a. E. 

3 Cocl. 3. 2, 4· Nov. 53 c. 3. 2. 4 ::--Jov. 96 c. I. 5 Cod. 4. 20, rg, 2. 
G Z. 56ff. 7 Rubr. Cod. I2, 6o. 
8 So Corpus gloss. lat. II, 415, 4· III, 447. 52. 480, 30. 
9 Exsecutor negotii: Cod. 3, I, I3, 2, 9 c. 15 eod., I2, Go, 6, 2, sonst oft sußt­

ßacn~c; -r:fjc; ?Jno{}easwc;, executor litis, oder nAT)(!WTijc;, :t\ov. 9(' pr. Lydus cle mag. 
III, 68. 
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bei heute noch in vielen Ländern die Sitte die Scheidewand zwischen der 
Fürsprechertätigkeit und dem Sachwalterdienst aufrecht erhält, macht 
es ganz verständlich, warum Justinian im Cod. 13, I, 13, 9 den Ad­
vokaten einschärft, durch exsecutores negotii ihr Honorar von der 
Partei einzuklagen, während andererseits die togati selbst auch exse­
cutores sein können. Übrigens ist nicht ausgeschlossen, daß der Togatus 
Palladios in unserem Falle zugleich auch als Fürsprech den Klägern 
dienen sollte. Überall in der Urkunde wird hervorgehoben, daß Palla­
dios den Klägern während des ganzen Verfahrens zur Seite stehen sollte. 
Allerdings wird eine Verpflichtung zum Reden für die Kläger ausdrück­
lich nirgends erwähnt. Aber sie durfte ja auch gar nicht schriftlich fixiert 
werden, wenn wirklich nach dem Gesetz Valentinians I und des Valens 
(Cod. Just. 2, 6, 6, 2) verboten war, daß der Advokat über seine Tätig­
keit bei der advocatio einen schriftlich beurkundeten Vertrag abschloß 1 . 

Die justinianische Bestimmung über die Notwendigkeit des exsecutor 
zur Einklagung des Anwaltshonorars hängt mit dem eigenartigen Sach­
walterzwang zusammen, der im justinianischen Prozeßrecht gilt. Bisher 
hatten wir nur verstanden, daß im Ladungsrecht bei dem Zivilpnzesse 
wie im Vollstreckungsrechte der exsecutor notwendig auftrat. Weil 
man ihn vielfach als Gerichtsorgan auffaßte, daher suchte man in ihm 
den Träger des rechtlichen Grundsatzes, daß nach justinianischem 
Recht die Ladung und die Vollstreckung durch Gerichtsorgane erfolge. 
Ob diese Lehre heute noch völlig standhält, wird unten geprüft werden. 
Jedenfalls deutet unsere Urkunde auf einen anderen Gesichtspunkt hin. 
Die drei Leute aus Aphrodito ernennen die Konstantinopler Anwälte 
zu ihren exactores et exsecutores, "weil sie nach dem Gesetz einen 
solchen exactor et exsecutor negotii brauchen" (Z. 23f.). Ohne ihn 
können die Parteien anscheinend das erlangte Reskript gar nicht bei 
dem Provinzialstatthalter einreichen (IJttcpaPiCwfJm, insinuare). Man 
begreift, warum Justinian es gerade den exsecutores und nicht dem 
Kläger im Reskriptenverfahren selbst einschärft 2, daß das erlangte 
Reskript zunächst dem Provinzialstatthalter einzureichen sei, ehe der 
exsecutor es den Beklagten zustelle. Zur wirksamen Einreichung bei dem 
judex ordinariusbrauchte eben der Kläger den exsecutor! Es ist seltsam, 
daß wir in den Rechtsbüchern eine gesetzliche Einführung dieses Sach­
walterzwanges anscheinend nicht nachweisen können 3 • Daß die Not­
wendigkeit, sich durch den exsecutor vertreten zu lassen, bestand, führt 

1 Vgl. hierzu allerdings die einschränkende Interpretation des Scholiasten, 
der nur einen für den Anwalt Vorteile ansbedingenden Vertrag als unwirksam 
betrachtet, schal. ad Bas. 8, I, 15 (HEIMB. II 337). 

2 Cod. 3, 2, 4 pr. § r. Cod. 12, 6o, 7 pr. 
3 Die bis 452 zurückreichenden Belege für den exsecutor vgl. bei BARON, 

a. 0. III r8gff. 
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auf interessante Gedankengänge für den justinianischen Prozeßbetrieb 
überhaupt. Ehe in sie eingetreten \Vird, sei zunächst die Bedeutung der 
Urkunde als geschichtliches Zeugnis für das sittliche Xiveau und die 
Erwerbsstellung des justinianischen Anwaltsstandes erledigt. 

In dem Vertrage P. Cairo 67032 sichert der Sachwalter Palladios 
manches zu, was man bei dem modernen Vertrage zwischen Anwalt 
und Partei kaum zu hören bekommt: der Sachwalter werde allen guten 
Willen, allen Eifer und Aufmerksamkeit für die Durchführung des Pro­
zesses daransetzen (Z. 34ff.), er werde ehrlich und rechtschaffen, in 
lauterer \Veise, ohne Kollusion und frivolen Leichtsinn, ohne Verzöge­
rung und Aufschub, ohne Übermut und Hohn die Sache der Kläger 
durchführen (Z. 53ff.). Auch die Abrede, daß der Sachverwalter nicht 
gegen die Interessen der Kläger handeln werde (Z. 61-iff.), sondern 
vielmehr alle Gegner, die unter den \V ortlaut wie die durch Interpretation 
sich ergebende Tragweite des Eeskriptes fallen, bis zum Prozeßende 
verfolgen werde (Z. 7off.), verrät deutlich die Besorgnis einer Kollusion 
des Sachverwalters mit den Gegnern. \Vorauf sich das Versprechen, 
"ohne Übermut und Hohn" zu handeln, bezieht, ist für uns nicht 
ganz deutlich: fürchtet die Partei die unbändige Zunge des Sach­
walters im Verkehr mit ihr selbst oder in der Art, wie der Sachwalter 
seine Tätigkeit gegenüber dem Gerichte wahrnahm~ oder ist die zucht­
lose Rücksichtslosigkeit gegenüber dem Beklagten damit gemeint ?1 ~ 

Man ist versucht, aus mancher dieser Vertragsklauseln Schlüsse auf 
den sittlichen Tiefstand des Anwaltsstandes zu J ustinians Zeit zu 
ziehen. Angesichts des Zeugnisses bei AMI\IIA~US MAECELLINUS XXX, 4, 
der allerdings eine ältere Zeit im Auge hat, wird ja heute das sittliche 
Niveau der Anwälte in der römischen Spätzeit ziemlich tief eingeschätzt. 
Unsere Urkunde stimmt zu diesem Bilde, wenn auch nicht verkannt 
werden darf, daß diese Vertragsklauseln im Byzanz des 6. Jahrhunderts 
weniger besagen, als sie in heutigen Lebensverhältnissen bedeuten 
würden. Diese Byzantiner sprechen eben mit redseliger Naivität aus, 
was heute der anständige Mensch niemandem zutrauen mag, und was 
die anderen sich nicht ins Gesicht zu sagen wagen. 

Die Sachwalter bedingen sich in P. 67032 als Entgelt für ihre 
Tätigkeit zwei Arten vom Vermögensvorteil aus: einerseits die Be­
teiligung an den Sporteln, andererseits einen Anteil am Prozeßgewinn. 
Von den Sporteln, welche der einzelne Beklagte nach justinianischem 
Prozeßrechte bei der Zustellung der Klageschrift, resp. des Reskriptes 
an den exsecutor zu zahlen hat, sollen Dreiviertel an den exsecutor, 
ein Viertel an den Kläger fallen. Daß solche Verträge über Sporteln ge­
läufig waren, konnten wir schon aus Xov. g6 pr. schließen. Dort er-

1 Vgl. Cod. z, 6, 1, r (Valent. ct Val. a 0 368). 
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scheint als Mißstand besonders in den Provinzen, daß die Kläger und 
ihre Sachwalter (exsecutores) eine Profitgemeinschaft eingehen. An 
Spekulation auf Prozeßgewinn ist dabei nicht zu denken, da der Kaiser 
diesen Mißstand gerade für solche Prozesse hervorhebt, in welchen es 
der Kläger zum Urteil oder nur bis zur mündlichen Verhandlung 
gar nicht kommen läßt. Dieser Vertrag über den Sportclanteil des 
Klägers ist für das Verhältnis von Sachwalter und Partei bezeichnend. 
Es ist auffallend, daß die Partei überhaupt etwas von den Sporteln er­
halten soll. Bisher nahmen wir an, daß die Sporteln ausschließlich vom 
exsecutor verdient worden seien, und das ist auch als Rechtszustand 
nach den Rechtsbüchern1 wie nach einer N~Khricht bei JoH. LYDUS de 
mag. III 68 sicher, nach welcher ein schmutziger Chef seines Konstanti­
nopler officium den Sportelgewinn seiner Offizialen in die eigene Tasche 
steckte. \Venn hier die konstantinopolitanischen Sachwalter ihren 
Klienten Anteil am Sportelgewinn bewilligen, erscheint das wie ein 
Zeichen dafür, daß die zur exsecutio Berechtigten sich bemühen mußten, 
Aufträge von Klienten zu erlangen. Daß es üblich war, so die Parteien 
selbst am Sportelgewinn zu interessieren, erklärt nun J ustinians Be­
stimmungen über die pluris petitio: wer zuviel einklagte, um "seinen 
Gegner zu schädigen und ihn einem höheren Sportelsatze zu unter­
werfen"2 wurde gerade in seinem Sportelgewinn getroffen, indem er 
nach Cod. 3, ro, 2, Inst. 4, 6, 24 auf das Dreifache der infolge der Über­
forderung veranlaßten Mehrzahlung von Sporteln haftete. 

Die Abrede über die Teilnahme des Sachwalters am Gewinn der 
Kläger aus Zahlungen, welche ihre Gegner ohne es zu dem 
Prozeß kommen zu lassen (7!{)(3 otuJ]s) und infolge des Prozesses machen 
würden, ist nicht ganz sicher überliefert. Das \Vort für "Zahlung" ist 
zerstört, aber nach dem Zusammenhange wie nach der ähnlichen Abrede 
in Z. 97f. ist der Sinn der Abrede \Vohl gesichert. Der Sachwalter macht 
sich neben dem Anteil an den Sporteln ein palmarium von 25% aus, 
das als Provision für allgemeine Unkosten und für Aufwendungen des 
Palladios und seiner Angestellten erscheint. Als Lohn für die advocatio 
war jede Forderung von Prozenten des Streitgegenstandes als Honorar 
ausdrücklich verboten, Cod. 2, 6, 5. 

Neben der Abrede über ein ähnliches palmarium, von 337'3% für 
einen besonderen Punkt (Z. g8f.) ist das besondere Honorar bemerkens­
wert, das sich der exsecutor für diesen Sonderfall versprechen läßt, näm­
lich wenn es ihm gelingt nachzuweisen (ßc:ßawvv), daß dem Dorfe 
Aphrodito das Privileg des avr6ngaxrov azf;,ua zustehe, d. h. des schon 
o?en (S. 2o8f.) erwähnten Vorrechts, die Steuern bei den Bürgern durch 
eigene Beamte einziehen zu lassen und sie selbst, bevor die Provinzial-

1 Cod. 3, 2. 2 ·worte von Ps. Theophil acl lnst. 4, 6, 24. 
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behörde sie eintrieb, an die Staatskasse zu zahlen. - \Vozu hat sich 
der Sachwalter mit diesem Versprechen des ßsßawvv verpflichtet? 
Daß er selbst als Zeuge auftreten will und dafür sich bezahlen lassen 
will, ist doch wohl ausgeschlossen. Das fiele ja unter die lex Cornelia 
de falsis, D. 48, ro, r, 2. Gemeint ist also wohl ein \Vortführen in der 
Verhandlung vor dem Statthalter über die rechtliche Begründung des 
Privilegs. Danach würde also an dieser Stelle die wahre Natur des ganzen 
Vertrages hervorscheinen: als redegewandten Anwalt nimmt sich die 
ägyptische Partei einen der berühmten :\Iänner der Konstantinopeler 
Rechtsanwaltschaft mit. Der disertissimus togatus darf gar keinen 
schriftlichen Vertrag mit seinen Klienten schließen, noch viel weniger 
sich so exorbitante Vermögensvorteile ausbedingen. Aber was er als 
Advokatus nicht darf, macht er möglich, indem er sich gleichzeitig 
zum exsecutor ernennen und als solcher bezahlen läßt. 

Der eigenartige Sachwalterzwang, den wir auf Grund unserer 
Urkunde für den I{eskriptenprozeß feststellen konnten (oben S. 234), 
ist eine allgemeine Erscheinung des justinianischen Prozesses. Für 
den ordentlichen Prozeß ist er im Ladungsrecht bezeugtl; für den 
Reskriptenprozeß durch unsere Urkunde und durch die interessante 
Interpolation im theodosischen Verjährungsgesetze, nach welcher die 
Unterbrechung der Verjährung durch Klageerhebung im Reskripten­
prozesse nur wirkt, wenn nach Einreichung des Reskriptes beim judex 
ordinarius die Zustellung des Reskriptes durch den exsecutor an den 
Beklagten erfolgt ist2. Eine Einschärfung der Xotwendigkeit des 
exsecutor wie für die Honorarklage des Advokaten 3 belegt den Grund­
satz, daß überall im justinianischen Rechte der exsecutor zur Erhebung 
der Klage erforderlich ist. Überall muß der Kläger einen exsecutor 
beauftragen, und daher heißt es auch, daß der Kläger bei der conventio 
libellis im ordentlichen Zivilprozesse J ustinians den exsecutor mit 
dem libellus dem Beklagten "zuschickt" 4 . Also der Kläger sucht sich 
einen exsecutor, er beauftragt ihn, gibt ihm Instruktionen, tritt mit ihm 
vielleicht sogar in die besprochene (S. 235 f.) Interessengemeinschaft 
für den Sportelgewinn. Und auf Betrieb des Klägers soll also der exse­
<:utor bei der Ladung handeln! Diese Beobachtung, die durch unsere 
neue Urkunde viel schärfer wird, steht in \Viderspruch mit der heute 
herrschenden Lehre von dem justinianischen Ladungsrechte. Danach 
herrscht im Libellprozesse, aber ebenso auch im Reskriptenverfahren 
die amtliche Ladung durch den judex ordinarius. Der exsecutor des 
byzantinischen Ladungsrechtes sei ein vom Gericht mit der Ladung 

1 Vgl. die Belege oben S. 232 Anm. 2 Cod. 7, 39, 3, r. 
4 Cocl. Just. 3, IO, 2. Nov. g6 c. I. vgl. Nov. II2 c. 3 pr. 

3 Cod. 3, I, I3, g. 
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beauftragter "Gerichtsbeamter" 1 . Oft sucht man den Unterschied vom 
spätklassischen Denuntiationsprozeß und justinianischen Prozeßrecht 
in der Gegenüberstellung von Parteiladung und gerichtlicher amtlicher 
Ladung. Im alten Denuntiationsprozesse, wie er in den Papyri des 
z.j3. Jahrhunderts, in Rechtsquellen noch des 4· Jahrhunderts er­
scheint, habe die Partei durch den Gerichtsbeamten zugestellt2, im 
Libellprozesse dagegen stelle das Gericht durch seinen exsecutor auf 
die insinuatio hin zu 3 . Diese Lehre erhält durch die Quellenbeobach­
tungen, die sich ungezwungen an die neue Urkunde anknüpfen, einen 
empfindlichen Stoß. Denn wir sehen, daß im Reskriptenprozesse sich 
der Kläger selbst den exsecutor aussucht, der das Reskript insinuieren 
und nachher dem Beklagten zustellen soll. \,Yir sehen, daß ein Vertrag 
zwischen Kläger und exsecutor geschlossen wird, auf Grund dessen 
der exsecutor vom Kläger bezahlt wird. Allerdings werden die Vertreter 
der herrschenden Lehre sich ja darauf berufen können, daß P. Cairo 
67032 diese neue Feststellung nur für den Reskriptenprozeß möglich 
macht. l\Ian wird vielleicht den Unterschied betonen, der zwischen dem 
exsecutor im gewöhnlichen Libellprozesse und zwischen dem exsecutor, der 
im I\.eskriptsprozesse vom Kaiserhofe in die Provinz reist4 , besteht. Aber 
wer wird zwischen den beiden Prozeßarten des j ustinian ischenRechtes ge­
rade fürs Ladungsrecht eine Unterscheidung machen wollten? Dieselben 
Verträge über Sportelbeteiligung zwischen Kläger und exsecutor sind 
ja auch für den Libcllprozeß durch Nov. g6 pr. bezeugt, und die Quellen, 
welche vom Senelen des Libellus durch den exsecutor sprechen, handeln 
eben vom Libellprozesse. \Vahrscheinlich hängt das justinianische 
Ladungsrecht mit dem klassischen Recht der in ins vocatio wie mit 
dem Parteibetrieb im Litisdenuntiationsprozesse viel enger zusammen, 
als wir soeben noch glaubten, und wahrscheinlich hatte \VIEDING5 

mit seiner Betonung der Tatsache recht, daß noch bei Justinian der 
Kläger dnrch den exsecutor den Beklagten ladet. Die wenigen Stellen, 
welche von der Ladung im Libellprozesse als einer vom Gericht ver­
fügten und bewerkstelligten sprechen 6 , sind wohl von der herrschenden 

1 Vgl. die schulmäßige Formulierung bei GrRARD manuel 4 ror)8, aber schon 
BAIWK a. 0. rgzff. KIPP, Litisdenuntiation, 307. 

2 BETHMAK:<r-HOLLWEG 3, 23CJ. 1\IITTEIS Corp. Pap. Hain. I, 77, neuestens 1\IITT­
EIS, Abhandlungen cl. Sächs. Ges. d. Wissensch., Phil.-hist. El., r,z (1910), 7of. 
Die Bestreitung \VEKGERS, Stcll\·eriretung im IZechte der Papyri, S. ro, der eine 
Vertretung der Partei durch den Doi.en des Strategen für unmöglich erklärt, 
ist kaum berechtigt. Vgl. auch meinen Hinweis auf die eigenartigen Zustellungs­
klauseln in Longi tcmpons praescr. im klass. IZechte, S. 43· 

3 Vgl. die oben A. r genannten und BETHMAKe~-HoLL"WEG, Ziv.-Pr. Ill 248f. 
1 Vgl. außer unserer t:rkuncle Cocl. 3, 2, 4 pr. Cocl. rz, 6o, I Cod. 12, 6o, 7 pr. 
5 Der justinianische LibellprozeLl (I865), S. 5Izff., wo allerdings jeder Unter-

schiecl zwischen Dcnuntiationsprozeß und LibellprozeLl verwischt ist. 
6 BETH,IANN-IlOLLWEG 3, 248f. 
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Lehre überscharf beim Wort genommen worden. Steht ja doch auch in 
Nov. II2c. 3, pr. § r genau wie in jenen immer wieder berufenen Wen­
dungen, daß auch im Reskriptenprozesse der Richter dem Beklagten 
das Reskript vorlegen läßtl und also wohl die Ladung des Beklagten 
durch ein Dekret verfügt2, während wir in unserer Urkunde sehen, daß 
es mit solcher Verfügung des Richters sehr wohl vereinbar ist, daß die 
Partei sich lange vor der insinuatio beim judex ordinarius einen exse­
cutor aussucht und ihn mit der Insinuation und der Ladung der Be­
klagten beauftragt. Daß im justinianischen Prozeß der Richter die 
Ladung verfügt und also diese nicht nur wie bei der in ius vocatio im 
bloßen Parteibetrieb oder wie bei der litisdenuntiatio ohne notwendiges 
Eingreifen des Prozeßgerichtes erfolgt, wäre mit dieser Feststellung 
überhaupt nicht im Widerspruch. Es ist vielmehr zweifellos, daß die 
insinuatio bei dem judex ordinariusals erster Akt sowohl im Reskripten­
prozesse nach Erlangung des Reskriptes wie im Libellprozesse notwendig 
war und der judex ordinarius eine Prüfung a limine vornimmt3 und eine 
Verfügung erläßt, welche die Ladung zuläßt oder verbietet. Diese Ver­
fügung tritt auch in den neuen Reskripten von Aphrodito mehrfach 
hervor: in P. 67024 heißt es (A Z. 45/46), daß der dux et Augustalis 
sich auch die im Zivilprozeß belangten Beklagten "vorführen lassen 
soll" (a~et), ebenso in P. 6J026 Z. 13: {}e.an[(OflEV rolvvv i~Jl svöo­
~(6-rrp:a) i~Jl (J~Jl flS(!Or; ex&re.eov &yaye.iv, P. 6J028 z. 8; {}e.anl(ott[ EV 
-rolvvv T~Jl svöo~(OT'Y)Ta) T~Jl (J~Jl &yaye.iv av-rovr;. Dieses aye.tv, das im 
Novellengriechisch allerdings nicht mehr als ein zahmes Vorladen zu 
sein braucht4, zeigt deutlich genug, daß die Ladung im Reskripts­
prozesse nicht nur vom exsecutor als notwendigem Vertreter des 
Klägers vollzogen wird, sondern daß bei dem Parteiakt der Ladung 
ein Befehl des judex ordinarius mit zugestellt wurde. Aber es wäre 
unrichtig, deswegen zu bestreiten, daß auch die justinianische Ladung 
noch ein von der Partei betriebener, durch den exsecutor als ihren 
Beauftragten vollzogener Akt war. Es hatte guten Grund, wenn Justi­
nian das alte klassische Recht der in ius vocatio mit ihrem Parteibetrieb 
in den Digesten beibehielt. 

1 Pr. ... SL'l'S lJuJ. i5s-ljaswv ßaatÄEt neoorpseopbwv uat TqJ (nuafJTfj ip. rpav t c 0-

t.tivwv uat i5t' avToii slr;; yvwatv Toii dvrtlJ[uov rpseop.evwv · · · cl lJe 
naea lJt'KafJ'l'fj neoolp.tov lj lJl'KrJ OV'K elJe;aTO aÄÄa p.6vov.. . . &Tjaswv Tfj ljpaegq. 

yaÄrJVO'l'rJTt neoasvsxfhwwv 'KeÄsvau; ljp.wv nsgt 'l'O'!ITOV neoijÄ{Jcv dTs eyy(!drpwc; ctTc 
&d p.avlJd•wv 'Kat •0 &'11:af1Tfj yeyovev i,urpavec; 'Kat •.P dvni5l'Kcp iyvwafJn. 

2 In Nov. rrz c. 3, § r wirkt die Zustellung des Reskripts an den Beklagten 
wie die conventio libellis. 

3 Cod. rz, 6o, 7 pr.; für das richterliche Dekret im Libellprozesse vgl. z. B. 
Nov. rrz c. z pr. Nov. 79 praef. 

4 Nov. 69 c. I, § I ist das aystv im Authenticum mit convenire übersetzt. 
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Unmittelbar wichtig ist unsere Urkunde in ihrem ganzen Inhalte 
für die Auffassung des justinianischen Reskriptenprozesses. Um diesen 
handelt es sich zweifellos in der vorliegenden Urkunde1 . Die Kläger 
haben eine OEr)CJlc; uai ixsrta, wie die andern Aphrodito-Papyri sagen, 
eingereicht. Sie sind selbst in Konstantinopel erschienen und mögen 
in persönlichem Vortreten ihren libellus überreicht haben. Auf diese 
preces hin ist ein kaiserliches Reskript, sacra iussio, ergangen. Über 
die Formalien der Zustellung an die Kläger verlautet nichts. Nach 
Cod. Just. I, 23, 3 müßte man erwarten, daß das Original des Reskriptes 
mit der kaiserlichen Unterschrift, nicht nur eine Abschrift, den Pe­
tenten ausgehändigt worden ist. Die Urkunde spricht von der "be­
sagten sacra iussio resp. dem kaiserlichen ix:w,uvrpux6v" (Z. 33), von 
"dem kaiserlichen V7COilJJr)CJUKr5v" (Z. 87) schlechthin. vnopvrpux6v, 
conventionale, heißt das Reskript, weil es dazu bestimmt ist, bei der 
vno,llVYjmc;, conventio, zu dienen2 . Es soll nämlich im Original bei 
den "lokalen Gerichten" insinuiert werden 3 , also hier bei dem officium 
des dux et Augustalis Thebai:dis. Für dieses Empfangnehmen des 
Reskriptes bei dem statthalterliehen officium entstehen Kosten: 
d,urpa.vwu,.ca, Insinuationsgebühren 4 und sumptus officii (&vu},wpa.w 
rijc; ra~swc;), Z. 42f. Leider hören wir nichts über die Behandlung des 
Reskriptes bei der nunmehr erfolgenden Ladung der Beklagten. Sicher 
ist nur, daß jeder der Beklagten eine Ausfertigung (faov) des kaiser­
lichen Reskriptes erhielt5 . Waren die obigen Ausführungen (S. 204ff.) 
richtig, so wurde in Fällen wie dem hier besprochenen von dem latei­
nisch ergangenen Reskript eine griechische Übersetzung angefertigt und 
deren Abschrift mit zugestellt. In Verfolg der Zustellung, welche die 
zotägige Frist der Nov. 53 c. 3 in Lauf setzte, verlangt der exsecutor 
die in unserer Urkunde erwähnten Gestellungsbürgschaften von den 
Beklagten6 und bekommt seinerseits die in Z. 43f. erwähnten Sporteln 7 . 

Von der Kaution, welche dabei andererseits der Kläger, um die Zu­
stellung an die Beklagten zu erlangen, für Persistenz bis zum Urteil 

1 lVIASPERO bull. VI ro4 hat die prozessuale Lage nicht klar erfaßt. 
2 V gl. Cod. J ust. 7, 39, 3, I TO vnOf.lVl'}anx6v ist ähnlich gebildet wie libellus 

conventionalis im lateinischen Texte von :Nov. II2 c. 2 pr. 
3 Bf.lcpav{aaaßm, Z. 33, vgl. Nov. I IZ c. I c. 3 § I. Cocl. 3. z, 4 pr. Cod. 12, 0o, 

7pr., vgl. auch :Nov.II3PL 
4 Dieser Charakter der Sf.lcpavtanxa (insinuativa) ist nach dem vVort und 

nach den ähnlichen Bf.lcpananxa in Nov. 56, welche Zahlungen für die geistliche 
Ordination der Kleriker sind, klar. BETHMANN-HOLLWEG, Gem. Zivilprozeß 3, 201 
verwechselt die vom Kläger gezahlten Insinuationsgebühren für Empfang des 
Reskripts seitens des statthalterliehen officium und die vom Beklagten an den 
exsecutor des Klägers gezahlten Sporteln. 

5 Cod. Just. 3, 2, 4 pr. 6 Vgl. oben S. 233 Anm. 3· 
7 Über welche vgl. Cod. 2, 7, 26 (27). Cod. 3, 2, 5· Cocl. I2, I'J, IZ, 1. Nov. 53 

c. 3, § 2. Nov. I23 c. 28. Nov. IZ4 c. 3· 
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leisten muß, findet sich wohl in dem Versprechen gleichen Inhaltes, 
welches dem exsecutor gegeben wird1 , eine Nachwirkung. - Für das 
Verfahren nach dem Erscheinen der Parteien zur Verhandlung fehlt 
leider eine genauere Anspielung. Nur daß dauernde Präsenz der Partei 
bis zum Urteil ausbedungen wird (Z. 57-60), andererseits daß auch 
bis zum Ende des Prozesses noch Akte der exsecutio negotii (wohl 
Ladungen von Zeugen, Bereitung anderen Beweismateriales) vor­
gesehen sind (Z. 41f.). Nur zwei Arten von Parteihandlungen sind er­
wähnt, zu deren Vornahme sich die Partei ihrem exsecutor gegenüber 
verpflichtet, weil sie zurrt Prozeßbetrieb nötig sind: einmal das ötuar; 
Aeysw, also das Auftreten in der mündlichen Verhandlung, vorher 
aber noch das iuoovva~ roZr; ivayopevmr; [ ... ], Z. 6r. \Vas ist dieses 
edere gegenüber den Beklagten ? Sicher nicht die editio rescripti, denn 
sie erfolgt ja schon bei der Zustellung des Reskriptes gelegentlich der 
Ladung und durch den exsecutor (vgl. oben S. 204). Wahrscheinlich 
ist die editio actionis gemeint, die Angabe des Anspruches der Kläger 
mit Hinweis auf das alte ediktale Formelschema, die sich praktisch 
trotz der Abschaffung der alten Formeln (Cod. 2, 57 (58), r) bis in die 
byzantinische Praxis erhalten haben muß 2. Leider fehlt in der Lücke 
die Bezeichnung dessen, was ediert werden soll. MASPERO ergänzt 
zweifelnd: ixoovva~ roir; ivayOf!SvO~r; [ neoawno~;"]. Das ist möglich 3 , 

aber vielleicht stand hier [rar; aywyar;]. Das neckende Spiel des Schick­
sals, das gerade hierher eine Lücke der schönen Urkunde verlegte, 

1 Nov. II2 c. 2, vgl. Nov. 53 c. I (Z. I2ff. ed. SCHOELL, p. 300). Die nach 
dieser Novelle dem Kläger obliegende Kaution mit Bürgenstellung wird anschei­
nend dem officium des die Zustellung bewilligenden judex ordinarius gestellt. 
Ohne diese Kaution darf der exsecutor nach Nov. I 12 c. 2, § I niemals die Ladung 
des Beklagten vornehmen. Er läßt sich daher, um seines Sportelgewinnes sicher 
zu sein, die Versicherung geben, daß die Kläger bis zum Urteil ausharren und zur 
Verfügung des judex Ordinarius stehen werden (Z. s6-6o). Daß eine Verpflich­
tung dieses Inhaltes vom Kläger gegenüber seinem exsecutor übernommen zu 
werden pflegte, erklärt die auf den ersten Blick befremdliche Tatsache, daß nach 
der wenig älteren Nov. 96 c. I die ähnliche Kaution für die Vollziehung der litis 
contestatio im Libellprozesse innerhalb zwei Monaten sowohl dem Beklagten -
wohl zunächst dem officium des judex ordinarius für den Beklagten - wie dem 
exsecutor negotii des Klägers zu bestellen ist. Justinian hat hier wohl an eine 
übliche Vertragsbestimmung in den Verträgen der exsecutores mit der klagenden 
Partei angeknüpft, indem er die dort übliche Abrede zur Prozeßvoraussetzung 
erhob. 

2 BEKKER, Aktionen, II 225 ff. 358 ff. \V ENGER art. formula in PAULY-\VrssowA, 
Realenzyklopädie, Sep.-Abdr. S. 6, Sp. 2. Derzeit sind wohl zu diesen Fragen 
Untersuchungen von FAUL CoLLINET im Gange, vgL Atti clel congresso internazia­
nale di Scienze storiche, Roma I904 vol. IX sect. X. Kouv. rev. hist. I9IO, p. 86. 

3 Vgl. die Verwendung von edere, editio in P. Lips. 33 und dazu MITTElS, 
Zeitschr. Sav.-Stiftg., 27, 352f. 29, 47rf. Andererseits genügt 6 lva)•6fJ-eVOt; als 
Bezeichnung des Beklagten im Griechisch dieser Zeit. 

Partsch, Aus nachgelassenen Schriften. r6 
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überließ es unserer Phantasie, in dieser Lücke ein Wort zu suchen, 
das deutlicher auf die alten Prozeßformeln hinweist, deren Fortleben 
als Form der Klaganträge in der byzantinischen Praxis ja seit BEKKER 

eine wohlbegründete Hypothese ist. Daß die ägyptische Praxis diese 
Erscheinung gekannt habe, ist natürlich damit nicht bewiesen, da die 
konstantinopolitanischen exsecutores negotii die hauptstädtische Praxis 
zugrunde legten. Und wie man auch über die Einheit der zivilprozessualen 
Praxis im Ecich in älterer Zeit denken mag, ist doch sicher, daß Justi­
nian sehr wohl wußte, wie stark im einzelnen die provinziale Übung 
von der Hauptstadt abwich 1.- Daß überhaupt die Formel im Reskript­
prozesse gebraucht worden sein könnte, wird vielleicht manchem 
unwahrscheinlich sein, weil es unerweislich und wenig glaublich ist, daß 
jemals die klassischen Schriftformeln des ordentlichen Prozesses im 
Reskriptenverfahren eine Rolle spielten 2 . Aber diese Erwägung träfe 
sicherlich nicht zu. Da die Formel im Prozesse der Spätzeit nur die 
Formulierung des Antrags des Klägers war, konnte sie auch neben 
dem Reskript gebraucht werden, wenn dieses nur dem Töchter nicht 
selbst einen bestimmten Bescheid vorzeichnete. 

1 Inst. 4, rr, 7· 
2 Vgl. PERNICE in Festgabe f. BESELER r885, S. 7rf. 
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d'epoque byzantine, t. premier, prem. fase. 
Le Caire 1910 1 • 

[Göttingische Gelehrte Anzeigen rgu, 306- rg] 

]EAN MASPERO hat sich durch die Herausgabe der vorliegenden Ur­
kunden der Cairener Sammlung ein hervorragendes V er dienst um 
mehrere Zweige der Altertumswissenschaft erworben. 88 Urkunden 
werden hier vorgelegt, die aus dem Funde LEvEFBRES im alten Aphro­
dito (Köm-Esquäw) stammen. Der Herausgeber selbst hatte zunächst 
im 6. Bande des Bulletin de l'institut fran<;ais d'archeologie orientale 
(Le Caire rgo8) eine Bearbeitung einiger wichtiger Urkunden nebst er­
klärenden Bemerkungen veröffentlicht, ohne allerdings selbst den ein­
gehenden Kommentar zu geben, der in den heutigen Papyruspublika­
tionen dem Herausgeber gestattet, alle Erklärungsarbeit an den neuen 
Texten zu leisten. Nach der besonderen Zählung der Urkunden in 
dieser vorläufigen Publikation wurden danach die Urkunden schon als 
P. Aphrod. Cairo zitiert und besprochen (vgl. WILCKE~, Arch. f. Papyrus­
forschung 5, z8Jff., MITTElS, Zeitschr. d. Sav.-St. 30, 403ff., GELZER, 
Studien zur byzantinischen Verwaltung Ägyptens rgog, passim). ] etzt 
erscheinen diese Urkunden mit Berücksichtigung dieser ersten Arbeiten 
in der großen Publikation des Cairener Kataloges, die uns schon so reiches 
Quellenmaterial für demotische und griechische Papyri vermittelt hat. 
Was diese Publikation der doch nicht ganz leichten Texte uns geleistet 
hat, ist von Sachkundigen schon hervorgehoben worden (vgl. \VlLCKEN 
und MITTElS a. a. 0.). Daß die Texte noch weiterer Ausbeute fähig 
sind, hat ]EA~ MASPERO selbst mit liebenswürdiger Bescheidenheit 
gesagt. 

Es handelt sich hier um die erste größere Sammlung von Papyri 
aus dem 6. Jahrhundert nach Christus. Von Jusn"' I. bis zu JusTIN II., 
vornehmlich aber aus der Regierung J ustinians stammen diese Ur­
kunden, die zum ersten Male nicht nur wie bisher fast ausschließlich 
Verträge, Quittungen und etwa Briefe, sondern auch Verwaltungs-

1 Vgl. auch MITTElS, Zeitschr. d. Savigny-Stiftung 31 (HJIO), 392ff. \VrLCKEN, 
Arch. f. Papyrusforschung s. 442ff. M. GELZER, ebencla 346ff. Das vorliegende 
Referat war schon im Druck, als diese beiden letzten Arbeiten erschienen. 

r6* 
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akten bringerL Darunter erscheinen Urkunden, die uns neue inter­
essante Blicke in die Provinziakerwaltung des Reiches gestatten, das 
wir bisher nur aus dem großen Gesetzgebungswerk cles Kaiscrs und 
dürftigen literarischen Quellen kannten, Der moderne Historiker vvie 
der Jurist sieht manchen Schatten schärfer fallen als im bisher erhalte­
nen Bilde, Die Anarchie der byzantinischen Verwaltung, deren Zentrale 
machtlos gegenüber der \Yillkür der Lokalbeamten ist, die Bedrückung 
der Untertanen durch Vertreter eines Amtsadels, die es trefflich ver­
stehen, in eigene Tasche und für die Erweiterung ihrer persönlichen 
Machtstellung im Staate zu wirtschaften, die Machtlos1gkeit der kaiser­
lichen Gesetzgebung gegen die mißbräuchliche Aufrechterhaltung alter 
grausamer Schuldrechtsformen - alles dies tritt in neuer Beleuchtung 
hervor, und wir erhalten neue reiche Kunde von der lokalen 
Vcrwaltungsorgani"ation und Yon der ständischen Gliederung der 
Bevölkerung, Cm den nruen Stoff aufzuarbeiten, wird eine erneute 
Ausschöpfung der justinianischen Quellen nötig sein, Erst jetzt fühlt 
der Jurist, daß er von der praktischen Anwendung der großen Kodi­
fikation im byzantinischen Rechtsleben dcch nur eine sehr ungenaue 
Vorstellung hatte, Das byzantinische Privatrecht JusnxrAl\S, die Ge­
richtsverfassung und die Verwaltungsorganisation müssen Gegenstand 
selbständiger Erforschung werden, während sie bisher nur die unent­
behrliche Bcrücbichtigung in unseren Darstellungen von der Ent­
wickelung des älteren rörnischcn Rechtes fanden, vVie wenig zu diesem 
neuen Arbeitsprogramm heute geleistet ist, hat schon MITTElS hervor­
gehoben, Auch die hier unternommene Besprechung kann nur eine 
oberflächliche Vorstellung Yon dem reichen neuen Gehalt dieser byzan­
tinischen Quellen geben, Die Hauptarbeit bleibt einer ncuen Forschung 
überlassen, welche jedes Detail dieser neuen Urkunden mit unseren 
Rechtsquellen in Beziehung zu setzen hätte, Für die \Virtscbaftsge­
geschichte und die Auffassung der lokalen Kulturentwicklung sind diese 
Urkunden deswegen von hoher Bedeutung, weil sie nicht nur mit den 
Berliner und Londoner Papyri zusammen ein reiches Material zu der 
Erforschung des 6, Jahrhunderts liefern, sondern auch, weil sie die 
Brücke zu dem bedeutsamen :\Iaterial griechischer Papyri aus ara­
bischer Zeit schlagen, die soeben ab P, Lond, voL IV erschienen sind, 

67001 enthält einen interessanten Dienstvertrag von 514 zwischen 
der "Genossenschaft" (xoLVOT1)c;, corpus) der Bauern des Dorfes Aphro­
dito und einer "Genossenschaft" von Hirten; kraft dieses Vertrages 
haben die Mitglieder der letzteren, die vvohl in Zahl von 13 sämtlich 
auftreten, die Bewachung der Dorfherden auf den \Veidcn rings um 
Aphrodito zu übernehmen, mit der Haftung für jedweden Schaden, 
den die Gemeindekasse (i'n]lt6moc; ),6yoc;) oder die einzelnen Gemeinde­
mitglieder an dem weidenden Vieh oder den landwirtschaftlichen Ge-
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rätschaften auf den Feldern aus Diebstahl erleiden. Diese Verpflich­
tung wird unter Ansatz des Lohnes für die Bewachung mit der üb­
lichen Haftungsklausel erklärt und eidlich sowie durch Stipulation be­
kräftigt. Die Urkunde enthält im Stil des Chirographum nur die Unter­
schrift der auftretenden Hirten, ihrer Schreibvertreter, von drei Zeugen 
und dem Notar. Über die Verpflichtung zur Zahlung des Dienstlohnes 
bestand wohl eine besondere Vertragsurkunde, in der Vertreter der 
Gemeindemitglieder unterschrieben. Juristisch bietet dieser Vertrag 
erneuten Anlaß zu der Frage, wie wir diese "Genossenschaften" der by­
zantinischen Zeit zu denken haben. Hier handelt auf der einen Seite 
die now6T1]~ der n(!wTonw,wrra{, der avvu}.wra{ und der uT~TO(!E~, also 
die Genossenschaft der "Dorfältesten, collatorcs 1 und posscssores". 
Irgendein Organ der" Genossenschaft", das sie vertritt, ist dabei in der 
Vertragsurkunde gar nicht persönlich genannt. In der Urkunde ist die 
Genossenschaft so behandelt, als sei sie eine juristische Person, die als 
selbsthandelnd aufträte. Man könnte an die von jeher im hellenistischen 
Ägypten bestehende juristische Persönlichkeit der Gemeinde denken, 
die nach hellenistischer Rechtsanschauung regelmäßig durch ihre V cr­
treter handelt. Aber schließt die Gemeinde als solche den Vertrag? -
Genannt sind nur die Personengruppen, in welche die Gemeindeange­
hörigen zerfallen. Und wenn wir in Oxy. 133 das uow6v der ':lfJWTOXWftT)Ta{ 

des Dorfes Takona handeln sehen, wenn in Amh. 151 in Tachoi vier 
possessores ein Darlehen aufnehmen und auch "die übrigen possessores" 
des Dorfes daraus haftbar werden sollen, so ist doch wahrscheinlich 
in unserer Urkunde eine Vereinigung dieser verschiedenen Personen­
gruppen zu verstehen. Wie diese allerdings nun juristisch gestaltet 
waren, ob juristische Personen öffentlichen Rechtes in Gestalt von 
zünftigen Verbänden vorliegen, oder aber Personenvcreine, die dann 
nach dem Gedanken der freien Körperschaftsbildung zustande ge­
kommen sein könnten, darüber ist heute wohl noch nichts zu er­
kennen. Es wäre sogar möglich, daß überhaupt nicht an juristische 
Personen bei diesen Genossenschaften zu denken ist. Einmal weil 
hier die xow6T1]~ als selbsthandelnd auftritt, und doch das spätere rö­
mische Recht jedenfalls eine Handlungsfähigkeit der juristischen Per­
sonen abzulehnen scheint. Außerdem aber ist bisher wohl nicht die 
Möglichkeit auszuschließen, daß diese xotv6T1JU~ oder xomi weiter 
nichts sind als eine Bezeichnung für die Gesamtheit aller einzelnen 
JtQWToxw,tt'Y)Ta{, aller possessores usw. Die einzelnen Personen könnten 

1 avvr:e/..saut.f sind einfach collatores, Steuerzahler, Kov. Just. 128 c. 4, 5, also 
wohl im Dorf wohnhafte Nichtpossessores. Es sind wohl Kolonen, vgl. ähnlich 
olwrjr:oesc; statt avvu:},carrx{ in P. 67002 1. 2 und ::\ov. r62 c. 2, r. Anders lVL GELZER, 

Archiv 5, 372, 3, der an Personen denken will, die etwas mit der Autopragie des 
Dorfes zu tun haben. 
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immerhin als Partei gedacht worden sein. Und so ist jedenfalls das 
"xotv6v der Hirten und Feldwächter" unseres Dorfes Aphrodito auf­
zufassen: 13 Männer werden als diejenigen genannt, "durch" welche 
als Organ das xmv6v sich verpflichtet!. Aber nachher wir ddie Ver­
pflichtung des xotv6v auf die Zeit des Lebens der persönlich auftreten­
den Mitglieder begrenzt (1. zo), so daß klar wird, daß dieses xotv6v nicht 
juristische Person, sondern nur eine Bezeichnung für die Gesamtheit 
der Dorfhirten und Flurwächter ist. -

Der Vertrag der Dörfler mit den Hirten bietet eine gute Illustra­
tion zu den Agrarzuständen der Zeit: die Hirten sind in Aphrodito 
ebenso wie in den Verhältnissen, aus denen heraus die Konstitution in 
Cod. Th. g, 31, r gesprochen ist, die gefürchteten Viehdiebe und 
Räuber (P. 67ooz III, 4). Daher schließen die Dörfler mit den Hirten 
einen Schutzvertrag, der die Dörfler gegen Diebstahl versichert, indem 
er die Diebstahlsgefahr auf die Hirten abwälzt. 

P. 6Jooz hat schon eingehende Besprechung bei WILCKEN und 
GELZER gefunden und kann daher hier kurz erledigt werden: die 
"Restbesitzer" (},En-roxn}-roecc;) und Coloni (olxlj-roeEc;) von Aphrodito 
wenden sich mit einer Bittschrift 554/553 2 an den dux et Augustalis 
Thebai:dis. Sie beschweren sich über die Übergriffe des nay&exrJc; (oder 
n&yaexoc;) Menas, der als scriniarius und pagarchus in Antaiupolis 
erscheint. Diese Pagarchen sind, wie M. GELZER a. 0. erwiesen hat, 
kaiserliche Beamte, die als Untergebene des Provinzialstatthalters 
den ländlichen Bezirk der civitas, soweit dieser nicht der Gemeinde­
verfassung untersteht, verwalten. Die Gemeindebezirke, welche nach 
der Theorie des byzantinischen Reichsrechts das ganze Reich restlos 
in civitates aufteilen, sind also praktisch im 6. Jahrhundert nicht mehr 
die einzige Organisation der Lokalverwaltung, sondern in die spät­
römische Munizipalverfassung greift jetzt ein Beamter der provinzialen 
Zentralgewalt ein, der das offene Land - pagus im Gegensatz zu 
civitas - verwaltet. Seine Untergebenen sind den städtischen Ge­
meinden nicht unterstellt. Andererseits gibt es auch im offenen Lande 
Dörfer, die von der Pagarchie bis zu einem gewissen Grade eximiert sind 
und bis zum Ablauf einer Frist selbst ihre Steuern einziehen. Das ist das 
Privileg der Autopragie, das dem Dorf Aphrodito auf Grund kaiser­
licher Verordnung zustehen soll3. Der pagarchus versucht nun seine 
Kompetenz durch Übergriffe auf diese ihm nicht unterstellten Dörfer 
auszudehnen, die Abwehr solcher Übergriffe stellt die vorliegende Be­
schwerde an den dux et Augustalis Thebai:dis dar. Die Einzelheiten 
der Beschwerde sind schon von GELZER a. 0. S. gzff. besprochen. Be-

1 WEN GER, Stellvertretung II2 ff. 
3 p. III I. 7ff. 

2 So M. GELZER a. 0. S. 24, A. r. 
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merkenswert ist, wie sich einzelne Beschwerdepunkte an Amtshand­
lungen knüpfen, welche die Rechtsquellen ausdrücklich verwerfen: 
l. 9-20: der pagarchus habe einem Dörfler Dioskoros seine Hufen ent­
zogen, und zwar ohne gleichzeitig die Steuerlast dieser Hufen dem 
neuen Besitzer aufzuerlegen. Das könnte ein Verstoß gegen das kon­
stantinische Gesetz im Cod. Just. ro, rg, 2, 2 sein, vgl. auch Nov. Just. 
128. c. 7. 8. Im folgenden ist das Handeln des 1\Ienas nicht ganz klar: 
II, r-r6. Der Pagarch :\Ienas hat schon unter dem früheren Statt­
halter, dem referendarins Kyros, bei einer Gelegenheit, als die Bauern 
von Aphrodito zum Jahresviehmarkt nach Tenis gegangen waren, sie 
durch den comes spectabilis und illustris Serenus, den }.oyuh(-rm:oc;;) 
axo},aaux6c;, verhaften lassen, dessen Leute die Arrestierung besorgten. 
·worin dieser Großgrundbesitzer wenigstens den formalen Anhaltspunkt 
zu seiner Eigenmächtigkeit findet, ist nicht deutlich. Außerdem wird 
dem Menas vorgeworfen (II l. 20), er habe die Getreideausfuhr aus 
dem Dorf für die a1mona absichtlich erschwert, was nach dem Edikte 
JusTINIA~S über die ägyptische Provinzialverwaltung (Ed. XIII, c. 24) 
mit Schadensersatz und Strafzuschlag zu büßen war; er habe den Nil­
damm um die Zeit der Überschwemmung zerstört (II l. 22) und dadurch 
das Ackerland trocken gelegt. Darauf steht die Strafe des Feuertodes, 
Cod. Theod. g, 32, I = Jc;sT. g, 38, r. Ferner (II l. 24ft.) habe er 
Steuern, die schon von dem Dorf selbst eingetrieben waren, nochmals 
eingetrieben, und zwar ohne sv-r6.yw, d. h. wohl ohne das zweite Mal 
Quittung zu leisten 1 . Zur Quittungsleistung sind nach den Rechts­
quellen die einfordernden Beamten verpflichtet. Die Greuel, die bei 
dieser mit der Steuereintreibung zusammenhängenden Einquartierung 
von Soldaten im Dorfe begangen worden waren, werden anschaulich 
geschildert. 

Im Text der Urkunde pag. III l. 2 f. ist dabei wohl zu lesen: p.rJ 
aensafJcic;; -roic;; nanoic; TOVTOl(; ,a6votc;; Mi]vac;; 0 a1m)c; n6.yuexoc;, ana 
nai (wc;) u1c; nag{}lvovc; r'5tEnogEvauv ol avvEno,uEvor m!u~ Elc; ßmJ{}dav 
( n )et.(!OQWV %Ct.t (r!Jc;) Tac; aar:[IJT(! J{c:c; (5ui}.VGUV etc. 

P. 67003 ist ein Antrag von Mönchen eines Klosters an den clux 
et Augustalis Thebai:dis, einem gewissen J esekiel Besitzstörungs­
handlungen an einem Grundstücke zu verbieten, das angeblich im recht­
mäßigen Besitz der Mönche ist, auf Grund einer Schenkung der letzten 
Eigentümerin. Deren Verfügungsmacht wird allerdings in widerspruchs­
voller \V eise von den }fönchen begründet: einerseits auf ihr instru­
menturn dotale (nemxi[wv), das der Frau diese ihrem Marme gehörigen 
Grundstücke \Yohl als donatio ante nuptias zugewendet habe, anderer­
seits darauf, daß die Schenkerin nach der Schenkung durch Erbfolge 

1 Zu ivraywv = Quittung vgl. MITTElS, Leipziger I'apyri r, r83. 
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nach ihrem Mann und ihren Kindern Eigentümerirr geworden sei. Da­
bei tritt der Gedanke des "Seelgerätes" bei clem Bericht von dieser 
Schenkung hervor. Der Antrag geht darauf, daß der dux ct Angustalis 
befehlen möge, daß der Pagareh und der ro:7:m:rJQF}T~c; über die Aufrecht­
erhaltung der Antrag~teller im ruhigen Besitze \Yachcn sollten: der Pa­
garch ist hier wohl als Chef der ZixilwTwaltung im Bezirk genannt, 
der TOJWT1J.I!I)TIJC: als der Offizier, der die manus militaris befehligt. Denn 
als Offizier wird man ja den ro::roTI)QI)'iiJC: (vicarius) nach ~oY. rz8. c. rg, 
~ov. 134, r deuten dürfen. 

67004 ist eine Anzeige an den dux et AugtEtalis Thcba'idis über 
hochverräteri~che Handlungen eines Mannes, der die Blemmycr in das 
Land gerufen hat. Die Urkunde ist zu zerstört, um derzeit Yiel Auf­
schluß zu bieten. 

67005 ist eines der interessantesten Stücke der Sammlung, die ein 
seltsames Licht auf die Rechtssicherheit in J ustinians Rechtsstaat 
werfen. Der Text ist zwar stark zerstört, und man wird über Kleinig­
keiten der Erg3.nzungen anderer .'\Ieinung als der Herausgeber sein 
dürfen 1 ; aber schon das Erhaltene gibt eine genügende Vorstellung: 
die Heschwerddührerin gibt an, sie sei als \Vaise von ihren Verwandten 
mit einem Manne verheiratet worden, von dem sie ein jetzt fünf­
j3.hriges Kind habe. Nach dem Tode dieses Gatten sei sie um ihr do­
natio ante nuptias gebracht worden und habe, bedrückt von den Steuer­
erhebern und anderseits den Brüdern ihres verstorbenen Mannes (?) 
das Haus ihres toten Gatten verlassen müssen, indem sie das ihr zu­
kommende Vermögen in den Händen ihrer Bedrücker ließ. Später 
habe sie :;ich mit einem zweiten Gatten verheiratet, dieser sei von 
einem gewissen Senuthes für eine Bürgschafts:o;chuld haftbar gemacht 
worden, welche er iür den ßor;B6c; c!e,; Dorfe:-;, J eremias, eingegangen 
war. Dieser zweite Gatte soll anscheinend im Schuldgefängnis dieses 
Gläubigers umgekommen sein (r6). Der Gl3.ubiger soll sich dabei auch 
der Beschwercleführerin selbst bemächtigt haben. Er soll sie in sein 
"privates Schuldgdängnis" gesperrt und sie dort während fünfmonat­
licher Haft mit Stockprügeln, Aufhängen und anderen Quälereien 2 

mißhandelt haben. Trotz Befehl des Pagarchen, sie freizugeben, sei sie 
weiter gefangen gehalten und dann dem ßmr06:; Jeremias ausgeliefert 
worden. Sie selbst ist nachher freigekommen, ihr Söhnchen noch in der 
Hand des Jcremias geblieben. Die Bcschwcrdeführerin bitte um Ver­
folgung ihrer Peiniger und Freigabe (?) ihres unmündigen Kindes. Sie 
versichert, nichts Yon ihren beiden Gatten geerbt zu haben (22). Sie 
will damit augenscheinlich die Grundlosigkeit der gegen sie geübten 

I. Io wob! [ogrpJccvn-;w; statt TL':f'XVlX:(Ds; ich denke et''"'' [rJt?<P:CCl'tx:w; rov 
ßtov Ötau:Jco'l!a'X ... oder ähnlich. 1. I I ip.<rc(1 statt dno. 

" nFI.il'XTtaDtjJJrJ.l: :\L\sPERO cleut.et es auf Fußtritte, l\IlTTEIS auf Sohlcnkilzeln. 
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Vollstreckung begründen, die aus der Bürgschaft ihres zweiten Gatten 
gegen sie geführt wurde. Bemerkens\vert ist hier die \Vildheit, mit 
der der Gläubiger angeblich sein I~ echt verfolgt hat. Altes helle­
nistisches Schuldrecht, in dem ja auch das dnoßux~·w{fw, die Gewalt 
gegen die Persm1 des Schuldner::;, ebenso eine }(olle gespielt hat, wie 
in der Schuldvollstreckung nach den Rechtsbüchern der indischen 
\Veiscn, mag bei dem Vorgehen dc~' Gläubigcrs entfernt nachwirken. 
Jedenfalls beweist die Urkunde, vvas unter den Augen der justinia­
nischen Beamten möglich \Var. Das pri\'ate Schuldgefängnis hatten 
immer wieder die Kaiser verboten, Eigenmacht des Gläubigcrs war 
vom Privatrecht seit den Klassikern streng verpönt. Diese Beschwerde­
schrift wirkt wie eine Jllustration zu dl"r :\ovelle Jusn~IANS, welche 
die Personalexekution gegen Frauen \erbietet (Nov. 134, g). Jenes 
Gesetz ist wenige Jahre jünger als unsere Urkunde. Daß der :VIißstand 
allgemein war, zeigt das ausdrückliche Ver bot der Gewalttat ( vßgu:;) 
und der Schuldhaft hci Vollstreckung gegen die ::\onnen in Kov. 123 

c.27 (a 0 546). 
67oo6 enthält eme Beschwerde an dux et Augustalis aus 

demselben Jahre: eine \Vitwe, die ihre Kinder angeblich mit Mühe 
aufzog, hatte von dem Dorfältesten ein Stück brachliegendes Acker­
land zugeschlagen erhalten (1. 3 8mßu.)t:Zv), um dafür die Steuern und 
öffentlichen Lasten aufzubringen 1 . Diese in JcsTINIA~s eigenen Ge­
setzen aus Nov. 128 c. 7· 8 bekannte superimlictio (li:;ußohj) ist einec; 
der Mittel der byzan tinisehen Steuerver;,valt ung, um Steuerzahler zu 
pressen. Die Anfänge dieser verhängnisvollen Praxis der römischen 
Verwaltung hat jetzt l{OSTOWZEW, Kolonat, rg6 richtig beobachtet. Die 
Beschwerde ist im Sin.ne von Xo\·. rz8 c. 7 vielleicht eine Appellation, 
wie sie dort vorgesehen ist. obwohl nach dem erhaltenen Texte nur 
die Dorfbehörde die superindictio verfügt zu haben scheint. 

Interessant für die Gliederung der ße\'ölkcrung nach erblichen 
Ständen ist dabei die Betonung, daß die Beschwerdcführerin 
selbst und ihre Eltern und Vorfahren (l. 5 f.) keine Landarbeit versehen 
hätten. 

Auf dem verso steht ein schon von :VIITTEIS besprochener, leider 
sehr lückenhafter Heiratskontrakt, der noch viele Arbeit erfordert. 

67019 gehört zu den Beschwerdeschriften in Sachen der Autonomie 
des Dorfes Aphrodito. Hier ist üher die Nachrichten hinaus, welche 
schon M. GELZER bearbeitete, ein deutlicher Hinweis auf die Entwicke­
lung der Pagarchie in der Lokalverwaltung des 6. J ahrhundcrts gegeben: 

1 Yg1. auch Procop. hist. arcan. 23, I(L Dazu M. GELZER, Stuc1ic;t zur byz. 
Verwaltung Agyptcns 75· Für diese il:u{Joidj vg1. jetzt auch DE ZuLUETA. de pa­
trociniis vicorum p. l)o, (>5 ff., Oxforcl Siudics in social and lcg:d history (\'rxo­
GRADOFF) 1 (lCJ09), scct. l!. 
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zwar liege das Dorf im Antaiupolitischen, aber es gehöre noch immer 
unter das lokale städtische Amt, als selbsteintreibende und selbständig 
die kaiserlichen Staatssteuern abführende Gemeinde, die von Gene­
ration zu Generation niemals der Gewalt des Pagarchen unterstanden 
habe; die Vorfahren hatten dieses Privileg aus der kaiserlichen V er­
ordnung LEOS. Also stammt die Pagarchie wohl nicht erst von der Jahr­
hundertwende des 6. Jahrhunderts, sondern schon aus Leos Regierungs­
zeit, aus der Zeit vor 473· Der P. \Vien. Stud. 5, 3 (a0 487), auf den sich 
lVI. GELZER stützt, um die Pagarchie erst später anzusetzen, kann da­
gegen nicht in Betracht kommen. GELZER selbst hob schon hervor, 
daß nach dieser Urkunde die civitas Arsinoitoupolis in einem ihr unter­
stehenden Dorfe die Steuern einholt, was also nur bedeutet, daß das 
Dorf nicht zur Pagarchie gehört. 

67020 ist wohl nur der Entwurf einer Bittschrift, welche die Ent­
lassung von Gefangenen bei dem dux et Augustalis Thebaidis erwirken 
soll. Warum die Leute verhaftet sind, ist aus der Urkunde nicht zu er­
kennen 1 . Daher bietet sie juristisch kein großes Interesse. Für das by­
zantinische Ständewesen ist das Dokument wichtig, weil es hier von 
den Tuchscherern (%vwp8lc;), Schmieden (xcxhooZ;), Zimmerleuten (riwrovc:c;) 

und Schiffsbauleuten (?, JW%Twvonowi) heißt, daß sie seit Eltern und 
Ureltern keine andere Handarbeit als die in ihr Handwerk fallende an­
gelernte verrichtet hatten. - Man braucht die Handwerker, da die 
Feldarbeiten beginnen sollen. 

67021 ist eine Bittschrift an einen unbekannten kirchlichen Oberen: 
die Mönche des Klosters von Psinepois sind von dem Pagarchen Menas 
von Antaiupolis belästigt 'Norden. Es handelt sich angeblich um Placke­
reien der Steuerverwaltung. Zunächst scheint von nicht steuerkräftigen 
Hufen von Ackerland die Rede zu sein, das die Mönche nicht los 
werden können. Außerdem beklagen sie sich, daß von ihnen die Steuern 
für gewisse Grundstücke eingefordert werden, die sie als cpavc:ea %T~,ItaTa 
bezeichnen und die von unrechtmäßigen Besitzern besessen und he­
baut werden. Bei den wn],ttaTa fpanea dachte ich an Nov. Jnst. rz8 c. 8: 
EY nou 68 av,aßa{1J IJwnoTJ)V olo.aiJ~nou %T~ac:wc; . . . ,ur1 cpo.tvc:a{}m -
also vielleicht: "Grundstücke, die 'deutlich' in Eigentum der Mönche 

1 J\JASFERO will allerdings clie Beziehung auf Steuerschulelen aus l. 14 er­
kennen. Dort liest er: o v %x{f v:rordsu; [rv]yxxvovatv ! x).Ax fkOVOV XEl(!OTEXVOt 

rvyxxvovatv. Aber hat das Sinn? - lch glaube, auf der sehr guten Phototypie zu 
erkennen: OV'K xviJv:rordc:L; [rvJyxcivovacv di./,d p6vov XEL(!OTEXJ'Ot rvyxcivovatv, 
also: "nicht unabhängige Leute sind sie, sonelern nnr arme Leute, die von ihrer 
Hände Arbeit leben müssen". xv&v:rordf;; ist zwar mir im Augenblick nicht 
nachweisbar, aber sicher ebenso sprachlich möglich wie !Xirrf;%oo;, sich selbst ge­
horchend. 'l.VTE:rirct.'KTO;, sich selbst befehlend. vYACKER>IAGEL bestätigt mir diese 
sprachliche Auffassung. 
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stehen"? - Der Rest der Urkunde, der ziemlich zusammenhanglos 
ist, bezieht sich wohl auf die Ausschreitungen, die sich die Leute des 
Pagarchen bei dessen schon oben in P. 67002 erwähnten Anwesenheit 
im Dorfe hatten zuschulden kommen lassen. Also dürfte auch diese Ur­
kunde aus Aphrodito sein. 

67023, der Eingang eines Vertrags vom 15. V. 569. Die Urkunde 
belegt von neuem, was wir längst für die ältere Zeit wußten und noch 
für Justinians Zeitalter als einen der Mißbräuche kannten, gegen den der 
Kaiser in seinen Novellen ankämpft: im hellenistischen Osten und spe­
ziell auch in Agypten, wo schon demotische Kontrakte ähnliche Ge­
schäfte aufweisen, muß die Verpfändung freier Kinder seitens der 
Schuldner üblich gewesen sein 1 . Daß sie sich trotz aller Verbote des 
römischen Reichsrechts in der Kaiserzeit erhielt, zeigte schon ::v1ITTEIS 2. 

Selbst JusTINIA~s erneutes Verbot in No\'. 134 c. 7 vermochte die Sitte 
nicht auszurotten. \Venige Jahre nach dieser ~ovelle wird der Pfand­
vertrag über das freie Mädchen als vn0?9rea,ua{a avyyearpf; offen bezeich­
net, - ja die Schwester, welche das verpfändete Kind aus der Hand 
des Gläubigers loskaufen will, scheint gar nichts davon zu ahnen, daß 
die Verpfändung rechtswidrig und daher nichtig sei. Denn nur so ist 
doch wohl zu erklären, daß sie sich mit einem vir illustris scriniarius 
officii ducalis Theba!dis in unserer Urkunde in Verbindung setzt, um 
durch das Einschreiten dieses vornehmen Mannes, der wohl als einer 
der Großgrundbesitzer des Landes zu denken ist, die Schwester frei­
zubekommen. Schade nur, daß wir nicht wissen, was dieser potentior 
tun sollte! Einfach die Nichtigkeit des Geschäftes behaupten, während 
die Salzfleischhändlerin selbst das nicht wagt? - Oder aber den Pfand­
gläubiger zwingen, sein lebendes Pfand aufzugeben?- Auch ohne daß 
unsere Neugier über diesen Punkt befriedigt wird, gibt die Urkunde 
ein erschreckendes Bild von der .Machtlosigkeit der Reichsgc~setzgebung 
gegenüber den Rechtsunsitten der provinzialen Bevölkerungen, zu­
gleich ein drastisches Beispiel von der Bedeutung der potentiores für 
das Rechtsleben der späten Zeit. Die Urkunde zeigt noch viel schärfer, 
wie wenig Nov. 134 c. 7 in Agypten gewirkt hat, als der ähnliche PER 
6014, den schon LEW~\LD3 richtig in diesen Zusammenhang gestellt hat. 

P. 67027-67028 werden mir an anderer Stelle, Gött. :"Jachrichten 
1grr, Heft 2 Gelegenheit zu ausführlichem Eingehen geben. Es handelt 

1 Für das griechische Recht vgl. mein Gr. Bürgschaftsrecht I, 45· \VEiss, 
Pfandrechtliche Untersuchungen I, 30f. Die Polemik, die \VEiss clort gegen meine 
Zitierung von P. Fir. 44. Tebt. 384 unternimmt, ist wohl ohne Grund, da ich 
selbst die Stellen nur als analoge vergleichsweise herangezogen uncl deutlich genug 
ausgesprochen habe, clar.l der Sohn als Knecht des Gläubigcrs für die Zinsen 
dienen soll. 

Reichsrecht 363 f. 
:J Zur Personalexekution im Recht der Papyri I<JIO S. I4 f. 
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sich hier um griechische Texte von kaiserlichen Rcskriptcn (iussiones, 
ushvasrc;), die dem Juristen viel Interessantes bieten 1 . 

OJOJI ist das Original eines Statthalterediktes des dux et Augustalis 
ThebaYdis um das Jahr 547· Das ist aus dem Inhalt wie aus den For­
malien klar: l. I ist :r:gm9[J zu lesen, wohl eine Hindeutung auf das proponere 
des Ediktes, die Veröffentlichnng 2 . Ebenso stand in der vorletzten Zeile 
am Ende nach \VILCKE:\'S neuester (Arch. 5, 445) Emendation ngou1Jfjvm. 
Am Ende, dort, wo der Herausgeber (l. 17) nach drei Chrismazeichen 
Fofonat ... liest, steht, wie auf der Phototypie schön zu lesen ist, nach 
zwei solchen Kreuzen proronatur, soll heißen Proponatur, also clie Pu­
blikationsyerfügung8 Der Inhalt ist leider arg zerstört, aber vielleicht 
doch noch weiter herzustellen als der Herausgeber es schon getan. 
Allerdings wird rnan darauf verzichten müssen, die Lücken rechts am 
Zeilenende als so kurz zu brtrachten, wie es der Herausgeber in seinem 
Aufsatze im Bulletin dc l'institut frar<;:ais d'arch. orient. VII, 127f. 
augenscheinlich wili. 

1. 5f. Der Präfekt hat erkannt, daß die Parteien im Verkehr mit den 
Beamten zm·icl Sporteln an die Beamten seines statthalterliehen offi­
ciums zahlen müssen. Die neehtsuchenden sind dabei vvohl wie in Cod. 
Just. 3. 2, 4 ab v:rordeT:; bezeichnet worden. \Ver diese besonders gieri­
gen Beamten sind, müßte nach dem l{est U[. . .] zu erkennen sein, 
aber ohne ein Faksimile wird man hier keine Vermutung wagen wolleiL 

1 YgL (_;-ötL. ~<-lehr. lCJli l-1. 2. 

',L\sPERO, bull. cle l'inst. fr. cl'arch. or. YII, 128 (uJTo) faßL :rrgoDiwx als 
"e(lit'', (1enkt, claß in der Lücke noch ein \\~ort für "veröfienilicben" steh;. 

3 Z:1111 \.Vort '-"gl. der ~ichtjnrist ct\Y;; 1lüADISE:-J, Zcitschr. d. S~n:.-Sbflung 

f. Recll\sge"ch. IZnm. c\bl. rz (lt)CJ2) 25S -~ c;csmmnel:e Scl!Tiiten, Juristische 
Schriften 1-:id. 11, r8-}, \VO es sich allerdings un1 clie Proponiernng der ]{eskripte 
h:\l1clelt. 

l)ie eigenhändige Yerfügung des Ectiziercndcn i·~L -fü-r clie späte Zeit \'vuhl nur 
clurch Faiseredikte wie :\cl\~. \~al. 9, 1 l1e!egt, vgl. 1\Rl:GER, Cesch. cl. Qtwllen 
2(J(), J :). 

J)ic ScJ1rcibung des \Yortcs unter c..nserer l.:rkuncle jst ZluHallcnrL Ich zeigte 
sie n1eincrn hoch\Terchricn I~ollcgen \YILHELM l\l!,~YER, den1 ich die :folgenden f1c­
rncrknngcn Yerclanke. l)as cr~:li.e knrsiYc p rnit clcn1 kleinen l\..opf ist auH3llencl 
aber nicht <.-tnsiößig, da äl1nliche laEg 11ntcr die Zeile herunterreichende l'orn1en 
von jeher nac1nYcis1Jar siPd. Seltscnn ist die !\1iscbtJ.ng cler Yerschicdencn Schrift­
art-en in den -Buchstaben. ~ach dcrn kurshTcn p folgt ein l\Jajuskcl-r, d;:_;_nn \Vicder 
die nur in der 1\::ursiv:schrift ähnlich hoch gestclllen \rokclle oJ o und u, die vvir 
schon aus clen von ::\TASSJ\IA~N gedruckten lateinischen. 1\cskripten <Jus ... ~gyplen 

kennen, welche :'vlü}B!SE:.J im Jahrb. d. gern. I\echts v. ßEKKER uncl :'vlcTHER YI 
(r8ti3) :v;S-,pi> =Juristische Schriften 2, 342ff. besprochen bat. Das n ist 
halbccnzÜ1l. llas a ist halbunzial, wecler kapital noch unziai; es spielt bereits in 
die griccbischc l(ursive hinüber. Diese seltsan1e \Tcrrncngung der Yerschicclcnen 
Sclniftzeichen beweist wohl, cla13 der Beamte, cle1~ diese Publikationsverfügung 
schrieb, clcr korrekten lateinischen Schrift nicht mehr mächtig war. l;ntcr diesen 
c:msti'tndcn ist der Schreibfehler urn so leichter zu erkläre11. 



Catalogue gen. des antiquitcs cgypt. clu :\Iuscc du Cairc. 253 

l. 7· \Vcgen der liißsUndc h;:;t der Statthalter es für angemessen 
gehalten, seine Treue gegen den Kaiser zu betütigen, indem er gegen 
den ~Iißbrauch Yorschrcitet, durch den die kaiserlichen Verordnungen 
praktisch wie ungeschrieben wären. 

l. 8. Besonders wird nun gehandelt von den iJyy:_nJ.qoLs EJ'TEv!;Eal. 

Dct:-; \Vort kann richtig sein, wenn es auch nach der Edition nichi. 
sicher lesbar ist. Gerade auf diese schriftlichen Eingaben einer Partei 
(l!.vuv!;u:; ,uovo,aE(!1J~) bezog sich eine der einschneidenden .Minderungen, 
die J USTINL\:\ im Sporteltarif der officia herbeiführte, zum großen 
Leidwesen der Offizialen, die beweglich über den Verlust dic~er Ein­
nahmequellen jammern, vgl. LYDUS de magistratibus III, 25. \Vahr­
schcinlich war also in un:;ercm Edikte ein Hinweis auf diese justinia­
nische Sportelordnung erhalten, die wir noch immer nicht kennen\ 

l. roH. Hier folgt nun die Hauptbestimmung des Ediktes. Sie ist 
nicht sicher herzustellen, weil einerseits die Tarifsätzc, die 

hier erscheinen, von denen der hauptstädtischen Beamten Ycrschieden 
sind, über die allein wir etwa:c; wissen; außerdem aber, weil die Einzel­
bestimmungen über die Sanktion, mit welcher die Überschreitung des 
Sportelsatzes bedroht wird, doch von JusTI:\IA);S Bestimmungen leicht 
im einzelnen abweichen konnten. "C"nter Vorbehalt möchte ich folgende 
Auffassung als wahrscheinlich richtige Hypothese vorläufig betrachten: 
in 1. II ist mit 4 >CE(!aUa (siliquac) der Xormals<ltz bezeichnet. Es handelt 
sich hier um die Sportel, die vom Beklagten im gewöhnlichen Prozesse 
für die conYcntio libcllis an den zustellenden exsecutor zu bezablen ist. 
Das ist sicher, weil von {xn6,uvrpt~, also conycntio, sowie von einem 
Zahlungsempfänger die Rede ist, dessen Tätigkeit das vno,UlllV~I5%ElV ist 2 . 

Der ahwaa,ur;vo~ in l. 12 muß \vic bei THEOPHIL. ad Inst. 4, 6, 25 und 
wie immer in den justinianischen Novellen der Kläger im Zivilprozesse 
sein. Die Sportel beträgt nach THEOPHIL. und Cod. Ju,;t. 3, 2, 5 für die 
üblichen Zivilprozesse der hauptstädtischen Gerichte 72 soliclus bis zu 
Ioo solich Streitwert des erhobenen Anspruches; abo hier wäre dieser 
Satz 12 siliquae, da 24 siliquac (>~r;eaua) auf den solidus gehen. Aber 
obwohl THEOPHILUS wie die Kodifikation nichts von solcher Bescbrän­
kung dieses Normalsatzes auf die hauptstäcltischen Gerichte sagt, mag 
ebenso wie im Fi~kalproze,;sc 3 auch im Zivilprozesse der Provinzen ein 

1 BETI!:IIANN-HOLLWEG, ZivilprozeLl 3, 20I. 

Cocl. Just. 3, 2, 4 pr. Vgl. auch Nov. 123 c. 27. 
3 Cocl. 10, II, 8, 8. Der Satz, daß von den provinzialen exsecutores nur ein 

Drittel der hauptstädtischen Sportel gefordert wird, scheint mir anch ans Cocl. 
12, 2I, 8 pr. !dar. Dort wird einer privilegierten Klasse von Offizialen das fi.ccht 
\~er liehen, dcrn exsccutor höchstens nur r solidus an Sporteln zu bezahlen; \Vcnn 
der cxsecutor ein apparitor eines vicarius oder eines Statthaltcrs ist, bekommt er 
stets nur % soliclus im Höchstfalle. 
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Drittel des Normalsatzes der Hauptstadt üblich gewesen sein 1, also 
eben die vier siliquae unseres Ediktes. Gerade dieser Satz von vier 
siliquae ist ja auch im ganzen Reiche der Sportelsatz für die Kleriker 
nach Nov. 123 c. 28, nur daß diese auch nie ein Vielfaches desselben 
Satzes zu zahlen brauchten, selbst wenn der Streitgegenstand mehr als 
roo solidi wert war. 

\Vie daneben der Satz von zwei siliquae zu erklären ist, bleibt dabei 
allerdings ganz dunkel. \Var hier von einer anderen Verrichtung als 
der conventio libcllis die Rede? -Das ist ja sicher der Fall gewesen, 
wenn oben die livrsv!;u; richtig verstanden wurde. 

In der Lücke hinter l. IO hieß es wohl: np vnopt[lV~ax,ovu [.Sx­
ßtßaarfl r)ys,aOJ>trap i) o[aa01JJTOT8 J av 8ti] TVXI]c;: der zustellende exsecutor 
ist entweder Offizial des praeses provinciae, also hier des dux et Augu­
stalis Tbcbaidis oder ein Beamter eines anderen Offiziums, vgL Nov. 86 
c. g, Nov. 124 c. 3· 

L 12. Hier soll anscheinend der Kläger (alrwaaflsvoc;) selbst für die 
Mehrforderung der Sporteln seitens des Zustellungsbeamten haftbar 
gemacht werden. Zu dem Text o rijc; vno[lvl]asw:; cdrw:; ysyovw:; xai 
T'ijc; TWV clgl][,U ]8( V(J)V) ano[grovJ.wv a.,cuun)at:wc;' wie es wohl hieß' vgl. 

die Stelle bei Just. Cod. 3, ro, 2: Mv u:; rwv lvay6vrwP ... nJ.dovo:; 
Cr;,u{a:; aYrw:; np alucdHPu yivr}Tat. Also sicherlich war auch in unserem 
Edikt von dem Kläger die Rede, dessen Klageerhebung für die Mehrerhe­
bung von Sporteln Veranlassung gewesen war. Aber von einer Haftung 
des Klägers selbst wissen die Rechtsbücher nichts. Sie wäre ja auch sach­
lich bedenklich, da ja der exsecutor ohne \Vissen des Klägers mehr 
Sporteln erheben kann, als er darf. Hieß es einfach, daß der Kläger 
selbst nicht hafte, aber der exsecutor von der sogleich zu erläuternden 
Rechtsfolge betroffen werde? -

l. 13f. Hier war die Haftung des cxsecutor gegenüber dem ge­
schädigten Beklagten bestimmt. Es ist der Fall der sog. actio con­
dictia ex lege, wie JusTINIAN in Inst. 4, 6, 25 diese von ihm neu er­
teilte Klage nennt: der exsecutor haftet dem unrechtmäßig zur Leistung 
der übermäßigen Sporteln Angehaltenen auf das Vierfache (vgl. THEO­
PHIL. ad h. l. Cod. Just. 3, 2, z pr. Nov. 124 c. 3, nach welcher letzteren 
Stelle dastriplumaber an den fiscus fällt). In welcher Weise in unserem 
Edikt die Sanktion geordnet war, ist nicht sicher festzustellen. In der 
Lücke mag die Erwähnung der condemnatio auf das Vierfache fehlen. 
Jedenfalls besagte der Anfang von l. 13, daß dem unrechtmäßig An­
geforderten der rechtswidrig eingezogene Betrag vom exsecutor zu er­
statten sei. Was l. r 4f. stand, ist noch unklar. \VILCKEN schreibt mir, 

1 Cod. 3, z, 5 darf nicht als Gegenbeweis dienen, da dort der Satz von % 
sol. nur beispielsweise erwähnt wird. 
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daß die Lesung des Herausgebers, die dieser selbst (bull. VII p. 129) 
als nur wahrscheinlich richtig bezeichnet hatte, unanfechtbar ist. Jeden­
falls war eine besondere kriminale Sanktion angedroht. Vermutungen 
könnten an Nov. 86 c. 9 anknüpfen: entweder aoJrp(JOVUJ",uoc; ... bra­
xiJ~mn:m oder xtvovvoc; .•. snr.qiJ~asrat. 

l. r6. Hier folgte der Befehl der Übersetzung des Ediktes ins Kop­
tische. Es ist eine hochinteressante Stelle für die Beleuchtung des 
Verhältnisses, in dem die byzantinische Verwaltung zur Landessprache 
stand: man mußte griechisch geschriebene Edikte ins Koptische über­
setzen lassen! Das spricht für das Zurückgehen der griechischen Bil­
dung unter der eingesessenen Bevölkerung. Andererseits ist im Ver­
gleich mit modernen Rechtsanschauungen interessant, daß der römische 
Beamte sich anscheinend nichts dadurch vergab, daß er seine Ver­
ordnungen ins Koptische übersetzen läßt. Die ägyptischen Recht­
suchenden verkehren mit römischen Gerichtsbehörden, also müssen 
die römischen Behörden auch dafür sorgen, daß der Agyptcr ihre Ver­
ordnungen versteht! - Die Lesung l. r6 am Ende ist leider unkontrol­
lierbar, da hier einige Buchstaben nicht mehr auf das Faksimile ge­
kommen sind. Über proponatur statt fofonat vgl. oben S. 252. 

So bringt die Urkunde zwar sachlich wenig N eues für unsere Vor­
stellungen von dem justinianischcn Gerichtswesen. Immerhin ist sie 
wichtig, weil sie, soweit ich sehe, der einzige Beleg für die Ausübung 
der jus edicendi durch einen Provinzialstatthalter im Reiche Justi­
nians ist. 

P. 67032 ist eine Vertragsurkunde von bedeutendem Interesse: ein 
Vertrag zwischen Personen, welche als Kläger im Reskriptenverfahren 
auftreten, mit ihren Sachwaltern (executores ncgotii). Da der Vertrag 
in Konstantinopel geschlossen ist, erhalten wir nun eine festere Grund­
lage für die Beurteilung des griechischen Geschäftsstils der byzanti­
nischen Urkunden Agyptens. Zwar wußten alle, die an den Urkunden 
mit rechtsgeschichtlichem oder wirtschaftsgeschichtlichem Interesse 
mitarbeiten, daß die späten Urkunden des sechsten Jahrhunderts eine 
ganz andere Sprache als die Geschäftsurkunden noch des vierten reden. 
Der Abstand vom zweiten Jahrhundert vor Christus und dem vierten 
nach Christus ist nicht so groß wie der zwischen dem zweiten und sechsten 
Jahrhundert nach Chr. Wir ahnten wohl, daß hier keine Entwicklung 
des ägyptischen Notariats vorliege, sondern ein Import des byzanti­
nischen Kurialstiles, wie er in der Hauptstadt des Reiches ausgebildet 
war. Nun ist dies durch P. Cairo 67032 deutlicher geworden. Mit dem 
stärkeren Einflusse des Reichsrechtes auf das Rechtsleben hat sich 
eben auch die Rechtssprache der byzantinischen Praxis in Agypten 
enger an die technische Sprache der konstantinopler Kanzleien an­
geschlossen. Und daraus erklärt sich das Auftauchen von Termini, die 



256 Verstreute kleinere Schriften. 

bis zum sechsten Jahrhundert niemals in den ägyptischen Rechtsur­
kunden vorkommen. Weil diese byzantinische Amtssprache juristisches 
Kulturgut auch aus anderen hellenistischen Gebieten aufgenommen 
hat, deshalb sind gerade die byzantinischen Urkunden f..gyptens eine 
Fundgrube für denjenigen, der den älteren griechischen juristischen 
Denkformen in den Quellen der Spätzeit nachspürt. 

Die Besprechung des sachlichen Inhaltes der Urkunde kann nicht 
ohne Eingehen auf den justinianischen Reskriptenprozeß erfolgen. 
Daher sei hier auf die Darlegung des Referenten über die neuen Ur­
kunden zum justinianischen H.eskriptenprozeß verwiesen, Gött. Nachr. 
rgrr Heft z. 

Neben den Urkunden aus dem byzantinischen Rechtsleben und aus 
der Provinzialverwaltung stehen die übrigen Stücke der Sammlung, 
Briefe, Quittungen, auch Vertragsfragmente, weit zurück, obwohl auch 
hier dem Herausgeber für die schnelle und umfassende Publikation der 
Dank der Fachleute sicher ist. Mit dem Dank an den Herausgeber, 
der mit seiner schönen Ausgabe uns die Hoffnung auf die schnelle Fort­
setzung der Publikation gemacht hat, verbinden wir den Dank an die 
Cairener Museumsverwaltung, die durch die Beigabe schöner Photo­
typien den Fachleuten die Mitarbeit an dem schönen Werke MASPEROS 

ermöglicht hat. 

Göttingen. 



7. M. GELZER, Studien zur byzantinischen Verwaltung 
Ägyptens (H. XIII der Leipziger histor. Abh., auch als 
Leipziger philosophische Dissertation), Leipzig 1909. 

[Göttingische Gelehrte Anzeigen rgn, 320-24] 

Die vorliegende Schrift eines Schülers von ULRICH WILCKEN will 
einen ersten Versuch darstellen, die Papyri der späten Jahrhunderte, 
von Diokletian bis zur arabischen Invasion, für die Geschichte der 
byzantinischen Verwaltung Ägyptens auszuschöpfen. Die Geschichts­
forschung wie die Erkundung der byzantinischen Verwaltungsorgani­
sation und die Rechtsgeschichte können mit dieser Erstlingsschrift 
eines kenntnisreichen Verfassers sich reich befriedigt erklären. In 
vielen Fragen hat die Arbeit Grundlinien für weitere Forschung ent­
worfen. Wo sie vorsichtig tastend auf Neuland vorschreitet, stellt sie 
neue wichtige Fragen für die Erkundung der byzantinischen Urkunden. 
Da diese Forschungen gleichzeitig mit dem Erscheinen der Cairener 
Papyri vom Dorfe Aphrodito (ed. JEAN MASPERO) vor die Öffentlich­
keit treten, ist zu hoffen, daß mancher Jurist und Historiker diese by­
zantinische Zeit mehr zum Gegenstande selbständiger Erforschung 
machen wird als bisher, wo es vielfach in der Papyrologie nicht anders 
aussah als in der Forschung vom römischen Rechte. Wie man dort 
vielfach die justinianische Rechtsordnung nur als den historischen Ab­
schluß älterer Rechtsentwicklungen würdigte, ohne sie als selbstän­
diges Studienobjekt jemals in einer historisch-kritischen Darstellung 
zusammenzufassen 1, so ist es in den jungen Jahren der Papyrologie 
auch gegangen: einzelne byzantinische Urkunden wurden mit der Be­
handlung von Fragen aus dem Wirtschafts- und H.echtsleben älterer 
Jahrhunderte verwoben, ohne daß ein jeder den Unterschied betonte, 
der zwischen dieser nachdiokletianischen Kulturwelt und der älteren 
Zeit und wiederum zwischen dem 4· und 6. Jahrhundert besteht. 

In einem ersten Kapitel ist die Geschichte der 'ägyptischen Provinzen 
von 297-641 im Grundriß vorgelegt. Durch eine Verarbeitung der 
historischen und der kirchlichen Literatur einerseits, der Rechtsquellen 
neben den Urkunden andererseits gelangt der Verfasser zu einem in 
manchem Punkte neuen Bilde von der Entwicklung der ägyptischen 

1 Dazu vgl. MITTElS, Zeitschrift d. Sav.-Stiftung f. Rechtsgesch. (rom. Abt.) 

31, 392 f. 
Partsch, Aus nachgelassenen Schriften. 
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Provinzen: seit 297 zerfällt Agypten in drei Provinzen, Aegyptus (Jovia) 
im Norden, Aegyptus Herculia oder Heptanomia als Nachfolger der 
alten Epistrategie gleichen Namens, endlich der Thebais im Süden. 
Nach einer Verschiebung in der Einteilung des Gebietes der Hepta­
nornia sind von 341 bis 386 drei Provinzen erkennbar: Aegyptus, Au­
gustarnnica und Thebais, die seit 380/382 eine besondere Diözese unter 
dem praefectus Augustalis bilden, der selbst zugleich die Provinz Aegyp­
tus regiert und den praesides der beiden anderen Provinzen übergeord­
net ist. Seit frühestens 386 tritt dann die Provinz Arcadia, nämlich die 
wieder selbständig gewordene Heptanornis, neben der Augustamnica 
auf, deren Statthalter seit mindestens 383 corrector ist. Später ist dann 
eine Zweiteilung zwischen der Augustamnica und der Thebais erfolgt. 
und unter Jusn:-;-rAN (Nov. 8 notitia) zerfällt auch die Provinz Agyptcn 
in zwei Provinzen. Der Augustalis ist dabei nach Auffassung des Ver­
fassers wesentlich ziviler Beamter mit militärischen Befugnissen nur 
für den Notfall. Dagegen steht die Thebai:s unter dem comes et dux, der 
selbst seit der Teilung der Provinz (schon vor 450) in der oberen Thebais 
seinen unmittelbar beherrschten Amtskreis hat. Jt:STI:!"\IAN in seinem 
bekannten Edikte (XIII, von GELZER sicher auf a 0 538 datiert) zer­
schlägt die Diözese Agypten, hebt die alte Überordnung des Augustalis 
über das ganze Nilland auf und unterstellt als gleichgeordnete Ein­
heiten die Aegyptus, die Augustamnica, die Arcadia, die Thebais dem 
pracfectus praetorio orientis unmittelbar. Der Statthalter der Thebais 
ist nun auch dux et Augustalis ebenso wie der von Aegpytus. 

Der zweite Teil der Arbeit ist dem Studium von Steuererhebung 
und Munizipalverfassung im 4· Jahrhundert gewidmet. Dem Stande 
unserer Kenntnis entsprechend finden sich hier nur interpretierende 
Bemerkungen zu einzelnen wichtigen Begriffen der Rechtsquellen und 
Urkunden, insbesondere zu der Analyse der Beamtenschaft. Aber die 
Darstellung arbeitet doch weit schärfer, als es bisher geschah, den 
wesentlichen Zug der byzantinischen Verwaltungsorganisation heraus: 
im Anfange des 4· Jahrhunderts verschwindet die alte Gauverfassung, 
welche die Römer von den Ptolemäern übernommen hatten. Sie wird 
durch die civitates ersetzt, d. h. die Gemeinden, die nach der Anschau­
ung der Rechtsquellen des 4· und 5. Jahrhunderts ganz Ägypten, das 
einstige Land der Gauverfassung ohne Städte, aufteilen und es ebenso 
zerlegen, wie die civitates sonst nach der gesetzlichen Theorie dieser 
Zeit das ganze Reich restlos aufteilen. In der einzelnen n6}.u; ist der 
exactor civitatis als oberster Lokalbeamter der Finanzverwaltung an 
die Stelle des alten rJTI]UTt)yoc; getreten. Die Steuererhebung wird von 
den EmflE}cY)Tal (curatores) und den vnoo{;aw (susceptores) besorgt. 
Neben diesen liturgischen Beamten scheint doch nach Cod. Theod. 
12, r, 97 auch für die Steuerpacht noch ein gewisser Raum geblieben zu 
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sein, obwohl unsere Urkunden bisher davon wohl keine Spur enthalten. 
Die ländlichen Steuerbezirke stehen unter dem praepositus pagorum, 
alle liturgischen Beamten unter der Kontrolle von compulsores. Im 
einzelnen hat GELZER hier manches neue Ergebnis gut herausgebracht, 
manche weitere Fragestellung angebahnt. 

Der dritte Teil der Arbeit enthält interessante Gesichtspunkte zu 
der Entwicklung der ägyptischen Agrar- und Gemeindeverhältnisse 
seit dem 4· Jahrhundert. Die Entstehung des schollenfesten Kolo­
nates und des neuen Großgrundbesitzes der potentiores wird hier be­
sprochen- Darlegungen, die schon gebührende Beachtung gefunden 
haben 1 . Im 4· Jahrhundert ist in Ägypten ein stark ausgebildeter 
Privatbesitz eines Bauernstandes vorhanden - im 6. Jahrhundert ist 
auch Ägypten ein Land der Latifundienwirtschaft mit den hörigen 
Kolonen. Der alte Bauernstand wird zugleich mit der oben geschilderten 
Munizipalverfassung in eine bedrängte Verteidigungsstellung getrieben. 
Während im Anfang des 4· Jahrhunderts noch die städtischen und 
ländlichen Grundbesitzer ausschließlich den Gemeinden steuerbar sind, 
beginnt im 4· Jahrhundert die Bildung der neuen Adelsklasse der po­
tentiores. Offiziere, Kurialen, Beamte schlagen großen Grundbesitz zu­
sammen. Da die Reichsgewalt allzu schwach ist, bieten die "mächtigen 
Leute" ihr in der Steuereinhebung, in der Verwaltung, in der Rechts­
pflege Trutz. Freie Bauern treten in ein Schutzverhältnis zu diesen 
Grundherren, die ihre Klienten gegen den Staat protegieren. Vergebens 
bekämpft die Gesetzgebung der Kaiser diese patrocinia, bis sie im 
Jahre 4I5 (Cod. Theod. II, 24, 6) nachgibt und die bisherigen Schutz­
genossen den Patronen überweist, damit diese für die Steuerleistung 
ihrer Hörigen fortan dem Staate haften. Die Lösung der Steuerzahler 
vom Gemeindeverbande ist damit wohl begonnen. Im 5. Jahrhundert 
erfolgt eine Neubildung in der Lokalverwaltung, welche den sich selbst 
verwaltenden civitates keinen Abbruch tut. Das sind die Pagarchen, 
Beamte, die für das offene Land (pagus) einer civitas eingesetzt sind 
und die von zahlreichen Steuerzahlern die Abgaben eintreiben. Die 
civitates sind damit nicht sogleich ganz ausgeschaltet, vielmehr finden 
sich Dörfer, welche noch nach autonomer "Verfassung" (;.,:ani ro avr6-
neaxrov axfitta) die Abgaben an ein lokales Rentamt zahlen. M. GELZER 
hat zu dieser Frage jüngst noch weitere wichtige Feststellungen bei­
getragen (Arch. f. Pap.-Forschung 5, r88f.). Die Autopragie ist das Pri­
vileg, während einer Viermonatsfrist nach Veröffentlichung des Steuer­
ediktes selbständig und freiwillig, ohne Beitreibung durch die Provinzial­
behörde, die Steuern zu zahlen (Cod. Theod. II, 22, 4· II, I, 34). Dieses 
Selbsthandeln der privilegierten Gemeinden gibt also die Möglichkeit, 

1 Vgl. RosrowzEw, Studien zur Geschichte des Kolonates 1910 S. 225. 

17* 
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durch rechtzeitiges Beitreiben der Steuern von den Bürgern die staat­
liche Steuereinhebung auszuschalten. Aber die Pagarchen suchen ihre 
Macht auf Kosten der civitates auszudehnen, und so kommt es zu 
Plackereicn der Pagarchen gegen die freien Dörfer, die das Recht der 
"Autopragie" haben. Einen solchen Kampf zwischen Pagarch und 
freiem Dorf erläutert der Verfasser in einer interessanten Erklärung von 
P. Cairo 67002 ( = P. Aphrodito Cairo I). Diese Ausführungen erhalten 
jetzt Bestätigung und Ergänzung durch P. 67019. 

Auf das Detail der Urkundenforschung des Verfassers einzugehen 
verbietet an dieser Stelle der Raum. Xur eine Bemerkung zu Cod. Just. 
II, SI, I! Der von den Vorfahren bestimmte H.echtssatz (lex a maioribus 
constituta), der in den anderen Provinzen außer Palästina das Ver­
lassen der Scholle dem Bauern (colonus) verwehrte, scheint in unseren 
Rechtsbüchern wie sovicle andere Gesetze des 4· und 5· Jahrhunderts 
nicht erhalten zu sein. SEECK wollte allerdings Cod. Theod. 5, IJ, I 

als dieses alte Gesetz ansprechen. GELZER lehnt das mit Recht ab, da 
diese Konstitution den H.echtssatz vielmehr schon vorauszusetzen 
scheint. Man könnte zweifeln, ob überhaupt ein älteres Kaisergesetz 
gemeint war. Lex a rnaioribus constituta kann trotz der üblichen Gegen­
überstellung von jura und leges im Theodosianus auch ein Rechtssatz 
der älteren Zeit sein, der schon in den klassischen Rechtsbüchern des 
Verwaltungsrechtes seinen Niederschlag gefunden hatte. \Venn aber 
wirklich ein älteres Kaisergesetz hier vorläge, bliebe immer bemerkens­
wert, daß ein Rechtssatz des Reichsrechtes die Bindung des Bauern 
an die Scholle aus der rechtsgeschäftliehen Verpflichtung des colonus 
zum Bebauen des übernommenen Feldes entwickelt zu haben scheint. 
Jener alte Rechtssatz soll gelautet haben: ut illis non liceat ex his 
locis quorum fructus relcvantur abscedere nec ea deserere quae semel 
colenda receperunt. Man kann streiten. oh darunter zwei Kategorien 
von Kolonen, die, welche eigenes Land behauen und von dessen Früchten 
leben, und die Pächter, welche fremdes Land, meist kaiserliches Do­
mänen- oder Staatsland zur Bebauung übernehmen, zu verstehen sind. 
Jedenfalls spielen die letzteren für das Gesetz und die daraus folgende 
Bindung an die Scholle eine besondere 1\.olle. Es ist sicher mehr als ein 
Zufall, daß in Agypten der Pachtvertrag der Kolonen mit der Domäne 
oder dem Staat von jeher als , .Annehmen des gepachteten Bodens zur 
Bebauung" bezeichnet wird. buosxwf)m ist der technische Terminus 
der griechischen v:wm:afJ'Elr;, also jener Pachtkontrakte, durch welche 
der ßaat?ct%or; ynogyr5r; die gepachteten Hufen übernimmt, vgl. die Stellen 
bei vVILCKEN, Archiv 2, I20; l~OSTOWZEW, Kolonat 32. Schon in den 
demotischen Papyri des zweiten Jahrhunderts vor Chr. lautete der Ter­
minus in der Erklärung des Pächters "Annehmen" (shp.). b:d5Lxsaßw ra 
n)r; yEw[!y{ar; sagt die ptolemäische Königsverordnung in P. Par. 63 
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Z. go (col. 3) (PETRIE III p. 26). Das colendum suscipere klingt wie eine 
Wiedergabe des technischen \Vortes der ägyptischen Kolonatspacht. 
Und gerade bei Begründung dieses Kolonenverhältnisses durch Schuld­
vertrag wird seit ] ahren in Ägypten vom Kolonen die Verpflichtung 
übernommen, daß er dauernd auf dem gepachteten Gute zur Bebauung 
zur Stelle sein werde (P. dem. Berl. (1\.EVILLOUT Mel. sur le metrol. p. r46f.) 
P. Tebt. 216 (bei RosTOWZEW, Kolonat 214). Im System der Zwangs­
pacht mit Nötigung des Kolonen zum Neuabschluß der Pacht oder zum 
dauernden Einhalten des einmal eingegangenen Vertragsverhältnisses 
lag ohne weiteres, daß die Bindung an die Scholle für alle diejenigen, 
die einmal Kolonen waren, zum dauernden Lebensverhältnis werde. 
Die Bindung der ägyptischen Provinzialen an ihren Heimatsort (lMu), 
wie RosTOWZEW sie jetzt wirksam dargestellt hat, tat ein Übriges. Die 
übliche Übertragung des Grundstückseigentums an den potentior unter 
gleichzeitiger Mitübernahme ins Kolonatsverhältnis muß im 4· und 
5. Jahrhundert diese Bindung kraft Kolonates auch in denjenigen 
Kreisen zur Regel gemacht haben, die nicht als Pächter von Staats­
land schollenfeste Kolonen waren. \Vie groß war praktisch hier noch der 
Schritt zu einem Rechtszustande, der kraft öffentlichen Rechtes den 
Bauern an die Scholle fesselte und ihn zum erblichen Landmann 
machte? - Rechtlich ist die Bindung des Kolonen an seine Scholle 
vielleicht nicht anders zu beurteilen als jene andere Entwickelung, die 
auch im spätrömischen Staate Justinians vollzogen ist: aus den an­
fänglich rechtsgeschäftliehen Verpflichtungen, durch welche ursprüng­
lich die Beamten dem Staate gegenüber die Gefahr aus ihrer Amts­
führung mit Bürgenkaution übernahmen, ist die kraft öffentlichen 
Rechtes eintretende Garantiehaftung geworden, wie sie im justinia­
nischen Edikt XIII alle Beamten vom Augustalis bis herab zu den 
curiales trifft. 

Göttingen. 



8. D. P. PAPPCLIAS, 

Geschichtliche Entwicklung der Arrha 1m 

Obligationenrecht. Leipzig 191 I. 

[Göttingische Gelehrte Anzeigen rgrr, 713-32] 

Die Arbeit von DDIETIUOS PAPPuLIAS über die historische Ent­
wickelung der Arrha im Obligationenrecht hat deshalb ihre eigenen 
Verdienste, weil sie gerade aus der Verknüpfung der Papyrusurkunden 
mit den Nachrichten aus dem altgriechischen Recht zu mancher wert­
vollen neuen Feststellung gelangt. Nach einer kurzen treffenden Be­
sprechung der wenigen literarischen Notizen, die wir aus der alt­
griechischen und hellenistischen Literatur über das Handgeld besitzen, 
das bei Abschluß von Verpflichtungsgeschäften gegeben wird (ARISTOT. 
Pol. r. 4, 5. ISAIOS Or. 8, 23- Inscr. Olb. Ditt. Syll. I 226) geht der Ver­
fasser zunächst auf die Besprechung des altgriechischen Rechtes des 
aggaßwv ein. Es handelt sich hier um die Erläuterung des berühmten 
Theophrast-Fragmentes aus Stob. flor. 44, 22. Der Verfasser nimmt 
im Gegensatz zu den modernen deutschen Philologen und den franzö­
sischen juristischen Bearbeitern des altgriechischen Rechtes eine 
doppelte Rechtsnatur der altgriechischf'n Arrha an: er spricht einer­
seits nnn bußsßawJTl%o:; zagu%7:~(!, abo \'On der Funktion der Arrha 
als Zeichen des bindend zustande gekommenen Kaufvertrages zu dienen 
(arrha confirmatoria), andererseits von der Rechtsnatur der Arrha als 
arrha poenitentialis, riJ:; :;wo·~ ,woTavolu:;. Beide Funktionen der Arrha 
findet der Verfasser in dem berühmten Theophrast-Fragmente be­
zeugt. l)ort, wo es heißt, daB "die Oll'l)-ngiicn::;, wenn man die Arrha 
empfängt, wirksam sein soll zur Übergabe und zum Verkauf selbst". 
soll es sich handeln um die bestärkende Arrha. Auf Grund der Ver­
abredung über Ware und Preis soll aus dem Geschäfte, das mit Dar­
reichung des Handgeldes erfolgt, eine Klage auf Erfüllung des Kauf­
vertrages gehen, die bei den Lexikographen die M"r; ßsßmwasw::; heißt 
(HAKPOKR. 44, I4· BEKKER Lex. Seg. 220, 3). Der Verfasser hält diese 
attische Klage für eine echte Klage auf Erfüllung. Er deutet die "Wirk­
samkeit zur no.gciboat:; und zum a1nd nl nw}.slr" bei THEOPHH.AST auf 
eine obligatorische Wirkung des Kaufgeschäfts, dergestalt, daß der 
Käufer die Klage auf Lieferung der Sache, der Verkäufer die auf Zah-
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lung des Kaufpreises habe. Im Gegensatz dazu spricht er von der 
Arrha als Rücktrittsstrafe. THEOPHRAST berichtet von den griechischen 
Gesetzgebungen, welche den Fall regeln, daß der Verkäufer, der die 
Arrha empfangen hat, nicht den Preis empfangen will oder daß der­
jenige, der die Arrha gegeben hat, nicht den Preis binnen der gesetz­
lichen oder der von den Parteien gesetzten Frist zahlt. Der im Verzug 
befindliche Verkäufer haftet entweder auf die Zahlung der doppelten 
Arrha oder auf Zahlung des Betrages des Kaufpreises oder, kraft be­
sonderer Abrede, sogar auf beides. Der säumige Käufer, der binnen 
der Frist nicht Zahlung des Preises und Übernahme der gekauften 
Sache angeboten hat, verliert die Arrha. Diese Renstrafen wurden 
bisher von den französischen Juristen DARESTE und BEAUCHET als 
Begleiterscheinungen einer unvollkommenen Bindung aufgefaßt, welche 
die Folge des Geschäfts mit der Arrha gewesen sei: bis zum Ende der 
gesetzten Frist hätten beide Teile ein Rücktrittsrecht gehabt, aller­
dings unter Verfall der gezahlten Arrha oder unter Zahlung des Reu­
geldes. Erst nach Ablauf der Frist hätten beide Parteien voll auf Er­
füllung gehaftet. P APPULIAS widerspricht dieser Auffassung mit Recht. 
Kach ihm hat die Frist die Bedeutung, daß bis zu ihrem Ablaufe der 
Käufer vom Verkäufer auf Erfüllung des Kaufs belangt werden kann. 
Nach dem Fristablauf kann der Käufer, wenn er nicht auf Erfüllung 
belangt ist, nicht mehr in Anspruch genommen werden. Er gilt als 
zurückgetreten und verliert seine Arrha. Andererseits muß der Käufer, 
wenn er die Übergabe verlangen will, bis zum Ablauf der Frist Zahlung 
angeboten haben. Sonst nimmt ihm die Rücktrittsvermutung, die mit 
dem Fristablauf eintritt, seinen etwaigen Anspruch gegen den nicht 
lieferungsbereiten Verkäufer. Diesen Rechtszustand will PAPPULIAS 
annehmen, indem er auf die hellenistischen Papyrusurkunden hin­
weist, nach denen bei einem Arrhageschäft, das ohne Bestimmung über 
einen Leistungstermin zur Zahlung und Abgabe der Sache erfolgt, der 
Verkäufer gegen den Käufer wahrscheinlich alternativ klagt auf Er­
füllung des Arrhageschäftes oder Erlaß eines Urteils über die Ver­
wirkung der Arrha. Die Haftung auf Erfüllung des Vertrages soll nach 
PAPPL:"LIAS während der kurzen Frist zur Vollziehung des Barkaufs, 
von der THEOPHRAST berichtet, untergehen. 

Dem Referenten ist es wahrscheinlich, daß P APPULIAS mit seinem 
Widerspruch gegen die französische Lehre im wesentlichen recht hat: 
BEAGCHET und DARESTE gelangen zur Annahme. eines zunächst un­
vollkommen bindenden Kaufes mit Rücktrittsrecht bis zum Fristablauf, 
nach Fristablauf zur vollen Haftung für Erfüllung aus dem Konsensual­
kontrakt. Davon steht nichts bei THEOPHRAST und es wäre seltsam, 
wenn THEOPHRAST über die nachher eintretende Haftung der beiden 
Parteien auf Erfüllung des Kaufes nichts gesagt hätte, während er die 
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Lehre von der Arrha als Reugeld für das oft nur einen Tag lang gel­
tende angebliche Rücktrittsrecht ausführlich vorgelegt hätte. Außer­
dem müßte dann allerdings im hellenistischen Rechte konsequenter­
weise wie im römischen Rechte ein Erfüllungsanspruch beider Teile 
bestanden haben, auf Tradition und auf Preiszahlung, während PAP­
PULIAS richtig zeigt, daß dort aus dem Arrhageschäft nur der Verfall 
der Arrha bzw. die Zahlung des duplum der Arrha folgt. -Aber auch 
P APPULIAS hat die Darstellung bei THEOPHRAST kaum voll verstanden, 
und was er bietet, ist eine den praktischen Juristenverstand wenig be­
friedigende Lösung: den Anspruch auf Erfüllung des Vertrages, d. h. 
den Anspruch des Käufers auf Übergabe der Sache, des Verkäufers 
auf Preiszahlung habe man nur binnen der kurzen, oft nur einen Tag 
währenden Frist gekannt, die nach Gesetz oder durch Parteibelieben 
zur Anbietung des Kaufpreises dem Käufer gesetzt war? - Und das 
zur Vermeidung der Prozesse (S. r8 Anm. ro)? Ich glaube, dieser 
Gedanke kann schon deshalb als ausgeschlossen gelten, weil kein ent­
wickeltes Recht, soweit wir wissen, die Erfüllungshaftung auf den 
Kauf auf einen oder mehrere Tage beschränkt hat, um nachher den 
Verkäufer, der mit großen Kosten sich Yielleicht die verkaufte vVaren­
ladung erst verschafft hat, auf den Betrag der Arrha zu verweisen. 

Vielmehr muß das altgriechische Recht der Arrha eben auf einem 
Rechtszustande gewesen sein, der noch nichts davon weiß, daß aus 
dem mit Arrha geschlossenen obligatorischen Geschäfte der Verkäufer 
auf Leistung der ~Ware belangt und zu deren Leistung gezwungen 
werden kann, daß andererseits der Käufer auf Grund des Arrha­
geschäftes auf Zahlung des Kaufpreises belangt werden kann. vVarum 
wissen die Papyri der hellenistischen Zeit nichts von solchem Anspruch 
des Käufers auf Lieferung der Sache, von einem Anspruch des Ver­
käufers auf Zahlung? - Immer findet sich nur die Haftung, die an 
die Arrha anknüpft. Der Verkäufer, der nicht leistet, wird zur Zahlung 
der doppelten Arrha verurteilt, der Käufer, der nicht den Preis anbietet 
und Tradition yerlangt, verwirkt die gezahlte Arrha. Von einer ent­
wickelten Erfüllungshaftung, die etwa mit einer Mwr1 ßEßauhawx; 
geltend gemacht wurde, ist in den Papyri m. \V. keine Spur. Und ich 
glaube, wir kennen diese Erfüllungshaftung auch nur durch einen Inter­
pretationsfehler, den wir alle - oder den mindestens die bisher zum 
Wort gekommenen modernen Autoren machten. 

Vorsichtige Forscher haben schon festgestellt, daß man nichts von 
einer Klage des Verkäufers auf Zahlung des Kaufpreises nach alt­
griechischem Rechte wisse. Aber auch unsere Kenntnis über die öbcry 
ßEßauhaEwc; des Käufers gegen den Verkäufer auf Lieferung führt 
kaum zur Annahme, daß hier der Käufer yom Verkäufer die Tra­
dition der Sache zu verlangen - und durchzusetzen imstande ge-
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wesen sei. Die Lexikographen (HARPOKE. BEKKER 44, 14 Lex. Seguer. 
220, 3) sagen, daß der Zweck der Klage gewesen sei, dal3 der Ver­
käufer dem Käufer "gewähre, wofür die Arrha gegeben war". Heißt 
das, daß die öb1-1] ßc:ßu.uhaswr; zu einer Verurteilung zur Tradition 
führte? - Diesen Nachrichten genügt es völlig, daß diese Klage prak­
tisch für den Verkäufer einen so drohenden Xachteil im Gefolge hatte, 
daß er regelmäßig unter dieser Drohung die Erfüllung der Verpflich­
tung aus dem Arrhageschäfte vollzog. \Velche drohende Folge kann 
das gewesen sein? Eine Verurteilung zur Leistung, eine \V egnahme 
der Sache in der Zwangsvollstreckung kommt kaum in Betracht. Denn 
obwohl die Möglichkeit solcher Urteile im attischen Prozesse gelehrt 
wirdl, wären sie doch erst aus den Quellen zu erweisen. Die erhaltenen 
Schemata von attischen Klagen haben alle das ·d,UI]lW, den Antrag 
auf Geldkondemnation. - Aber was wissen wir denn sonst von der 
öixl] ßsßu.uhaswr;? Sie ist zugleich die Klage aus der Gewährschafts­
verletzung bei dem Angriff dritter besser Berechtigter auf den käuf­
lichen Erwerber einer Sache 2. Es darf heute als wahrscheinlich gelten, 
daß die Klage den Zweck hatte, den Vormann, der die Sache an den 
Besitzer veräußert hatte, zur Übernahme der Dcfension im Prozesse 
gegen den besser berechtigten Dritten herbeizuziehen 8 Aber RABEL 
hat schon hervorgehoben, daß unmöglich das Urteil irn Gewährschafts­
prozesse einfach auf die Leistung der Defension lautete 4 . Er wies nach, 
daß der finanzielle Erfolg dieser Gewährschaftshaftung regelmäßig 
darin besteht, daß der Veräußerer, der nicht defendierte, den Kauf­
preis oder ihn und den Schaden einfach an den Erwerber zu zahlen 
haF Also wird für diese M7<1] ßsßauhaswr; im Gewährschaftsverfahren 
wahrscheinlich, daß der Antrag des Klägers und das Urteil lautete auf 
ßsßmwaElv fj lxdastv -djv TL,UYJV 6 . Und nicht anders wird auch unsere 
ötxrJ ßc:ßmwaswr; im Klageantrag und in dem Grteil gelautet haben: 
auf Übergabe der Sache oder Zahlung des Preises. Das darf nach der 
Identität des Namens ölxr1 ßsßwwaswr; als wahrscheinlich gelteiL Trifft 
aber diese Vermutung zu, dann ist klar, was diese Mxl] ßsßmwaswr; ist: 
nichts anderes als die Klage, welche nach THEOPIIRASTS Bericht über 

1 Lrrsrus, Att. Prozeß, S. 220. 

2 BEKKER, Lex. Seguer. p. 214. PoLLex VIII 34· Dazu BEAUCHET, Hist. du dr. 
prive 4, 133 ff. 

3 Vgl. die Literatur bei PARTSCH, Bürgschaftsrecht r, 345, 3· 
4 So fürs römische und germanische Hecht RABEL, Haftung des Verkäufers 

I, 20f. 

5 Vgl. schon LIPSrus, Att. Prozcß 721. BEAUCHET, Histoire 4, 136. l~ABEL 
S. qG. 

6 Dazu vergleiche auch PoLLUx VIII 34 für die Zahlung mit der r5fx1) ßeßm­
waewc;; ... TOV r5e (der Verkäufer im Falle der Gewährschaft) ngoaf;xet ßeßatm)v· 
ij tt"fJ ßeßawvvm vnevDvvov elvw ri'jc; ßtf3auhaew;. -
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die Ordnung der Thurier und wohl auch anderer altgriechischer Gesetz­
gebungen den Verkäufer trifft, der sich weigert, binnen der gesetz­
lichen oder von den Parteien vereinbarten YTf.!o{h:a,a[u. den Kaufpreis 
entgegenzunehmen! Es ist sehr zu beachten, daß auch nach dem Schema. 
das P APPULIAS für die hellenistische Klage des Käufers bei V erweige­
rung der Annahme der Arrha nach den Papyri richtig herausgearbeitet 
hat, der Antrag und das Urteil lauten auf "Lieferung mit Annahme 
des Preises oder Zahlung des doppelten der Arrha" (;wwyf.!arpn ano},ct,a­
ßavwv ro }.omov rl); u,uFj; ij E:xdasu• rov &Q[Hlßwva Ötn}.of!v [PAP­
PULIAS 6g nach BGC 446, q. Lond. II, n. 143 p. 334, zrff.]). In diesem 
Schema vertausche man nur dasduplumder Arrha nach THEOPHRASTS 
Anweisung mit der up~, auf welche im altgriechischen I{echt nach wich­
tigen Gesetzgebungen gehaftet wird - und man findet unsere Hypo­
these bestätigt. Ich glaube also gute Gründe zu haben, wenn ich die 
Oixr1 ßsßauhasw; nicht als Gcltendmachung einer Haftung auf Ver­
tragserfüllung ans einem obligatorischen Kaufvertrage betrachte, son­
dern als die Form, welche die Klage auf Zahlung der doppelten Arrha 
in den Rechten angenommen hatte, welche statt auf die doppelte Arrha 
den säumigen Verkäufer auf die Zahlung des Preisbetrages haften 
ließen 1 . 

Wie stellt sich darnach die Ausgestaltung des griechischen Arrha­
rechtes? \Vie kommen wir mit der Darstellung bei THEOPHRAST aus? 

M. E. haben in der Auffassung des griechischen }:{echtes bei dem 
Kaufe mit Arrha wie bei den Erläuterungen des Theophrastfragmentes 
die romanistischen Denkformen und das unbewußte Verweilen aller mo­
dernen Erklärer, auch der Philologen, bei den Pandektenbegriffen uns 
bisher an der richtigen Auffassung gehindert. Man denkt immer an 
den modernen Begriff des obligatorischen Kaufes: zwei Willenserklä­
rungen, die sich auf dasselbe Ziel, \Vare und Preis, vereinigen, ein 
Arrhasymbol als Zeichen für die Einigung, und als juristische Folge 
daraus zwei klagbare Verhältnisse, eine Verpflichtung des Verkäufers 
zur Übergabe, eine Verpflichtung des Käufers zur Preiszahlung. -
Aber von allen diesen Vorstellungen wissen die griechischen Quellen 
nichts. \Vann haftet der Verkäufer nach modernem !{echt wie nach 
dem römischen Recht der klassischen Zeit? \Venn er nicht liefert, 
nicht tradiert. - Und wie beschreibt der griechische Lexikograph den 
Haftungsfall für den Verkäufer? - "wenn er nicht den Kaufpreis 
empfängt". \Vann ist das "Verkaufen" nach römischem und modernem 
Recht vollzogen? - wenn die beiden Parteien über Ware und Preis 
die Einigung erklärt haben.- Aber im griechischen Recht ist das nwJ..Elv, 

1 Die Zweifel, die LIPSiliS Att. ProzeD 721 gegen die Existenz der Klage 
ausspricht, sind m. E. nicht gerechtfertigt. PAPPULIAS S. rrff. hat den Text von 
Lex. Seg. 220, 3 m. E. einrehaus befriedigend erklärt. 
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das Verkaufen, erst eine Folge der beiden sich treffenden Willens­
erklärungen! Das nwl.etv ist ein den beiden Willenserklärungen gemäß 
erfolgendes und also notwendig ihnen nachfolgendes Ereignis, das der 
Philosoph mit der naeabor:ru; gleichstellt! 

Danach schlage ich folgende dogmatische Auffassung des Arrha­
vertrages bei dem griechischen Kaufe vor: die bloße Willenseinigung, 
welche im römischen Recht zur Entstehung der beiden Obligationen 
des Verkäufers und des Käufers führt, hat im altgriechischen Recht 
für sich allein nicht haftungsbegründende Wirkung. Damit soll nicht 
die alte Hofmannsehe Lehre aufgenommen sein, welche dem Kon­
sensnaivertrag bindende Wirkung nach altgriechischem Rechte ab­
sprach 1. Nach unseren allgemeinen Begriffen vom attischen Recht 
müßte es möglich gewesen sein, daß die Parteien den Konsensnai­
vertrag durch Oflol,oyla vor Zeugen abschlossen und daß darum geklagt 
wurde. Auch der Abschluß des Kaufvertrages in einer mit rechts­
begründender Wirkung ausgestatteten Schuldurkunde (avyygarp1} mit 
~vQla-Klausel) erscheint uns denkbar. Aber von beiden Gestaltungen 
wissen wir nichts Genaueres nach attischen Quellen. Wahrscheinlich 
erzeugte die bloße ohne solche besondere Form erklärte Willenseinigung 
der Parteien keine obligatorischen Verpflichtungen, die mit einer (J{~'Y/ 

geltend gemacht werden konnten. THEOPHRAST weiß sehr wohl, daß 
es die Hingabe des Angeldes ist, welche der Willenseinigung von Ver­
käufer und Käufer die Wirkung verleiht, Ansprüche zu erzeugen. In 
der Arrha liegt nach den Grammatikern die Sicherheit (aarpaAeta, 
Etym. Magn. Suid. Etym. Gud. s. V. aeeaßwv) bei dem Vertrage. Die 
Arrha erschwert die Treulosigkeit gegen den Vertrag (Etym. Magn. 
Etym. Gud. 1. c.). Wer hier die Arrha als bloßes argurnenturn contractus 
abtun will, bringt etwas in die Quellen hinein, was diesen fernliegt. 
Die Fragen nach der Beweisbarkeit des Vertrages, nach dem Moment, 
in welchem der Kaufvertrag zustande kommt, kommen im Theophrast­
fragment wie in allen anderen Äußerungen der griechischen Quellen 
über die Rechtsnatur des Institutes nicht in Betracht. THEOPHRAST 
spricht von der materiellrechtlichen Wirksamkeit des Arrhageschäftes 
zur naeaboat; und hebt die Voraussetzungen dieser Wirkung hervor. 
Die Arrha wird dabei vielfach als Pfand angesehen. P APPULIAS betont 
richtig, daß dieser Pfandgedanke, der sicher aus Griechenland in die 
römischen Quellen kam, im Rechte der klassischen Quellen nicht 
ernst zu nehmen ist. Der Gedanke an die Sicherungskraft eines Pfandes 
entfällt in den zahlreichen Fällen, in denen die Arrha in einem Gegen­
stand, etwa einem Ring, besteht. Aber es bleibt doch bemerkenswert, 

1 HoFMANN, Beiträge zur Geschichte des gr. u. röm. Rechts. S. 105. Da­
gegen LrPsiUs, Jahresbericht f. d. Fortschr. d. klass. Altertumswissensch. 2 (1873) 
1907. Yon der Bedeutung des griechischen Rechtes r893 p. 27. 
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daß der Arrha mit dem Pfand eine juristische Gemeinsamkeit bleibt: 
der Vorgang der Haftung wie der Einlösung des Pfandes. 

Die Forschung hat herausgestellt, daß die primitive Form des 
griechischen Pfandes diejenige ist, bei der nur die Pfandsache als Haf­
tung für die Erfüllung des Schuldvertrages steht. Die Zahlung aus 
dem Schuldvertrage ist dabei ursprünglich gar nicht mit einer Klage 
zu erlangen, sie erscheint nicht als Inhalt einer persönlichen Haftung 
des Schuldners. Ebenso ist bei dem Arrhakauf die Arrha das einzige 
Haftungsobjekt. Vfenn der Käufer den Kaufpreis anbietet und da­
durch sein Unterpfand in Gestalt der Arrha einlöst, zahlt er so wenig 
auf einen gegen ihn bestehenden schuldrechtlichen Licferungsanspruch, 
daß das Recht ihn praktisch ganz anders behandelt als z. B. den per­
sönlich haftenden Darlehens- oder Depotvertragsschuldner, der die 
empfangene Summe zurückzahlt. Das zeigt sich bei der Anwendung 
des Rechts der Legitimationsmarke. \Venn der Depositar die depo­
nierte Summe an den unberechtigten Vorzeiger der vereinbarten Er­
kennungsmarke auszahlt, wird er frei 1 . \Venn dagegen statt des Käufers 
ein anderer die vereinbarte Erkennungsmarke dem Verkäufer vorzeigt 
und unter Zahlung des H.estkaufpreises die \Vare sich ausliefern läßt, 
ist nicht der Verkäufer einer Verpflichtung aus dem Arrhavertrage 
ledig geworden und daher gegenüber dem Käufer befreit, sondern es 
ist der nach dem Arrhageschäfte projektierte Kauf unmöglich ge­
worden und der Verkäufer ist dem Käufer zur Herausgabe der Arrha 
verpflichtet. So erklärt sich wohl der Vorgang bei PLAüTUS Pseudo1us, 
wo das griechische Vorbild getreulich vom lateinischen Dichter nach­
gebildet ist 2. 

Aus dem Arrhageschäfte haftet der Käufer nur mit der Arrha. 
Wenn er sie auslöst, indem er zahlt und die Tradition empfängt, er­
folgt dadurch erst das nw?c:iv, das Verkaufen, der Austausch von \Vare 
und Preis, von dem THEOPHRAST spricht. Koch die arabische Version 
des syrisch-römischen Rechtsbuches (Ar. 32) gibt hier gut die griechi­
sche Auffassung wieder, wenn sie bei der Darstellung des Verzugs des 
Verkäufers, der die Arrha empfing, sagt: "wenn dann der Verkäufer 
ihn (d. h. den leistungsbereiten Käufer) täuscht und nicht verkauft ... ". 
Ebenso spricht die Pariser Version P. zr von "nicht kaufen wollen" des 
Käufers, der die Arrha verwirkt. 

Dieser Gedanke, daß der Käufer bei dem Arrhageschäft ein Pfand 

1 PLAUTUS Curculio V. 554· 
2 Gegen eine schiefe moderne Auffassung bei FREU:"rDT, \Vertpapicrc im 

antiken nncl mittelalterlichen Rechte 2, rg8ff., vgl. meine Ausführungen Ztschr. f. 
Handelsrecht 191 I. Der unberechtigte Vorzeiger der Erkennungsmarke wird hier 
nach griechischem Recht nicht Eigentümer der ihm ausgelieferten Sache, da er 
nicht den Kaufpreis bezahlt hatte. 
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gibt, das er durch Vollziehung des folgenden Barkaufes einlöst, ist in 
dem Aufbau des altgriechischen Kaufrechtes klar: der Käufer muß den 
ersten Schritt zur Vollziehung des Barkaufes tun. Die Gesetze oder 
die Parteien setzen eine Frist für die Anbietung des Kaufpreises, nach 
deren Ablauf der Käufer als säumig gilt. Der Verkäufer kommt da­
durch zu einer Haftung, daß er den angebotenen Preis ablehnt. Daß 
er selbst nicht liefert, wird nur als Konsequenz dieser Ablehnung still­
schweigend vorausgesetzt. Und noch in der hellenistischen Klage auf 
Zurückziehung des Arrhageschäftes spielt diese Aufforderung an den 
Käufer zum Vollzug des Barkaufs eine Rolle. Praktisch unterscheidet 
sich dies ja nicht sehr bedeutend von dem klassischen römischen Zu­
stande, wie ihn die herrschende Lehre heute noch im Anschlusse an 
KELLER auffaßt. Auch danach kann der Käufer nur die Verurteilung 
des Verkäufers verlangen, wenn er selbst den Preis anbietet. Aber 
zweifellos ist im römischen Rechte mit seinem Synallagma der beiden 
Schuldverhältnisse doch der Gedanke klar, daß der Käufer Lieferung 
der Sache verlangt und den Schadensersatz wegen Nichterfüllung 
dieses Anspruchs ohne Rücksicht darauf durchsetzt, ob der Verkäufer 
den Preis annimmt. 

Der Gedanke, daß nach dem Arrhageschäft ein Barkauf statt­
findet, dessen Zustandekommen durch das Arrhageschaft vermittels 
Haftung auf die Arrha gesichert wird, führt bei dem Gattungskauf 
zu eigenartigen Konsequenzen. In P. Magdola 26 (3. Jahrhundert 
a. Chr.) sehen wir, daß bei einer ersten Lieferung von Wein aus einem 
Lieferungskauf der Preis für die erste Lieferung bezahlt wird und eine 
Erhöhung der Arrha durch erneute Zahlung eines Handgeldes statt­
findet. Die Arrha ist hier eben nicht Zeichen für Abschluß eines obliga­
torischen Vertrages, sondern nachdem wohl bei der ersten Zahlung die 
anfangs gegebene Arrha mitgerechnet worden ist, muß, wahrscheinlich 
damit eine Haftung für die zweite Lieferung entsteht, nochmals eine 
Arrha vom Käufer gegeben werden. 

Wenn eine der Parteien nicht den Barkauf vollzieht, ist nach alt­
griechischem Rechte die ganze Haftung wegen Vertragsverletzung an 
die Arrha geknüpft. Wenn der Käufer, der versprochen hat, zu zahlen, 
nicht die Zahlung anbietet, verwirkt er die Arrha, entweder wie nach 
altgriechischem Recht bei THEOPHRAST nach Ablauf der zur Zahlung 
gesetzten Frist, oder wie nach PAPPULIAs' Nachweis im hellenistischen 
Rechte durch Urteil auf eine Klage, welche die Vertragserfüllung oder 
den Verfall der Arrha fordert. Sehr interessant ist die Behandlung des 
säumigen Verkäufers. Er hat gegen die Abrede gehandelt, unter der 
er die Arrha erhielt. Also haftet er nach gewissen altgriechischen und 
nach hellenistischem Rechte für die Zahlung des duplum der Arrha, 
eben weil sein Verstoß gegen das Gedinge, unter dem er die Arrha 
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empfing, in ähnlicher \Veise den Strafzuschlag verdient wie der un­
getreue Depositar, der das herausverlangte Depot nicht herausgibt. 
Die attische 1\.echtsentwicklung und anscheinend als führende Gesetz­
gebung die von TH1..iRIOI ist hier über die Auffassung des Realvertrages 
hinausgekommen, indem sie den säumigen Verkäufer auf den Betrag 
des Kaufpreises haften ließ. Aber die hellenistische Rechtsbildung in 
Agypten zeigt uns, daß hierin nur ein Ansatz zu einer Weiterbildung 
lag, den das griechische Recht nicht entwickelt hat. Das hellenistische 
I\.echt Agyptens wußte noch nichts von solchen Tendenzen, auf dem 
Umwege des Arrhavertrages zu einer Haftung nach Maßgabe des Ver­
tragsinhaltes des konsensualen Kaufes zu gelangen. Davon überliefert 
eine hellenistische Quittung, Loncl. II, 143, die erst PAPPULIAS richtig 
verstand, uns eine interessante Spur. PAPPt:LIAS (Zusammenfassung 
S. 5gf.) legt dar, wie dort Kephalos von der Tapontos ein Grundstück 
von 2 1/ 20 Aruren für einen unbekannten Preis mit roo Drachmen Hand­
geld ohne schriftlichen Vertrag gekauft hat. Da die Verkäuferin nicht 
erfüllte, mußte sie an Kephalos den doppelten Betrag der Arrha zahlen. 
In der Quittung ist die causa dieser Schuld, wie folgt, beschrieben: 
r»v u)rplAEV a1mp Tanovrcu; Öla XElgo; ayg6.rpw; -~ ano 1.6yov dggu.ßcuvo;. 
Die Verkäuferin schuldete noch dem Käufer diesen Restbetrag "aus 
dem Grunde der Arrha ohne Schrift durch Handreichung". Da hier 
die bekannte Bedeutung des Olal.,Elgd; als der "baren Zahlung" im Gegen­
satz zum Bankakt keinen Sinn gibt, wird man in dem Text der ·er­
kunde den Gedanken ausgedrückt finden, daß ,,durch die Darreichung 
der Arrha" "ohne Schrift" das Schulch·erhältnis zustande kam, auf das 
hier gezahlt wurde. Also mit dem Gedanken des Realvertrages, der 
Hergabe eines Gegenstandes, die bei Nichteinhalten der eingegange­
nen Abrede zur Rückgabe verpflichtet, wird hier, wenn ich die Ur­
kunde recht verstehe, gearbeitet. Diese Griechen wissen nichts von 
dem Gesichtspunkt des römischen Juristen, der die Arrha, wenn der 
Schuldvertrag nicht erfüllt wird, mit der a 0 empti aus dem Kon­
,;ensualvertrage zurückforelern läßt. Und es entspricht dieser Rechts­
auffassung nur, wenn der Vertrag über den Lieferungskauf nicht mit 
ci n er Feststellung der V erpflich tungser klärungen der Parteien be­
ginnt, sondern mit dem Bekenntnis des Verkäufers über den Emp­
fang der Arrha. Weil im altgriechischen Recht augenscheinlich der Ge­
danke des binelenden obligatorischen Kaufvertrages fehlt, ist es auch 
bedenklich, wenn PAPPC.:LIAS vom Reurecht (cJlxu.{w!w -r:ij; fü':Tavo{rl;) 
der beiden Vertragsparteien des Arrhavertrages spricht oder vom Rück­
tritt vom Arrhavertrage. Diese Termini setzen doch einen bindenden, 
zur Erfüllungshaftung verpflichtenden Vertrag voraus. Aber an einem 
solchen fehlt es bei dem Arrhageschäfte. Die wv~-ngum; ist ein Schuld­
vertrag, bei dem die Hajtung allein durch Hingabe der Arrha her-



Geschichtliche Entwicklung der Arrha im Obligationenrecht. 271 

gestellt wird. Wenn der eine der beiden Teile das im Schuldvertrag 
gegebene Versprechen nicht erfüllt, haftet er nicht schlechthin persön­
lich aus dem Schuldvertrage. Derjenige, der die Arrha gab, haftet nur 
gegenständlich beschränkt mit der Arrha, die verfällt. Derjenige, der 
die Arrha bekam, haftet wegen des Empfanges der Arrha auf deren 
duplum. 

PAPPULIAS erklärt die Arrha wohl mit Grund als ein griechisches 
l~echtsinstitut, das in Rom mit dem griechischen Geschäftsverkehr 
bekannt wurde: der griechische Xame, die Anlehnung V AEROS (l. l. 
5, 175) an die griechischen Schuldefinitionen, endlich die Bedeutung 
der Arrha als vorschußweise Zahlung eines Teiles des Kaufpreises 
in beiden Rechten deuten darauf. \Veniger ist den Schlüssen zu 
trauen, die P APPl:LIAS aus der römischen Komödie zieht: wenn er 
(S. 31) aus PLAVTUS, Pseudolus, ein Indiz dafür zu gewinnen sucht, 
daß auch das republikanische Recht die arrha poenitentialis beim 
Kauf gekannt habe, bleibt doch wohl außer Ansatz, daß wir sonst 
nichts über eine solche Funktion der Arrha im römischen Rechte 
wissen und bei der bekannten Natur dieser römischen Kacl1dichtungcn 
griechischer Vorlagen 1 daher in diesem Punkte aus PLAUTUS allein 
keinen Schluß auf römische Rechtsübung wagen dürfen. \Vozu sollte 
auch die Arrha als Haftung aus dem Schuldvertrage in l<orn nötig ge­
wesen sein? --- Die Entwickelung einerseits des altzivilen Stipula­
tionsrechtcs, andererseits die auch wohl sehr alte Ausbildung des 
Konsensualkaufes im ins civile mußte die Arrha hier in ihrer grie­
chischen Funktion überflüssig machen. Daß sie als arrha confirma­
toria schon früh auch in Rom denkbar wäre, ist natürlich nicht zu 
leugnen. 

Gegenüber der Darlegung des griechischen Rechtsinstitutes der 
Arrha wirkt die Vorführung des klassischen römischen Arrharechtes 
durch den Gegensatz. PAPPULIAS hat auf 12 Seiten, ohne über­
mäßiges Unterstreichen der Antithese zum altgriechischen und helle­
nistischen Rechte die römischen Sätze über die arrha confirmatoria 
und über die "arrha und die lex commissaria" zusammengestellt. \Virt­
schaftlich handelt es sich in Rom wie im Hellenismus um dieselbe Er­
scheinung: bei dem Abschluß des Kaufvertrages wird vom Käufer ein 
Teil des Betrages des Preises gezahlt und nachher bei der Zahlung 
des Preises auf diesen verrechnet. Juristisch wirken die Definitionen 
des GAms (Inst. 3, 139. D. 18, 13, 5 pr.) wie absichtliche Unterstrei­
chungen des juristischen Charakters der römischen Arrha gegenüber 
dem griechischen: quod saepe arrae nomine pro emptione datur non 
eo pertinet. quasi sine arra conventio nihil proficiat, sed ut evidentins 

1 Vgl. neuestens PARTSCH, Hcrmes 45 (rgro), 6r3f. 
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probari possit convenisse de pretio. Gerade was hier abgelehnt ist 
(non eo ... proficiat), entspricht der oben gegebenen Darstellung des 
griechischen Rechtes. In den praktischen Entscheidungen tritt über­
all hervor, daß die Arrha im klassischen römischen Recht nur Beweis­
zeichen für den Vertragsschluß und Vorauszahlung auf den Kaufpreis 
ist. Wenn der Kaufvertrag nachträglich unwirksam wird, wird daher 
die Arrha nach julianischer Praxis mit der a 0 empti als Rücktrittsklage 
zurückgefordert (D. Ig, I, II, 6. Cod. 4, 45, 2 pr. §I), nicht anders 
als die Vorauszahlung des Mietspreises, wenn der Mietvertrag durch 
nachträgliche Unmöglichkeit der Leistung unwirksam wird, mit der 
ao conducti zurückgefordert wird (D. Ig, 2, Ig, 6). PAPPULIAS ist da­
neben auf D. Ig, I, II, 6 eingegangen, eine Stelle, die immer noch der 
Arbeit bedarf. Mit der gewöhnlichen Auffassung denkt er im ersten 
Satz, wo JuLIANS Meinung referiert ist, an einen unwirksam gewordenen 
Kauf mit Arrha, im zweiten an einen erfüllten Kaufvertrag mit Arrha. 
Aber, wenn der Text klassisch ist, wäre im zweiten Satze doch wohl 
etwas anderes vorausgesetzt: si annulus datus sit arrae nomine et 
secuta emptione pretioque numerato et tradita re anulus non reddatur. 
Das klingt nach einem mit Hingabe einer Arrha geschlossenen Vor­
vertrage, nach welchem erst die volle Einigung über Ware und Preis 
im Konsensnaivertrage folgte. Das Nebeneinander von Kontraktsklage 
und condictio nach der von ULPIAN referierten Entscheidung des 
zweiten Falles ist anstößig. In der Fragestellung lag deutlich genug 
die Meinung, daß die a 0 empti die Anwendbarkeit der condictio aus­
schlösse. Bei dem Klassiker ist diese Konkurrenz des Anspruchs aus 
dem kausalen Vertrag und des Anspruchs wegen Mangels der causa 
ebenso anstößig, wie sie für JusTINIAN nur zu natürlich ist. Sollten 
hier nicht erst die Byzantiner die condictio eingeführt haben? -
Übrigens ist es m. E. auch zweifelhaft, daß die Worte secuta emptione 
klassisch sind. Die Art, wie ULPIAN die Meinung JuLIANS anwendet, 
deutet in der Tat darauf, daß in dem zweiten Fall, wo die Arrha im 
Ring besteht, derselbe Fall vorlag wie im ersten, wo die Arrha in Geld 
besteht. Nun ist aber die Arrha des ersten Falles zweifellos bei 
Abschluß eines Konsensualkaufs als Perfektionszeichen gegeben. Daß 
sie von ULPIAN ebenso im zweiten Falle behandelt war, ist auch aus 
der allgemeinen Behandlung der Arrha bei den Juristen wahrschein­
lich. Secuta emptione pretioque numerato et tradita re zeigt sprachlich 
einen harten Aufbau der kopulativen Anreihung. Sachlich würde sich 
die Interpolation leicht aus derselben Anschauung erklären, die im 
Cod. Just. 4, 2I, IJ, 2 hervortritt, vgl. unten S. 277f. 

Im Vergleich mit der griechischen Arrha muß die römische Arrha 
bei dem Kauf mit lex commissaria eine besondere Aufmerksamkeit 
beanspruchen. P APPULIAS betont, daß auch hier die Arrha im rö-
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mischen Rechte immer nur als Beweiszeichen behandelt wird; ihre 
Verwirkung erfolgt nur nach den allgemeinen Grundsätzen, nach wel­
chen der Käufer seine Rechte aus dem Konsensnaivertrage verliert. 
Daß die lex commissaria dem hellenistischen Rechtsverkehr die Ge­
legenheit bot, die im Osten übliche griechische Arrha ins römische 
Rechtsleben einzubürgern, ist wahrscheinlich, wenn wir bei ScAEVOLA 
(D. r8, 3, 6, r; r8, 3, 8) dieselbe Ausgestaltung des Kaufvertrages wie 
bei THEOPHRAST finden: der Kauf mit Arrha, die Fristsetzung für die 
Zahlung des Kaufpreises. Sogar den Inhalt der lex commissaria, die 
oft ausdrücklich von der Verwirkung des Handgeldes bei Verzug des 
Käufers spricht, konnte man aus den hellenistischen Formularen der 
Haftungsklausel übernehmen. Es ist vielleicht kein Zufall, daß ge­
rade ScAEVOLA, bei dem die griechischen Fälle häufig sind1, diese 
Arrhageschäfte bespricht, und daß die Adressatin in dem Reskript 
(Cod. 4, 54, r), das den gleichen Tatbestand behandelt, Clandia Dio­
tima heißt. 

Den größten Raum, fast die Hälfte der ganzen Schrift, nimmt die 
Darstellung des Rechtes des Hellenismus ein: die Urkundentypen für 
Kauf und Dienstvertrag, in denen die Arrha vorkommt, werden vor­
gelegt und mit sorgfältigen Interpretationen erläutert. Bei den Kauf­
urkunden steht an der Spitze das Empfangsbekenntnis über das Hand­
geld. Der Kaufvertrag mit Angabe von Ware und Preis wird nur als 
Gedinge zu diesem Empfangsbekenntnis erwähnt (anexw ... ar}eaßwva 
•.. Tij~ Ttflij~ TWV vnaex6nwv flDt . .. a Xat xarayea1JlW). Das Versprechen 
in diesem Arrhavertrage geht auf "Lieferung der Sache - oder auf 
Ausstellung der xarayeaqn] an der Sache - wenn der Käufer es ver­
langt, indem ich, der Verkäufer, dann den Preis empfange". PAPPV­

LIAS erklärt diese xarayearpl] noch abweichend mit der neuerdings 
wieder hervorgetretenen Meinung der Mehrzahl der Papyrologen, in­
dem er sich RABEL anschließt. Diese Frage kann hier beiseite bleiben, 
-jedenfalls handelt es sich bei dem Versprechen der xarayearpl] um eine 
für den Eigentumsübergang wichtige Rechtshandlung des Veräußerers. 
- Neben dem Versprechen, das den Schuldvertrag bei dem Arrha­
geschäfte darstellt, folgt dann die Haftungsklausel, die ganz auf die 
Arrha abstellt: der Käufer, der nicht den Preis anbietet, verwirkt die 
Arrha, der Verkäufer, der trotz Preisanbietung nicht liefert, soll auf 
Zahlung des doppelten Betrages der Arrha haften. -

Bei den Dienstverträgen wird eine hellenistische Urkunde aus rö­
mischer Zeit (P. Fay gr) neben eine byzantinische Urkunde aus der 
Zeit JusTINIANS gestellt (Oxy. 140 ao 550 p. C.). Der Dienstherr gibt 
die Arrha dem Angestellten, der bei Bruch der Vertragspflicht zum 

1 Vgl. KüBLER, Zeitschr. Sav.-St. 28 (1907) p. 174ff., 29 (1908) S. r83 ff. 

Partsch, Aus nachgelassenen Schriften. rS 
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Ersatz des doppelten Betrages verpflichtet ist. Auch hier ist die Arrha 
Vorauszahlung auf den Dienstlohn, als dessen Teilbetrag sie nachträg­
lich verrechnet wird, oder sie wird nach Ende des Dienstverhältnisses 
zurückgezahlt. 

Nach einer gründlichen, schon erwähnten Exegese zu P. Lond. 
II, 143, der Quittung über Zahlung auf einen den Verkäufer treffen­
den Zahlungsanspruch auf das duplum der Arrha, geht der Verfasser 
auf die Klage der Aurelia Demetria ein, CPR I, 19 (a0 339 p. C.), den 
schon MITTEIS erörtert hat. Auf der Grundlage dieser wichtigen Prozeß­
urkunde und der Geschäftsurkunden gibt der Verfasser eine treffliche 
Zusammenfassung des hellenistischen Arrharechts. Beide Parteien sind 
frei von jeder Erfüllungshaftung. Der Verkäufer riskiert die Haftung 
auf die doppelte Arrha, "wenn er gegenüber dem Angebot des Kauf­
preises die Vollziehung der uawyeacp~ verweigert". D2r Kielufer unter­
liegt in den bisher bekannten hellenistischen Urkunden Agyptens 
nicht der Frist, mit deren Ablauf er als zurückgetreten gilt. Aber der 
Verkäufer kann dieselbe 'Wirkung, welche für den Käufer den Verlust 
der Arrha zur Folge hat, dadurch herbeiführen, daß er gegen den Käufer 
klagt darauf, "daß er den vereinbarten Preis zahlt und die uaraygacp~ 
entgegennehme oder der Arrha für verlustig erklärt werde". Dieselbe 
Formulierung wird mit großer \Vahrscheinlichkeit herausgestellt für 
die Klage des Käufers gegen den V er käufer: "daß er gegen Empfang 
des Restes des Preises die uaraygarp~ vornehme oder die doppelte Arrha 
herauszahle". 

PAPPULIAS hebt richtig hervor, daß hier also die Erfüllung des 
Arrhageschäftes nicht Inhalt einer Obligation ist. -- Dieses Arrha­
recht gilt nicht nur, wie eine Meinung annahm, für mündliche Schuld­
verträge, sondern auch für schriftliche. Es beruht in dieser Form 
nicht auf ausdrücklichen Vereinbarungen, sondern auf dem in den 
Urkunden erwähnten "Gesetz über die Arrha" (6 rwv &.ggaßwvwv v6,uor;), 
das selbst die Verwirkung der Arrha für den Geber der Arrha ver­
fügte, wie die Haftung auf das duplum für den Empfänger, der seinem 
Versprechen untreu wird. Daneben bespricht der Verfasser die von 
dem Gesetzeswortlaut abweichenden Vereinbarungen. Auch die ver­
schiedenen 'Möglichkeiten der Behandlung der Arrha bei Erfüllung 
des unter Arrha zustande gekommenen Schuldgeschäftes werden hier 
überblickt: die Rückgabe der Arrha nach Erfüllung des Kaufes oder 
die Verrechnung der als "unentreißbar" (&.~·a:;r6g~rpov) gegebenen Arrha 
auf den Kaufpreis. 

In dieser Ausgestaltung erhielt sich der Rechtszustand bei dem obli­
gatorischen Kauf griechischen Rechts bis in die byzantinische Zeit 
hinein. Das syrisch-römische H.echtsbuch (leges Constantini, Theodosii, 
Leonis) zeigt, daß auch in diesem Punkte das hellenistische Recht sich 
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nicht gefügig in die zu Gebote stehenden römischen Formen einschmiegte, 
sondern sich in der Praxis behauptete, als gelte der alte v6,uoc; rwv 

dcf!aßwvwv weiter. 
Allerdings hatte der BRUNS' sehe juristische Kommentar dieses Er­

gebnis, das aus mehreren Stellen der Versionen (L sr. 1\. I 22. R II 
32. 99· R III sr. Ar. 32. Ar. 38. Arm. 27. Arm. 97) folgt, durch den 
Hinweis auf andere Stellen in den verschiedenen Versionen verdunkelt, 
die nahezulegen schienen, daß auch der Erfüllungsanspruch aus 
dem bindenden Konsensualkontrakte und die arr.ha confirmatoria 
diesen mesopotamischen Rechtsbüchern bekannt gewesen sein dürfte. 
PAPPULIAS stellt fest, daß dort, wo überhaupt die Arrha erwähnt ist, 
die griechische Renstrafe vorliegt. - Man wird die Worte in P. 21, 

nach denen es dem Käufer und dem Verkäufer bei dem Arrhakauf 
nicht gestattet ist, zurückzutreten, keineswegs auf den Ausschluß der 
griechischen arrha poenitentialis deuten dürfen, zumal ja unmittelbar 
darauf das griechische Arrharecht dargestellt ist. Der Verfasser hätte, 
wenn er das attische Material mit uns verstände, darauf himveisen 
können, daß ja auch bei den Grammatikern ähnliche \Vendungen für 
das attische Arrharecht vorkommen 1 , in welchem auch nur die grie­
chische arrha poenitentialis bekannt ist. 

Das syrisch-römische Rechtsbuch ist ein wichtiges Denkmal für 
die Praxis vor JusTINIAN. Hier finden wir die historische Erklärung 
für die justinianische Reform des Rechtes der Arrha. P APPULIAS stellt 
zunächst die justinianischen Bestimmungen dar: Cod. 4, 21, IJ. -

Inst. 3, 23 pr. Er hebt hier den Gegensatz hervor, der zwischen diesen 
beiden justinianischen Stellen den \Vorten nach für jeden bestehen 
muß, der sie nur mit dem Hinblick auf die römische Rechtsordnung 
liest: in Cod. 4, 21, 17, I bezieht sich die Bestimmung über die Arrha 
anscheinend auf einen Vorvertrag über den künftigen Kaufvertrag, 
in Inst. 3. 23 pr. ist diese justinianische Ordnung zitiert, als werde die 
Arrha zum Kaufvertrage selbst bestellt. Soll man die Bestimmung 
JusnKIANS, wie BECHMANN und MITTElS denken, nur auf einen Vor­
vertrag beziehen und annehmen, daß Cod. 4, 21, 17 nur für den Vor­
vertrag die Bestimmung gebe, daß bei Nichtzustandekommen des 
schriftlich zu schließenden HauptYertrages die Arrha verfallen solle? 
- Oder soll man mit \VINDSCHEID und DEE?i"BUEG aus den beiden 
Bestimmungen die Regel entnehmen, daß die Parteien bei dem mit 
Arrha abgeschlossenen Kaufvertrage die \Vahl zwischen dem Erfül­
lungsanspruch und der Geltendmachung der Rechte aus der Arrha 
haben? 

1 Etym. magn. Etym. Gud. s. Y. d.eQaßwv: ov avyxwcshm emß1JV ysvia{}m TYJV 
ntanv TWV avvaAAan6vrwv ... d.rp' ov yae oof}fj 6 aeeaßwv OV f'CTaXtJJStrat sie; (j)),ov. 

18* 
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PAPPULIAS hat sich nur referierend gegenüber dieser berühmten 
Streitfrage über die Erklärung von Cod. 4, zr, 17, r und Inst. 3, 23 pr. 
verhalten. M. E. liegt hier ein Musterbeispiel für den bedeutenden 
Wert vor, den die Erforschung des griechischen und des hellenistischen 
Rechtes für die Erkennung der justinianischen Quellen hat. Zwei 
Fragen sind zu trennen: was wollte JusTINIAN mit seiner Konstitution 
sagen, und wie erklärt sich die anscheinende Differenz der Stelle im 
Kodex und des Referates der Institutionen? - Andererseits: wie 
haben wir uns die praktische Gestaltung des Rechtes der Arrha danach 
vorzustellen? Für die Exegese von Cod. 4, zr, 17 ist der Charakter 
dieser justinianischen Verordnung nicht ohne Interesse. Es ist keine 
von den Reformkonstitutionen, die an Technik und Denkformen des 
klassischen Rechtes anknüpfen und diese weiterbilden. Sondern diese 
Verordnung arbeitet mit den Denkformen der byzantinischen Nota­
riatspraxis, wie sie andererseits auf das Bedürfnis des Tages deutlich 
genug abstellt. Dieser Praxis bietet sie die einfache Regel, welche durch 
die Anwendung des klassischen Kontraktsrechtes in dem ganz auf das 
Urkundenwesen eingerichteten justinianischen Geschäftsleben notwendig 
war: der nach gesetzlicher Regel oder nach Parteivereinbarung schriftlich 
geschlossene Vertrag soll erst zustande kommen, wenn die Urkunde 
vollzogen ist. Die besondere Bestimmung über die Anwendung des alten 
Rechtes auf die noch nicht vollzogenen Urkunden zeigt, wie sehr man an 
die Bedürfnisse der zeitgenössischen Praxis dachte. Unter dem Gesichts­
punkt des byzantinischen Notariates aber gewinnen die Worte dieser 
justinianischen Ordnung einen eigenen Klang. Dieses byzantinische 
Notariat handhabt ja die alten hellenistischen, durch das römische 
Recht leicht umgestalteten Formulare der Verträge und in ihnen zahl­
reiche Denkformen hellenistischen Rechtes. Man braucht nur den Text 
dieser Konstitution zu lesen, um festzustellen, daß diese hellenistischen 
Denkformen der Urkunden gar nicht ohne Einfluß auf die Redaktoren 
des Gesetzes waren. Da wird neben dem contractus venditionum vel 
permutationum vel donationum auch noch die datio arrae als Ver­
trag genannt, offenbar weil diese Byzantiner noch neben der op,o'Aoyta 
über den Kauf den besonderen Urkundentyp des Arrhavertrages haben, 
dessen Formular mit dem Empfangsbekenntnis über die hingegebene 
Arrha beginnt. Wie die folgenden detaillierten Bestimmungen über die 
Urkundenerrichtung auf die byzantinische Notariatspraxis abstellen, 
bedarf keines Wortes. Deutlicher wird diese Beziehung zu den helle­
nistisch-byzantinischen Urkunden noch in dem letzten Paragraphen 
über die Arrha. Da wird ein Rechtszustand bekräftigt, der "auch künftig­
hin" (et in posterum) gelten soll. Und das ist die Verwirkung der Arrha 
seitens desjenigen, der sie empfing, wenn er das Versprechen nicht hielt, 
andererseits die Zahlung des doppelten Betrages der Arrha, wenn der-
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jenige, der sie nahm, das Versprechen nicht erfüllte. Auf Grund wel­
chen Rechtssatzes galt dieser Zustand bisher für die Arrha nach älte­
rem Recht? Doch wohl überhaupt nicht nach römischem Gesetzes­
oder Gewohnheitsrechte, das nur die arrha confirmatoria und die Ver­
wirkung der Arrha irrfolge der lex commissoria kennt! Aber ]GSTINIAN 

selbst sagt ja, auf welcher Grundlage bisher der für die Zukunft kraft 
seiner Bestimmung eingeführte Rechtszustand bisher gelebt hatte: die 
besondere Klausel im Vertrag soll nicht mehr nötig sein: licet non sit 
specialiter adiectum, und die Institutionen sagen, daß jetzt dieser 
Rechtszustand gilt: licet nihil super arris expressum sit. Der Kaiser 
rezipierte also das in der hellenistischen und byzantinischen Urkunde 
fortlebende hellenistische Recht der Arrha ins römische Recht. Die 
Urkunden in ihren Haftungsklauseln hatten ja nachweislich solche 
Bestimmungen über die Venvirkung der Arrha und über die Zahlung 
des duplum der empfangenen Arrha. Bei dieser Sachlage aber ist es 
wahrlich nicht waghalsig, den § z der const. 4, zr, 17 eben nach seinen 
Vorlagen in der byzantinischen Urkundensprache zu beurteilen, nach 
den alten hellenistischen Denkformen, die wir bis in die Sätze des sy­
rischen Spiegels hinein deutlich verfolgen können. Dann aber ist die 
facienda emptio, für welche die arra gegeben wird, nicht ein Konsen­
sualvertrag, welcher durch das Arrhageschäft als Von'ertrag angebahnt 
werden soll, sondern es ist der Barkauf, der als Vollzug des Arrha­
geschäfts nach griechischer l~echtssitte durch Austausch der Leistungen 
erfolgt, welche im Arrhageschäft versprochen waren: vendere pollicitus 
est - emere pactus cst, das sind die Erklärungen des obligatorischen 
Kaufgeschäftes, für welches die Arrha gegeben wird. Und der Ver­
käufer der venditionem recusans in duplum eas (arras) reddere cogetur 
ist der Verkäufer, der nach dem Abschluß des Arrhakaufes erst den 
angebotenen Kaufpreis annimmt, d. h. also auch seinerseits erst liefert. 
Es ist derselbe juristische Gedanke, den wir oben bei THEOPHEAST und 
noch im syrischen Eechtsbuch fanden. 

Die Probe auf die Richtigkeit dieser Behauptung wird durch die 
Institutionen geliefert. Der moderne Romanist, der mit leisem Grauen 
dieses Zurückgreifen auf griechische Denkformen in einer Erläuterung 
justinianischer Quellen mit ansieht, weiß wohl, mit welchem Auge die 
Verfasser der Institutionen die justinianische Konstitution lasen. Den 
Anfängern, denen man die Denkformen der klassischen Jurisprudenz 
einprägte, mußte die justinianische Verordnung in der Sprache der 
klassischen Quellen klargemacht werden. Und so wird aus dem helle­
nistischen Arrhavertrage, der in scriptis sive sine scriptis super fa­
cienda. emptione geschlossen war, die venditio in scriptis sive sine 
scriptis celebrata, aus dem gräzisierenden Arrha.vertrage über den 
künftigen Barkauf ein römischer Konsensnaivertrag mit dem synallag-
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matischen Schuldverhältnisse auf Tradition und Kaufpreiszahlung. 
Statt des gräzisierenden Barkaufs in Cod. 4, 2I, 17 steht in lnst. 3, 23 pr. 
das adimplerc contractum. Im Codex wie in den Institutionen ist der­
selbe Fall gemeint, nämlich die Arrha beim Abschluß des Kaufver­
trages1. 

JusTINIAN hatte mit einem kurzen Satze den griechischen Kauf 
mit Arrha ins römische Privatrecht rezipiert und hatte dadurch die 
arra poenitentialis für das römische l{echt, soweit wir dessen Quellen 
übersehen, erst geschaffen. Wie verhielt sich dieses Institut zu dem 
römischen Kaufrechte? Der Kaiser selbst hat sich nicht dazu ge­
äußert, und es scheint auch an einem Zeugnis dafür zu fehlen, wie 
die byzantinische Fraxis sich half. \Vahrscheinlich ist doch wohl die 
Lehre von \V I:-i'DSCHEID und Dm-te\BUH.G das sachlich Angemessene: das 
\Vahlrecht der Parteien zwischen der Erfüllung des obligatorischen 
Kaufvertrages und den Rechten aus der Hingabe des Handgeldes. Ist 
das Handgeld gegeben, ohne daß ein schriftlicher Kaufvertrag per­
fekt geworden ist, so kann es allerdings zu dem Zustand kommen, 
daß nur Eechte aus der Hingabe der Arrha entstehen, vgl. den Satz 
in Inst. 3, 23 pr. 

P APPULIAS hat diesen Charakter der justinianischen Arrha als einer 
arra poenitentialis im jnstinianischen l{echte und in den Sätzen der 
byzantinischen Rechtsbücher nach JusTINIAN weiter verfolgt. Er hätte 
auch andererseits den Spuren nachgehen können, welche die griechische 
Auffassung des Kaufrechtes in den byzantinischen Rechtsbüchern ließ. 
Dort finden sich mehrfach Definitionen des Kaufes, welche den Kauf 
gar nicht als Konsensualkontrakt behandeln, sondern als Bargeschäft 
mit Lieferung und Zahlung Zug um Zug erklären 2 . Auch hier erhielt 
sich die alte hellenistische Denkform bis i.n die spätbyzantinischen 
Quellen hinein. 

Der Blick, den PAPPüLIAS auf die griechischen Quellen des byzan­
tinischen Mittelalters, auf moderne Rechtsbücher und Gesetze wirft, 
ist für den westlänclischen Juristen instruktiv. 

Noch reizvoller ist es, aus den Ergebnissen, die wir soeben mit 
PAPPliLIAS herausgestellt haben, die Frage aufzuvverfen, wie sich das 
altgriechische, das hellenistische Recht sachlich zu den ähnlichen Ge­
dankengängen des germanischen verhalten, andererseits, ob die späten 

1 Die tatsächlichen Feststellungen über clas Verhältnis der Codexkonstitution 
und der Institutionenstelle hat auch l'APPULB.S schon gemacht: cf. S. roo über 
"super facicnda cmptionc" und die Erfüllung des Kaufs, über non procedente 
contractu als ,\usclruck für Rechtserfüllung cles Konscnsual vertrages. 

2 I)rochiron ßas. I .f, 1: ;r;eäats xai dyoeaa{a avv{ararat 1]v[xa ncei roV TLfl·fJ­
p.aro; tuarceov avvamiaav fdeo; o piv -d)v uawßoJcijv noll]arrrw, o ö€ nagaöoi17 TO m­
neaau6f1svov. Dazu Ecl. g, J. Harm. 3. 3, l. Vgl. FERRARI: DocumcntigreciMedio­
cvali, Leipzig IC)IO (ßyz. Archiv 9) S. roo. 
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hellenistischen Formulare des Arrhavertrages nicht durch die byzan­
tinische Praxis hindurch auch auf die abendländische Entwicklung Ein­
fluß geübt haben. Es fehlt hier an Raum, um das Problem in seinem 
ganzen Umfange aufzurollen. Hier sei nur angedeutet, daß sich ganz 
ähnliche Gedanken wie in der hellenistisch-byzantinischen Quellen­
welt auch in den altgermanischen Rechten wiederfinden. Daß die arra 
dort aus der Teilleistung entstand und ihrem Wesen nach eine auf die 
endgültige Leistung anzurechnende Vorleistung ist, hat SoHM1 her­
ausgestellt. 

Wie im griechischen Rechte ist der Arrhavertrag ein neben dem 
selbst nicht zur Obligation führenden Konsensualvertrage stehendes 
Haftungsgeschäft 2. Wer die Arrha nimmt, haftet bei Nichterfüllung 
der gegebenen Zusage. Nur entsteht nach der herrschenden Lehre aus 
dem germanischen Arrhavertrage von jeher eine Haftung des Nehmers 
der Arrha auf die Erfüllung des unter Arrha geschlossenen Vertrages 3 • 

Der Verkäufer, der die Arrha für den Abschluß des obligatorischen 
Kaufvertrages empfing, haftet mit seinem ganzen Vermögen für die 
Lieferung der verkauften Sache. So steht es zweifellos schon in 1. Visi­
goth. V, 4· 9 und schon bei RECCESSVIND (Leg. Visigoth. antiqu. rsr). 
Dagegen ist im älteren germanischen Recht die Verwirkung der Arrha 
von seiten des nicht Zahlung anbietenden Käufers nicht geltendes 
Recht!. Erst die lex Baiuwariorum kennt eine beiderseitige Verpflich­
tungswirkung aus dem Arrhageschäft4 . 

Diese Grundlagen der altgermanischen Quellen sind gegenüber dem 
altgriechischen und dem hellenistischen Recht wesentlich verschieden, 
bieten doch aber zum Teil ähnliche Erscheinungen, so in der Auffassung 
des Arrhageschäftes als eines Haftungsvertrages, so in der Auffassung 
der Arrha als einer teilweisen Vorausleistung. Ob nicht noch engere 
Beziehungen zwischen der Ausgestaltung in beiden Rechten bestehen, 
mögen die berufenen Kenner der germanischen Rechtsquellen ent­
scheiden. Man wird einmal die Parallele bemerken, die zwischen lex 
Baiuwariorum (r6, ro) und den hellenistischen Formularen besteht: 
wie im altgriechischen und noch vielfach im hellenistischen Recht, ist 
ein dies constitutus zum Vollzug des Barkimfs gesetzt. Wie dort ver­
wirkt der säumige Geber der Arrha das Handgeld; wie dort ist die 
Arrha normal Teilleistung und wird auf den Kaufpreis angerechnet. 
Und wie in BGU 446 ist dort vorgesehen, daß in diesem Falle es trotz 
der Verwirkung der Arrha noch zu einem Erfolg des Kaufes, zu einer 
Zahlung des Kaufpreises seitens des Käufers kommt. Auch schon die 

1 Das Recht der Eheschließung (Weimar 1875) S. z8ff. 
2 Vgl. v. AMIRA, Nordgerm. Obligationenrecht I 318ff. 333ff. II 342ff. GIERKE, 

Schuld und Haftung S. 343ff. 
3 Vgl. die Zusammenstellung bei GIERKE S. 345 ff. 4 L. Baiuwar. r6, ro. 
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älteste germanische Quelle, welche die Arrha erwähnt, bietet Erschei­
nungen, welche den hellenistisch-byzantinischen verwandt sind. Da­
nach (Cod. Eurici c. 297b) gilt allerdings nur einseitig verpflichtende 
Wirkung der Arrha. Wer sie gab und säumig wird, haftet nicht, sondern 
hat Anspruch auf Rückzahlung der Arrha. Aber genau wie in den alt­
griechischen Gesetzgebungen, die nach Vorbild der Thurier die Haf­
tung des Empfängers auf den Betrag des vereinbarten Kaufpreises 
kannten, heißt es dort: qui arras pro quacunque acceperit re, praetium 
cogatur implere quod placuit. Nach den Beobachtungen arrt griechischen 
Recht wird man sich fortan vielleicht hüten, für unmöglich zu er­
klären1, daß hier, wie nach dem Wortsinne scheint, der Verkäufer ein­
fach auf Betrag des Kaufpreises haftet. Wie sich die Parallele zum 
altgriechischen Rechte hier erklärt, muß dahingestellt bleiben. Haben 
hellenistische Formulare in der römischen Notariatspraxis den alt­
griechischen Rechtszustand der Gesetzgebung von Thurioi durch die 
Jahrhunderte fortgesetzt, wie diese Formulare ja andererseits die Haf­
tung auf das duplum arrae bis in die byzantinische Zeit lebendig er­
halten haben? Oder, was wahrscheinlicher ist, steht der Codex Euri­
cianus als Markstein einer alten Entwicklung des Arrharechtes da, 
welche ursprünglich auch bei den Germanen nur eine Haftung mit der 
Arrha und ihrem Vielfachen kannte, nachher zur Haftung auf den 
Kaufpreis fortschreitet, um in den jungen Westgotengesetzbüchern -
vielleicht nicht ohne Berührung durch römischen Einfluß - zur vollen 
Erfüllungshaftung aus dem Kaufvertrage zu gelangen? - Der Wert 
der rechtsvergleichenden Forschung liegt auch hier darin, daß sie für 
die Beurteilung längst gekannter Erscheinungen uns neue Möglich­
keiten eröffnet, wenn sie auch nicht immer gestattet, die neuen Fragen 
zu beantworten. 

Göttingen. 

1 So tut noch GrERKE, Schuld und Haftung S. 347 A. 46. 



9· M. ROSTOWZEW, Studien zur Geschichte des 
römischen Kolonates (Arch. f. Pap., 1. Beiheft). 

Leipzig und Berlin 1910. 

[Deutsche Literatur-Zeitung rgn, 2345-48] 

Während der letzten umfassenden Studien zur Geschichte des 
Kolonates im römischen Kaisereich wesentlich auf der Grundlage der 
lateinischen Quellen des römischen Rechts wie der römischen Verwal­
tungspraxis aus Italien und Afrika geführt wurden, hat RosTOWZEW in 
dem vorliegenden Werke den Grund zu einerneuen Behandlung dieses 
wichtigen Problems der antiken Agrargeschichte gelegt. In vier groß­
zügigen Kulturgemälden baut er die Grundfesten einer Geschichte des 
Staatslandes im ptolemäischen und römischen Ägypten, in Sizilien und 
Kleinasien, sowie im römischen Afrika auf. In imposanter Beherrschung 
des Materials, mit reichen Perspektiven ist hier monumentale Arbeit 
geleistet, welche der Wirtschaftsgeschichte wie der Rechtswissenschaft 
reiche neue Anregungen gibt. 

Die beiden ersten Abschnitte über das ptolemäische und römische 
Ägypten stellen eine meisterhafte Leistung moderner Urkundenforschung 
dar. Noch ist das ägyptische Material zu lückenhaft und allzu ungleich­
mäßig auf Raum und Zeit verteilt, um eine Agrargeschichte Ägyptens 
zu ermöglichen. Der Verf. hatte hier eine vornehmlich exegetische Auf­
gabe zur Erklärung des weitverstreuten Papyrusmaterials zu lösen. 
Gleichwohl ist das Buch nicht von trockener Gelehrsamkeit; der Ver­
fasser gruppiert seine Untersuchung so geschickt und gibt so scharfe 
neuartige Gesichtspunkte für die ägyptische Entwickelung, daß der Er­
klärung der Texte niemals der Reiz einer großzügigen historischen Dar­
stellung fehlt. Nach einer tiefgehenden Untersuchung über die wirt­
schaftlichen und rechtlichen Arten des Grundbesitzes in der Ptolemäer­
zeit stellt der Verfasser die Bewirtschaftung des Königslandes dar und 
kommt zu der nicht ganz neuen, aber doch erst von RosTOWZEW nun 
überzeugend nachgewiesenen These, daß es der Staat, d. h. der König 
ist, welchem wirklich das Eigentum am Grund und Boden Ägyptens 
zusteht; die große Menge derjenigen, welche das Land bewirtschaften, 
sind nur Besitzer, im Grunde genommen eigentlich nur erbliche, un­
befristete oder lang- und kurzbefristete Pächter. Was im römischen 
Recht der Kaiserzeit staatsrechtliche Theorie ist, wirkt im Ptolemäer­
reich als realer Faktor des Rechts- und Wirtschaftslebens mit ähnlichen 



282 Verstreute kleinere Schriften. 

Bewegungen: nicht nur der staatliche Bodenzins beruht auf diesem Ge­
danken, sondern auch die Eücknahmebcfugnis, die der Staat bezüglich 
des Privatlandes hat, ferner die eigenartigen Rechtsverhältnisse zwi­
schen dem ptolemäischen Staat und der Tempelverwaltung, die Leih­
verhältnisse zur Ausstattung der Armee mit Land. Der Boden Ägyptens 
ist danach entweder Königsland oder YYJ b acptiae[, vom König "ab­
gelassenes" Land. Ein Eigentum des einzelnen am Boden scheint nur 
auf geringem l{aumc, von altcrsher für 'Nein- und Gartenland, auf 
Häuser- und Baugrund bestanden zu haben. Erst in römischer ZE'it ,_,oll 
nach dem VerfassET das Eigenland der ägyptischen Bauern (y1) lou!>n:r)­
-roc;) in den Quellen hervortreten. Dieser Untersuchung und der Dar­
stellung der Entwickelung von kaiserlichem Hau:::gut (olatw) neben 
dem Staatsland, gilt der zweite Teil des \Verkes. Hier finden sich neue 
wichtige Untersuchungen zu der Vollstreckung der Fiskalforderungen 
im \Vege eines zunächst den wirtschaftlichen Ertrag des haftenden 
Landstückes ergreifenden Zwangsverwaltungsverfahrens, sowie eine 
Darstellung der Pachtverhältnisse mit der Staffelung von Großpächtern 
und Unterpächtern. Und an cliese Zeichnung der Staatspacht schlieiJt 
sich der Xachwcis der Entwickelung, auf Grund deren der Pächter des 
Staatslandes wie der Bauer, der zum eigenen Boden ein Stück Staats­
acker als öffentliche Fronde pachten mußte, schollenfest wurden. Bis 
ins 3· J ahrh. wird diese Geschichte der Staatsbauern mit reichen neuen 
Ergebnissen verfolgt und mit einem Ausblick auf die Jahrhunderte be­
schlossen, in denen der frühbyzantinische Großgrundbesitz des Beamten­
adels durch die Ausbildung der Patronatsverhältnisse den Privatkolonat 
entstehen ließ. 

Diese Darstellung der ägyptischen Verhältnisse wird nach aller Vor­
aussicht für die künftige Forschung die höchste Bedeutung haben. Daß 
an vielen Punkten der Verfasser \Vidcrspruch hervorrufen wird, ist 
schon heute sicher. Der Jurist wird in zahlreichen Punkten dem Buche 
nur die erneute Stellung der Probleme entnehmen dürfen, in anderen 
die Tatsachen leicht zusammenstellen können, für welche der Verfasser 
eine eingehende Bearbt~itung verlangt. So hat das ptolemäische Ver­
fahren, welches zur Auferlegung einer Buße (neoaupov) gegen den un­
berechtigten Okkupanten und dabei zu dessen Anstellung als Staats­
bauern führt, wohl im griechischen Eigentumsprozesse seine Vorbilder. 
Die Pachtverträge über Staatsland gelten nur deswegen auch gegen neue 
Erwerber, weil der Staat diese Geltung zur Vertragsbedingung gegen­
über dem Erwerber macht (vgl. für den allgemeinen Rechtszustand 
z. B. Tebt. 423, 26 [3. Jahrh. n. Chr.J) -, die Haftung der Beamten 
gegenüber dem Staat für jeden dem Staat erwachsenden Schaden aus 
ihrer Amtsführung geht einerseits auf hellenistisches Gesetzesrecht 
zurück, nach welchem der Anspruch, den der Beamte nicht zugunsten 
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des Staats geltend macht, gegen den Beamten selbst sich richtet, andrer­
seits auf die ausdrücklichen Garantien, welche die römischen liturgischen 
Beamten am Anfang ihrer Amtszeit für Schadloshaltung des Staates 
regelmäßig unter Bürgschaft bieten. 

Die Ergebnisse aus den griechischen Quellen Ägyptens werden vom 
Verfasser zu neuen Fragen an das hellenistische Quellenmaterial Siziliens 
und Kleinasiens verwendet. Auch in Sizilien ist der Rechtszustand 
nachweisbar, daß die ganze Bevölkerung des Landes als "Bauern des 
römischen Volkes" betrachtet wird, weil die Römer hier die Rechts­
nachfolger Hierons TI. sind. Wichtiger für die Parallele zur ägyptischen 
Entwicklung des Staatslandes sind die Beobachtungen über Kleinasien. 
Hier will RosrowzEw annehmen, daß bezüglich des Bodeneigentums 
ein Unterschied zwischen den Stadtterritorien und dem freien, dem 
König gehörenden Lande bestand. Im Stadtgebiet volles Bodenrecht 
der Privaten, im offenen Lande nur Pacht von Königsbauern oder Lehen, 
die der König vergibt, indem er selbst das Obereigentum behält. Die 
Geschichte dieser Königsbauern unter den Seleukiden, im Attaliden­
reiche und unter der römischen Herrschaft ist aus dem urkundlichen 
Material aufgebaut, die Rechtsstellung der Königsbauern wird nach 
ihrer Steuerpflicht, nach ihren Recht"\·erhältnissen zum Boden, sowie 
in ihrer Bindung an die Scholle untersucht, auch die bewußte Erfassung 
dieses Rechtsgebildes des Staatskolonates in der hellenistischen Staats­
theorie ist nachgewiesen. Hier entsteht ein Kulturbild, das vielfach zur 
Bestätigung und Ergänzung des ägyptischen wertvoll ist. 

Reich an juristisch neuen Gedanken ist der vierte Abschnitt, der 
über das römische Afrika. Der Raum ist hier zu eng, um auf alle die 
aufgerollten Probleme einzugehen. Für den Juristen ist die Besprechung 
der römischen Inschriften über provinziale Kolonate und Bergrechte 
besonders bemerkenswert. RosTO\VZEW hat hier sehr ernste Erwägungen 
über die Abhängigkeit des Rechtszustandes nach der lex Manciana, der 
lex Hadriana de rudibus agris, der Domäneninschrift vom saltus Buru­
nitanus, der lcx .Metallis dicta Vispacensis und der neuen Fragmente 
von Aljustrel (vgl. "YirsPOULET "Le n~gime des mines ... ", Paris rgo8) 
von den hellenistischen Staatspachtgesetzen angestellt. \Venn die Er­
gebnisse des Verfassers in diesem Punkte \~or der juristischen Prüfung 
standhalten, ergeben sich wichtige neue Tatsachen sowohl für die rö­
mische Rechtsentwicklung wie für das hellenistische Recht: es wird 
sich einmal darum handeln, in den Fragmenten der Rechtsbücher dieser 
anscheinend vom V erfass er nachgewiesenen Rezeption hellenistischen 
Verwaltungsrechtes ins kaiserliche Recht Roms nachzugehen. Andrer­
seits werden an diesem latinisierten hellenistischen Material dann auch 
Fragen lebendig, die wir heute nach dem griechischen Materiale allein 
nur unzureichend behandeln können. Der Verfasser hat nachgewiesen, 
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daß ein enger Zusammenhang zwischen dem hellenistischen öffentlichen 
Verkauf des Staatslandes nach Heroldsruf und dem Verfahren besteht, 
in dem der fiscus Caesaris dem ersten Schürfer nach Heroldsruf das 
Bergbaurecht zuschlägt (S. 357ff.). Er findet es mit Recht seltsam, daß 
hier (nach lex metalli Vispac. 13 f., 15 f.) die Römer die Formen der 
Auktion übernehmen, da doch der vom ersten Schürfer zu leistende 
"Preis" für die Ablösung des kaiserlichen Miteigentums aus der Hälfte 
des \Vertes des nach Schatzrecht behandelten Erzlagers (Fragm. von 
Aljustrel 4ff.) feststeht und zunächst nur der erste Schürfer den Zu­
schlag erhält. \Venn nach den Quellen wirklich die Assignation an den 
ersten Schürfer auf Grund einer Auktion mit Heroldsruf erfolgt, liegt eine 
andere Erklärung für die Beibehaltung des öffentlichen Verkaufs auf 
Heroldsruf viel näher. Der Ausruf war notwendig, damit sich ein etwaiger 
früherer Schürfer als besser Berechtigter melden und das pretium an­
bieten konnte. Und damit hätten wir denjenigen Gedanken, den ich 
schon bei der hellenistischen Auktion aus der Hand des Staates be­
sonders beachtenswert fand (Gött. gel. Anz. 1910, S. 739 [oben S. 173]). 
Auf der Ausbietung durch Heroldsruf muß es beruhen, wenn der helle­
nistische Staat den Zuschlag erteilt mit Erlöschen jedes besseren Rech­
tes früherer Berechtigter. Der Heroldsruf ist hier Publizitätserfordernis 
zum wirksamen Erwerb nichts anders als bei dem rechtsgeschäftliehen 
Erwerb des Grundeigentums nach altgriechischen Stadtrechten bei 
THEOPHRAST (Stob. Floril. XLIV, 22, 1). 

Göttingen. 



10. H. LEWALD, Zur Personalexekution 1m Recht 
der Papyri. Leipzig 1910. 

[Berliner Philolog. Wochenschrift r grr, 67 8-8o] 

Der kenntnisreiche Verfasser der Beiträge zur Kenntnis des römisch­
ägyptischen Grundbuchrechtes legt hier eine anregende Studie zum 
Recht der gräko-ägyptischen Personalexekution vor. Ausgehend von 
den obaerarii bei VARIW de re rustica I 17, z, die richtig als Schuld­
knechte gedeutet werden, welche der Gläubiger zur Feldarbeit ver­
wendet, bespricht er zunächst die griechischen Urkunden, welche einen 
Vertrag über Schuldabarbeitung bei Gelegenheit einer Darlehenshingabe 
zeigen: PER 6or4, wo die Dienste für die Kapitalrückzahlung Ersatz 
sind, Tebt. 384. PER 138. Fior 44, wo ein Verwandter oder ein Sklave 
des Darlehensempfängers Zinsen abdienen soll, endlich BGU rr26, wo 
im Stil der Darlehensurkunde Dienste verabredet werden, für deren 
Leistung der Darlehensempfänger die Darlehensurkunde und 40 Drach­
men dazu erhält, während er bei Nichtleistung für die Darlehensrückgabe 
mit sofortiger Zwangsvollstreckung in Person und Vermögen haftet. 
Dieser Vertrag über Abarbeiten einer Schuld wird vom Verfasser mit 
Recht aus dem Vergleich mit den Schuldknechten, die V ARIW für 
Ägypten erwähnt, ausgeschieden; es handelt sich hier nur um einen 
Vertrag über Dienste, in welchem das Entgelt auf die Darlehensschuld 
verrechnet wird. Dagegen scheinen die obaerarii des V ARRO in einer 
eigenartigen Institution der gräko-ägyptischen Personalexekution wirk­
lich erkennbar zu sein. 

Die ordentliche ptolemäische Personalexekution aus dem Urteil oder 
der das Urteil ersetzenden Vereinbarung der neu.!;ls XU,{)anse lx MX1]s 
erfolgte zunächst durch Haft im öffentlichen Schuldgefängnis (OEafkW­
T~(ll01'). Der Verfasser stellt dafür die Belege neu und in selbständiger 
Kritik gegenüber den Vorgängern (vgl. z. B. S. 35 f. über Oxy 259) zu­
sammen und hält mit Recht daran fest, daß die ordentliche Vollstrek­
kung gegen die Person stets unter behördlicher Intervention erfolgt 
(P. LILLF 7 ist wohl mit Grund nicht als Beweis gegen diese These 
aufgefaßt.) Gegenüber diesem Rechtszustand lenkt der Verfasser die 
Aufmerksamkeit auf die alexandrinischen Grkunden (BGU I053-1057, 
1106, III5-IIIg, II2I, 1122, 1133, 1142, 1143, II45-1147, II50 
Z. 14-25, II5I Z. 26-49, rr56), welche interessante, sicher nicht nur 
formale Abweichungen enthalten: der Schuldner soll hier naeaxeiffka 
aydJytpos sein und in Haft gehalten werden (avvixwiJw) können; da­
neben ist die sofortige Vollstreckung xaiJanse ix Mx17s vereinbart. Die 
Urkunden sind durchweg avyxcbgl)aLs-Urkunden, und in BGU rr56 
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scheint die Vereinbarung aywytfWV elvat im Zusammenhange mit der 
Eigenschaft des Apollophanes als "Perser" zu stehen (rj c;lvat -r[dv 
':4noA]Aoq)(lV1]V aywytflOV w~ 'XBX(!1Jfla7:l'X07:a Ilfea1JV -rfj~ eniyov*)· Der 
Verfasser sieht hier eine von der Regelform abweichende Exekutions­
form vereinbart, die neben der neaf;t~ uaih:lnc;e eu Mu17~ ihre selbständige 
praktische Bedeutung hätte. Wie aus der gemeingriechischen Bedeutung 
von aywyt,uo~ hervorgeht, konnte der Gläubiger auf Grund dieser be­
sonderen Vereinbarung den Schuldner eigenmächtig, ohne Anrufung der 
Behörde ergreifen und - wahrscheinlich - bei sich in Privathaft als 
Dienstknecht halten, bis er Zahlung anbot. Die Beweisführung er­
scheint zwingend und erklärt befriedigend das ägyptische Material. 
Vieles bleibt allerdings noch unklar; so einmal die seltsame Beschrän­
kung auf die "Perser", anderseits die seltsame Tatsache, daß in Alexan­
drien ein Vollstreckungsverfahren, das in griechischen Städten noch im 
3· Jahrh. die gesetzliche Vollstreckung aus dem Urteil war (vgl. das 
delphische Gesetzesfragment unter dem 235/230 v. Chr. datierten 
Ehrendekret Bull. corr. hell. XXVI 254, wo als Folge des uanibtuov 
ysyc;vfjaßat das aywytflOV clvat erscheint), um Christi Geburt als Ab­
weichung von der gesetzlich nach Königsrecht (ouiyeatttta) des 3· Jahrh. 
normalen Vollstreckung vereinbart wird. 

Seine Auffassung der ayroyt{lo~-Klausel verwendet der Verfasser 
einerseits für die Erklärung der juristischen Theorie des DroNYS von 
Hali.karnaß. Schon PFLÜGER hatte daran gedacht, daß die Berichte des 
Historikers über altrömisches Schuldrecht stark von griechischer Rechts­
anschauung durchsetzt sein müssen: d nvwv 1jo17 n! awtta-ra VJtB(!-
1]flE(!WV Öv-rwv rai~ VOfl{flOl~ neoßwttfat~ uadxc-rat (DION. VI 83); das 
sind wahrscheinlich eben aywytflOl, wie DIONYS sie aus seiner asiati­
schen Heimat kannte, wo VARRO ja auch die obaerarii als lebendige 
Institution zeitgenössischen Rechtes erwähnt. 

Vom obaerarius blickt der Verfasser sodann zur Varronischen De­
finition des nexus (1. 1. VII 105) und von dieser zu dem rätselhaften 
Geschäft per aes et libram. Wahrscheinlich stellte sich VARRO den 
n.exus vor der lex Poetelia als einen Schuldner vor, der sich verpflichtete, 
im Falle des Verzuges so lange bei dem Gläubiger unentlohnte Dienste 
als Knecht zu tun, bis er ihm die Zahlung der Schuld anbieten konnte. 
Daß das alte Haftungsgeschäft kein Abarbeiten der Schuld kannte, 
wäre sehr einleuchtend. Sehr fein ist die Analogie mit dem ab hostibus 
redemptus des älteren klassischen Rechts herausgearbeitet. Daß dieser 
servi loco bei dem redemptor ist, bis die Loskaufsumme bezahlt wird, 
ist nicht nur wahrscheinlich gortynisches Recht, sondern auch in Attika 
(DEMOSTH. 53, n) ganz sicher. In beiden Rechten hat wohl der redemptor 
ablösbares Eigentum am Losgekauften, vgl. Bürgschaftsrecht I 390, I. 

Göttingen. 



I I. Rechtsgeschichtlicher Beitrag in: Die Demotischen 
Papyri Hauswaldt. Verträge der ersten Hälfte der 

Ptolemäerzeit (Ptolemaios II--IV) aus Apollinopolis 
(Edfu). 

Herausgegeben und übersetzt von \V. SPIEGELBERG. Leipzig 1913. 

Die rechtliche Bedeutung der Verträge1. 

Von J. P ARTSCII. 

\V'ie sonst in den demotischen Urkunden der Ptolemäerzeit ist auch 
m den frühptolemäischen Hauswaldt-Papyri immer ein Paar von Ur­
kunden über jeden Grundstückskauf angefertigt: die ,. Schrift über Geld­
bezahlung" (neiiau;) 2 und die ,.Abstandsschrift" (avyy(!acpf; ano!JTM[ov). 
Unsere Papyrus zeigen kein neuartiges Formular. Es sind nur die alten 
Klauseln, die schon öfters publiziert 3 und von den Juristen besprochen 
worden sind 4 . Aber diese Klauseln sind hier durchweg ausführlicher ge­
geben: durch einige Einzelheiten erhalten schon oft besprochene Pro-

1 Da ich nicht Ägyptisch kann, haben die folgenden juristischen Darlegungen 
nur denjenigen Vfcrt, den das Arbeiten mit Übersetzungen überhaupt haben 
kann. Durch stete Fühlung mit K. SETHE und \V. SPIEGELBERG glaube ich wenigstens 
schwere Verstöße gegen den sprachlichen Befund des publizierten Materials ver­
mieden zu haben. 

2 Daß früher die Spaltung der Urkunden nicht bestanden habe, behauptet 
REVILLOUT, Pnkis I, 561·\. 570f. Volle Klarheit darüber, ob nicht beide Urkunden 
auch in eine vereinigt werden konnten, bietet das :\Iaterial übrigens wohl doch 
nicht. Es gibt auch nach Darins Urkunden, in denen einerseits am Anfang die 
ngiim~ deutlich hervortritt, wäbrend andererseits nachher die typische Klausel der 
avy;gxqnj dnoarxa{ov folgt: so i'-i"otice des papyrus archa!ques demotiques Kr. g6, 97 
(p. 410f. Sklavenverkauf), Nr. III, II2 p. 432f. Grundstückskauf Nr. II7 (p. 436). 
Aber in all diesen Fällen bleibt es möglich, daß hier daneben eine besondere Ab­
stanclsurkuncle ausgestellt war, da nach SPIEGELBERG in diesen Fällen keine 
intakten Funde vorliegen. Vgl. i'-i"otice p. 502 ::\r. I35/IJ6, I37/IJ8. 

3 Außer den zahlreichen Arbeiten REVILLOCTS, besonders Chresi.omatie dcmo­
tique I, s. XLllf. Propriete en droit egyptien 414; 4I6f., 470f. Prccis I, 488-490, 
.')OIJ-524, 541, 55If., 565-573, 605 vergleiche SPIEGELBERG Z. B. Demot. urk. 
Straßburg Bibi. sowie GRIFFITJJ, Rylands-Papyri p. rr8f., vgl. auch die bei 
MITTElS, Grundzüge 167 Anm. I zitierten Tiilinguen und griechischen Überset­
zungen demotischer Urkunden. 

4 RABEL, Haftung des Verkäufers wegen Mangels im Recht. I, J8f., 50f. 
Yi:ITTEIS, Grundzüge r 67 f., auch BRv, Essai sur la vente clans lcs papyrus grcco­
egyptiens, p. I-55· 



288 Verstreute kleinere Schriften. 

bleme eine neue Wendung, so daß sich ein nochmaliges Eingehen ver­
lohnt. Verglichen mit dem bisherigen Material, heben sich die Haus­
waldt-Papyri sehr deutlich von den späteren Ptolemäertexten des zwei­
ten und ersten Jahrhunderts wie der römischen Zeit ab. Sie stehen den 
von REVILLOUT publizierten demotischen Urkunden aus der Zeit des 
Darius I. 1 und den ältesten Ptolemäerurkunden näher. SETHE hat 
beobachtet, daß in diesen Texten Klauseln, welche den alten Formeln 
der Ptolemäerzeit angehörten, in das übliche Formular der Ptolemäer­
zeit, das wir bereits aus den alten Urkunden kennen (Berlin, dem. Pap. 
3089. 3096. Euergetes I.) eingebaut sind. Neben den jüngeren Ausdrücken 
für "Schrift" und "prozessuale Urkunden" steht die alte Bezeichnung 
"ihre alten Papyrus und ihre neuen Papyrus". Für den Juristen besteht 
der besondere Wert der neuen Texte darin, daß die hier gegebenen 
Übersetzungen SPIEGELBERGS zusammen mit denen von GRIFFITH 
(Rylands Papyri) die von REVILLOUT in den "archaischen Papyrus" 
veröffentlichten in manchem Punkte bestätigen. 

Es ist bekannt, daß die "Schrift über Geldbezahlung" stets vor der 
Abstandsurkunde ausgestellt ist. Das geht, von der ausdrücklichen An­
gabe Pap. dem. Berlin 3II2 (Text S. 8) abgesehen, auch daraus hervor, 
daß die spätere Abstandsurkunde oft auf die vorhergeschriebene nefiau; 
Bezug nimmt 2. Schon schreibtechnisch ist das Zeitverhältnis klar, indem 
diejenigen Papyrusblätter, welche beide Urkunden enthalten, die neaau; 
stets rechts, also am Anfang der Schreibflächen zeigen. Wieviel später 
die zweite Urkunde aufgesetzt wurde, geht aus den frühptolemäischen 
Urkunden nicht hervor, da sie im Protokoll nur den Monat, nicht den 
Tag nennen. Die bisher bekannt gewordenen Verträge der spätptole­
mäischen Texte nennen für die beiden Urkunden denselben Tag, so daß 
der Annahme nichts im Wege steht, daß sie auch in der früheren Zeit 
unmittelbar nacheinander aufgesetzt wurde. Auch SETHE nimmt 
das an. 

I. Das dunkle Problem, welches das Nebeneinander der Urkunden 
für die sachliche Auffassung darstellt, ist durch die Hauswaldt-Papyri 
nicht aufgeklärt. Dem modernen Juristen liegt es nahe, bei der Trennung 
der beiden Urkunden das Kaufgeschäft und seinen Vollzug zu scheiden, 
vente und transmission, sale und cession. Es scheint ja so einleuchtend, 
daß die Aufnahme zweier Notariatsakte über dieselbe Veräußerung 
notwendig dieselbe Rolle wie im gemeinen und im modernen deutschen 

1 Notice des papyrus demotiques archaiques du Louvre (Paris r895). Ich 
setze dieses demotische Material mit dem inventory bei GRIFFITH, papyri of the 
Rylands library S. rsf. in Parallele. 

2 Für die Hauswaldt-Papyri vgl. Schema b § 17, für die jüngeren vorlängst 
bekannten Urkunden vgl. z. B. Pap. WESSELY, specimina isagogica tab. 13 Nr. 29, 

I, g. 
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Rechte hat, wo der Kaufvertrag noch nicht das Eigentum \'erschiebt, 
vielmehr der Verkäufer das Herrschaftsrecht vorerst behält und es so 
in der Hand hat, erst dann zu übertragen, wenn der Preis gleichzeitig 
mit der Auflassung gezahlt werden kann. Dabei kommt man zu der 
Scheidung von Kausalgeschäft und Auflassungserklärung auch für die 
demotischen Urkunden 1 , oder von Kaufpreisquittung und Traditions­
urkunde; es ist nur ein Gebot der Vorsicht, das die herrschende Lehre 
erfüllt, wenn sie nicht geradezu die neacn; als die Urkunde über den 
obligatorischen Vertrag und die Abstandsurkunde als die Eigentums­
aufgabe des Veräußerers anspricht. 

Man fände es nur unvorsichtig, wenn kurzweg behauptet würde, daß 
mit der ngamr; ein Recht des Käufers auf Übergabe der verkauften 
Sache entsteht, kraftdessen der Verkäufer vom Käufer zur Auflassung 
gezwungen werden kann. Denn von solchem obligatorischen Anspruche 
auf Erfüllung einer Schuld, die durch die neacn; begründet würde, und 
durch das dnoaraawl' erfüllt würde, bieten die Quellen schlechterdings 
nichts. 

Ob die romanistische Fragestellung richtig, ob sie schlechthin zu 
vcrvverfen ist, das kann heute wohl noch nicht mit Sicherheit entschieden 
werden. Die \Vahrscheinlichkeit scheint mir dagegen zu sprechen, daß 
die Unterscheidung von Kaufgeschäft und Auflassung richtig ist. 

Auch in diesen neuen Urkunden steht nichts völlig Schlüssiges über 
die Einräumung der tatsächlichen Gewalt. Allerdings scheint es auf den 
ersten Blick, daß die neuen Urkunden noch deutlicher in der neam; 
einen Barkauf beurkunden, die Hingabe des Geldes auf der einen, die 
Einräumung des Grundstücks auf der anderen Seite. Nach den üblichen 
Klauseln, welche die Preiszahlung feststellen, (du hast mich voll be­
zahlt .... , du hast mein Herz zufriedengestellt mit dem \Vert in Silber) 
sowie der Gegenstandsbeschreibung folgt nämlich in der neU.atr; ein Satz, 
der bezeichnend zu sein scheint: "Ich habe sie (die Grundstücke) dir um 
Silber hergegeben. Du hast mir ihren Wert in Silber gegeben." Diese 
Klausel ist bisher schon mehrfach an der entsprechenden Stelle der 
ngU.at; und in verschiedener Form überliefert. So wohl zuerst in Pap. 
Paris, rz. Jahr des Darins I., lÜVILLOUT, Xotice p-414: GRIFFITH inv. (49) 
"Ich habe dir dieses obige Haus gegeben. Du hast mein Herz mit dem 
Silber zufriedengestellt". Ferner in der thebanischen n(!iicnr; aus der 
Zeit Alexanders des Großen, Pap. dem. Paris Nr. 2439, REVILLOUT, 
Notice p. 485 (GRIFFITH, Rylands Papyri p. II3): Nach der üblichen 
Einleitung der neaalr; heißt es: "Du hast mein Herz mit dem Silber 
zufriedengestellt. Ich habe seinen Wert in Silber aus deiner Hand er­
halten, indem es vollständig ist ohne einen Rest. Mein Herz ist damit 

1 Vgl. statt aller MrTTEIS, Grundzüge S. r69f., auch neuerdings \YE"GER, 
Archiv f. Kulturgeschichte 1913, 395· 

Partsch, Aus nachgelassenen Schriften. I'J 
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zufrieden. Ich habe es dir gegeben". (SPIEGELBERG). Ferner entspricht 
jener Fassung der Hauswaldt-Papyri genau die thebanische neam; aus 
der Zeit Alexanders IV. Pap. Paris E. 2440 Notice p. 503: "Ich habe 
es dir gegeben. Dir gehört es (nämlich) dieses dein Haus. Du hast mein 
Herz zufriedengestellt mit seinem Silber." -Oder wie der thebanische 
Text aus der Zeit des ersten Ptolemäers Pap. dem. Rylands II lautet, 
eine Vermögensübergabe, wo an derselben Stelle der Urkunde die Klau­
sel steht: "I habe given them to thee; they are thine (folgt Wieder­
holung des Gegenstandes); I have received their price in silver at thy 
hand" 1 . 

In älteren Urkunden wie in jüngeren steht an Stelle dieser Klausel 
nur die Behauptung, daß der Verkäufer dem Käufer die verkauften 
Grundstücke "gegeben" habe: so Pap. Paris E. 9204, Notice p. 43If. 
GRIFFITH inv. Nr. (58). REVILLOUT, Pn~cis I, 55I, Anm. I. 552. (31. Jahr 
Darius I.) "Ich habe sie dir gegeben. Dir gehören sie, nämlich deine 
Teile" (SPIEGELBERG). Daß hier diese Erklärung: "Ich habe gegeben" 
nach dem normalen Wortsinne die tatsächliche Hingabe des Grundstückes 
bedeutet, wird dringend wahrscheinlich, wenn dieselbe Erklärung in 
Schenkungen steht. Vgl. Pap. dem. Turin, Notice p. 4I3 (GRIFFITH inv. 
Nr. (48), REVILLOUT, Pnkis I, 5I4.), eine Schenkung aus dem zehnten 
Jahre des Darius I.: Je t'ai donne la moitie de cette maison (folgt Be­
schreibung). Je t'ai donne la moitie de maison ci-dessus. A toi cette 
moitie. A moi son autre moitie 2. 

Das Wort "geben", das dort in der Schilderung des Barkaufs, hier in 
der Schenkung durch Datio, sonst auch im Tauschvertrag vorkommt, 
scheint zunächst nichts anderes bedeuten zu können, als die körperliche 
Hingabe des Verkaufsobjektes, sei es, daß im Moment der neom; die 
Gewalt am Grundstück wirklich hergestellt war, sei es, daß nach Wirk­
samwerden der neom; der Käufer die Möglichkeit hat, sich eigen-

1 Das Formular kommt in jüngerer Zeit bekanntlich oft vor, Pap. dem. Straß­

~urg 7 (a 0 II2jru _a. ~) P;'P·, dem Berl. 5507, e,b~nso ;ap. gr. L~ider::_ P; X.~- 28: 
er3wxa aot [ ..• aov naw ot]"ratpot .. .• (32) [xat e]<5s.;aft[11v] :rraea aov •nv•ov•w[v 
"l"tftTJV e:;e :rr):l)(!oV,;;] avev :rrano,;; [ vn ]oÄ6yov. 

2 Diese Beobachtung wird fester werden können, wenn erst einmal die archa­
ischen demotischen Urkunden, die REVILLOUT, Notice, herausgab, gesichtet und 
mit moderner Kritik übersetzt sein werden. Die zum großen Teile sicherlich nicht 
phantastischen Übersetzungen REVILLOUTs zeigen, welche Bedeutung die Klausel 
in der demotischen Urkunde gespielt hat: Pap. Paris E. 3168, REVILLOUT, Notice 
p. 205. (Gutsübernahme, von REVILLOUT auf Bokchoris zurückdatiert, von GRIF­
FITH, Rylands-Papyri p. 15 n. r auf Tarakus oder Psammetik I.) - Pap. Paris 
3228 D (Tauschvertrag?, Notice p. 221, Sabakon (?), vgl. GRIFFITH a. 0. rs). 
- E. 7858 (Tauschvertrag, Notice p. 302, Niku) vgl. auch die Urkunde aus dem 
15. Jahre des Darius, die GRIFFITH anscheinend nicht identifiziert hat, bei RE­
VILLOUT Notice p. 415f., Precis I, 520. 
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mächtig in den Besitz des Grundstückes zu setzen 1 . Vielleicht bedeutet 
diese Klausel wirklich soviel. Dann wäre wenigstens die Anschauung 
widerlegt, daß die neam; neben der Abstandsurkunde mit Rücksicht 
darauf formuliert wurde, daß der Verkäufer das Grundstück zunächst 
nicht aus der Hand ließ. Es wäre ferner dadurch gegeben, daß auch die 
Eigentumsübertragung durch die neam; selbst erfolgt war: denn hat 
einmal der Käufer das gekaufte Grundstück im Besitz, so gelten ja 
zweifellos die Gewährschaften, die der Verkäufer zugesagt hat: daß 
er jeden Drittvindikanten entfernen wolle, - daß er zur Beweishülfe 
gegen die Vindikation des Dritten verpflichtet sei. Der Käufer ist dann 
auch zur Verteidigung der Sache gegenüber Dritten befähigt -, kurz 
im römischen Rechte würde man sagen: er ist materiell Eigentümer, 
wenn der Verkäufer es gewesen war. So wahrscheinlich auch die Auf­
fassung ist, bleibt doch vielleicht ein Zweifel. Wäre es nicht möglich, 
daß ein Wort, das ein "Hingeben um Geld" bedeutet, während es zu­
gleich schlechthin das \Vort für "verkaufen" ist 2, rechtlich noch nicht 
das Hingeben, sondern nur eine Erklärung bedeutet, deren Sinn es 
ist, daß sie ihm versprochen wird. -? -. Auch im Lateinischen liegt 
im emere und vendere von Haus aus nur das ~ehmen und Geben. Und 
doch ist das Konsensgespräch bei dem Kaufe uralt, und es bedeutet 
in historischer Zeit nicht mehr: "Hast du genommen", sondern "hast 
du gekauft". Jenes Konsensgespräch soll im römischen Rechte nicht 
Besitzübergang oder Eigentumserwerb durch die mündliche Erklärung 
kennzeichnen; wenn nachher die Sache nicht zur Verfügung des Käu­
fers steht, ist nicht ein Eigentumsprozeß des Käufers als Vindikanten 
möglich, sondern nur eine actio empti, die ursprünglich wegen der rupta 
fides dem Käufer gegen den vertragsbrüchigen Verkäufer zustand. 
Diese Tatsache der römischen Rechtsentwicklung, die auch durch 
Parallelen der Rechtsvergleichung unterstützt werden könnte, mahnt 
zur Vorsicht gegen Schlüsse aus einem \Vort wie dem "Hingeben" unse­
rer Urkunden. Deshalb wage ich auch nicht diese Klausel, die in den 
Hauswaldt-Papyri besonders deutlich den Barkauf hervorhebt, als 
durchschlagendes Argument dafür zu verwenden, daß stets die neiim; 
ausgestellt wurde, nachdem die gekaufte Sache in die Hand des Käufers 

1 Ob die entsprechende ältere Klausel, welche nach REVILLOUTS l':bcrsetznng 
ausdrücklich auch die Gebrauchsüberlassung unterstreicht, in Pap. dem. Turin 
(GRIFFITH inv. Nr. 6), REVILLOL:T, Yotice p. 281 f. (30. Jahr des Psammctik, 
5· Pharmouti) von REVILLOUT richtig übersetzt ist, lasse ich dahingestellt, da 
der Text noch nicht kontrolliert ist. 

2 Die koptische Form des Ausdrucks ist [aus :Hange! an Lettern hier nicht 
abdruckbar. PRI.] "verkaufen" (SPIEGELBERG), vgl. dazu schon die ~ote H.EVIL­

LOUTS, Noticc p. 285f. Schon im Demotischen ist es ganz sicher, daß das "Geben 
für Gelclzahlung" ein \Vort für verkaufen ist, vgl. die Dilinguc dcmot. l~ap. 

Eleph. 1 (inea&rJ), worauf SETHE mich aufmerksam machte. 

I(_)* 
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gegeben war. Aber das Wahrscheinlichste bleibt es doch. Auch die 
griechische Übersetzung sowxa stimmt dazu. Zu den Erwägungen aus 
dem Wortbild fügt sich der sachliche Inhalt der Urkunde, der allzuwenig 
gewürdigt wird, wenn man in der Urkunde nur das Kausalgeschäft 
oder die Kaufpreisquittung findet. 

Der Inhalt der neiimc; scheint dafür zu sprechen, daß die neiiatc; den 
Übergang der Sache vom Verkäufer auf den Erwerber darstellt, nicht 
anders als die römische mancipatio am Grundstück. "Von heute an", also 
vom Momente der neiimc; an hat der Verkäufer "kein Recht, kein Gerichts­
verfahren oder irgend ein Wort der Welt des verkauften Grundstücks 
wegen gegen den Käufer geltend zu machen". "Nicht soll irgend ein 
Mensch der Welt darüber Macht haben außer dir, dem Käufer." Das 
klingt nicht so, als wäre die neiimc; noch nicht eine Aufgabe der recht­
lichen Gewalt über die Sache, und als behielte sich der Verkäufer immer 
noch vor, die Sache nicht zu liefern, wenn etwa künftig ein Preis, der 
nur versprochen wäre, nicht gezahlt würde. Vor allem heißt es doch, 
daß von heute an, also vom Moment der neiiatc; an, nur der Käufer 
die Notwendigkeit und die Befugnis hat, die Sache gegen Dritte zu ver­
teidigen. Der Käufer wird in der neiimc; deutlich als derjenige bezeichnet, 
gegen den hinfort sich ein Dritter angeblich Berechtigter zunächst zu 
wenden hätte. Daß jemand nach der neiimc; und bis zur Erteilung der 
Abstandsschrift einen Angriff auf den Verkäufer noch machen könne, 
liegt den Urkunden ganz fern. Wäre ein Angriff gegen den Verkäufer 
noch vorerst möglich, so dürfte doch die Gewährschaftsklausel gegen 
Störungen seitens des Verkäufers wie gegen Angriff von Dritten gar 
nicht in der neiimc;, sondern nur in der Abstandsurkunde stehen. 
Aber etwas ganz anderes ist der Fall: schon vom Moment der neiimc; 
an soll gerade diejenige Lage bestehen, die auch im römischen Recht 
bei der mancipatio genau ebenso sich findet, wenn mit der mancipatio 
zugleich der Besitz überging: der Käufer allein ist den Angriffen der 
Dritten ausgesetzt, da er allein von heute (das ist der Moment der neiimc;) 
an die Sache hat. Der Veräußerer muß hinfort herbeigeholt werden, 
um den Dritten, der stört, zu entfernen,- um ferner den Beweis anzu­
treten, den der Besitzer oder der Verkäufer selbst auferlegt erhalten. 
Und deswegen sichert man sich besonders, daß der Verkäufer kommen 
wird, "ohne es auf einen Prozeß ankommen zu lassen". Es gab also 
einen Prozeß gerade wie die römische actio auctoritatis nach fruchtloser 
denuntiatio an den auctor, wie die hellenische Olx'YJ ßsßauhaswc;, und 
gerade wie für diese hellenische Gewährschaftsklage1 scheint auch hier 
die Tendenz zu sein, daß der Verkäufer zur Defension angehalten wird. 

1 Zu den Ausführungen bei RABEL, Haftung r, 23 f. vgl. die Äußerungen bei 
THALHEIM, Art. Bebaiosis in PAULY-WISSOWA. BRASSLOFF, zur Kenntnis der 
Volksrechte, rsf. Mein Gr. Bürgschaftsr. r, 345 Anm. 3· Gött. Gel. Anz. rgrr, 716f. 
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Diese ganze l~echtslage soll aus der neiim:; folgen. Ist dann denkbar, 
daß die neiim:; nicht gleichbedeutend war mit der Entstehung des 
Eigentums des Erwerbcrs und der Defensionsstellung, die der Eigen­
besitzer gegen den Dritten hat. Daß hier nur der Gedanke vorgelegen 
habe, diese Rechtslage für den Fall zu erzeugen, daß künftig die Ab­
standserklärung erfolgte, ist durchaus unwahrscheinlich: wie könnte 
sonst die \Virkung der neiim:; schlechthin auf sofort datiert sein? Daß 
dieser Gedanke des sofortigen Eigentumsübergangs in der ägyptischen 
neaat:; lebendig war, hat schon RABEL behauptetl. 

So halte ich es nicht für richtig, die Abstandsurkunde als eine solche 
zu bezeichnen, welche die in der neii.au; übernommene Leistung des 
Verkäufers darstellt und der modernen Auflassung entspricht. Daß die 
"Schrift über Geldbezahlung" kein Traditionsversprechen enthält 
und keine Verpflichtung zur Übereignung für den Verkäufer bedeutet, 
scheint mir zweifellos. Daß keine Traditionsverpflichtung ausdrücklich 
übernommen wird, ist ja sicher: nichts von den üblichen Formen des 
verpflichtenden Versprechens: "auf mir liegt es zu tun", oder "du bist 
hinter mir mit dem Rechte der Schrift". "Ich tue dir ihr Recht zu 
jeder Zeit". Ja noch mehr: es fehlt auch in der neii.at:; an jedem Zeichen 
dafür, daß der Käufer ein Interesse daran gehabt hätte, sich gegen die 
Säumigkeit des Veräußerers mit der Übergabe der Sache oder mit der 
Abgabe einer besonderen Auflassungserklärung zu schützen: wir haben 2 

heute mehrere Beispiele für Konventionalstrafen in der ngii.at:;. Immer 
sind sie nur für den Fall vereinbart, daß der Verkäufer nicht die Ge­
währschaft leistet. Ich kenne in dem großen Material keine Konventional­
strafe wegen Verweigerung des anoaraawv, und auch SETHE und SPIE­
GELBERG ist kein solcher Fall bekannt. Wirkliche Verpflichtungen zur 
Lieferung oder zur Herausgabe von Sachen, sehen im demotischen 
Notariatsstil ganz anders aus, vgl. den Vertrag über künftige Heraus­
gabe eines Tiers aus dem 35. Jahr des Darins Pap. dem. Berlin, Nr. 3rro. 

1 RABEL, Haftung I, 48f. RABEL spricht vom relativen Eigentum, das durch 
die :neiir:Us, dem absoluten, das durch die Abstandsurkunde entstehe, und ver­
stand unter dieser in seinem ersten Buche S. 55 wohl mit REVILLOL:T "die äußere 
Manifestation der Übertragung, ...... , die Veränderung im Besitz bzw. in der 
~utzung der Kaufsache ... " Diese Charakteristik des d:noardawv ist mir be­
denklich, soweit sie den Inhalt der Abstandsurkunde betrifft. \Vahrscheinlich ist 
auch mir, daß die ·wirkung der Abstandsurkundc, das Herrenrecht des alten Eigen­
tümers untergehen zu lassen, zu einer ähnlich absoluten Wirkung führte, wie bei 
der römischen in jure cessio. Auch eine besondere relative \Virkung der bloßen 
n12äO't~ ist mir nicht glaublich. 

2 Pap. Turin, 5· Jahr des Darius des I., Notice p. 41of. (GRIFFITH inv. Kr. [4ü]). 
Übersetzung auch 1\.EVILLOUT, Prccis I, 489. CRIFFITH, 1\.ylands-Papyri p. 58. 
(Kauf über einen Sklaven). Pap. Turin, Notice p. 415. (GRIFFITH inY. :Nr. LsoJ 15. 
Jahr des Darins I., Kauf über eine Kuh).- Pap. Paris 9292 ="otice p. 412. Übers. 
REVILL01:T, Pnkis I, sog. (9.-11. Jahr Darius' I., c;RIFFJTH inv. 155]). 
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(dem. Pap. Berlin, p. 4· REVILLOUT Kotice p. 442, Revue egyptol. IZ. 

(r907) JO. GRIFFITH inv. :\'r. (62).) 
Aber nicht nur vom Standpunkte der ngiiau; aus gesehen, ist es 

kaum möglich, die Abstandsurkunde als eine Auflassungserklärung 
zu betrachten. Die ·worte dieser Urkunde geben durchaus nicht die 
Sicherheit, mit der man sie bisher deutete. "Ich bin fern von dir in 
bezug auf deine Liegenschaft". Das kann allerdings zweierlei bedeuten: 
nach diesen \Vorten könnte man denken, daß der Verkäufer jetzt 
Eigentum und Besitz der Liegenschaft aufgibt. Nur wäre die Form dafür 
etwas seltsam. Stets ist nämlich schon in den ersten \Vorten der Ab­
standsurkunde die Liegenschaft als diejenige des Käufers bezeichnet. 
Aber zur Xot könnte man dies ebenso auffassen, wie das: hunc ego 
hominem ex iure Quiritium meum esse aio in der römischen mancipatio: 
die Behauptung des eingetretenen rechtlichen Erfolges könnte als präg­
nante Form für die Erklärung gewählt sein, welche auf Eintritt dieses 
Erfolges abzielt. Aber der Gedanke, daß nur diese Auffassung möglich 
sei, träfe doch nicht zu. Es ist sehr wohl denkbar, daß schon durch die 
ngiim~ das Eigentum überging, soweit es durch den Parteiwillen allein 
überhaupt sich verschieben konnte. Dann wäre das anoaraawv nur 
eine Erklärung gewesen, in der sich der Veräußerer ausdrücklich dem 
von ihm geschaffenen Eigentum des Erwerbcrs unterwarf. Und als 
solche Erklärung müssen wir die avyyqagxr1 anoaraa{ov nach dem größe­
ren ::\faterial auffassen, das uns die letzten Jahre gebracht haben. 

"Ich bin ferne von dir in bezug auf -- - -". Diese Erklärung be­
deutet von Haus aus nachweislich nicht eine Besitzaufgabe, keine Auf­
lassung eines Rechtes, das eben noch der Verkäufer hatte. Denn die­
selben \Vorte stehen ja immer in den Rezeßerklärungen, mit denen sich 
der abgewiesene Kläger im Eigentumsprozesse dem Urteil unterwirft, 
oder im außergerichtlichen oder zu Protokoll des Gerichts eingereichten 
Vergleiche das Recht des beklagten Besitzers anerkennt!. Es ist be-

1 Vgl. das :.vraterial in der Besprechung zu GRADE"WITZ-PREISIGKE-SPIEGEL­
BERG, ptolemäischer Erbstreit (1912), Zeitschr. der Savigny-Stiftung 33, 6I4f. 
Pap. dem. \\'iss. Ges. Straßburg, r6.- Giess. r, 36. Il. 7-27 und die Erwähnung 
in Pap. gr. \\'iss. Ges. 277. Stück B. II, 1. 7of., in der Publikation von GRADEN­
WITZ-PREISIGKE-SFIEGELBERG. Pap. Tor. 4· Pap. Grenf. I, II, I9 (MITTElS, Chresto­
mathie 32), ferner die Loncloner und die Berliner demotische Vrkundc bei RE­
VILLOUT, Rev. egypt. J, I5 f. Pap. Eleph. dem. IZ (vgl. GR!FFITH, Gött. Gel. Anz. 
1909 Seite 85). Ich benutze die Urkunden nach Übersetzungen SETHES. SETHE 
macht mich auch darauf ,mfmerksam, daß dieselbe Anwendung desselben Be­
griffes in der Eidesfolge des Eides Pap. dem. Rylamls 36 vorkommt. REVILLOUT 
hat schon bemerkt, daß auch in den neuen aramäischen Papyri von Elephantinc 
solche Rezeßerklärungen vorkommen, vgl. Origines egypticnnes du droit civil 
romain I912, p. 92, 95· Die clort zitierte Publikation von CLERMONT-GANNAUD 
isi. mir nicht zugänglich. Vgl. aber Pap. aram. -:\'Ius. Cair. 37107, 37III, 37IIZ, 
übers. nm SL\ERK. 



Die Demotischen Papyri Hauswaldt. 295 

zeichnend, daß in den älteren Urkunden diese Erklärung des Anerkennt­
nisses des Klägers in dinglichen Prozessen in augenfälliger formaler 
Beziehung zu der Rechtsbehauptung steht, mit der er als Vindikant auf­
getreten ist. Als solcher sagte der Kläger: "Die Sache ist nicht dein". 
Sein Rezeß lautet: "Dein ist die Sache (a toi ces choses)" 1 . Diese Auf­
fassung der Abstandsurkunde als einer von Haus aus prozessualen Rezeß­
erklärung, welche den Angriff aufgibt, oder das Recht des Gegners aner­
kennt, stimmt auch durchaus zu der griechischen Übersetzung drpkn:aafJat 
dnoaniawv 2. Und für diese Bedeutung der Abstandsurkunde beim Kauf 
muß meines Erachtens eine Hypothese gesucht werden, die befriedigen 
kann. 

Ich meine, die Bedeutung des anom:J.awv ergibt sich aus der Tat­
sache, daß die neumc, ein Barkauf war. Es muß für das ägyptische 
Landesrecht - ebenso wie für das hellenische - mit dem Rechtssatz 
gerechnet werden, daß der Veräußerer trotz der ngumc, so lange das 
Recht hat, die \·eräußerte Sache zurückzuholen, als er nicht voll be­
zahlt ist. Nur wenn kraft Rechtssatzes der Eigentumsübergang aus­
geschlossen ist, ist es meines Erachtens denkbar, daß einerseits in der 
ngrlmc, ein Eigentumsübergang erklärt ist, andererseits elaneben noch 
der Verkäufer sich dem Eigenturn des Käufers unterwirft. Dieses 
d.noar6.awv wird wohl deswegen ausgestellt, damit die Annahme aus­
geschlossen wird, daß trotz des \Villens der Parteien zur Übereignung 
das Eigentum des Verkäufers weiter besteht, weil dieser in Wahrheit 
nicht bezahlt war. Das Nebeneinander von ngU.mc, und d.noaraawv 
führt meines Erachtens mit Notwendigkeit auf die Hypothese 3 . \Vie 
das anoar6.awv wirkte, wenn die neU.m; geschlossen, und der Kauf­
preis in besonderer Urkunde kreditiert war, ist noch nicht klar. Das 
Wahrscheinlichste ist wohl, daß dann die Abstandsurkunde auch trotz 
des Ausstehens der Preiszahlung das noch bestehende Eigentum des 
Verkäufers beseitigte. Man stelle sich im römischen Recht eine traditio 
ex justa causa an einer res nec mancipi und folgende in jure cessio vor. 
Diese Konstellation, die ja von der romanistischen Schultheorie fürs 
klassische römische Recht erwogen wird, ist meines Erachtens diejenige, 
auf die wir uns im ägyptischen Landesrecht gefaßt zu machen haben, 

1 So lautete clie Abstandserklärung in clen älteren Crkunden, REVILLOUT, 
Kolice p. 241 f. 

' RABEL, Savigny-Zeitschr. (rom. Abt.) 27, 322 ff. 
3 In der römischen mancipatio ist der Eigentumsübergang nach der wahr­

scheinlich richtigen Meinung wohl unabhängig von der realen Kaufprciszahlung. 
Den Grund dafür suchte man bisher darin, daß eben im \Vägeakte ein Preis figu­
rierte, der ja jedenfalls in ziviler Form gezahlt war. -Aber vielleicht beruht der 
Cntergang des alten Eigentums doch auf einem andern Geclanken: nicht umsonst 
ist es den Romanisten immer wieder aufgefallen, daß die mancipatio mit den­
selben \\'orten, wie die cessio in iure vollzogen wird, eingeleitet ist 



296 Verstreute kleinere Schriften. 

wenn wir das Nebeneinander von ngam; und dnocn:datov verstehen 
wollen. 

Es liegt auf der Hand, daß mit dieser Auffassung der Gedanke 
durchaus nicht abgelehnt ist, daß im dnoaraatov eine Art Auflassangs­
erklärung liegt, eine Erklärung, deren Wirkung unter Umständen erst 
die definitive Rechtsaufgabe war, weil sie das bisher noch bestehende 
Anfechtungsrecht des Verkäufers, das bestand, solange der Preis nicht 
gezahlt war, beseitigte. Das "sich entfernen von" ist daher im Demo­
tischen, worauf mich SETHE aufmerksam macht, auch der Ausdruck 
für "lassen" geworden (jemand "freilassen", jemandem Steuern "er­
lassen", jemandem etwas "überlassen"). 

Einen Anhalt findet diese Auffassung des Verhältnisses von nefiau; 
und d.noaramov in den "Kaufpfandverträgen" 1 . SETHE wies mich auf 
die Tatsache hin, daß die Kaufpfandverträge in der Regel nur in einer 
"Schrift über Geldbezahlung" vorliegen, die unter Suspensivbedingung 
wirkt, also für den Fall der Nichtrückzahlung des Darlehns ihre Wir­
kung äußern soll: so sehr deutlich in Pap. Hauswaldt r8a; in Haus­
waldt r8b ist nun eine Abstandsurkunde erhalten, die ein Jahr nach der 
entsprechenden neaatc; (I 8 a) wahrscheinlich einen Tag nach Pfandverfall 
ausgestellt ist, nachdem die Schuld nicht zurückgezahlt war. SETHE hat 
diese Zeitdifferenz festgestellt und SPIEGELBERG die Lesung am Original 
nachgeprüft. Die Übersetzung SETHES liegt mir mit seinem Kommentar 
vor. Es ist deutlich, daß hier das d.noaraawv nur eine ausdrückliche 
Unterwerfung unter ein Eigentum sein kann, das schon suspensiv be­
dingt begründet war 2. Das d.noaraawv hatte hier nur zu verdeutlichen, 
daß der Schuldner-Veräußerer auf die Behauptung verzichte, daß jene 
Bedingung noch nicht eingetreten sei3 . Der Gedanke, daß hier im d.noma­
atov der Geldnehmer Besitz und Eigentum durch rechtsgeschäftliche 
Erklärung aufgibt, ist handgreiflich unrichtig. Denn die Wirkung der 
nefiau; ist ja, daß mit Eintritt der Bedingung das Eigentum anfällt. Und 
mit dem Verfall ist der Geldgeber berechtigt, sich in den Besitz der 
haftenden, ihm übertragenen Sache einseitig zu setzen, wenn er den 
Besitz noch nicht hat. Das d.noaiaawv kann hier füglieh nichts anderes 
als die ausdrückliche Unterwerfung des Schuldners sein, der nichts mehr 
abzutreten braucht, weil sein Recht schon verwirkt ist. 

Wenn diese Hypothese richtig ist, erklärt es sich, warum in den 
meisten Fällen der Urkunden über den gespaltenen Kauf es sicher ist, 
daß die beiden Urkunden zu gleicher Zeit entstanden wie sie auf dem-

1 SPIEGELBERG, Rec. d. trav. XXXI (1909) S. 91 ff. 
2 Vgl. dazu E. RABEL, Verfügungsbeschränkungen des Verpfänders, Seite 79ff. 
3 Also anders als Pap. BGU. 1158 (MITTElS Chrestom. 234), wo bei Rück-

zahlung eine Eigentumsübertragung erfolgen soll und der Gläubiger unbedingte 
Sicherungsübereignung erhalten hatte. 
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selben Blatte stehen. Die Verschiedenheit der beiden Urkunden erklärt 
sich eben nicht aus einer notwendig getrennten wirtschaftlichen Funk­
tion von netiatc, und d.noaraatoJ!, sondern es handelt sich nur um zwei 
verschieden juristische Ausdrucksformen für denselben Geschäfts­
willen, der den doppelten Ausdruck brauchte, weil mit der netiatc, allein 
noch nicht gegeben war, daß wirklich die Absicht der Parteien, das 
alte Herrenrecht auszuschließen, erreicht war. Andererseits wäre auch 
gerade diejenige Verwendung möglich, die I~EVILLOUT für die ägyptische 
netiatc, oft angenommen hatl, ohne daß ich gerade für die Richtigkeit 
seiner historischen Darlegung eintreten möchte. In den Quellen finden 
sich häufig Vermögensübergabeverträge in der Form des Kaufes. 
REVILLOUT meint, hier sei es üblich gewesen, vorerst nur die netiat; aus­
zustellen. Da hier ein wahrer Preis nicht gezahlt wird, hätte der Vater, 
der an seine Kinder eine solche ngtimc, ausstellte, allerdings die Befugnis 
gehabt, noch sein altes Herrenrecht bis zum Tode geltend zu machen. 
Endlich ist für meine Lehre eine Erscheinung erklärt, welche sonst 
schwer verstanden werden kann und bisher wohlnoch nicht beobachtet 
worden ist: Oft sehen wir in einer Abstandsurkunde die Erklärungen 
der Verwandten des Verkäufers, die das Eigentum des Erwerbcrs an­
erkennen. Die JTJ]tiatc, wird hier auch einmal von dem Eigentümer 
allein ausgestclt, in der Abstandsurkunde treten die Verwandten bei 2 . 

Die vorliegende Darstellung war abgeschlossen, als ich durch SEniE, 
dem ich sie vorlegte, auf den Pap. dem. Berlin 3I08 hingewiesen wurde, 
eine interessante Urkunde, die meines Erachtens voll bestätigt, was 
ich im Vorstehenden aus den bisher bekannten Urkunden entwickelt 
habe. Ich gebe die Übersetzung des Textes nach SETHE, dem auch 
SPIEGELBERG zustimmt. 

I Jahr I6, Monat 4 der Überschwemmungszeit (Choiak), Tag 20. Men­
temmes, 

2 der Sohn des Herieus, ist es, der sagt zu l'Jechtmonthes, dem Sohne 
des Horns: 

3 Es findet (sich) ein Depositum(?) zu meinen Lasten, welches beträgt 
9 Statere -

4 2 Feuerbecken 
4 X .. . 

I y .. . 
5 I Z .. . 

l Gcgen>tändc 

I n ... 

6 Der Gegenstand, welcher fehlen sollte von ihnen, dessen \Vert m 
Silber werde ich beschwören, 

1 Propriete p. 481. Pn\cis r, 678, 090. RABEL, Zeitschr. Sav.-St. z8, 316. 
! Pap. \VESSELY, Specim. isagog. ta b. r 3 Nr. 29. :\IITTEJS, Grundzüge p. r6g. 
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7 und du wirst ihn entgelten. Und ich gebe dir es zurück 
8 bis zum Monat I der \Vinterjahreszeit (Tybi) Tag 30 [d. h. also nach 

40 Tagen]. Der Gegenstand, welcher fehlen sollte von ihnen, 
9 den wird Nechtrnonthes beschwören 

IO und Menternmes wird ihn entgelten in Silber. 
II \Venn es geschieht, daß du gelangt bist zum Monat I der \Vinter­

jahreszeit (Tybi) Tag 30 und das 
IZ Pfand lösest in bezug auf die oben geschriebenen Gegenstände 
I3 so bin ich entfernt von dir in bezug auf jene Geldbezahlungsschrift, 

die ich gernacht habe 
I4 dir" 

(folgen Unterschriften drei er unbeteiligter Personen). 
Ich denke, daß hier der folgende Vorgang deutlich ist: 

.Mentemrncs hat an den Nechtrnonthes die genannten Geräte verkauft. 
Er hat ihm eine "Geldbezahlungsschrift", d. h. eine neaau; ausgestellt. 
Aber der Preis von 9 Stateren (36 Drachmen) war nicht bezahlt. Daher 
ließ der Käufer Nechtrnonthes dem Verkäufer die gekauften Sachen 
zur Verwahrung. Es wird einer der üblichen Verwahrungsverträge ab­
geschlossen. In diesem Vertrage erklärt der Depositar, daß "es auf ihm 
liPgt" die deponierten Sachen herauszugeben. Während der Verwahrung 
trägt der Käufer die Gefahr des Verlustes. Der Verkäufer sagt aus­
drücklich: er selbst solle den Verlust schätzen dürfen und der Käufer 
solle den verlorenen \Vert ersetzen. Es wird ein bestimmter Auslicfe­
rungstermin für diesen Verwahrungsvertrag vereinbart, bis zu dem die 
Gegenstände zurückgegeben werden sollten. Leistet Mentemmes nicht 
vollständig, so wird Nechtmonthes Recht auf Ersatz des nicht Ge­
leisteten haben, indem er seinerseits in diesem Falle den zu zahlenden 
\Vert durch Eid bestimmt. \Vird vom Käufer Nechtrnonthes das Pfand, 
das die Gegenstände darstellten, eingelöst, so ist damit auch die An­
fechtung der neam; durch die Vindikation das Verkäufers aus­
geschlossen. Mit der Einlösung "ist der Verkäufer entfernt". Es ist 
keineswegs versprochen "ich werde mich entfernen". Das heißt also, 
er kann nicht mehr die neaat; anfechten, die er anfechten konnte, wenn 
nicht am Termin der Preis bezahlt war. 

\Venn ich recht verstehe, kann gar nicht schärfer gesagt sein, daß 
die neam; kein obligatorischer Vertrag ist. Nicht aus der neaat; kann 
der Käufer Tradition verlangen, sondern auf Grund des besonders ab­
geschlossenen Vertrages über die Vecwahrung. 

Nicht aus der neam; entsteht eine "Kaufpreisschuld", sondern es 
besteht nur die Einlösungsbefugnis, die der Käufer an seinem haftenden 
Pfande hat. Man ist zunächst überrascht, nichts über die künftige 
Zahlung des Preises in der Urkunde zu finden: das erklärt sich aber 
daraus, daß der "Kauf" keine Forderung erzeugt, sondern der Ver-
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käufer kraft älteren Herrenrechts die Sache wieder an sich ziehen kann. 
wenn der Käufer nicht zahlt. Statt der Kaufpreisschuld kennt dieser 
Vertrag nur die Einlösungsbefugnis des Käufers, die dieser in bezug 
auf sein Pfand hat. 

Das alte Herrenrecht des Verkäufers aber, das diesen zur Rück­
hoJung berechtigt, erlischt mit der Kaufpreiszahlung. Durch diese wird 
der Verkäufer "entfernt von der neii.at;". Man fragt nach dem cL-wm:6.awv. 
Dieses scheint aber gar nicht nötig zu sein, wenn der Preis wirklich 
gezahlt ist. \Venn es etwa noch besonders aufgesetzt werden sollte, kann 
es nur die Bedeutung gehabt haben, daß der Verkäufer noch besonders 
anerkannte, daß er nun kein Rückholungsrecht mehr hätte. 

Was im Vorstehenelen auf Grund der Urkunden allein ausgeführt ist, 
bleibt natürlich Hypothese wie alles, was wir heute von den ägyptischen 
Crkunclen aussagen dürfen, ohne eine Kenntnis der geltenden Rechts­
sätze zugrunde legen zu können. 

II. Welchen konkreten Vorgang stellt die nea:m;-Urkunde dar? 
Bisher antwortete man häufig: eine Kaufpreisquittung. Die Über­
setzung "Silberschrift" oder Geldschrift trug dazu bei. Aber es wird 
über den Betrag niemals quittiert, und niemals findet sich das übliche 
Versprechen der gräko-ägyptischen Quittungen, daß der Verkäufer 
künftig nichts mehr auf den Preis forelern werde. Dafür sind die Ur­
kunden bezeichnend, welche zufällig einmal den Betrag des Preises er­
kennen lassen. Die Regel ist nicht streng, daß die ägyptische neiiat; 
nicht den Betrag des Preises nennt. Es gibt ältere Urkunden 
welche den Preis nennen 1 . Auch sie enthalten keine Versprechen, daß 
der Verkäufer künftig nichts mehr auf den Preis forelern würde. Die 
Erklärung liegt eben darin, daß der Gedanke an eine Kaufpreisschuld 
auch den ägyptischen Urkunden fern liegt. Daß der Käufer zur Zahlung 
kraftVersprechen verpflichtet ist, ist ein rein römischer Gedanke. Wer 
ihn für ägyptisches Recht behaupten will, müßte ihn nachweisen; vor­
auszusetzen ist die klassisch-römische Denkform keineswegs. 

Für ein Recht, das jede käufliche Übereignung als Barkauf auf­
faßt, ist auch dieser Gedanke nicht der nächstliegende. \Venn wirklich, 
wie oben vermutet, der Verkäufer bis zur Zahlung des Preises trotz 
der neii.at; doch dingliche Rückholungsbcfugnis hat, wird er nur ent­
weder in dieser Form der Zurückholung der Sache kraft alten Herren­
rechtes geschützt oder in der Form der Schuldklage aus dem besonderen 
Kreditgeschäfte, in welchem für den Kaufpreis eine besondere Forde­
rung, etwa in Form eines fiktiven Darlehens erzeugt worden war. Also 
nicht Quittung über eine Kaufpreisschuld, sondern Urkunde über einen 

1 Pap. Paris des g.jzg. Jahres des Darius, Notice p. 412, bei H.EVILLOLCT, 

Precis r, 5o8f. [GRIFFITH inv. 1'\r. (55).] - Pap. Turin aus dem 15. Jahre des 
Darius, ::\oticc p. 415, bei REVILLOCT, l 0 n':cis I, 520. [GRIFFITH inv. Nr. (56).] 
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Barkauf, den Austausch von Ware und Geld, liegt in der neaau; vor. 
"Weggeben für Geld", so ist das ägyptische Wort für verkaufen. Was 
wurde hier bei Gelegenheit der Ausstellung der neum,;-Urkunde ge­
geben und genommen? Diese Frage ist vielleicht heute noch dunkel, 
soweit sie den Preis betrifft; sie ist wohl mit Präzision für die Frage zu 
beantworten, was vom Verkäufer geleistet wurde. 

Der Preis war als gezahlt beurkundet; oft ist das Geben des Preises 
neben dem Geben der Sache in jener oben besprochenen Klausel be­
sonders betont, die sich regelmäßig in den Hauswaldt-Papyri findet. 
Daß der ganze Preis real gezahlt wird, ehe die neam,; aufgesetzt wird, 
ist natürlich möglich. Aber es ist sicherlich nicht notwendig gewesen 
und war gerade beim Grundstücksgeschäft auch kaum die Regel. Da 
es unnachweislich ist, daß der Kaufpreis jemals in einer Urkunde ver­
sprochen wurde, welche die Schuld des Käufers als Kaufpreiszahlungs­
pflicht auf den Kauf begründet, bleibt nur die Hypothese, daß oft die 
mündliche Beredung genügte, da ja der Verkäufer bis zur vollen Zahlung 
die Rückholungsbefugnis kraft Herrenrecht gehabt haben dürfte. Nur 
vermuten können wir, daß sehr oft ein besonderer Schuldtitel, ein 
Anerkenntnis, oder ein Darlehnsschuldschein ausgestellt wurde, um 
dem Verkäufer auch eine Forderung auf den Preis zu verschaffen 1 . In 
dieser Beziehung ist der Rechtszustand nicht anders als in Rom im 
2. Jahrhundert v. Chr.: dort wird neben der Mancipation regelmäßig 
die Stipulation über den Preis geleistet. Wenn dann im ägyptischen 
Recht in Wahrheit kein realer Preis vor der neuat,; gezahlt war, ent­
steht die Frage, wie sich zu dieser Tatsache das Bekenntnis im Ur­
kundenformular verhielt: "Du hast mein Herz zufriedengestellt - -". 
Wurde hier nur das Formular des Barkaufes durch Jahrhunderte mit­
geschleppt, während im übrigen ein Geben und Nehmen gar nicht statt­
fand? - oder fungierte als Preis ein Schein preis, ähnlich dem in der 
römischen Mancipation mit dem Kupferpfennig? - Gerade diese 
letztere Frage wird Aufmerksamkeit verdienen. In einer Zeit, wo das 
Kupfer stark als Zahlungsmittel in Betracht kommt, muß man die 
immer wiederkehrende Erwähnung des Silberpreies im Formulare der 
neuat,; notwendig als rein formulare Tatsache betrachten. Ich vermag 
diese Tatsache nicht sicher zu deuten. Liegt in der Klausel nur, daß in 
einer älteren Zeit einmal das Silber allein Zahlungsmittel war ? Ist 
also das Wort Silber nur der Terminus für Geld schlechthin geworden, 
wie französisch argent? - Oder wurde auch in der Zeit, da unsere 
nguat,;-Urkunden immer wieder vom Silberpreise sprechen, wirklich 
stets ein Stück Silber vom Käufer hingereicht wie in Rom das Stück 

1 So schon REVILLOUT, Propriete p. 425, des angeblich in den demotischen 
Akten des Hermiasprozesses zuerst die Tatsache beobachtete. Precis r, 686. MIT­
TErs, Grundzüge 117, 171. 
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rauhes Erz bei dem Erz- und Wägegeschäft?- SETHEerklärt sich mir 
bestimmt für die erstere der beiden Auffassungen, ebenso wie vorlängst 
REVILLOUT, Propriete 404. 

Auf der anderen Seite wird in der Klausel, welche den Barkauf 
betont, als Leistung des Verkäufers bezeichnet, daß er das Grundstück 
"weggegeben" habe (vgl. oben S. zgof.). Man könnte glauben, daß wirk­
lich eine körperliche Übergabe des Grundstückes stattfand, und viel­
leicht ist dies in grauer Urzeit auch so gewesen. Aber in der ptolemäischen 
wie vorher in der persischen Zeit ist deutlich, daß statt des Grund­
stückes körperlich etwas anderes gegeben wurde: die Urkunde. Diese 
Tatsache, die ja nicht überrascht!, geht aus dem gesamten Materiale 
mit großer Schärfe hervor. Zunächst gibt es eine, von REVILLOUT über­
setzte neiiau; aus der Zeit Alexanders, die das mit dürren Worten 
sagt; an Stelle der Barkaufklausel "ich habe es dir gegeben, du hast 
mir seinen Wert in Silber gegeben ..... ", steht hier die Erwähnung 
"ich habe dir die Schrift der Silberbezahlung gegeben" 2• Wenn diese 
Besonderheit sich aus den Umständen des Falles erklären mag 3 , so 
bleibt sie doch bezeichnend. Denn dazu kommt nun, daß in den Ur­
kunden es deutlich erweisbar ist, daß wirklich der Verkäufer dem 
Käufer die Urkunde tradiert. Oft tritt ein Garant neben dem Verkäufer 
auf, der die beurkundete Verfügung bestätigt und, wie sich nachweisen 
läßt, als Garant auch im Gewährenzuge haftet. Er sagt im Protokoll: 
"nimm du (Käufer) die Urkunde aus der Hand des X (Verkäufers)". 
Statt vieler verweise ich auf Pap. dem. 15 Wiss. Ges. Straßburg4 : 

"Du hast mein Herz zufriedengestellt mit dem Preise der 13 Land­
ellen ... (folgt Gegenstandsbeschreibung), ich habe sie Euch gegeben. 
Euch gehört es: (nämlich) Euer Baugrundstück, das oben erwähnt ist. 

1 RABEL, Haftung I, 48. Savigny-Zeitschr. (Rom. Abt.) 28, 336ff. hat schon 
mit echter traditio chartae gerechnet; MITTElS, Grundzüge r 71 a. 4 sagt: "Obwohl 
wir dieselbe nicht für ausgeschlossen erklären können, ist doch so viel sicher, 
·daß wir von ihr nichts hören." Mir ist dieser Nachweis der echten traditio chartae 
durch meine Studien mit SETHE vertraut. 

2 Pap. Paris 2442 (Zeit Alexanders), REVILLOUT, Notice, p. 502: "Du hast 
mein Herz zufriedengestellt mit dem Silber dieser Schrift für Silber ... folgt 
Beschreibung des Grundstückes: Ich habe dir die Schrift für Silber gegeben, 
die du in meinem Namen ... Dir gehört es (nämlich) dieses dein Haus " 
Vgl. GRIFFITH, Inventory p. 113. Es folgt der übliche Text der n(!iiatc;. Zweitens 
ähnlich der archaische Papyros vom 30. Jahre des Psammetik, REvrLLOUT, Notice 
28zff., dessen Übersetzung ich aber zu wenig traue, um ihn hier ausführlich an­
zuführen. 

3 Es handelt sich, wenn REVILLOUTs allerdings bedenklich anmutende Über­
setzung richtig ist, um eine Quittung des Gläubigers nach Sicherungsübereignung, 
bei der ja regelmäßig keine Besitzübertragung stattfindet. Vgl. Pap. Oxy. 472, 
I, 23 ff., dazu MITTElS, Grundzüge r88. 

4 ED. SPIEGELBERG, rec. d. trav. rel. a Ia phil. et ]'arch. egypt. vol. 35 (1913) 
S. 85 . 



30~ Verstreute kleinere Schriften. 

Ich habe seinen Preis in Silber von Euch empfangen, vollständig ohne 
Rest usw. 

Und ... Petosiris ... spricht: empfanget die obige Schrift aus der 
Hand des Sohnes des Harsiesis, meines Vaters ... ". 

Ahnlieh Pap. dem. Bologna, REVILLOUT, rev. egyptol. J, Seite 3 
Anm. von S. 2, (von SETHE mir übersetzt) anom:6.awv zur TlQrim::;, 
Pap. Lond., REVILLOUT a. 0. S. 2 (ebenso nachgeprüft). Pap. dem., 
ohne Herkunftbezeichnung nach 1\.EVILLOUT, rev. egyptol., 4, I53· Pap. 
dem. Leid. 37JC, REVILLOL.:T, rev. egyptol. I, !28 n. l., Pap. dem. Cairo 
30623 (ed. SPIEGELBERG) u. V. a. m. 1 

·wenn der Garant, der zum Abschluß der ngiiat~ auffordert, dies 
mit den Worten tut: empfange die Schrift aus der Hand des Verkäufers, 
so kommt der Vertrag natürlich durch traditio chartae zustande. \Ver 
dies erkennt, bemerkt sogleich, daß im Text jeder demotischen ngam:; 
Spuren derselben Tatsache sind, daß das "Weggeben" des Grundstückes 
durch das Hinreichen der Urkunde dargestellt wurde. In dieser Richtung 
weist das offenbare Akzessionsverhältnis, in welchem die Urkunde zum 
Grundstück steht. Nach der ngriat~ erscheinen die Urkunden als zum 
Grundstücke gehörig. Es klingt wie eine Konsequenz aus der Eigen­
tum.sübertragung, wenn der Verkäufer, nachdem er gesagt hat: "Dein 
ist das Grundstück", fortfährt: "Dir gehören ihre Schriften und ihre 
prozessualen Grkunden; dir gehören ihre alten Papyri und ihre neuen 
Papyri" 2 . Der Grieche konnte diese Possessivpronomina, die übrigens 
auch im Agyptischen nur die Beziehung der Urkunden auf das Grund­
stück ausdrücken (SETHE), gar nicht übersetzen und umschrieb sie 
daher (a[ yt:yovviw um:' avnuv avyyQarpai). Für den Ägypter waren 
die Urkunden mit dem jeweiligen Eigentum am Grundstück verbunden, 
nicht anders als die Grunddienstbarkeit zum römischen Grundeigentum 
oder das Eigentum an der Grkunde dem Gläubiger nach § 952 des 
Deutschen Bürgerlichen Gesetzbuches gehört. Daher wird auch offen­
bar als Folge des Eigentumsübergangs gesagt: "Dir gehört sie (die 
Liegenschaft), dir gehören ihre Schriften .... , wo sie auch immer sein 
mögen". Diese Fassung ist auch außerhalb der Hauswaldt-Papyri oft 
bezeugt3 . 

1 Das ganze Material und die sich daraus ergebenden besonderen Fragen für 
die Gestaltung dieser ägyptischen Beitrittserklärungen lege ich andern Orts mit 
SETHE vor. 

" Etwas anders Pap. dem. Turiu 247, 45· Jahr des Psammetik, REV1LLOCT, 
Notice p. 290. GR1FF1TH inv. ::--ir. (9), wo die Überreichung der Urkunde über die 
früheren Eigentumsrechte als besondere Tatsache miterwähnt wird. Ebenso Pap. 
dem. Turin 248 (47· Jahr des Psammetik), REV1LLOUT, Notice p. 295. GR1FFITH 
inv. (10). Vgl. auch aram. Pap. Cair. 37114 1. 25ff. (STAERK). 

3 Pap. dem. Turin. REV1LLOCT, ::--ioticc 413, rev. egyptol. (I z) 1<)07, So. 
GIUFF1TH inv. ::\r. (41\). - Pap. dem. Paris E. 7128 (12. Jabr des Darius), RE-
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Sie zeigt, daß eine besondere Übergabe der einzelnen Urkunden 
gar nicht nötig ist, sondern daß jede Urkunde, die sich aufs Eigentum 
bezieht, kraft der nqam:; auf den Erwcrber übergeht, wo sie sich auch 
befinden möge. Wenn diese Beobachtung richtig ist, hat die ägyptische 
traditio per chartam keine andere Wirkung gehabt als diejenige, die 
heute vielfach noch für die späte byzantinische Zeit behauptet wird 
und im frühen Mittelalter wahrscheinlich galt: in der Urkunde ging 
verkörpert das Herrenrecht auf den Erwerber über, der die Urkunde 
statt des Grundstückes in die Hand erhielt. Das ägyptische Recht 
kennt wirklich den Traditionsakt an der Urkunde, wie BH.UNNER ihn 
für die spätrömische und die frühbyzantinische Urkunde meines Er­
achtens zu Unrecht behauptete !1 -- Er war übrigens auf die Über­
eignung nicht beschränkt. Auch das anoaraawv wurde übergeben. 
An anderer Stelle soll dargelegt werden, wie ganz allgemein die tra­
ditio chartae in demotischen Urkunden als Perfektionsmoment bei 
dem Vertragsschlusse galt. 

VILLOUT rcv. egyptolog. 2, 31ff . .:--iotice ·P4 (rev. egyptolog. 12, 81). GRIFF!TH 

inv. ""r. (49). -· Pap. dem. Paris E. 2440 (I3. Jahr Alexamlers JV. Theben), 
]{EVILLOUT, Notice p. 503 A toi ces pieces en lieu quelconque ou elles se trou­
vcnt ... ::\>Iehrcrc demotische Rylands-Papyri (p. 12of.) geben die thebanischc 
Klausel in etwas späterer Zeit ein wenig anders: every writing that has been 
made concerning them and every writing that has bcen made for me concerning 
and all writings in the name of which I am entitled to them (the propcrty) thine 
arc they and the rights conferrcd by them. Thinc is that to which I am entitled 
in thcir name. Mit der oben gegebenen Fassung der Hauswaldt-Papyri die von 
SPIEGELBERG veröffentlichten GebeJen-Urkunden Rec. des trav. 35, S.A.S. 4; da­
gegen sind die Cairiner demotischen Papyri nach dem jüngeren thebanischcn Stil 
redigiert, soweit es sich um diese Klausel handelt. - Von den griechischen Über­
setztmgen zeigt Pap. Giss. I, 39 (5. Ptolem.) noch die alte thebanische Fassung: 
[l.'rxi 8' claiv a[ avyygmpai, öam E'/)]oi [dn ]avraxiJt ovv iJJat ... auch in Pap. \VESSEL Y, 

spec. gr. tab. 6 n. 6 könnte man in der Lücke r, 7-8 etwas Almliches finden 
wollen. 

1 Vgl. fürs byzantinische Recht: BRANDILEO:'-!E, Studi in onore Vittorio Scialoja 
r, 2. FERRARI, Documenti greci 58ff., 95ff. PARTSCH, Zeitschrift für Handelsrecht 
70, 470. Für das justinianische Recht hat RrccoBONO jetzt das Wirken ähnlicher 
Gedanken nachzuweisen gesucht. (Savigny-Zeitschr. 33, z84ff.) Aber er geht mit 
l~echt von einer anderen Vorstellung der traditio chartae aus. Schon FREL:NDT, 
Wertpapiere im antiken und frühmittelalterlichen Recht I, 75ff. und hernach ich 
a. 0. hatten bestritten, daß wirklich bei den Frühbyzantinern die Tradition der 
Urkunde a,ls rechtlich erheblich für die Perfektion des Vertrages in Betracht kam. 
Die endgültige Redaktion samt absolutio und completio genügte nach justiniani­
schem Recht. Für die Byzantiner der späten l:Jrkunden schien mir allerdings die 
echte tracliiio chartae, mit Überreichung der Urkunde, noch ebenso festzustehen, 
wie BRANDILEONE. Jetzt macht FERRARI (atti Veneti 69 par. z, (rgro) Izirf. 
ßyz. Zeitschr. 20, 537· Bull. dell' ist. storico italiano 33 (Igrz) S. A. p. 72ff.) auch 
dagegen Zweifel geltend: man könne nirgends scharf nachweisen, daß die Ur­
kunde selbst tradiert worden sei. 
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Schlüsse auf den ägyptischen Eigentumsprozeß. 

Wie bei jedem Kaufformular eines Rechts mit archaischem Gepräge 
ist auch im ägyptischen Recht die Vertragspflicht des Verkäufers durch 
die Bedürfnisse des Prozesses über das Herrschaftsrecht bestimmt. Für 
dessen Erforschung bieten die ägyptischen Urkunden der Sammlung 
Hauswaldt mehr als die bisher bekannten demotischen Texte. Ohne 
Scheidung des Neuen und desjenigen, was bisher schon aus den Ur­
kunden erschlossen werden konnte, hebe ich die Tatsachen hervor, welche 
sich aus den Kaufurkunden und dem bescheidenen prozessualen Ma­
terial über den Eigentumsprozeß ergeben. Das prozessuale Material der 
demotischen Urkunden ist heute noch so wenig gesichtet, daß es nicht 
möglich ist, eine Gesamtdarstellung aus den Quellen zu entnehmen. Zu­
grunde liegt der Rechtszustand, der in den Hauswaldt-Papyri hervor­
tritt. Das heißt natürlich nicht, daß wir durch diese Texte sichere 
Schlüsse auf den Ptolemäerprozeß im Laokritengericht erhalten. Denn 
es bleibt immerhin möglich, daß der archaische bis in die Zeit der alten 
einheimischen Pharaonen zurückreichende Urkundenstil auf prozessuale 
Zustände abgestellt war, die nicht durchweg mehr dem geltenden Recht 
des 3· Jahrhunderts v. Chr. entsprachen. Es handelt sich um ein ganz 
ähnliches Bild, wie es für den römischen Sakramentsprozeß und für den 
ältesten hellenischen Rechtsstreit um Eigentum gezeichnet werden kann. 

I. Der Kläger im Eigentumsprozeß tritt gegen den Besitzer auf, um 
ihm die Sache, das Grundstück "wegzunehmen", es "anzufassen". 
Dieses Wort für "Nehmen" ist interessant. Es ist, wie SETHE mir sagt, 
später das gewöhnliche Wort für den Begriff des Nehmens, und es 
wäre nicht nötig, daß man dabei an das "Anfassen", noch dazu des 
Grundstücks, gedacht hätte. Aber eben dies Verblassen eines Wortes 
für das körperliche Anfassen und Nehmen, das allmählich zum juristi­
schen "Abstreiten" wird, ist ja bezeichnend für denselben Begriff in 
den anderen Rechtsentwicklungen. Aus der Rechtsvergleichung ver­
weise ich auf lateinisch vindicare im Sinne von "Wegnehmen", zu­
greifen, in der römischen Vindikation im Sakramentsprozesse, auf das 
griechische cupatec:"ia{}at, avhiv, scpa7r:r:ea{}m, bei der Einleitung des 
Eigentumsstreites über Mobilien, auf das deutsche "Anefang". Überall 
beginnt hier das Verfahren, das dem Besitzer die ihm nicht gehörige 
Sache abstreiten soll, mit solchem "Wegnehmen". In den archaischen 
demotischen Urkunden ist der Begriff bisher meines Wissens nicht 
beobachtet, aber sehr wohl nachweisbar. In der interessanten demo­
tischen Klagschrift im Laokriten-Prozesse, welche Pap. dem. Bruxell. 4 
enthält!, beklagt sich der Kläger anscheinend über eine ungerecht-

1 Diese wichtige Klagschrift, die SETHE mit SPIEGELBERG ZU Pfingsten 1913 
durcharbeitete, hoffe ich an anderem Orte bald vorzulegen. 
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fertigte Vindikation eines Gegners, der sich nach der außergerichtlichen 
Gewalthandlung ("Wegnehmen") auch in den Besitz des streitigen 
Grundstückes gesetzt haben soll. Dort heißt es, daß der Kläger das 
Grundstück an seinen Pächter einräumen will, "wenn die Hand des 
Gegners an uns vorübergegangen sein wird". Die Hand dient augen­
scheinlich zur Rechtsbehauptung im Eigentumsprozesse. Bei REVILLOUT 
ist diese Erwähnung des Wegnehmens bei der Vindikation in den Über­
setzungen öfters verderbt, auch im Text der Kaufurkunde in der Mehr­
zahl der Fälle wohl nicht erwähntl. In den griechischen Urkunden 
Ägyptens tritt bisher dieses "Anfassen" oder "Wegnehmen", das der 
Kläger vornimmt, nicht deutlich hervor. Man kann zweifeln, ob an 
Vindikation oder nur an unberechtigte eigenmächtige Besitzstörung 
ohne den Zweck der Rechtsbehauptung gedacht ist, wenn im Hermias­
prozesse der Anwalt von dem Zugriff auf die streitigen Grundstücke 
spricht, zu welchem der Kläger Hermias auch dann kein Recht haben 
würde, wenn die Beklagten nicht Choachyten, sondern Taricheuten 
wären 2 : El bß ua{ n; {}c;{'Y)t -ro ;.ti} ov, ;.tc:rot·;aa{}fjvm -rov; -raetxdna;, 
;.t'Y)bc:,u/w• i!xc:w nva l!;ova{av, ;.trJbs -rov <E(!;.tfav lrpan-rca{}a{ nvo; 
avrcov evya{ov, l!uaarov b'av-rwv bcan6(ona -rfj; lMa; un]ac:w;, ij-rot 
d.noM;.tc:vov, f} ldeat; naeaxwe~aav-ra av-rov;, uai -ri}1• u,urJV anoA.aßc:iv. 
Als Parallelakt zu dem "Anfassen des Klägers könnte ja vielleicht jenes 
vom Beklagten vorzunehmende oeaaaca{}w in Frage kommen, auf 
welches MITTElS schon im Pap. Grenf. I, II aufmerksam gemacht hat. 3 

Wer als Beklagter die Grenzsteine und mit ihnen das Grundstück an­
gefaßt hat (beaaam{}at -rfj; yfj; ano -rwv oetwv), ist in diesem nach 
ägyptischem Prozeßrecht behandelten Falle anscheinend ebenso in 
seiner Parteirolle und für seine Beweisstellung charakterisiert wie in 
Rom der Beklagte für den Sponsionsprozeß über Herrschaftsrecht 
durch die deductio quae moribus fit gekennzeichnet wird. Nur ist der 
grundlegende Kommentar, den MITTEIS dieser Urkunde gewidmet hat, 
dann ebenso auf das altägyptische Landesrecht zu beziehen, wie auf 
die gemeinsame hellenistische Rechtsanschauung4 . 

1 Ich verweise auf Notice p. 381, 4I0f., 412, 414, 422, 433, 437, 480, 488, 501, 
503, 504, 505. Pap. dem. 15 Straßb. Wiss. Ges. (Rec. des trav. 35, S.A. 4). Aber 
dasselbe "Nehmen" steht doch wohl in der altdemotischen Urkunde vom 32. Jahre 
des Amasis, Pap. Paris, REV1LLOUT, Notice p. 366. GRIFFITH inv. Nr. (28): Celui 
qui viendra a toi a ce Sujet pour me prendre de toi en disant: ce n' est pas 
ton fils, celui la ... Man müßte zur Erweiterung des Materials nachprüfen: Pap. 
dem. Turin 248, 47· Jahr Psammetik I., REVILLOUT, Notice p. 295, GRIFFITH 
inv. Kr. (ro). Pap. Paris E 7858 (NrKu, REVILLOUT, Notice p. 302, GRIFF1TH inv. 
Nr. (14). 

2 Tor. r col. 8 I. 24. 
3 In Sav. St. 23, 297ft. 
4 Für letzteres noch MITTElS, Chrestomathie 32. 
Partsch, Aus nachgelassenen Schriften. 20 
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2. Neben dem körperlichen Zugriff erfolgt auch in diesem ägyp­
tischen Prozesse das Sprechen einer festen Formel, welche die Rechts­
behauptung des Klägers enthält. Die Behauptung lautet für Mobilien 
wie für Grundstücke gleich: "Die Sache gehört dir (Besitzer) nicht." 
Schon REVILLOt:T hat diese Klausel öfters erwähnt!. Es ist wertvoll, 
daß SPIEGELBEH.G dieselbe Klausel in den Hauswaldt-Papyri wieder­
fand. Sie ist zahlreichen ürkunden der älteren Zeit geläufig. 2 \Vie sich 
diese prozessuale Behauptung des Klägers erklärt, steht heute noch 
dahin. Den Vv'orten nach liegt der Gedanke am nächsten, daß dieses 
die Form der normalen Klagbehauptung bei der altägyptischen Vindi­
kation war. Das wäre um so bemerkenswerter, als ja in der Laokriten­
praxis des 2. Jahrhunderts als feststehendes Recht gilt, daß zunächst 
der Kläger im Eigentumsprozesse sein Recht behaupten und beweisen 
muß, ehe auf die Beweisantretung des Beklagten über die Herleitung 
seines Rechtes vorn Vormanne eingetreten wird. 3 Danach sollte man 
erwarten, daß eine Rechtsbehauptung darüber, daß der Kläger sich 
als der Berechtigte behaupte, nicht gefehlt habe. Vielleicht gibt die 
Kaufurkunde nur einen Teil jener Spruchformel des Vindikanten wieder 
und stand wirklich neben jener Behauptung: die Sache ist nicht dein, 
noch eine positive: die Sache ist mein. Aber vielleicht hängt die Aus­
malung der vom Kläger zu sprechenden Prozeßbehauptung wie die 
Urkunden sie geben, damit zusammen, daß ein Dritter "im Xamen" des 
angeblich Berechtigten die Klagebehauptung sprechen konnte. 

3· Wo dieses Zugreifen und das Sprechen der Formel über die Rechts­
behauptung des Klägers stattfand, ist aus den Kaufurkunden nicht klar. 
Die Rechtsvergleichung zeigt, daß diese Akte ehensowohl als gericht­
liche vorkommen wie als formale Akte außergerichtlicher Rechts­
behauptung, welche den Prozeß vorbereiten: als prozessualer Akt vor 
dem Magistrat stellt sich die römische vindicatio im Sakramentsprozesse 
dar. Die Rechtslehre zweifelt nicht daran, daß es sich hier um eine 

1 Propriete, p. 414. 4rG. Prccis r, 489. 
Pap. Paris E 7oü, Psammetik II., 4· Jahr. EEVILLOUT, ~otice p. 38r. Precis 

I, 429, 4G6. GRIFFI'l'II, Übersetzung Pap. dem. Rylands, p. 56, inv. Nr. (r5): He 
who comes to thee on my account, including any man in the land, saying, She is 
not thy slave ... (im Selbstverkauf einer Freien). - Pap. Turin. 5· Jahr des 
Darius, EEVILLOL'T, Noticc p. 410, GRIFFITH, Übersetzung s. Pap. dem. Hylands 
p. 58 inv. Nr. (46), Sklavenkauf: He that shall come nnto thee for bim in my 
name or in the name of any man in tbe land, of brother, sister, father, mother, 
master, mistress, on myself likewise, saying: He is not thy slave ... " - Pap. 
Turin, 35· ] ahr des Darius, Notice Nr. 115, p. 436 (bei GRIFFITH von mir nicht 
aufgefunden, also vielleicht nicht zu indentifizicren), Grundstückskauf: Celui qui 
vicndra a causc dc cela et clira: elle n'est pas a toi, ta mesure celle-la, je Je ferai 
s'cloigner de toi. 

3 Pap. Tor. r, col. VII, 4ff., vgl. JI.IITTEIS, Cbr. 31, wo die frühere Außerung 
im Heichsrecht und Volksrecht berichtigt ist. 
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prozessuale Wiederholung eines Aktes handelte, der ursprünglich 
außergerichtlich, nicht vor dem Magistrat erfolgt sein dürfte. Mit außer­
gerichtlicher Eigenmacht greift der Kläger im altgriechischen Eigen­
tumsprozesse an Mobilien zu, ebenso wie bei dem germanischen Aue­
fang das Anfassen der Sache ein Akt privater Eigenmacht ist. In den 
griechischen Urkunden finden sich allerdings manche Zeichen dafür, daß 
in Agypten im 2. J ahrh. a. C. auch bei Grundstücken die Einleitung 
des Streites um Herrschaftsrecht nach alter Volksanschauung noch 
vielfach durch privaten Gewaltakt des Klägers stattfand1 . Aber jeden­
falls bekämpft das Königsrecht mit neoar:ayf-lara diese Gewaltakte, die 
ja ebenso zu solennen Prügeleien geführt haben müssen, wie die eigen­
mächtige Pfändung an beweglichen Sachen, sei es im Weidepfändungs­
recht, sei es zur Urteilsvollstreckung in den altgriechischen Volks­
rechten 2• 

4· Über die Gegenbehauptung des Beklagten, welche dieser in form­
gebundener Weise machen mußte, ist natürlich aus den Kaufurkunden 
nichts zu erkennen. Nach den Eiden möchte man schließen, daß der Be­
klagte die Behauptung aufstellte: "mein ist die Sache". Aber es bleibt 
noch ganz dunkel, wie eigentlich der ägyptische Prozeß zustande 
kommt. REVILLOUTS Behauptungen über eine Prozeßwette ähnlich dem 
ältesten Sacramentum, verdienen die größte Zurückhaltung. 

5· Jedenfalls konnte der Beklagte wählen, ob er selbst im Prozesse 
als Partei sich verteidigen wollte, oder aus dem Prozesse ausscheiden 
und dem Gewähren, den er herbeiholte, die Führung des Prozesses über­
lassen w0llte. Daß wir in dieser Beziehung Klarheit gewinnen, ist eine 
der erfreulichsten Feststellungen, die durch die Hauswaldt-Papyrus 
möglich waren. Es ist nämlich die Rede davon, daß entweder der Be-

1 Auf die griechische e,;aywy1) im Eigentumsprozesse (vgl. lVIITTEIS, Savigny­
Zeitschr. 23) ist dabei Pap. Tebt. ros, I. 36 (anno 103 V. Chr.) zu beziehen, wo 
sich der Unterpächter vom Pächter eines Katoikenlehens ausdrücklich die Be­
fugnis konzedieren läßt, daß er Angriffe Dritter abwehren kann, ohne unter die 
Strafe zu fallen, die wohl den unberechtigten Kontravindikanten trifft. Gemeint 
ist die Strafe, welche der Quasieigentümer des Katoikenlehens eintreiben könnte. 
- Auf griechisches und ägyptisches Recht deuten die Klagschriften, Pap. Paris 
14 (anno 127 a. C.), wo die unbefugte Embateusis des Eindringlings so erwähnt 
ist, daß hier der Gedanke offenbar ist, ein solches eigenmächtiges Eindringen 
könnte auch als Rechtsbehauptung vorgenommen werden (1. 22/23). Vgl. auch 
die Klagschrift des Hermias (a 0 120 a. C.) Pap. Paris 15, I. 18ff., wo aus dem 
dvr:mowv{teVOt dotuwr;; durchklingt, daß eine Eigenmacht erlaubt wäre, wenn 
sie mit begründeter Rechtsbehauptung erfolgte. Ebenso Pap. Lond. II n. 401 
p. 13ff. (anno II6/1II a. C.) I. 20ff. 

2 Das zeigt der Antrag in Pap. Paris 14 (anno 127 a. C.) I. 38ff. auf eine Buße 
wegen unrechter Tat von 5 Talenten Kupfer. - Vgl. auch schon die ähnliche 
Bußenordnung für eigenmächtiges Eindringen in den fremden Stathmos im 3· Jahr­
hundert v. Chr., Pap. Petrie verso 3, 20 Co!. 3· 

20* 
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sitzer, gegen den der Vindikant zunächst auftritt, oder aber der Ver­
äußerer für die Beweisantretung in Betracht kommen könnte, derart, 
daß ihm der Beweis auferlegt wird. Die bisher bekannten Klauseln 
sprachen immer nur von dem Beweis, welcher dem Besitzer selbst auf­
erlegt wird. Diesen Beweis sollte der Verkäufer an Stelle des angegriffe­
nen Besitzers erbringen. Wenn aber dem Vormann selbst ein Beweis vor 
Gericht auferlegt werden konnte, ist es sicher, daß auch nach alt­
ägyptischem Rechte gerade wie nach dem hellenistischen Rechte der Ge­
währenzug zum Eintritte des Vormannes in den Prozeß und zum Aus­
scheiden des Besitzers aus dem Prozeß führen kann. Es ist nichts 
anderes, als was eben schon durch eine der schönsten prozessualen Ur­
kunden unter den demotischen Texten klar geworden war 1 und was wir 
schon für die ßsßatwTal des hellenistischen Notariatsformulars wissen. 

Wenn der Beklagte selbst im Prozesse bleibt, muß der Verkäufer 
ihm Beweishilfe leisten, auch Eide an seiner Statt schwören, wie dies 
ja auch in der jüngeren Urkunde regelmäßig versprochen ist. 

6. Um den Beklagten zum Erscheinen und eventuell zu Selbst­
übernahme des Prozesses zu veranlassen, steht dem Kläger eine be­
sondere Klage zur Verfügung; mit Hinblick hierauf wird in den Haus­
waldt-Papyri gesagt, daß der Verkäufer es auf einen Prozeß nicht an­
kommen lassen will. Auf diesen Prozeß bezieht sich also die häufige 
Erklärung des Verkäufers in den dem. Urkunden: wenn ich ihn nicht 
freiwillig entferne, so entferne ich ihn notwendigerweise 2 ohne Säumen 
(= eav (Jß pi; anoan]awt, anoaT~aw enampcm'). Auch daß der Ver­
käufer ohne "Schlag" seine Verpflichtungen erfüllen will, ist bekannt­
ich oft gesagt. GRIFFITH 3 und ihm zustimmend SPIEGELBERG4 versteht 
darunter ein Versprechen des Verkäufers, es auf eine Bastonnade nicht 
ankommen zu lassen. GRIFFITH denkt dabei an "Intervention of the 
police", "official compulsion". Offenbar bleiben aber drei Möglichkeiten 
offen, von denen keine heute mit Sicherheit ausgeschaltet werden kann: 
Entweder gehörten diese Prügel zu den Zwangsmitteln des Prozesses, 
durch welchen das Eintreten des Gewähren in den Prozeß des Besitzers 
erzwungen wurde. Dann hätten wir ägyptische Urteile auf Vornahme 
einer Handlung, während nach römischem Recht die auctio auctoritatis 
wie die griechische M~'Y) ßsßauhaswr; mit der Vollstreckung einer Geld-

1 Pap. dem. Eleph. rz (SPIEGELBERG, dem. Studien 5). Die Frau Tastj ist 
solcher ägyptischer Gewährschaftsgarant, der als Vormann in den Prozeß der 
Ta-Hap gegen die Besitzerin Tisemtheus eintrat und nun die Rezeßerklärung 
der abgewiesenen Klägerirr entgegennimmt. Ich behalte die Besprechung der Ur­
kunde für meine Publikation mit SETHE vor. - Für die griechischen Gewähr­
schaftsgaranteil vgl. Pap. Tor. r, VI roff. 

2 So SETHE-SPIEGELBERG oft: "zwangsweise". 
3 Rylancls Papyri p. rz8. 
4 Nach privater Mitteilung. 
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kondemnation ausschließlich arbeiten. Dafür wäre Beweis noch ab­
zuwarten. Oder es kann sich bei den Stockschlägen um ein privates 
Exekutionsmittel handeln, das dem Gläubiger, also hier dem Käufer, 
zur Verfügung steht. Diese l\Iöglichkeit verdient nicht nur, weil sie in 
der Rechtsvergleichung ihre Parallelen hatl, sondern auch deshalb 
mehr Beachtung, als man ihr bisher schenkte, weil die körperliche Ge­
walt (anoßuiCecn'}w) als legitimes Zwangsmittel fürs Asyl besonders 
ausgeschaltet werden mußte 2. Endlich ist möglich, daß diese Zwangs­

prügel in veredelter Form unter polizeilicher Assistenz als Zwangs­
mittel des Gläubigers auch ohne Urteil erteilt werden. Jedenfalls sind 
die Stockprügel in Ägypten bekanntlich seit uralter Zeit das übliche 
Zwangsmittel zur Eintreibung staatlicher Pachtforderungen gewesen 3 , 

und so wäre es gut möglich, daß sie als Form der schuldrechtlichen 
Haftung auch dem ägyptischen Privatrecht der früheren Ptolemäer­
zeit noch angehört hätten. 

1 Die indischen Eechtsbüchcr kennen die Prügel durch private Eigenmacht 

als Zwangsmittel (Legal Force) des Gläubigers: :\Ianu 849. );arada r, 122 Brihas­

pati und Katyayana (Texte nach COLEBROOKE Digest of hinclu law, 1, 233 ff. ArL 

240/241. Vgl. auch Sacred Books 33, 330 Brih. XI, 57· Der Vishnutext (CoLE­

BROOKE r, 241 Art. 251) erklärt ausdrücklich bonclage (violent means) für straflos. 
2 Inseln. in Ann. d. serv. des ant. Le Caire ro (rgro), r63ff., 27f., (LEFEBVRE) 

Pap. Tebt. 5, col. 4, 1. 480, auch in Pap. Petrie rccto III, zo, Col. r 1. 2 scheint 

das d;n;oßui.!:,eafJm eine Hamllung zu sein, die rlort der Gläubiger zur Exekution 

wegen seiner Forderung vornimmt. Daß das d:noßtd.!:,cafJat nicht eine Sachpfändung 

bccleutet, ist aus dem Dekret cles Eumcnes II. (anno I7<J/t72) Diit. syll. 295 klar, 

sowie aus dem Ptolemäergesetz Pap. Petrie Jl I, 26 1. roff. Hier ist es klar, daß 

ii.:wßtd.CeafJat der eigenmächtige Zwang mit körperlicher Gewalt ist. 
3 Vgl. SPIEGELBERG: Studien und J\bteri<tlien (Hannover r8g:z) Seite 84ff. 

uncl \VrLCKEN, Ostraka J, 567, RosTOWZE\\', Kolonat zo.'\. 



12. P. KoscHAKER, Babylonisch-assyrisches 
Bürgschaftsrecht. Leipzig 1911. 

[Göttingische Gelehrte Anzeigen 1913, 13-37] 

I I. 

Es ist in der literarischen Kritik unserer Tage ungewöhnlich, daß 
ein Buch von zirka 250 Seiten von zwei Fachleuten in demselben Organ 
besprochen wird 1 . Aber für KoscHAKERS asssyr.-babyl. Bürgschafts­
recht erforderten die Gmstände diese Zusammenarbeit des Sprach­
gelehrten mit dem Juristen. Ohne das Urteil des Assyriologen darf 
die Bewertung dieses Buches für die vergleichende Rechtswissen­
schaft nicht erfolgen. Erst als ein Autor, der nach dem Urteil seiner 
Fachgenossen in hervorragender \Veise zur Beurteilung der philolo­
gischen Leistung dieses Buches legitimiert ist, den sprachlichen Unter­
bau dieser rechtsge:-;chichtlichen Untersuchung nachgeprüft hatte, durfte 
ein Jurist es wagen, die Ergebnisse des Verfassers sachlich einzu­
schätzen. Nur diese Zusammenarbeit der Fachleute konnte zu einem 
der bedeutenden Leistung gerecht werdenden Urteil der wissenschaft­
lichen Kritik führen. Daß der Assyriologe Verständnis für diese Zu­
sammenarbeit mit dem Rechtshistoriker hatte, dafür gebührt ihm der 
Dank unserer Forschung. 

KoscH.~KERS babylonisch-assyrisches Bürgschaftsrecht ist in der 
Zahl der juristischen Publikationen auf dem Gebiet der vergleichen­
den Rechtsgeschichte eine durchaus neuartige Erscheinung. \Vohl 
kennen wir seit einigen Jahrzehnten moderne juristische Darstellungen 
von Rechten und Rechtsinstituten der verschiedensten toten und mo· 
derneu Völker, die nicht im deutlichen Zusammenhang mit unserer 
europäischen Rechtsgeschichte stehen. Das indische, das chinesische 
und japanische, das islamitische Recht, Rechte der primitiven Kultur­
völker Asiens, Australiens und Afrikas haben fleißige Bearbeiter ge­
funden, und J OSEF KoHLERS emsiger Sammelfleiß hatte längst auch die 
Babyionier in den Kreis seiner Studien gezogen. Auf Jahrzehnte hin­
aus ist diese Arbeitsmethode noch sicher, einen reichen Stoff der rechts­
wissenschaftlichen Betrachtung vorlegen zu können und daraus Ver­
gleichsmaterial und Fragestellungen für die rechtsgeschichtliche und 
rechtsvergleichende Forschung zu erschließen. Aber so hoch clie:-;c 

1 ~Voran geht unter I. eine Besprechung von 1\1. ScHORR (r-r3).] 
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Sammclarbeit einzuschätzen ist, kann doch nicht verkannt werden, 
daß die bisher herrschende Niethode der vergleichenden Rechtswissen­
schaft nur als Anfang in der wissenschaftlichen Verarbeitung des 
neuen :Vlateriales genügte. Diejenigen, welche als Führer der rechts­
vergleichenden Forschung uns bisher mit exotischen Rechtsordnungen 
bekannt machten, haben zumeist ohne sprachliche Kenntnisse nach 
Gbersetzungen arbeiten müssen, die von philologischer Seite ihnen 
ab fertiges Material zur Verfügung gestellt wurden. Und so wertvoll 
bei dieser Arbeitsweise oft die juristische Zusammenstellung war. 
oder so wichtig es sein konnte, daß für die Geschichte des römischen 
oder griechischen Schuldrechtes die glänzenden Übersetzungen, welche 
z. B. die indischen Rechtsbücher gefunden haben, herangezogen \Vur­
den -es fehlte diesen Arbeiten doch meist die Fühlung mit dem leben­
digen Rechtsleben, die nur von der Kenntnis der Rechtssprache ver­
mittelt wird. Andererseits haben wir wertvolle juristische Arbeiten 
von hervorragenden Sprachkennern, wie die der Sanskritforscher über 
indisches Recht, die Arbeiten der französischen Kolonialjuristen über 
islamitische Rechtsquellen oder die Studien über talmudisches 1\.echt. 
Aber der Jurist vermißte in diesen Darstellungen oft die Beherrschung 
der Rechtsvergleichung und den modernen juristischen Gedanken­
aufbau. Was wir bisher vergebens suchten, ist jetzt für ein Institut 
des altorientalischen Rechtes geleistet. :VIit sprachlicher Schulung 
und guter rechtswissenschaftlicher Methode hat heute ein Jurist zum 
ersten Male ein babylonisches Rechtsinstitut dogmatisch dargestellt. 
Cnd das Ergebnis dürfte gerade auch diejenigen Juristen überraschen, 
die bisher der vergleichenden Rechtswissenschaft mit Zurückhaltung 
gegenüberstanden. \Ver nach den bisher vorliegenden Arbeiten Ge­
legenheit hatte, sich von der Arbeit der rechtsvergleichenden Forschung 
eine Anschauung zu bilden, fühlte sich oft an die Eindrücke aus unseren 
Museen für Völkerkunde erinnert; wie dort die seltsamsten Gegenstände 
unter der Spitzmarke "Hausgerät" des künftigen Kenncrs harren, hat 
die rechtsvergleichende Forschung eine unübersehbare Menge selt­
samer Details, Rechtssätze und Rechtsinstitute verzeichnet, welche in 
ihrer Entstehung und in ihrer praktischen Bedeutung uns vielfach un­
verständlich sind --alles etikettiert mit den festen Begriffen und Kate­
gorien, die unserem modernsten Recht, im Zivilrecht dem privatrecht­
liehen System der deutschen Pandektenwissenschaft entlehnt werden. 
Wer tiefer einer Einzelheit nachzugehen Gelegenheit hatte, empfand 
es bitter, daß diese Methode rechtsvergleichender Forschung nur eine 
oberflächlich geordnete Übersicht über die Vorgänge des Rechtslebens 
oder die 1\.echtssätze gab, und daß alle juristische Arbeit an diesem 
Material noch zu leisten war. Ohne lehrhafte Auseinandersetzung mit 
dieser naiven Form der H.echtsvergleichung, welche eine Frucht der 
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letzten Jahrzehnte deutscher Pandektistik war, hat KoscHAKER nun 
neue Wege in der juristischen Verarbeitung seines babylonisch-assy­
rischen Materiales eingeschlagen. Anstatt der juristischen Kuriosen­
sammlung für ein Rechtsgebiet gab er eine juristische Durehelenkung 
eines einzelnen H.echtsinstituts. Und indem er das eine der für die 
Grundbegriffe wichtigen Rechtsinstitute des Schuldrechtes heraus­
griff, lieferte er einen wichtigen Beitrag zu juristischer Durehelenkung 
von Rechts begriffen, die im Leben der verschiedensten Kulturen wiecler­
kehren und im modernsten Recht noch ihre Bedeutung haben. Es ist 
die Arbeitsweise, welche in der germanistischen und romanistischen 
Forschung seit Jahren die herrschende ist und deren erste Frucht schon 
die modernen Studien an den griechischen Quellen waren. Nicht ohne 
Grund beruft sich KoscHAKER auf E. K'>.BEL als denjenigen, mit dem 
er seine grundsätzliche Stellung zu komparativer Methode teilt. Wie 
für RABEL und die anderen Rechtsvergleicher aus MITTEIS' Schule ist 
nicht die heute noch über unsere Kraft gehende Universalrechts­
geschichte das Ziel des Verfassers, sonelern die Geschichte der Volks­
rechte, insoweit sie sich der komparativen Methode bedient. Und als 
Vergleichsmaterial stehen ihm zur Seite die germanistischen und ro­
manistischen Forschungen zum älteren Obligationenrecht, wie die 
gleichartige Forschung am griechischen Recht des Gemeindestaates 
und des Hellenismus. 

Einen Beitrag zur Lehre von Schuld und Haftung nennt der Ver­
fasser seine Schrift. Schon dieser Untertitel zeigt, daß der Verfasser 
als wichtigstes Ergebnis seiner Studie die Gesichtspunkte betrachtet, 
welche seine babylonischen und assyrischen Quellen der heute viel 
besprochenen Lehre des primitiven Schuldrechtes der Kulturvölker 
zuführen. vVas V. A}IIRA, PUXTSCHART, GIERKE für die germanischen 
Quellen als sicheres Ergebnis herausstellten, was ebenso für die alt­
griechischen Quellen klarliegt und demnächst für die einheimische 
Rechtsordnung des pharaonischen Ägyptens klargestellt werden kann, 
ist durch den V erfass er für das Schuldrecht des alten wie des persi­
schen Babyloniens als grundlegender Rechtsgedanke nachgewiesen: 
ursprünglich schafft das Schuldversprechen des Schuldners keine Haf­
tung. Damit diese entsteht, bedarf es einer besonderen Einsetzung 
einer Sache oder Person als Haftungsohjektes. Die Bürgschaft ist die 
wichtigste Form dieses Einsatzes einer Person zu leiblicher Haftung. 
An die Denkformen des Bürgschaftsrechtes knüpfen die jüngeren Bil­
dungen des Schuldrechtes an, nach welchen der Schuldner bei solchen 
Verträgen, wo er kraft Versprechens haftet, selbst die Haftung über­
nimmt. Seine Beweisführung stützt der Verfasser nach dem Muster 
der Arbeiten für das nordgermanische und das griechische Recht zu­
nächst auf die begrifflichen Vorstellungen der Rechtssprache. Wie er für 
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das altbabylonische l~echt, für die babylonischen Urkunden der Perser­
herrschaft und für die assyrischen Quellen des achten und siebenten 
Jahrhunderts a. C. die Quellensprache ausnützt, hat schon das ein­
gehende Referat meines philologischen Kollegen erkennen lassen: 
der Bürge als Schützer oder Tröster des Schuldners, die Bezeichnung 
des Bürgen als "Hand" des Schuldners und die ursprüngliche Bedeu­
tung des Handsymbols für die Begründung der persönlichen Haftung 
sind für die altbabylonischen Urkunden nachweisbar, im assyrischen 
Bürgschaftsformulare ist der Bürge der Herr der Hände (amel qatä, 
bel qata, bel qatä.ti). In den babylonischen Urkunden der jüngeren 
babylonischen und der persischen Zeit machte es erhebliche Schwierig­
keit, daß der terminus technicus für "bürgen" put ... nasu, put ... 
emedu, put ... nadanu, put ... ma)}a:m lautet: ein Verbum, das tragen, 
erheben, bringen (nasu). geben (nadanu), schlagen (maga~u) bedeutet, 
steht mit dem bisher verschieden erklärten \Vort put zusammen und 
als personales Objekt steht elaneben der Schuldner, oder als Objekt 
des Inhalts steht der garantierte Erfolg oder die Sache, deren Leistung 
zugesagt ist. In minutiöser Auslegung eines umfangreichen Urkunden­
materiales hat KosCHAKER hierzu eine schon von OPFERT (Z. A. XIII 
p. 253) geäußerte Anschauung begründet, die von seinem philologischen 
Berater wie von meinem Herrn Korreferenten als richtig anerkannt 
wird. Das Wort für "Hand" ist hier bei dem Verbum ebenso ausgefallen, 
wie es D. H. MüLLEie bei dem hebräischen Wort für "Bürgschaftleisten" 
in Prov. rr, 15 nachweist (bei KoscHAKER S. 222), wie es andererseits 
nach KascHAKEES Hinweis im Serbo-Kroatischen der Fall ist, wo die 
Bezeichnung für den Bürgen (jemstvo, bürgen jemac) nich_t wie sonst 
in den slawischen Sprachen mit "rqka" (Hancl)l zusammenhängt, son­
dern ein Wort für "fassen, greifen" (j~ti) abgeleitet ist. KoscHAKER 
hat hier als erster auf eine Regelmäßigkeit in der Bildung der Bürg­
schaftsterminologie der verschiedenen Sprachen aufmerksam gemacht, 
die m. E. bedeutsam ist. Der Gedanke, daß lateinisch "promittere" 
versprechen, ursprünglich ein manum promittere gewesen sei, gewinnt 
jetzt überzeugende Kraft 2 • Für das altägyptische Bürgschaftswort 
hatte ich auf eine Anregung SETHES schon dieselbe Möglichkeit er­
wogen, und vielleicht erklärt sich in ähnlicher \Veise auch eine Eigen­
tümlichkeit der griechischen 1:\echtsc;prache, die ich hisher nicht ver-

1 Diese bei KosciL\KER S. r6 herangezogene Parallele war auch schon von 
mir auf Grund einer ""achfrage bei russischen, bulgarischen und polnischen Be­
kannten, wie auf Grund des Nachweises, den ich LESKIEN venlankte, beachtet 1 
(Griech. Bürgschaftsrecht I, 47f.). 

2 Allerdings ist dabei pro wohl nicht als räumliches vorstrecken zu ver­
stehen, sonelern als "reichen für", wie die ähnlichen oben angeführten Substantive 
und Verben in den verschiedenen Sprachen. 
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standl. KoscHAEEE weist nach, wie das (Hand) "erheben", "geben", 
"schlagen" in den babylonischen Urkunden mit dem Wort "put" ver­
bunden wird, das oft als Präposition diejenige Person oder den Ver­
sprechensinhalt anschließt, für welche Bürgschaft übernommen wird 
(p. ZI3). Dieses , .für", das "anstatt, &vd" bedeutet, und in dieser 
Bedeutung von KosCHAKER vielfach belegt wird (p. zrz: Nbk 78), ist 
wohl nichts anderes als das deutsche "für" oder "vor" in mittel­
alterlichen sächsischen Urkunden. 

Es fällt auf, das KoscHAKEE bei der Erklärung dieses "put" "für" 
in der Bildung von Substantiv und Verbum die Parallelen nicht heran­
zieht, die in anderen Rechtssprachen ganz ähnlich dem Babylonischen 
zeigen, daß bei der Bildung von Substantiv und Verbum dieses "für" 
im "Bürgen für" den Gedanken darstellt. daß der Bürge als Ersatz­
objekt für den Fall, daß der Schuldner nicht erfüllt oder daß der zu­
gesagte Erfolg nicht eintritt, dasteht. Der indische pratibhu "Bürge" 
(Mann des Ersatzes) 2, der griechische newyyvo~, neobyvos, neor:n:ai1Js, 
der deutsche fürstand, Vorstand oder der vicessor langobardischer 
Urkunden scheinen doch ganz ähnliche Bildungen zu sein wie das 
babylonische Substantiv "mal}i~ puti", in welchem ma)J.i:;; den (Hand)­
schlager, puti die Beziehung auf put, "für", anstatt, bedeutet, oder 
nasu putu, das Bürgschaftleisten - "das (Hand)erheben für" (Ko­
SCHAKER p. zq-zr6. 33). 

Eine andere Erscheinung der altbabylonischen Bürgschaftstermi­
nologie scheint mir eine besondere Hervorhebung zu verdienen, weil 
sie geeignet sein könnte, Gedankengänge zu stützen, die fürs griechi­
sche Bürgs~haftsrecht schon angebahnt sind, und die von germanisti­
scher Seite seither wieder mehrfach für ähnliche Erscheinungen der 
germanischen Quellen diskutiert worden sind. Im griechischen H.echt 
ist es seltsam, daß in der Terminologie des Bürgschaftsrechtes nicht 
nur der Handritus, den der Bürge mit dem Gläubiger vornimmt, seinen 

' Griechisch heißt iyyvav (actinun) einhändigen, übergeben, Bürgschaft ent­
gegennehmen. Ganz vereinzelt kommt im Hellenismus auch iyyvav statt des regel­
mäßigen iyyvaaßat für das Versprechen des Bürgen vor, vgl. Bürgschaftsrecht T, 

105, 4· Das wäre erklärt. wenn man annähme, cl;;ß hier in gleicher \V eise ursprünglich 
ein Objekt wie "Hand" (Xe'iea, n{anv) neben dem llyyvav stand oder empfunden 
wurde. In Bürgschaftsrecht r, 105 dachte ich an einen abnormen Sprachgebrauch. 
Aber das war bedenklich, da auch die Glossare das E)'yvav als Übersetzung von 
spondere kennen. Auch unter den ohne Gewähr als ilr}f10U(!lrov yVWflat überlieferten 
Sentenzen des Cod. Par. gr. r r61l (DIELS, Fragm. cl. Vorsokr. 2446) findet sich doch, 
wie ich übersah, der Satz: f1tU(!a 8u'l6vat ßovJ,ov f1iiUov ij flloy&J,a iyyvav. 

2 prati, Präposition, die den Sinn der Aquivalenz, des Gleichkommens, des 
Ersatzes hat, bhu •= griech. qJV-, sein, werden, vgl. \VrNDISCH bei PARTSCH, 

Bürgschaftsr. r, 37 Anm. Die Übersetznng "Mann des Ersatzes" gibt frei die 
englischen Übersetzungen cler Hindu-Kommentare zu den Büchern cler \Veisen 
"'ieder. 
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Niederschlag in der Rechtssprache findet, sonelern außerdem es oft 
sehr deutlich ist, daß der Bürge aufgefaßt wird als ein Interzeclent, 
der sich den Schuldner einhändigen läßt. Diese Kreuzung des Begriff;.; 
"geloben, bürgen" und des körperlichen Ernpfarrgens eines Gegen­
standes oder einer Person konnte für die griechische Rechtssprachel 
wie für deren lateinisches Nachbild 2 nachgewiesen werden. Es ent­
ging dabei der Darstellung des griechischen Bürgschaftsrechtes nicht, 
daß diese Vorstellung, nach welcher der Bürge sich den Schuldner 
einhändigen läßt, mit der Anerkennung des Rechtes auf Deckung 
im Zusammenhang steht, welches anscheinend der griechische Bürge 
geltend machen kann, um sich durch Auslieferung des Schuldners 
oder durch Zugriff auf sein Vermögen vor der Haftung gegenüber dem 
Gläubiger sicher zu halten (S. 283 ff.). 

Seither ist von GIERKE wie durch v. AMIRA die These verfochten 
worden, daß der germanische Bürge gegen den Schuldner kraft der 
Bürgschaftsleistung selbst das Pfändungsrecht gegen die Person oder 
das Vermögen des Schuldners hatte. \Vie schon vorher, wird dabei 
jetzt von den beiden Führern der germanistischen Lehre die Begrün­
dung dieses Rechts gegen den Schuldner in der Abschlußform des 
Bürgschaftsversprechens selbst gesucht: im Stabritus der lango­
bardischen Quellen wird der Stab vom Schuldner an den Gläubiger 
und von diesem an den Bürgen gereicht. Durch diese Annahme des 
Stabes soll der Bürge nach der Auffassung der Germanisten das Ge­
\valt- und Exekutionsrecht gegen den Schuldner erwerben: weil er 
mit dem Zeichen der Hausgewalt das Zugriffsrecht auf das Vermögen 
des Schuldners erwerbe (so GIERKE) 3 , oder weil er mit qer Annahme 
des Botenstabes den Auftrag des Schuldners annehme und aus dem 
Rechtsgedanken des Auftrags heraus daher das Recht auf Schadlos­
haltung gegen den Schuldner habe (so v. Al\1IRA) 4 . Zu diesen Gedanken 
gibt nun die Sprache der babylonischen und assyrischen Urkunden 
eine Reihe neuer Anregungen. Zunächst der Bürgenname im Assyrischen: 
Herr der Hände, lVIarm der Hände, heißt hier der Bürge. Warum hier 
der Plural "der Hände"? - KoscHAKER hat die Frage anscheinend 
nicht aufgev.:orfen und doch scheint sie mir der Erwägung vor allem 
wert. Welches sind die mehreren Hände, als deren Herr (bel) der Bürge 
bezeichnet wird? - Vielleicht zunächst seine eigene, aber außerdem? 
- doch wohl nicht die Gläubigerhand! Aber das ist ein Detail der assy­
rischen Quellen, und diese selbst versagen uns heute noch ein Urteil 

1 Griech. Bürgschaftsr. r, <Jl fi., 284. 
Z. Sav. St. rom. Abteil. 29 (tgofl), .p]if. 
Schuld und Haftung 273ff., z88, ,·gl. auch I3VCH, Die Übertragbarkeit von 

Forderungen im deutschen mittelalterlichen Recht. Breslau ryrz, p. 92 ff. 
4 Der Stab, 145ff., Die \\'adiation S. 24ff., 35U. 
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über die praktische Becleutung1 und die nähere Ausgestaltung des 
Hanclsymbols.- Wichtiger ist, was KoscHAKER für die altbabylonischen 
1:\.echtsurkunden beobachtet hat. Allerelings handelt es sich hier nicht 
um ein festes Ergebnis, das die rechtsvergleichende Forschung un­
bedenklich verwerten kann. Die Deutung der Quellen ist hier noch 
vielfach unsicher. Und der Verfasser selbst hat sich als Jurist auf Ge­
sichtspunkte festgelegt, die ihn wohl verhinderten, den hier erwogenen 
Gedanken positiv zu formulieren. Es handelt sich um die Vorstellung, 
daß der Interzedent die Hände des Schuldners "ergreift" oder die Hände 
des Schuldners "herauszieht". KoseirAKER findet dieses Ergreifen der 
Schuldnerhände einerseits in einer Urkunde 2, wo der Bürge die Ge­
stellung der streitigen Sache dem ladenden Kläger zusagt und von dem 
Bürgen nach UxGXADS und KoscnAKEHS Übersetzung nur gesagt wird, 
daß Sin-iql:Sam die Hände des Schuldners ergreift wegen der Ergreifung 
der Bilisunu. Andererseits findet KoscHAKER die Bürgschaftsleistung 
oder eine bürgschaftsähnliche Rechtsgestaltung in einigen Urkunden 
des Exekutionsrechtes, zwei aus der Zeit Ammisadugas. Mit über­
zeugender Ausschaltung der älteren Deutung KüHLERS gelangt der 
Verfasser hier zu der Auffassung, daß bei Gelegenheit der Exekution 
für eine geschuldete Leistung eine vindexartige Interzession statt­
findet, die in den Schuldurkunden erwähnt wird: "nachdem (weil) die 
Hand des Schuldners herausgezogen worden ist, wird der Interzedent 
leisten" 3 . Der Verfasser meint, daß bei dem Exekutionsverfahren 
der Interzedent auftrat wie der römische vindex-Bürge bei der manus 
iniectio, die Hand des Gläubigers zurückschlug, wie es auch deutlich 
in einer Urkunde aus der Zeit Hamrrturapis heißt, daß der Interzedent 
wegen der Schuld die Hand des Gläubigcrs weggezogen hat: die Wirkung 
dieser Interzession sei eben, daß "die Hand des Schuldners aus der 
des Gläubigers weggezogen werde". Aber wenn KoscHAKER bei der 
Vorstellung dieses Aktes auf den Gedanken kommt, daß bei der Exe­
kution der Gläubiger den "Schuldner an der Hand gefaßt haben wird", 
und daß das "Herausziehen der Schuldncrhand" ebenso viel bedeute, 
als das "\Vcgziehcn (manum depellere) der Gläubigerhand", kommen 
wir einmal auf gewisse Schwierigkeiten, uns den Hergang vorzustellen, 
andererseits auf eine Unvollkommenheit in der juristischen Auffassung 
des ganzen Vorganges. Zunächst: was wird gezogen? Die Gläubigerhand 
oder die Hände des Schuldners? -- ~Wenn vvir beide Schilderungen auf 

1 l);Ji.\ der Handritus in der geschichtlichen Zeit schon stark abgeblaßt ist, 
betont KoscHAKER S. 24off. M. ScHORR teilt mir freundliehst mit, daß er in dieser 
Beziehung besonders auf die S. 241 besprochene Urkunde Gewicht lege. 

2 UNGNAD, Heft 8 der vorderasiatischen Schriftdenkmäler ::-<r. z6. ScHORR, 
altbabylonische Rechtsurknnden, Heft 3 (Sitznngsber. d. \Viener Ak., phi!. u. hist. 
hl. 165, 2), );r. I. 

3 Koscl!AKER S. zs f. 
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denselben Vorgang beziehen, können sie doch nur aus verschiedener 
Anschauung des Vorganges herrühren: die Urkunden aus der Zeit 
Ammisadugas beschreiben einen Vorgang, bei dem der Gläubiger die 
Hände des Schuldners in der seinen hat und der Interzedent sie heraus­
zieht. Die Urkunde aus der Zeit !Jammurapis sagt gar nichts davon, daß 
der Gläubiger den Schuldner an den Händen faßt, sondern nur, daß der 
Interzedent man um depellere vornimmt, indem er die Hand des Gläubi­
gers wegzieht. In den beiden Urkundentypen können ganz verschiedene 
sachliche Auffassungen von dem Akt liegen, der hier stattfand: im ersten 
der Gedanke an den rechtsgeschäftliehen Bürgschaftsschluß. der so 
vor sich geht, daß der Bürge die Hände des freiwerdenden Schuldners 
zum Zeichen von dessen Befreiung aus der Hand des Gläubigers heraus­
zieht und seine Hand dareinlegt. - Im zweiten das manum depellere 
nach Art des römischen vindex. Sachlich besteht die Schwierigkeit darin, 
daß ein Vergleich mit dem römischen vindex bei der manus iniectio 
wenig erklärt. Denn dieser eigenartige Interzedent muß selbst erst aus 
den allgemeinen Gedanken, die wir durch die Rechtsvergleichung der 
ältesten Bürgschaftsrechte gewinnen, einmal richtig verstanden werden. 
Wenn man nun die geläufige Lehre zugrunde legt, nach welcher der 
vindex aus Deliktsgedanken haftet, weil er dem Gläubiger den Schuld­
ner und damit das Exekutionsobjekt entriß, hat man einmal die Schwie­
rigkeit zu erklären, wie für die Entstehung dieses prozessualen Vorganges 
der vindex, der als Bürge eintrat, sich von demjenigen unterschied, der 
widerrechtlich den Schuldner entführte (vi exemit). Man steht ferner 
vor dem Rätsel, wo der Grund liegen mag, aus dem durch die Inter­
zession eines solchen Helfers, der nach Deliktsrecht haftbar werden soll, 
das Recht des Gläubigers gegen den Exekuten untergeht. Meines 
Erachtens wird der römische vindex am einfachsten als ein Beispiel 
dafür aufgefaßt, wie altes Vertragsrecht in eine gesetzliche Regelung 
übergeht. Daß durch das Auftreten des vindex der ductus frei wird 
von jeder Haftung, erklärt sich einfach nur, wenn der vindex ursprüng­
lich ein Bürge war, der sich durch Haftungsgelöbnis anstatt des Exe­
kutionsschuldners verpflichtete. Wie das Bürgengelöbnis und der be­
sondere Haftungsvertrag, den der Gläubiger mit dem Bürgen ab­
schließen oder ablehnen kann, in den Hintergrund tritt und im Zwölf­
tafeltext ganz verschwinden konnte, zeigt das altgriechische Recht. 
Dort finden wir ausdrückliche Ordnungen darüber, daß der Gläubiger 
den suffizienten Bürgen oder die mehreren Bürgen annehmen muß. 
Über den syyvrrr~~ Mu5xeew~ geben griechische Stadtrechte Bestim­
mungen, wie die Zwölftafeln anscheinend über den vindex locuplex. 
Dabei ist klar, wie solch ein Bürge, der das Recht hat, angenommen 
zu werden, auftritt; er reißt den Schuldner, für den er interzediert, dem 
Gläubiger aus der Hand (vgl. Z. Sav.-St. 30, 499f.). Daher das römische 



318 Verstreute kleinere Schriften. 

"manum depellere", das als selbstverständlichen 1\.echtszustand das 
Freiwerden des Schuldners und die Haftung des vindex voraussetzt. 
Nicht anders erklären sich vielleicht die verschiedenen Erwähnungen 
des Exekutionsbürgen im altbabylonischen Recht. Es liegt jedenfalls 
nahe, daß die Urkunde aus der Zeit Ijammurapis nur das \Vegziehen 
der Gläubigerhand analog dem manum dcpellere erwähnt, während das 
"Herausziehen der Bürgenhände" in der anderen Urkunde mir eher 
darauf zu deuten scheint, daß man sich noch des Bürgenvertrages mit 
dem Gläubiger erinnerte. Der Interzedent, der die Hände des Schuld­
ners ergreift und sie aus der Hand des Gläubigcrs herauszieht, täte 
darnach nicht viel anderes als der griechische Bürge, der den Schuldner 
aus der Hand des Gläubigers empfängt. Gerade clics<~ Auslieferung des 
Schuldners an den Bürgen ist auch in der neubabylonischen Urkunde 
erwähnt. KoseHAKEle p. 62. 

Ob diese Auffassung nach den altbabylonischen Quellen möglich 
ist, mögen Sprachkundige nachprüfen. 

Trifft sie das Richtige, so hätten wir wohl als Ritus der altbabylo­
nischen Bürgschaftsleistung nicht nur das Gelöbnis mit Hand und 
Mund, sondern außerdem dieses Herausziehen der Schuldnerhand aus 
der Hand des Gläubigers. Der Referent weiß wohl, daß eine solche An­
regung, die aus der Rechtsvergleichung zufließt, bestenfalls den Wert 
einer Fragestellung haben kann. 

Im vorliegenden Falle ist diese Frage deswegen besonders inter­
essant, weil man durch ihre Bejahung auf Gedanken kommt, die ge­
eignet sind, unsere Vorstellung von älteren germanischen Vorgängen 
zu klären: ist es nicht wahrscheinlich, daß ähnliche Vorstellungen 
dem Ed. Chilpcrici 6 (7) zugrunde liegen? - lVIit der linken Hand 
reicht dort der Schuldner bei der Selbstverbürgung den Stab dem 
Gläubiger hin, mit der rechten nimmt er ihn zurück, und das Zu­
rücknehmen ist ein au,ferre, wegnehmen, vgl. V. Al'iiiRA, Stab rs6.'\. 
Mein verehrter Kollege A. ScHULZE macht mich in diesem Zu­
sammenhange auf L. Baiuwar. App. Textus primi IV aufmerksam. 
Dort wird auch mit der linken Hand das \Vadium gereicht, das der 
Gläubiger nimmt und an die Bürgen des bürgenstellenden Schuldners 
weitergibt. 

Die bedeutende eigene Leistung auf dem Gebiete der Theorie des 
Bürgschaftsrechts liegt in der Behandlung der babylonischen Quellen 
aus der persischen Herrschaft. Die Gestaltung des Biirgschaftsrechtes, 
seine allgemeine Bedeutung für das Schuldrecht ist hier in sorgfältiger 
Vorlegung des Materials und in trefflichen juristischen Zusammen­
fassungen vorgeführt. Allerelings würde man vergebens in diesem 
interessanten Buche einen Nachweis für die historischen Schichten 
suchen, durch welche sich das babylonische Schuldrecht von der Zeit 
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des alt babylonischen 1\.eiches bis in die Perserherrschaft, also durch 
zwei Jahrtausende hin, in fortlaufender Entwicklung gestaltet hat. 
KoscHAKER hat wieder die Feststellung machen müssen, die immer 
wieder das Quellenmaterial dem 1\.echtshistoriker entgegenträgt: 
es gibt keine solche Linien der Entwicklung, die mit dem Fortschritt 
der Chronologie dauernd fortschreitend verlaufen. vVie die make­
donisch-ptolemäische Rechtsentwicklung keineswegs den hochent­
wickelten 1\.echtszustand des attischen 1\.echtes des vierten Jahrhunderts 
fortsetzt, wie in den europäischen Ländern der alten römischen Kultur 
die alte Rechtsentwicklung mit dem Eindringen der Barbarenrechte 
abreißt, so ist die alte babylonische Rechtsentwicklung durch die 
einwandernden fremden Kulturen gehemmt uncl zurückgeworfen 
worden. Der Verfasser verknüpft mit diesen Tatsachen seine Be­
obachtung über das Vorkommen der Selbstbürgschaft des Schuldners in 
dem jüngeren babylonischen R.echte, während sie im altbabylonischen 
schon längst überwunden zu sein scheint (p. 146). 

So bleibt es dem V erfass er nur übrig, die wesentliche Gleichheit 
der grundlegenden Rechtsgedanken in den verschiedenen Kulturen 
festzustellen und aus der Vergleichung der zeitlich auseinanderliegenden 
Rechtszustände eine schärfere Darstellung für das Rechtsinstitut des 
neubabylonischen Reiches und der persischen Zeit zu erzielen. Die so 
gewonnene Dogmatik des neubabylonischen Bürgschaftsinstitutes er­
mangelt dabei aber nicht der größeren Gesichtspunkte für die Er­
fassung des juristischen vVerdeganges der Bürgschaft und der Obligation. 
In einer nicht ganz durchsichtigen Gliederung der Fragen, die dem 
Juristen, der die Arbeit nur für die Zwecke der Rechtsvergleichung für 
einzelne Fragen verwerten will, den Cberblick nicht erleichtert, stellt 
der Verfasser zunächst die Bürgschaft nach Formular und Rechtsfolge 
dar (p. 32~84). Dann wird die eigenartige gegenseitige Verbürgung der 
Schuldnerhaftung untersucht (p. 84~103). In einem Eingehen auf die 
Selbstbürgschaft (p. 104ff.) wird eine Abhandlung über den Verpflich­
tungsschein eingeleitet, den der Verfasser ähnlich wie MITTElS die rö­
mische Stipulation geschichtlich aus der Selbstverbürgung erklärt 
(p. 148). Dann folgt eine Darstellung über die Garantieklauseln in 
Schuldverträgen, bei denen die Selbstbürgschaft des Schuldners eine 
Rolle spielt (p. 148~173). Eine wichtige Ausführung ist der Eviktions­
garantie beim Kauf, soweit sie in Bürgschaftsform auftritt, gewidmet 
(p. IJ3~209). Die letzten Paragraphen biegen zu Ausführungen zurück, 
die wieder im engsten Zusammenhang mit den Grundlehren des Bürg­
schaftsrechtes stehen: die Bürgschaftsterminologie, das Handsymbol 
bei der Verbürgung, das Verhältnis von Bürgschaft und Urkunde wird 
besprochen. Der Raum verbietet hier auf alle die neuen Fragestellungen 
einzugehen, die sich dabei ergeben. Hier sei nur auf vier Kardinalpunkte 
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eingegangen: auf die Bürgschaftsformulare und die Bürgenhaftung, aut 
die Solidarhaftung, auf die Frage nach der Entstehung des Verpflich­
tungsscheines, endlich auf die Eviktionsgarantie. 

Zunächst die Bürgschaftsversprechen und die Bürgenhaftung. Der 
Verfasser hat zunächst in sehr anregender Weise die Formulare der 
babylonischen Bürgschaftsversprechen durchdacht. Er unterscheidet: 

I. Die Fußbürgschaft, als Stillesitz- und Gestellungsbürgschaft1. 

Hier erklärt der Bürge lediglich, daß der Schuldner am Erfüllungsort 
verbleiben (oder gestellt) werde. Für den Fall, daß der Bürge den Schuld­
ner gestellt, scheint hier vielfach seine Verpflichtung erschöpft (p. 45). 
Für den Fall, daß er ihn nicht gestellt, ist teils ein reines Formular zu 
beobachten, das für den Haftungsfall nichts normiert. In diesem Falle 
galt vielleicht wenigstens ursprünglich dasjenige, was der Verfasser 
für eine Urkunde der älteren Zeit unter dem Kassitenkönig Sagarak­
ti3urias beobachtet: Der Bürge wird dort gepackt, wenn der Gestellungs­
schuldner nicht dableibt. - Teils ist für den Fall der Nichtgestellung 
eine Summenzahlung versprochen (p. 48-5o). 

2. Die Zahlungsgarantie: Hier erklärt der Bürge zunächst auch den 
Schuldner gesteHen zu wollen, damit dieser leiste. Für den Fall, daß der 
Schuldner nicht leistet, verspricht der Bürge selbst zu zahlen. Und zwar 
ist hier ausdrücklich gesagt, daß für diesen Fall der Nichtleistung der 
Bürge auch "Bürge für das Zahlen ist". 

KosCHAKER stellt aus den Einzelheiten, die er aus den Belegen 
in den Urkunden beobachtet, für diese Formulare folgende Entwicke­
lung des Bürgschaftsrechtes heraus: ursprünglich ist der babylonische 
Bürge gerade wie der älteste griechische und germanische Bürge ein 
Hafter, der dafür einsteht, daß der Schuldner als Exekutionsobjekt 
für den Gläubiger bereit stehen wird. Der Bürge hat für diese Rolle 
eine Zugriffsmacht gegen den Schuldner. Dieser selbst braucht vom 
Gläubiger nicht gesucht und in Haft genommen zu werden. Ja, vielleicht 
hat der Gläubiger überhaupt infolge der Bürgenstellung gar keine Zu­
griffsmacht mehr gegen den Schuldner, obgleich die babylonischen 
Quellen gerade wie die griechischen keine deutlichen Belege dafür ent­
halten, daß der Schuldner gegenüber dem Gläubiger durch die Inter­
zession des Bürgen frei werde. Der Bürge haftet ursprünglich nur für 
die Gestellung des Schuldners zur Exekution als Objekt. KosCHAKER 
bringt diese Gestaltung der Bürgschaft in einleuchtenden Zusammen-

1 Die von KoscHAKER gemachte Unterscheidung zwischen dem Stillesitzen 
1md der Gestellung des Schuldners ist auch für das hellenistische Bürgschafts­
recht praktisch, vgl. einerseits den Gestellungseid Tebt. descr. 210 bei RosTOWZEW, 
Kolonat S. 214 und die .uov~-Bürgschaft bei der Liturgie einerseits, die :n:aeaaraat,­
Bürgschaft andererseits mit ihrem Versprechen auf :n:aeabdxnw d:n:oxaraar~anv 
(Hibeh 92, Tebt. 156, P. Lond, 2 n. 220 p. 6 col. li, Oxy. 259). 
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hang mit einem ältesten Rechtszustand, in welchem die Personal­
exekution zur unablö~baren Schuldknechtschaft führte. Löst sich der 
Bürge durch Gestellung des Schuldners aus der Haftung, so erhält der 
Gläubiger durch den Körper des Schuldners den Ersatz für den zu­
gesagten Erfolg. Erbringt der Bürge die Gestellung nicht, so verfällt er 
mit seiner Person, und nur mit dieser, in Haftung, in den Zugriff des 
Gläubigers. Erst allmählich, durch Ausbildung eines besonderen Er­
füllungsversprechens erlangt der Bürge selbst ein Eechl, die geschuldete 
Leistung noch zu erbringen, auch nachdem schon der Verfall der Haftung 
durch Nichtgestellung des Schuldners eingetreten ist. Man wird hier 
den Unterschied der Standpunkte zu beachten haben, der zwischen 
KoscHAKER (p. 7 4f.) und zwischen WENGER besteht, der über meine 
Formulierung 1 hinausgehend annimmt 2, daß der primitive Bürge niemals 
auch eine vertretbare Leistung des Schuldners durch Selbstleistung 
ursprünglich wirksam zahlen konnte, weil der Schuldner aus dem Ge­
sichtspunkt der Buße zur persönlichen Bewirkung der zugesagten 
Leistung verhalten gewesen wäre. Dieses Recht zur Eigenzahlung "aus 
dem Eigenen" 3 wird in der Entwicklung cles Formulars durch das Zah­
lungsversprechen des Bürgen für den Fall, daß die Gestellung mißlingt, 
gewahrt, und auf diesem \Vege entwickelt sich die subsidiäre Zahlungs­
pflicht des Bürgen. Daß diese Zahlungspflicht des Bürgen sich auch 
in der neubabylonischen Zeit noch nicht zur notwendigen Bürgschafts­
schuld entwickelt hatte, hebt KoscnAKER scharf hervor. Immerhin 
scheinen die Ablösbarkeit der Schuldknechtschaft bei der Personal­
exekution, die Herausbildung der Haftung des Bürgen mit seinem Ver­
mögen, das Recht des Bürgen ans dem Vermögen des Schuldners 
Deckung zur Liberierung und zum Regreß zu suchen, darauf zu deuten, 
daß auch das babylonische Bürgschaftsrecht auf demselben \Vege war, 
der im attischen 1\.echt fürs altgriechische Recht des Gemeindestaates, 
im sächsischen H.echt für das deutsche Mittelalter belegt ist. KosCHAKEH. 
selbst hat schon die Parallelen hervorgehoben, die in griechischen wie in 
germanischen H.echten für die beiden Bürgschaftsformulare sich er­
geben, die er im Babylonischen nachweist. Nur auf zwei Gesichtspunkte 
sei hier noch eingegangen: Der eine betrifft ein Bedenken, der andere 
eine Anregung, die wir aus dem babylonischen H.echt nach KoseirAKERS 
Darstellung schöpfen können. 

Es ist m. E. aus allgemeinen Gesichtspunkten bedenklich zu sagen, 
1 Bürgschaftsrecht r, zz, I95 f. Ich nehme an, daß der Bürge, nachdem durch 

Entweichen des Schuldners der garantierte Erfolg nicht eingetreten war, anfangs 
selbst auch eine vertretbare Leistung nicht erbringen konnte. A. A. KosCHAKER S. 75· 

2 Berl. phil. \\'ochenschrift rgog, nr. 42, p. IJO. 

3 Zu beachten ist die \Yiederkehr dieses in clcr Urkunde I3e. }I. 84, z-rr, 
172 (PmsER B. E. II 73ff.) bei KoscHAKER 52 nachgewiesenen Begriffes in den 
hellenistischen Urkunden. P. Tebt. 75 (III. 6ff.). P. Lond. 2, 3II p. zrgf. I. rCi. 

Partsch, Aus nachgclasserl<'n Sr:hriften. ZI 
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die Garantie für Zahlung des Schuldners sei notwendig eine J'Ungere 
Bildung als die Garantie für Gestellung. Daß der S'chuldner zahlen wird, 
verspricht der griechische wie der germanische Bürge schon auf der­
jenigen Stufe, auf der die Haftung für Gestellung zur Exekution noch 
durchaus im Vordergrunde steht. Das folgt für das griechische Material 
m. E. aus der Stelle Od. VIII. 351 und aus dem attischen Gesetz bei 
Pseudo-Dem. or. 59, 66. Daß ein Ahnliches dern babylonischen Bürgen 
auch, so lange er nur als Gestellungsorgan für die Personalexekution 
in Betracht kam, nahe lag, ist allerdings anscheinend nicht nachweisbar. 
Aber es wird durch KoscHAKERS Belege auch nicht ausgeschlossen. 
Was der Bürge als solcher zunächst verspricht, die Erklärung, in welcher 
er den Erfolg, für den er einsteht, beschreibt, tritt in diesen Belegen nicht 
klar hervor. Aber bei der Gesamtschuld soll doch auch nach KosCIIAKER 
die Klausellauten: einer ist des auelern Bürge, daß er (der andere) die 
gemeinsame Schuld zahlen wird (p. 84). Ebenso wie im griechischen 
Recht könnte also dem babylonischen Bürgen der Gedankeganz allgemein 
nahe gelegen haben, daß er einstehen wolle für die Erfüllung, die der 
Schuldner erbringen soll, auch ohne daß damit der \Ville gegeben war zu 
haften, wenn der Schuldner nicht selbst zahlte. Die Erklärungen, welche 
KoscHAKER eingehend erläutert, können m. E. alle nur auf die aus­
drückliche Normierung der Haftungsgestaltung bezogen werden, welche 
praktisch wird, wenn der Yerbürgte Erfolg nicht eintritt. In diesem Zu­
sammenhang der Hajttmgsklausel ist allerdings großes Gewicht darauf 
zu legen, daß die Erklärung, für den Fall der Nichtgestellung sei der 
Bürge auch Garant für das Zahlen, erst ein allmählich in das Bürgschafts­
formular hineinwachsender Zusatz ist, der anfangs das Recht des 
Bürgen wahrt, später die Verpflichtung zur Zahlung klarstellt. Ich 
glaube also, sachlich in der Auffassung der Formulare mit dem Ver­
fasser durchaus einig zu sein, nur für die geschichtliche Deutung des 
Zusammenhanges, der zwischen der Erklärung: der Schuldner werde 
zahlen, und der Haftung für bloße Gestellung besteht, bin ich, soweit 
ich das von KoscHAKER vorgelegte :VIaterial verstehe und das griechische 
wie die germanischen Quellen zu beurteilen vermag, anderer Meinung. 
Aber vielleicht handelt es sich eben um verschiedene formulare Ge­
staltungen in den verschiedenen Rechten, und ich bin weit entfernt, 
KoscHAKERS Auffassung als unrichtig zu bezeichnen. 

Anregend sind die Beobachtungen Koscr-L\KEH.S über die Fußbürg­
schaft: zu einer Zeit, wo schon vielfach der Bürge für Erfüllung der 
Schuld einsteht, kommen Bürgschaften vor, in denen der Bürge nur 
für den Fuß des Schuldners, d. h. für die Exekutionsbereitschaft ein­
~teht. Es ist sodann möglich, daß der Bürge sich von der Haftung 
durch Gestellung des Schuldners zur Exekution befreit. 

Dabei handelt es sich um anderes als eine bloße Gestellungsbürg-
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schaft; diese sichert bei Gelegenheit des Prozesses, der Exekution, oder 
für Erfüllung einer öffentlich rechtlichen Pflicht das Erscheinen einer 
Partei. Aber hier ist der Bürge als Garant im Schuldvertrage gegeben, 
und als Bürge des Vertragsschuldners haftet er, weil er nur Fußbürge 
ist, nur auf Gestellung. Im alten griechischen Material hat man diesen 
Anwendungsfall der Bürgschaft bisher übersehen. Aber ich deute jetzt 
so die im Bürgschaftsrecht der Tafel von Heraklea von mir mißverstan­
denen 1 newyyvo[ wf5 aw,um:oc,. Die Bürgen sind dort Bürgen für die 
Verpflichtungen aus der Erbpacht für Pachtzins und Strafgelderzahlung 
(Insc. jur. gr. p. I, zo8l. I55)- Ich glaubte dabei, sie hafteten stets, 
wenn der Pachtzins nicht gezahlt wird. Aber die Bürgen, welche auf Grund 
dieser Klausel des Statuts Haftung übernehmen, waren als neo)yyvo[ 

-rov CJ(u,ua-roc:; bezeiclmet2. Das kann keinesfalls, wie man immer über­
setzte, heißen, daß sie selbst mit ihrem Leib hafteten (so schon Bürg­
schaftsr. I, ZI8. I). \Ver der newyyvoc:; TOV aw,uuwc:; ist, erhellt daraus, 
daß l!yyvoc:; TOV aw,arnoc:;, ou;yyvaJ' TO a{i)pu in der Bedeutung Bürge, 
garantieren für den Leib, d. h. für die Auslieferung des Schuldners an 
den Gläubiger oder die Gestellung des Häftlings nachzuweisen isF Also 
hafteten die Bürgen "für den Körper" in Heraklea allerdings dafür, 
daß der Schuldner den Vertrag erfüllte. Aber sie hafteten dabei nur auf 
Gestellung: durch Auslieferung des Schuldners zur Exekution wurden 
sie frei, nicht anders als der babylonische Fußbürge. \Venn dadurch 
Gestaltungen der l~echtslage wie bei der babylonischen Fußbürgschaft 
bis in die Zeit der altgriechischen Rechtsordnungen lebendig bleiben, 
tritt die Frage auf, ob vvir nicht für den hellenistischen Bürgen in viel 
weiterem Umfange als bisher die Quellen es gestatten 4 , die :\1öglichkeit 
anzunehmen haben, daß er sich durch Gestellung des Schuldners zur 
Personalexekution von der Haftung befreien kann. Von jeher ist es 
mir wahrscheinlich, daß man mit diesem dem hellenistischen Rechts­
leben vertrauten Recht des Bürgen sich durch Gestellung zu befreien, 
den Fall und die Fragestellung in dem wenig beachteten Responsum 
des Scaevola (D. 46, I, 6z) zu erklären hat: dort lehnt es der römische 
Jurist nach römischem Rechte ab, dem Bürgen gegen den Gläubiger 
mit der Einwendung zu helfen, daß er den Schuldner zur Exekution 
bereit gehalten und den Gläubiger vergebens aufgefordert habe, gegen 
den Hauptschuldner Exekution zu führen 5 . 

1 Eichtig widersprach TH. RE1KACH, Rev. des et. grecqucs 1909, p. 4()]. 

2 !in. I 88 ff. 
3 Dion. Halic. VII, 12, 2, dazu I3ürgschaftsr. r, 124, 7· f'erner die Erzählung 

über den Philosophen Prodikos bei l'JJILOST. Y. S1ph. 12 (DIELS, Fragmente rlcr 
Vorsokratiker 2Prodikos I a). 

4 Vgl. ßiirgschaftsr. I, I6 A. r; 25I; z8zf.; 372. 
5 Die Entscheidung ist m. E. abwegig erklärt von E. \VEiss, P1anclrechtliche 

Studien r, 47· Der Verfasser operiert mit clem quellenfremden Gedanken, claß 

21* 



324 Verstreute kleinere Schriften. 

Das lebhafteste Interesse ist den Ausführungen des Verfassers 
über die Solidarhaftung, die durch gegenseitige Bürgschaft entsteht, 
sicher. Nicht nur vom Standpunkt der vergleichenden Rechtswissen­
schaft. Die rechtsgeschichtliche Forschung am griechischen und am 
römischen Rechte hat eine Reihe Probleme bei dem Verständnis dieses 
Rechtsinstitutes. Heute haben wir noch nicht verstanden, warum 
eigentlich das hellenistische Recht dieses den Griechen von Haus aus 
anscheinend nicht bekannte Institut aufgenommen hat. Die Dar­
stellung einerseits der alten orientalischen Rechte, andererseits des 
altägyptischen Rechtes, muß zur Beantwortung der Frage führen, 
inwiefern einheimische Rechtsgedanken den hellenistischen Rechts­
bildungen als Ausgangspunkt gedient haben können. Ferner ist deutlich, 
daß gerade die spätrömische Haftung der Korrealschuldner und ihre 
endgültige Gestaltung durch JusTINIAN vielfach von Bildungen ab­
hängig sein muß, die im hellenistischen Recht der aAA1JAeyyv1J sich 
herausgebildet hatten 1 . Der Verfasser hat sich in weiser Selbstbeschrän­
kung auf die babylonischen Quellen allein gestützt, obwohl er nicht 
übersah, daß seine Fragestellung, wie seine Ergebnisse für den Be­
arbeiter der hellenistischen Quellen wichtig sein werden. - KosCHAKER 
hatte mit einer einfacheren Erscheinung zu tun, als sie im hellenistischen 
Rechte vorlag. Während es dort auch Solidarhaftung gibt, ohne daß 
die Denkform der gegenseitigen Bürgschaft verwendet wird, hat der 
Verfasser, wenn ich ihn richtig verstehe, mit einem Recht zu tun, in 
welchem die Gesamtschuld aus dem Schuldvertrag nur durch die wechsel­
seitige Bürgschaft entsteht. Als praktischer selbstverständlicher Aus­
gangspunkt ist dabei der Zweck des Institutes gegeben, eine mehrfache 
Haftung zu schaffen, so daß der Gläubiger jeden Schuldner für den 
vollen Schuldbetrag in Anspruch nehmen kann mit der Maßgabe, daß 
die Leistung des einen die anderen befreit. So griff der Verfasser im 
wesentlichen die Konstruktionsfrage allein heraus, die Frage nach 
der juristischen Denkform, welche dem Institute zugrunde lag. Auf 
diese Weise hat KosCHAKER die Lehre von der gegenseitigen Bürg­
schaft vor allem als interessantes Erkenntnismittel über Grundbegriffe 
des babylonischen Schuldrechtes verwendet. Er betrachtet als seine 
Aufgabe, eine Konstruktion des Schuldverhältnisses ausfindig zu 
machen, von welcher aus die wechselseitige Verbürgung mit Not­
wendigkeit und als der einzige Weg zur Solidarhaftung der Mitschuldner 
führt. Durch juristische Erwägungen aus der Rechtslage und den 
Anhaltspunkten in der Ausdrucksweise seiner Quellen kommt der Ver-

der Gläubiger auf Grund der Annahme der Bürgschaft eine Diligenzpflicht gegen­
über dem Bürgen hatte. 

1 Vgl. jetzt MITTElS, Grundzüge und Chrestomathie li, I, p. rr3ff. Auch 
CoLLINET, Ihudes historiques sur Je droit de Justinien I, I24ff. (I9IZ). 
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fasser hier zu seiner Lehre: jeder der Mitschuldner haftet als Bürge, und 
zwar als solcher dem Gläubiger für die volle Leistung. Also vom Stand­
punkte des Gläubigers haftet jeder für die Erfüllung der ganzen ge­
meinsamen Schuld. Dabei soll aber nach dem Verfasser jeder nur seinen 
Anteil scludden. Diese Rechtslage kommt nach Auffassung KoscHAKERS 
auch gelegentlich sehr deutlich zum Ausdruck: "Jeder ist für den 
anderen Bürge, daß der andere die gemeinsame Schuld geben wird", 
aber nachher heißt es: "von den Datteln, den 6z Kur, davon sind 
rg Kur lastend auf dem einen Schuldner". Für die Lehre von Schuld 
und Haftung kommt KoscHAKEI< damit auf eine eigenartige Gestaltung: 
eine gemeinsame Gläubigerschuld, da ein Bekommensollen allen Haften­
den gegenüber besteht, aber als Schuldnerschuld des einzelnen Mit­
schuldners nur eine Teilschuld. Die moderne Dogmatik wird dabei nach 
dieser Formulierung keinen Unterschied von der Gesamtschuld finden 
können, wie sie z. B. im deutschen bürgerlichen Recht besteht, mehrere 
Haftungen im Verhältnisse zum Gläubiger, Teilschuld und Teilhaftung 
im inneren Verhältnis zwischen den Mitschuldnern. Aber die praktische 
Gestaltung ist doch anders, weil der einzelne Gesamtschuldner nach 
babylonischem Recht als Bürge zunächst auf Gestellung haftet. 

Der Verfasser kam zu seiner dogmatischen Formulierung durch 
die folgenden von ihm herausgestellten Sätze: es ist aus praktischen 
Gründen ausgeschlossen, jeden Mitschuldner als einen haftenden Teil­
schuldner und daneben als Bürgen für den Rest aufzufassen. Ferner 
haften auch die mehreren Gesamtschuldner nicht in zwei Eigenschaften, 
als Schuldner und Bürgen, sonelern nur als Bürgen. Endlich sprechen 
zwar die Quellen von der "gemeinsamen Schuld", aber darum träfe 
doch nach KoscnAKER keineswegs der Gedanke zu, daß jeder Mit­
schuldner die volle Leistung auch schulde. Der Verfasser schließt dies 
subtil daraus, daß ein besonderer Rechtssatz unnachweislich sei, nach 
welchem die Leistung, die von einem ~Iitschulclner erbracht ist, die 
anderen befreie. Er argumentiert ferner aus der Tatsache, daß über­
haupt die gegenseitige Bürgschaft nötig war, um eine solidarische 
Haftung zu erzeugen. Hätte schon die Privatwillkür im Parteivertrag 
die Schuld frei regeln können, so wäre nicht verständlich, daß die solida­
rische Haftung nur auf dem \Vege der wechselseitigen Bürgschaft erzielt 
werden konnte. So bleibt ihm für das Verhältnis von Gläubiger und 
einzelnem Schuldner nur die Annahme der Teilschuld bei Unterstellung 
solidarischer Haftung fürs Ganze. 

Man wird über einzelne dieser Deduktionen streiten können, es 
vielleicht auch gewagt finden, daß der Verfasser dort, wo die Einzel­
entscheidungen fehlten, eine juristische Konstruktion versuchte. Mir 
scheint insbesondere, daß die Auffassung der Schuld des einzelnen 
Gesamtschuldners im Verhältnis zum Gläubiger nicht ohne Bedenken 
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ist. KoscuAKER nimmt Teilschuld an. Aber wie steht dazu die Tat­
sache, daß diese Teilschuld in den herangezogenen Urkunden bezeichnet 
wird als "lastend auf Bel-nä.din"? Wie KoscHAKER sonst darlegt, 
deutet dieses Lasten "auf" ein Haftungsverhältnis an, vgl. den Verf. 
p. II3-II6, p. ng-rzz. Im Texte steht jedenfalls dasselbe \.Yort 
wie in der uiltim, dem Verpflichtungsschein des neubabylonischen 
I\.echtes. Wenn nun aber sicher ist, daß die Haftung gegenüber dem 
Gläubiger eine solidarische ist, kann diese Teilhaftung sich doch nur 
aufs innere Verhältnis zwischen den Mitschuldnern beziehen! - Dazu 
kommt ein anderes. \.Yenn KoscHAKER Teilschuld im Verhältnis des 
Schuldners zum Gläubiger annimmt, muß er doch annehmen, daß 
der Gläubiger gehalten ist, die Teilleistung eines Gesamtschuldners 
anzunehmen! Mindestens diese Konsequenz muß aus der Annahme 
der Teilschuld wohl gezogen werden. Aber sie ist doch wohl unbezeugt 
und bedenklich. Ich meine, der Verfasser hätte für das Verhältnis 
von Gläubiger und Bürgen bei der Formulierung bleiben können, die er 
selbst zunächst anzustreben scheint: gemeinschaftliche Schuld nicht 
nur fürs Bekommensollen, auch fürs Leistensollen. Dadurch käme er um 
die Schwierigkeiten, vvelche ihn zur Annahme der Teilschuld drängten. 
Teilschuld und Teilhaftung im Verhältnis der mehreren Gesamt­
schuldner untereinander ist dabei immer noch möglich. Aber mag auch 
der Fachgenosse, der ähnlichen Fragen für andere Rechte nachgeht, 
über einzelnes Bedenken haben, so bleibt es doch ein Verdienst, daß 
der Verfasser zum erstenmal die wechselseitige Bürgschaft exakt vom 
Standpunkt der primitiven Bürgschaftsrechte durchdachte. Die Aus­
führung über die gegenseitige Gestellung zur Exekution und über die 
Vermeidung der Teilexekution sind fruchtbar für jede neue Bearbeitung 
des I\.echtsinstitntes in anderen Rechten. 

Nach einer durchsichtigen Beweisführung über die Geltung der 
Lehre von Schuld und Haftung bei der Selbstbürgschaft des babylo­
nischen 1\.echtes ist die Darstellung des babylonischen Verpflichtungs­
scheines gegeben. 

Die Forschung über die römische Stipulation wird diese Ausfüh­
rungen vor allem beachten müssen. Auch für Bearbeitung der ägypti­
schen Schuldurkunden werden sie von Bedeutung sein. Der babylo­
nische Verpflichtungsschein enthält ein abstraktes Schuldversprechen: 
den Schuldbetrag, die Angabe von Gläubiger und Schuldner "auf 
welchem letzteren die Schuld als ,lastend' bezeichnet wird", end­
lich ein Leistungsversprechen. Auch bei diesem babylonischen ab­
strakten Schuldversprechen ist meist die causa nicht angegeben. Fiir 
diesen Verpflichtungsschein, cl. h. für die Tonurkunde, auf der er steht, 
verwendet der Babyionier den Terminus uiltim, der dadurch über­
tragen zum Begriff für Forderung, Verpflichtung wird. KoscHAKEH. stellt 
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in sehr interessanter Ausführung heraus, wie in dem Wort niltim 
"die Schlinge, Binde, Verstrickung" steckt. Wie im Lateinischen 
der allgemeine Begriff der obligatio, d. h. Verstrickung der Person 
durch das Haftungsgeschäft, sich mit der stipulatio so verbindet, daß 
sie die obligatio xm:' ß~o:dv für die kommentierenden Juristen wird, 
so ist der Begriff der Bindung, der Haftung, der obligatio im Babylo­
nischen zum \Vort für den abstrakten Verpflichtungsschein geworden. 
Der alte Begriff der niltim als der persönlichen Haftung wird vom 
Verfasser in den altbabylonischen Quellen klargestellt. Im Gegensatz 
zu diesem Begriff wird dargelegt, wie die Babyionier auch diejenige 
Denkform kennen, die seit v. AlVIIRA in der zivilistischen Theorie als 
Gläubigerschuld bekannt ist. rasutu, Guthaben, Forderung ist das 
Wort für dasjenige, was der Gläubiger als Leistung zu beanspruchen 
hat. Dagegen fehlt der babylonischen Rechtssprache nach dem Nach­
weis des Verfassers der Begriff der Schuldnerschuld, des Leistensollens. 
Das ist eine eigenartige Tatsache, die der rechtsvergleichenden Be­
trachtung eine m. E. sehr wichtige Fragestellung liefert, auf die noch 
an anderer Stelle einzugehen sein wird. Von höchster Bedeutung ist 
jedenfalls der Nachweis, der die Vorstellung des "Bindens, Verstrickens" 
bei dem babylonischen \Vort für persönliche Haftung wie in diesem be­
sonders wichtigen Haftungsgeschäfte aufspürt. Indisches, babylonisches, 
griechisches, altgermanisches, römisches Recht treten hier in eine Paral­
lele, die uns eine allgemeine primiti\'e Denkform des Schuldrechts offen­
bart. Daß nach babylonischem 1-~_echt aus der uiltim, dem abstrakten 
Verpflichtungsschein, wirklich auch die leibliche Haftung des Schuldners 
folge, wird von KoscHAKER einleuchtend dargelegt. Interessanterweise 
scheint der Schuldner auf Grund der niltim dazu verpflichtet zu sein, 
sich selbst dem Gläubiger zur Verfügung zu stellen zur Exekution. 

Diese eigenartige Selbstgestellungspflicht des Schuldners bei der 
niltim war vom Verfasser als Spur dafür gedeutet, daß die uiltim ur­
sprünglich eine Selbstbürgschaft des Schuldners war. So kommt der 
Verfasser auf dieselbe Anschauung, wie MITTElS sie für die römische 
stipulatio der klassischen Zeit begründet hat. Auch im babylonischen 
Recht handelt es sich dabei um eine Hypothese, die für eine vorgeschicht­
liche Entwicklung des ~cchtsinstitutcs allein Geltung beansprucht. 
KosCHAKER hat dabei die Möglichkeit, wie die Selbstbürgschaft zum 
abstrakten Schuldversprechen geworden sein konnte, recht interessant 
durchdacht. Er kommt auf ähnliche Vorstellungen, wie sie schon dem 
~eferenten für die Erklärung des altrömischen Schuldrechts nahelagen: 
nach KoscHAKER ist die Selbstbürgschaft bei der babylonischen niltim 
dadurch verblaßt, daß das Schuldversprechen (ich werde leisten) und 
das subsidiäre Zahlungsversprechen für den Fall, daß der Selbstbürge 
sich nicht gestellte, zusammenflossen. Das Resultat in dem historischen 
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H.echtszustande ist, daß ein in Verbürgungsform abgegebenes Er­
füllungsversprechen allein übrig bleibt, welches sehr bald zum Träger 
des Gedankens wird, daß mit dem Schuldversprechen als solchem kraft 
Gesetzes die Haftung verbunden sei. Für das Verständnis des babylo­
nischen Schuldrechts ist mit dieser hypothetischen Darlegung natür­
lich nur eine interessante .Möglichkeit der Entwicklung dargelegt. Aber 

schon, daß auch hier die .Möglichkeit besteht, diese Entwickelungslinie 
ohne Vergewaltigung der Tatsachen vorzustellen, ist ein bedeutender 
Fortschritt für die Forschung auf dem Gebiete des primitiven Schuld­
rechtes. 

So gern der Referent den ansprechenden Ausführungen des Ver­
fassers hier vollen Beifall zollte, bleibt doch wohl ein Bedenken, auf 

das er bei dem Verfasser gern ein Eingehen gefunden hätte: ist es 
auszuschließen, daß die uiltim, der abstrakte Verpflichtungsschein 
des neubabylonischen Rechts vielleicht als eine Fortbildung eines alten 
Darlehensempfangsbekenntnisses gedacht werden könnte, so daß nicht 

die Selbstverbürgung, sondern das fiktive Darlehensempfangsbekennt­
nis der Ausgangspunkt für die Haftung aus dem abstrakten Schuld­
versprechen gewesen \Yäre? - KoscHAKER selbst hat betont, wie ähn­
lich der niltim die Darlehensurkunde mit der Erwähnung des Valuta­
empfanges ist, wie oft die niltim Darlehensschuld betrifft, ja daß Ver­
pflichtungsscheine in Gestalt der niltim begegnen, in denen nur noch 
außerdem erwähnt ist, daß die Darlehensvaluta in Besitz und Eigen­
tum des Schuldners übergegangen ist. \Ver die Entwicklung der griechi­
schen Daneionsurkunde zum abstrakten Schuldversprechen kennt, 
wird die Möglichkeit nicht unterschätzen, daß aus dem fiktiven 
Empfangsschein in ähnlicher \\-eise ein Schuldversprechen wird. Aber 
da die Quellen in dieser Beziehung jeden Anhalt zu versagen scheinen, 
da insbesondere nur der Gedanke der obligatio in dem abstrakten 
Verpflichtungsschein ausgesprochen ist, da endlich die Erwähnung der 
"auf dem Schuldner lastenden" Schuld durchaus den Vorstellungen 
entspricht, die wir aus den germanischen Quellen wie aus dem griechi­
schen avaMxwfJm, dem lateinischen recipere in der Bedeutung der 
Garantie kennen, so hat KosCHAKERS Herleitung der niltim aus der 
Selbstbürgschaft sehr erhebliche \Vahrscheinlichkeit für sich. Ko­

SCHAKER stützt seine Lehre in m. E. sehr glücklicher \Veise durch 
den Nachweis, daß die Eviktionsgarantie bei Sklavenkauf, die ganz 

deutlich als Bürgschaft erscheint, in einem neubabylonischen Gesetze 
als niltim bezeichnet wird (p. r85). Das ist nur möglich, wenn jede 
niltim als Bürgschaft betrachtet werden konnte. 

Unter den zahlreichen Anwendungsfällen, welche der Verfasser 
im Vertragsrecht für die Bürgschaft als Gestaltung der Garantiekla115eln 
im Schuldvertrage behandelt hat, nimmt die Eviktionsgarantie einen 



Ba bylonisch-assyrischcs Bürgschaftsrecht. 329 

besonderen Platz ein. Der Verfasser hat hier mit sehr glücklicher Hand 
etwas über sein Thema hinausgegriffen, indem er sich nicht auf die 
Bürgschaftsfälle beschränkte, sondern auch die Klauseln, welche in 
persischer Zeit die Defensionsleistung ohne Bürgschaftserklärung zu­
sagen, und welche den Vertragsschluß "im Beisein" eines sich durch 
seine Teilnahme verschweigenden Einspruchsberechtigten betreffen, 
in den Kreis seiner Betrachtung zog. Es handelt sich um folgende Ge­
staUungen: r. um die Garantie durch Bürgschaft bei dem neubabylo­
nischen Sklavenkauf, wo der Verkäufer oder ein Dritter Bürge ist: 
"für Rebellion, Eviktion, Königssklavenschaft und Freiheit, welche 
bei dem Sklaven auftauchen, ist der Verkäufer Bürge". \Vas Rebellion 
und Königssklavenschaft ist, ist noch unsicher. Das letztere versteht 
KoscnAKEl{ von öffentlichrechtlichen Frohnden, für deren Nicht­
bestehen eingestanden wird. Was sigu ist, steht heute sprachlich noch 
gar nicht fest, wie der Verfasser ausführt. Die Garantiestipulation ver­
pflichtet im babylonischen Recht genau wie die römische beim Konscn­
snalkaufe den Verkäufer nach eingetretener Entwehrung zur R.ück­
gabe des doppelten bzw. einfachen Kaufpreises. Es handelt sich um 
eine Selbstbürgschaft als Erfolgsgarantie, wie sie nach primitivem 
Haftungsrecht möglich und nach germanischem Recht wie nach 
griechischem in anderen Fällen nachgewiesen ist. Das babylonische 
H.echt ist hier geeignet, Grundbegriffe, die immer wieder von den ver­
schiedenen Rechtshistorikern verschieden aufgeiaßt werden, klarer 
zu stellen. Dentlich ist, daß die Defensionspflicht in diesen Garantie­
klauseln nicht steht. KoscHAKEE weist auf die bekannte Tatsache des 
Kodex I:.Iammurapi hin, daß in altbabylonischer Zeit, ebenso wie wir 
es für die anderen primitiven Rechte glauben, die Defensionspflicht 
gar nicht auf einer besonderen t:'bernahme im Kaufvertrag beruht, 
sondern auf dem Prozeßrecht des primitiven Eigentumsstreites. Auch 
die Rückzahlung des Kaufpreises vorn Verkäufer an den Käufer nach 
der Entwehrung beruht auf dem Eigentumsprozesse: sicher nach 
dem Kodex Jiammurapi. Daß dasselbe noch im neubabylonischen 
Rechte galt, scheint nach KosCHAKEE p. 184ff. nicht sicher zu sein, 
ja p. 199 scheint der Verfasser sogar das Gegenteil anzunehmen. Ich 
meine, wahrscheinlich muß es gleichwohl bleiben, daß kraft Gesetzes 
der Käufer die RückstaUung des Preises nach erfolgter Eviktion er­
langen konnte. Es wäre damit durchaus nicht ausgemacht, daß die 
Bürgschaft für Eviktion als Bürgschaft für den gesetzlichen Preis­
rückzahlungsanspruch aufgefaßt wird. \Väre es nicht denkbar, daß 
der gesetzliche Rückgabeanspruch auf dem Gedanken des deliktischen 
Behaltens grundlosen Gewinnes beruht, während die Garantie den 
Zweck hat, daneben persönliche Haftung nach Bürgschaftsrecht zu 
schaffen? Oder aber, daß das Recht auf Hückerstattung prozessual 
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mit dem Schub auf den Gewähren verknüpft war, und etwa ohne 
Zusammenhang mit dem Entwehrungsprozesse nicht geltend gemacht 
werden konnte? Gerade im germanischen Auefangsprozesse gehörte 
ja zweifellos das pretium reddere notwendig in den Rahmen des Ane­
fangsverfahrens1. Das neubabylonische von KoseRARER erläuterte 
Gesetz, das KoseRARER auf p. 185 bespricht, würde dann eben nur so 
zu verstehen sein, wie KoseRARER es ohnehin tut: als Beweis für eine 
Praxis, die die Eviktionsgarantie in Bürgschaftsform als üblich be­
trachtete, und das Rechtsverhältnis von Verkäufer und Käufer nur 
danach behandelte! - - Wie sich diese Garantie für Rückzahlung des 
Preises von der griechischen ßsßa/wmr; unterscheidet, hat Verfasser 
klar ausgeführt (p. 1g8ff.). 2. Statt der Selbstbürgschaft des Ver­
käufers für den Eviktionstall zeigen andere neubabylonische Sklaven­
kaufverträge die Klausel: "wenn ein Anspruch auf den S(klaven) vor­
handen sein wird, wird der V(erkäufer) den S(klaven), nachdem er 
ihn bereinigt hat, dem Käufer geben". Diese Übersetzung hat erst 
KoseRARER philologisch völlig sicher gestellt. Hier verspricht also der 
Vorkäufer im Kaufvertrage selbst die künftige Defension und die Ge­
währleistung des Besitzes nach Obsiegen im Eigentumsstreite. 

Die Kommentierung dieser Defensionsklausel ist bei KoseRARER 
m. E. nicht glücklich. Er vergleicht diese Klausel allerdings mit Recht 
mit der römischen satisdatio secundum mancipium, mit den germa­
nischen Währschaftsgelübden. Er hätte auch auf die hellenischen 
Währschaftsversprechen exemplifizieren können. Aber der Verfasser 
findet hier in einer mir nicht recht verständlicher Weise einen Unter­
schied zwischen diesen Rechten und dem babylonischen: "Nun ist 
allerdings im römischen Rechte die Folge bei den Haftungsformen 
gerade die umgekehrte, die Auktoritätshaftung ist älter als die stipu­
latio duplae, während im bayblonischen Rechte die Defensionsklausel, 
soweit ich das Quellenmaterial zu übersehen vermag, erst in den Ur­
kunden der Perserzeit nachzuweisen ist". Daher möchte der Verfasser 
die Defensionsklausel als Rückbildung der Perserzeit auffassen. Nach 
meiner Empfindung hat der Verfasser hier das Nichtvergleichbare ver­
glichen. Im römischen Rechte handelt es sich bei der Auktoritätshaftung 
um eine gesetzliche Defensionspflicht aus der Manzipation; diese wird 
dann bei der satisdatio secundum mancipium vertraglich auch für 
Fälle ausdrücklich vereinbart, in welchen es wichtig ist, ein beson­
deres Schuldversprechen mit Einstandshaftung zu haben. Im Baby­
lonischen handelt es sich um zwei rechtsgeschäftliche Formulare, nm 
die schon früher nachweisbare Bürgschaft für Eviktion und um das 

1 A. ScnULTZE, Gerüfte und Marktkauf S. 40 (in: Festgabe für F. Dahn T. r 
1905). A. ScnuLTZE legt, wie er mir mitteilt, besonders auf die deutliche Dar­
stellung in Iex Salica 47 Wert. 
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Defensionsversprechen. Mir scheint in Wahrheit eine sehr deutliche 
Parallele zwischen dem römischen und dem babylonischen Zustande 
vorzuliegen: auch dieser letztere kennt ja sicher im älteren, wahrschein­
lich auch im späteren Rechte die gesetzliche Dcfensionspflicht im Eigen­
tumsprozesse. Daneben zeigt die Defensionsklausel der Perserzeit, wie 
diese Defensionspflicht allmählich auch im Schuldvertrag ausdrücklich 
formuliert wird. Auch im griechischen Kaufformular wird ja ursprüng­
lich kein ausführliches \Vährschaftsversprechen abgegeben, sondern es 
ist klar, daß nach Gesetz der Verkäufer und der ßc:ßwwnjc; kraft des 
Eigentumsprozeßrechtes die Dcfensionspflicht haben. Erst in helle­
nistischer Zeit wird dort das Versprechen der künftigen Defension in 
den Kaufvertrag aufgenommen. Der Grund dafür ist im einzelnen nicht 
erkenn bar: sehr oft wird es das Bedürfnis gewesen sein, die mehreren 
entstandenen Garantiehaftungen den Fällen nach nebeneinander deut­
lich aufzuzählen (vgl. KoscHAKER p. 193 Anm. 7). Häufig mag es das 
Bedürfnis gewesen sein, die Abrede über Strafklauseln an die Erwähnung 
der Defensionspflicht zu knüpfen 1 . Auch wird man es nicht unterschätzen 
dürfen, daß der Käufer ein Interesse daran hatte, den Verkäufer 
unter den Druck der schweren persönlichen Haftung aus der Bürg­
schaft oder Selbstbürgschaft zu stellen, die auch KoscnAKER (p. r87f.) 
bei der ausdrücklichen Defensionsklausel im Kaufvertrag nachzuweisen 
sucht. Vgl. auch GIERKE, Schuld und Haftung p. 86. H. MEYER, Gierke­
Festschrift p. 995· 

J. \Venn KoscHAKER einerseits den lJnterschied zwischen griechi­
scher ßc:ßa{wmc; und neubabylonischer Eviktionsbürg:;chaft scharf heraus­
arbeitet, hat er andererseits doch auch betonen können, daß auch in das 
babylonische Recht ein Gegenstück zu dem griechischen ßcßmwrf)c; in 
dem Falle kennt, wo ein Dritter, der selbst nicht als Verkäufer zu­
nächst auftritt, selbst die nach 2. erläuterte Defensionshaftung über­
nimmt. Diese Eviktionsgarantie, die einen anderen als den Verkäufer 
selbst in die 1\.olle des Auktors bei dem Gewährenzuge stellt, erweist 
sich hiernach immer deutlicher als eine weitverbreitete Institution anti­
ken Rechtes. Ich hoffe den entsprechenden Nachweis auch für das 
altägyptische I\.echt zu erbringen. 

4· Der Verfasser hat daneben die Frage gestellt, welche Bedeutung 
es im Vergleich mit den hisher erwähnten Gestaltungen hat, wenn in 
zahlreichen neubabyionischen Kaufverträgen die Erwähnung sich 
findet, daß "im Beisein des A" (ina asabi sa A) das Rechtsgeschäft 
zustande kam. Diese Klausel, welche öfters die Erwähnung des Kon­
senses eines zustimmenden Einspruchsberechtigten einführt, wird von 

1 So vergleiche fürs germanische Recht A. ScHULTZE. Z. Sav.-St. (germ. Abt.) 
17, 178. 
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KoscHAKER auf Grund einer Urkunde, die schon KüHLER und PEISER 
besprachen, als ein Vermerk erklärt, welcher feststellt, daß der Ein­
spruchsberechtigte als Zeuge bei dem Vertragsschlusse anwesend war. 
Dadurch verschweigt sich nach KoscHAKERS Auffassung der anwesende 
Einspruchsberechtigte seines Rechts. Gerade wie im griechischen und -
wie ich hinzufüge - im einheimischen ägyptischen Recht, treten die 
einspruchsberechtigten Verwandten auch oft als Mitverfügende, z. B. 
als Mitverkäufer auf. KosCHAKER trennt dabei die Fälle der Mit­
verpflichtung von der des bloßen Rechtsverzichtes durch stillschweigende 
Mitwirkung; wie er andererseits diese Fälle der Verfügung "im Beisein" 
des Einspruchberechtigten von der Eviktionsgarantie scharf unter­
scheidet. Wer nur den Urkundenstil in Betracht zieht, wird nicht anders 
urteilen können, und dieses Urteil riskiert auch nicht berichtigt zu 
werden, so lange uns für die Frage prozessuales Material fehlt. Aber 
gerade die Rechtsvergleichung kann hier zur Vorsicht mahnen: im 
römischen Manzipationsrecht erwächst die Haftung des Manzipanten 
auch nur daraus, daß er schweigend mit ansieht, wie der mancipio 
accipiens die manzipierte Sache ergreift. Wenn ein Dritter als secundus 
auctor mit manzipierte, kann er nicht viel anders bei dem Manzipations­
akt gestanden haben, als derjenige, "in dessen Beisein" in den baby­
lonischen Urkunden verfügt wird. Demnächst hoffe ich fürs ägyptische 
Recht zu beweisen, daß dort gerade mit der Urkundengestaltung, die 
KoscHAKER hier für die Klausel ina asä.bi sa A bespricht, sich die Evik­
tionshaftung und Defensionsrolle verband. - Es steht dahin, ob diese 
Feststellungen irgendetwas gegen die Beobachtungen des Verfassers 
fürs babylonische Recht beweisen. 

Wer die Bemerkungen der vorstehenden juristischen Besprechung 
überblickt, wird vielleicht die Anschauung haben, daß der Verfasser 
für die rechtswissenschaftliche Aufgabe, die er gelöst hat, im wesent­
lichen in den Gedankenbahnen von Vorgängern vorwärts gegangen ist. 
Diese Auffassung könnte der großen Leistung des Verfassers keines­
falls gerecht werden. Es liegt im Wesen der rechtsvergleichenden 
Arbeit, daß sie die Erscheinungen der neu beobachteten Rechtsord­
nung mit den ähnlichen Bildungen im bekannten Material in Zusammen­
hang setzt. So gut wie Rechtsbegriffe nicht das Sondergut einer natio­
nalen Rechtskultur sind, müssen wir darauf gefaßt sein, daß solche 
neu in Quellengebiete eindringende Darstellungen aus mancher be­
kannten juristischen Fragestellung ihre Ergebnisse erzielen. Die rechts­
wissenschaftliche Bedeutung einer Leistung wie der von KoscHAKERS 
Bürgschaftsrecht besteht nicht nur in der vorsichtigen Verwertung 
der juristischen Quellen und in ihrer Zurückführung auf die beherrschen­
den Rechtssätze und Denkformen. Für die Rechtswissenschaft ergibt 
sich aus ihnen die Klärung der dogmatischen Grundlagen, die den ver-
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schicdensten Rechtsordnungen gemeinsam sind. Und auf diesem Ge­
biet hat KoscnAKER besonders durch die Fragen, die er erneut an die 
germanistische Forschung stellt, der gesamten Rechtsforschung wich­
tiges geboten. 

Was er für die babylonischen Rechtsquellen klarstellt, das Fehlen 
eines Wortes für die sog. "Schuldnerschuld" der germanistischen 
Theorie, die geringe Bedeutung dieser Denkform der Schuldnerschuld 
für den Aufbau des Schuldrechtes, das sind Ergebnisse, welche die 
germanistische Forschung vielleicht zur Xachprüfung mancher Vor­
stellung anregen werden, die man heute unbedenklich im gesamten 
germanistischen System des Schuldrechts zu verwerten beginnt. 

Freiburg i. B. 



13. Byzantinische Papyri der K. Hof- und Staatsbibl. 
zu München. Herausg. von A. REISENBERG 

u. L. WEN GER. (Veröffentl. d.Pap.-Samml. der 
K. Hof- und Staatsbibl. zu München I) 1914. 

[Göttingische Gelehrte Anzeigen rgr5, 427-39] 

Die Ausgabe der Münchener Papyri, welche wir REISENBERG und 
WENGER verdanken, bedeutet einen bemerkenswerten Fortschritt 
in der Edition der griechischen Papyri. Zum ersten Male wird byzan­
tinischen Papyri in der Ausgabe ein philologisch hervorragender Kom­
mentar und gleichzeitig eine juristische Erläuterung zuteil, die für 
den Leser eine gute Einführung in den Zusammenhang der Texte 
mit der justinianischen Gesetzgebung bietet. Und die herrlichen Tafeln. 
welche das Werk begleiten, werden denjenigen, die solche Schätze 
zu hüten und zu bearbeiten haben, das Einlesen in die wichtige byzan­
tinische Kursive leichter machen und der Paläographie ein unentbehr­
liches Hilfsmittel sein. Daß die Lesung von HEISENBERG, soweit ich 
hierbei ein Urteil mir erlauben darf, eine vorbildliche ist, bedarf keines 
Wortes. 

Es sind nur Rechtsurkunden, r6 große Dokumente und ein paar 
kleine Fetzen, für den klassischen Philologen ein unbeachtliches Ma­
terial. Vielleicht findet deshalb mancher, daß die Ausgabe für diese 
Quellen unverhältnismäßig schön sei. Rechtsurkunden aus der 
2. Hälfte des 6. Jahrhunderts p. C.! Die Zeit, aus der die Urkunden 
stammen, ist für den Historiker und für die meisten Philologen ohne 
den Reiz, den die alten, Gedanken und Formeln selbständiger prägenden 
Kulturen haben. Der Rechtshistoriker wird um so dankbarer sein. \Vir 
erforschen heut das früh byzantinische Recht J ustinians, einmal um 
klarer die Eigenart des klassischen römischen Rechtes zu erkennen, 
dann aber um den \Veg zu erkunden, auf dem Rechtsgedanken des 
älteren Hellenismus in unsere abendländische I{echtsentwicklung 
hinüberzogen, endlich weil in jener byzantinischen Vermählung hel­
lenistischer Rhetorik mit der schulmäßigen Behandlung des römischen 
Rechtes manche Rechtsbegriffe und juristische Methoden entstanden 
sind, die heute noch in der Dogmatik des Zivilrechts nachwirken, 
und deren Herkunft wir kennen sollten, um sie klarer zu beurteilen. 
Gerade um dieses Forschungsgebiet der Rechtshistoriker haben sich 
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HElSENBERG und WENGER ein hohes Verdienst erworben. HEISE~\BERG 
hat durch seine Einleitung II und durch den kritischen Apparat dem 
Juristen eine große Zahl guter Fingerzeige gegeben, und WENGERS 
umfangreiche Erläuterungen enthalten ein gutes Stück eindringender 
gelehrter Arbeit, wenn auch der Verfasser keinen Anlaß fand, zentrale 
Probleme des Byzantinischen Rechtes in eine neue Beleuchtung zu 
stellen, wie wir sie aus MITTEls' Kornmentaren zu den Rainer-Papyri, 
zu der Ausgabe der Leipziger Papyri oder in den Urkundenreferaten 
zu den Berliner oder den älteren Oxyrhynchosurkunden gewöhnt sind. 
\VENGERS Kommentar erfüllt gut den Zweck, dem Leser, auch dem 
unjuristischen, das Verhältnis der Urkunden zu unserem bisherigen 
Wissen klarzulegen. 

Der Jurist, der diese neuen Urkunden für seine Forschung be­
grüßt, darf vor allem von dem neuen Lichte reden, das aus diesen 
Quellen auf manche Frage fällt, die wir hisher ausschließlich mit den 
Rechtsquellen und den Resten der byzantinischen juristischen Literatur 
bearbeiten. Wir waren in den letzten Jahren auf die eigenartige Ge­
dankenarbeit eingegangen, welche die :VIänner von Berytos und ihre 
Schüler, die Professoren Justinians, für das System des römischen 
Rechtes, so wie es in der Geschichte fortlebte, geleistet haben. Manches, 
was uns römisch dünkte, ist heute als Beibringen dieser Leute erkannt: 
der Aufbau des Schuldrechtes in den Kategorien der Schuldgründe, die 
Durchführung der Verschulelensgrade in der 'Cnterscheidung von 
leichter Fahrlässigkeit, "culpa in concreto" und "culpa lata", die be­
wußte Ausgestaltung des Innominatkontraktes unter dem Gesichts­
punkt, daß immer bei dem gegenseitigen Vertrage die vertragliche 
Leistung des einen Teiles den anderen Teil zur Erfüllung verpflichte. 
Vlir fangen an zu verstehen, daß die römischen Juristen noch kaum 
mit jener bedenklichen juristischen Technik arbeiteten, welche die 
Vertragswirkung als eine reale Folge eines typischen Geschäftswillens 
auffaßt; der Gedanke z. B., daß der Gesellschafter sich von dem Ge­
meinschafter der sog. Communio incidens durch den animus coeundae 
societatis unterscheide, erscheint uns nicht mehr römisch, sondern 
byzantinisch, und wir sind im Begriffe, die byzantinische Herkunft 
des anirnus negotii gerendi, der affectio maritalis bei dem Eheschlusse 
zu erweisen. Gerade für diese Studien ist es von höchstem \Verte, das 
byzantinische Notariat bei der Arbeit zu sehen, zu beobachten, wie der 
byzantinische Notar der erklärenden Vertragspartei ihre Geschäfts­
fähigkeit!, dazu bei dem Ehevertrage die affectio maritalis 2, bei allen 

1 Für diese allgemeine Beoba~htung bedarf es keiner Zitate, vgl. die Verträge 
in den Straßburger, Cairiner und Münchener byzantiniscl1en Pe1pvri. 

2 P. CPR. I, 30, lin. 14 ff.: ya[,uxov] xa! neotxwov avvaAAay,ua ot' o-i') o,uo},oyst 
6 ,uiv 77:!]01]1){}dr, Aatme6(raror,) Meyw; i! xstv T1JV am~v 1fvyariea naefHvov T* amfjr; 
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Verträgen den der natura contractus jeweilig entsprechenden typi­
schen Geschäftswillen ausführlich bescheinigt1 . Für diese Kotare ist 
sogar die Beglaubigung des animus negotii gerendi bei der Geschäfts­
führung ohne Auftrag nichts Unerhörtes 2. Sie waren nicht nur die ge­
lehrigen Schüler der römischen Juristen, sondern zugleich die Söhne 
einer hellenistisch denkenden Zeit. vVie ihre Sprache aus der späten 
Rhetorenschule stammt, so ist die Begriffsbildung dieser späten 
Rechtslehre aus der Fühlung mit der Rhetorik zu erklären. Das Notariat, 
welches die Leute Justinians in der Praxis ihrer Tage kannten, fand 
die wirtschaftlichen Fragestellungen in einer hellenistischen \Velt und 
machte seine Verträge für Leute mit hellenistischem Rechtsempfinden. 
Diese unrömischen Lebensbedürfnisse mit dem römischen Privatrecht 
der klassischen Ordnung zu befriedigen \var das Problem für die be­
rühmten Gesetzesredaktoren in Konstantinopel wie für die Schar der 
Namenlosen, die im Ostreich nach den Kollegheften und den Kommen­
taren der berühmten Rechtslehrer ihre Formularbücher schrieben. 
Daß zwischen dem Professor und dem Notar eine lebendige Reibung 
besteht, daß der erste für den reinen klassischen Rechtsgedanken auf 
Kosten des praktischen Rechtes streitet, der andere für einen radi­
kalen usus modernus jederzeit die Grundgedanken des klassischen 
Systemes zu opfern bereit ist, vermochten wir seit einigen Jahren zu 
beobachten. Die Professoren lehrten bei dem Kaufe den Konsensual­
vertrag, der Notar arbeitet wie sein hellenistischer Vorgänger mit 
Barkauf und dem pactum arrhae 3 , die Professoren lehrten, daß zum 
Besitzerwerbe der animus und das corpus gegeben sein müsse, der 

Ku).i)~ lötav xai VOfllflJ)V yvvalxa ... usw. - P. Cairo 67oo6 lin. 7 und 
dann in cler Erklärung des Sohnes: lin. I3I: xai TUVT1)V OflOAoyd 6 avnk vvwpw<; 
lxetv [ löl]av x [ ai vofllfl1)V yvvalxa] xai ......... xa[ T Nxoov xai {}dkrrctl! xai rei-
rpsw xai [flaT[,sw amijv. - Ich ergänze am Ende von l. r3r. 

1 Für die Kaufverträge ist die Klausel über den Yerkauf und die Eigen­
tumsiibertragung allbekannt. - Fiir den Gesellschaftsvertrag bieten P. Cairu 
67r 5B, 67159 jetzt schöne Beispiele: Cairo 6715B: lin. r6: evodf;ca{}a{ 7:6 d}./c~Aotc; 
ng61fsmv flCTd. [neomeiaswc; (?)] avyxdflVOTC(; xai O"Vfl7lV66lV OflO{}VflaOOV wc; EV fldir; 
!pVXifc; xai ßdgaovc;. Ich berichtigte die Schreibungen und ergänzte. MASPERO ergänzt 
sicher unrichtig ngo&caw flSTa[).aßwv ro ifflt]av (?) xdflvouc;. Cairo 1. 67159, 1. 21 ff.: 
iJrp' 0 ij,uiir; ofxa naaqr; rjaOtOV(!y{ar;, UflEflJlTWc; Xat axaTayvWO"TW(; (JVVOflOVOEiV 
d).).~)mr; xai avvxaflclv xai avflnvsüv clr; ndvra rd. defloTiovra lgya rfj iJftwv 
rixvn. 

2 Vgl. das Scholion "si non" aus den n6vot des "I!gwc; Patrikios zu Cocl. 
2, r8, 2, überliefert im Thalelaeus-Inclex zu Bas. 17, z, z (Zach. suppl. p. 156), das 
in die Digesten in die Interpolation in D. 3, 5, 33 (39) überging. - Daß der ani­
mus novandi des justinianischen Rechtes auch mit solchen Klauseln der Notariats­
verträge zusammenhängt, ist sehr wahrscheinlich, aber heut aus justinianiscben 
Papyri noch nicht zu erweisen. 

~ Vgl. meine Bemerkungen Gött. Gel. Anz. rgn, S. 727ff. [oben S. 27ü]. 
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Xotar kannte den Besitzübergang durch die Urkunde 1, der Professor 
lehrte, daß der Eigentumsübergang die Willenseinigung bei der traditio 
voraussetzte und daß nichts auf die Herkunft der Mittel ankomme, der 
Notar wendete, wie demnächst die Arbeit von FRITZ PRINGSHEil\1 
nachweisen wird, ein hellenistisches auch von Jusn:-~rA:-.; vielfach 
rezipiertes Surrogationsprinzip an, nach welchem der Eigentumsüber­
gang durch die Provenienz der ~Iittel zu dem Erwerbe beeinflußt wird. 
Mitten in diese Welt hinein, die in den Rechtsbüchern nur der lnter­
polationsforschung erkennbar ist, führen uns die Münchner Papyri. 
Sie sind durchaus nicht als bescheidene Zeugnisse des Privatlebens im 
Nillande abz<.Itun, in denen wir die Nachklänge des alten einheimischen 
und des hellenistischen Rechtslebens vernehmen, sondern auch hier 
tritt wieder der Einfluß hervor, den die Konstantinopler Praxis auf 
die fernsten Winkel des Reiches üht 2 . Es ist nicht nur ein Spiel des 
Zufalles, daß diese Urkunden aus derselben Zeit stammen, in welche 
nach dem schönen Nachweis von HANS PETERS 3 die oströmischen 
Digestenkommentare ein erstes glossiertes Corpus juris erlebten, in der 
Arbeit des Anonymus, dessen Fragmente wir durch die Basiliken­
scholien kennen. Wir müssen diese Urkunden vielmehr vor allem mit 
der juristischen Literatur in Beziehung setzen, nach der die Formular­
bücher der byzantinischen Notare gearbeitet waren. Jene Literatur, 
die wir bisher nur zur Interpolationenkritik heranzogen, gewinnt erst 
durch diese byzantinischen Urkunden die rechte Bedeutung als Zeugnis 
eines praktischen Rechts, nicht nur als literarischer Nachlaß einer theo­
retischen Rechtskunde. 

Eine zusammenfassende Betrachtung unter diesem Gesichtspunkte 
kann auch nach dem sorgfältigen Kommentare WENGERS noch reiche 
Ergebnisse abwerfen. Hier sei nur auf einzelne Punkte eingegangen, 
welche an den Vergleichen NI, N 7, N I4 auffallen. Es sind durchweg 
transactiones, (ua}.vaw:; im Sinne der römisch-byzantinischen Theorie, 
also Verträge zur Erledigung oder Vermeidung von Prozessen. 

N I ist ein Vergleich, den drei Geschwister mit ihrem Bruder 
über eine Erbschaftsklage schließen. Der Vergleich wird nach einem 
Verfahren vor dem %mvov uuv %(1fJOJ(Jl(J),Wivwv nedn;wv aedJ f10V I.:v~n,c;, 
also einem Kameradengericht der priores des numerus von Syene 
geschlossen. WENGER4 denkt an ein Gerichtsverfahren und Urteil 

1 \'gl. zu meiner Darlegung Zeitschr. f. cl. ges. Handelsrecht Bel. 70, S. 465ff. 
- RrccoBONO, Traclitio ficta in Zcitschr. cl. Sav.-St. 33, 259ff., 34, 159ff. bes. 
S. zr6ff. 

2 Dazu schon Gött. Gel. _'l.nz. I<)I I, S. 319 (zu den von MASPERO heraus­
gegebenen byzantinischen Papyri) [oben S. 255 f.]. 

3 Die Entstehung der oströmischen Digestenkommentare, Sitzungsber. d. 
König!. sächs. Akad. 1913. (Abt. I.) 

' S. 32f. 
Partsch, Aus nachgelassenen S('hriften. 22 
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vor diesem :.Viilitärgericht, ich halte es immer noch für wahrschein­
licher, daß, wie schon .:VIARIO SAN NrcoLo sagte, eine bloße Vermittelung 
als Schiedsinstanz in Frage kam. Schon die Anführung, daß die Par­
teien das Koinon "gewählt" haben, spricht vvohl für diese Auffassung. 
Der Eid, den die beklagte Partei geleistet hat, wird dabei nicht wie im 
klassischen römischen Recht nach dem Vergleiche, der auf den Eid 
abhebt, geleistet, sondern ist als ein vom Schiedsrichter auferlegter 
Beweiseid aufzufassen, nach dessen Leistung sich die Parteien zum 
V ergleiehe entschließen 1 . 

Auf der Seite der drei Geschwister tritt die Mutter dem Vergleiche 
bei. Sie erklärt nur ihre Zustimmung, wird aber im Eingange als 
öwßcßu..uv,wivYj, also als bestätigend mit erwähnt. \VENGER sieht in dem 
\Vort eine, wenn auch schuldrechtlich nicht verpflichtende Bürgschaft. 
Aber in dem öwßcßawvaDw liegt nur das "Bestätigen", confirmare, 
die Zustimmungserklärung, welche das Geltendmachen von entgegen­
stehenden Rechten künftig ausschließt 2. Meines Erachtens ist das \Vahr­
scheinliche, daß die :.VIutter entweder mit Rücksicht auf eine ihr an 
dem Vatervermögen zustehende Dotalhypothek zustimmt oder daß 
sie verzichtet, Rechte aus einer früher bestehenden l{echtsgemein­
schaft mit dem Vater der Kinder geltend zu machen. Solche Bei­
stimmungserklärungen der Mutter finden sich in Agypten ja schon in 
den demotischen ürkunden der Perserzeit häufig. 

Der Vergleich ist nach den Vorschriften des justianischen Rechtes 
sauber beurkundet. Ausdrücklich wird bestätigt, daß die Gründe, aus 
denen ein beschworener Vergleich nichtig sein kann, nicht bestehen: 
er sei nicht unter Täuschung oder Bedrohung der Erklärenden zustande 

1 Entsprechend cler allgemeinen Bedeutung des Schiedseides in J CSTI:'IL\KS 
Eecht, vgl. Bro:'IDO BIO:'IDI, juramento dccisorio nel processo civile romano 
(Palermo I9I3), S. IISff. 

2 Schon im griechischen Recht liegt in /3s{Jwovv gar nicht das Bürgen, sondern 
ein Destätigen des Verkaufs von seiten eines Dritten, der als Nebenauktor oder 
stellvertretender Auktor zur Verkäuferrolle als Gewähre legitimiert ist, vgl. Griech. 
Bürgschaftsrecht, I, S. 346ff. Für den Hellenismus ist die Erzählung aus cler 
Selbstbiographie des Libanios (Kap. s8. R. 4I ed. FöRSTER I, p. III) wichtig: 
die Genehmigung des Berechtigten zur Veräußerung des Nichtberechtigten ist 
ßeßawvv. In den justinianischen Quellen ist es klar, daß das ßc{Jwouv ein confirmare, 
genehmigen, ist, vgl. X ov. 6J, I § I. Die Bestätigung eines früheren Gesetzes 
durch den Gesetzgeber ist ßeßawvv: Nov. 124 c. 4· In Xov. 4 c. 2 ßeßwarr~Q wird 
im Authent. als confirmator übersetzt. 

Da die Griec!Jen allerdings jede Veräußerung oder jeden Eeclltsverzic!Jt als 
eine Verpflichtung, das Recht nicht geltend zu mad1en, auffassen uncl der Ge­
danke des Verfügungsgeschäftes den hellenistischen Quellen wesentlich fremd 
bleibt, so ist es nicht verwunderlich, daß noch JusTINIAK, Nov. 6I, c. I, §I die 
Zustimmung der Frau zur Hypothekbestellung an der Dos nach den Grundsätzen 
des Sc. Velleianum behandelt, ocles in ""ov. 4, c. 2 auch den ßcßatorr(J(! bei dem 
Kauf den Bürgschaftssätzen unterstellt. 
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gekommen (Cod. 2, 4, 41, schol. 2 ad Bas. II, 2, 58), noch per sub­
reptionem, unter Vorlegung gefälschter Urkunden (Cod. 2, 4, 42). 

Neben der Vereinbarung der Vertragsstrafe gegen den Zuwiderhandeln­
den findet sich die interessante Klausel, welche auf die byzantinische 
Anwendung der stipulatio Aquiliana zurückgeht. Die Parteien verein­
baren, nicht mehr auf die streitige Frage zurückkommen zu wollen "noch 
auf eine andere Tatsache, die den Nachlaß unseres Vaters angeht, eine 
wichtige oder eine unwichtige, gleichgültig ob ihrer gedacht wurde oder 
nicht gedacht wurde, ob sie erwähnt wurde oder nicht erwähnt wurde, ob 
sie in Betracht gekommen ist oder nicht, ob sie in diesem Vergleich be­
troffen ist oder nicht betroffen ist". \VENGEE 1 meint hierzu vorsichtig: man 
könnte selbst an den zweiten Teil der aquilianisehen Stipulation denken, 
besonders wenn man das in dieser langatmigen Verzichtsformel Gesagte 
wörtlich nehme. Wir können mehr behaupten. Die byzantinische Rechts­
literatur bestätigt diesen Gedanken und läßt uns erkennen, wie hier 
das klassische Formular in der byzantinischen Praxis praktisch an­
gewendet wurde. Nach klassischem Rechte kann derjenige, der im 
Vergleich auf die ihm zustehenden Ansprüche verzichtet, mit der 
stipulatio Aquiliana gefragt werden, so daß alle Ansprüche in der Stipu­
lation noviert und durch acceptilatio zur Erlöschung gebracht werden. 
Die Byzantiner erwähnen diese acceptilatio in ihren Erläuterungen 
zu den Digestenfragmenten noch häufig. Aber das ist nur die gelehrte 
Theorie. In der Urkunde tritt die acceptilatio nicht mehr hervor. Es ge­
nügt den byzantinischen Notaren vielmehr, daß die Generalklausel 
über alle Ansprüche, die erwähnten und die nicht ausdrücklich er­
wähnten, in der Urkunde erscheint und daß dem Versprechen, die An­
sprüche nicht mehr geltend zu machen, die Konventionalstrafe bei­
gefügt ist. STEPHANUS nennt diese Generalklausel über den Verzicht 
auf die fliJ bfJvttr;fJhrw die avJ'Et{)w,w!.va -ru"i:; 'Auovtl.wva/:; r5,uol.oy{w:; 
r]lj,uuw, schol. ad Bas. II, 2, 9 (Heimb. I, 684). Aus unserer Grkunde 
wird nun klar, warum die Byzantiner die Aquiliana stipulatio als "die 
mit Konventionalstrafe" bei dem Vergleich geschlossene stipulatio 
schlechthin bezeichnen 2• Das Versprechen mit Konventionalstrafe kam 
in der byzantinischen Urkunde eben allein zum Ausdrucke, einer verbis 
vorgenommenen acceptilatio bedurfte es gar nicht mehr in der Übung 
des byzantinischen Notariates. Praktisch ist damit die byzantinische 
Urkunde auf dem Standpunkte angekommen, den schon die Verzichts­
urkunden des Hellenismus in den Quittungs- und Vergleichsverträgen 
haben: auch dort findet sich die Verpflichtung, die Ansprüche nicht 
mehr geltend zu machen, und in älterer Zeit oft auch die Haftungs-

1 s. 30. 
2 Schol. Interlin. ad Bas. II, 2, 20: r:ura :4r:ovthuv~v E.:r:cgdnrJr1lv wvrianv: 

ttn:a :r:goaritwv; vgl. auch das Glossem im r:ara :r:6ou Bas. 11, 29 zu D. 2, rs, 9, z. 
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klausei mit Konventionalstrafe für den Fall, daß doch vorgegangen wird 1. 

Aber die byzantinische Rechtslehre hielt dabei die konstruktive Brücke 
zur römischen Denkform lebendig und sprach von der Verfügungs­
wirkung auf die älteren Ansprüche wie bei der alten acceptilatio. 

Der andere Vergleich, N. 14, ist wegen der Rechtslage, in der er 
erging, und wegen zahlreicher Einzelheiten, die WENGER zutreffend 
erläuterte, interessant. Meines Erachtens wird die Vermutung WENGERS 

zutreffen 2, daß durch diesen Vergleich eine Klage erledigt wurde, die 
Patermuthis gegen seinen Schwager Johannes wegen Nichterfüllung 
eines älteren Vergleiches erhob, durch welchen die Parteien, samt der 
Schwester des Johannes und Ehefrau des Patermuthis, Kako, die 
Auseinandersetzung über den Nachlaß des Vaters der beiden Ge­
schwister erledigt hatten. WENGER hat meines Erachtens richtig aus­
geführt, daß angeblich dieser spätere Vergleich durch die Erhebung 
der Klage seitens des Johannes gegen Patermuthis verletzt worden 
war, auf die der jetzige Kläger Patermuthis verurteilt worden war. 
Auch die Erklärung der prozessualen Lage bei WENGER dürfte richtig 
sein. Es ist ja auf den ersten Blick seltsam, daß der siegreiche Kläger 
des ersten Prozesses auf eine Klage auf Schadenersatz wegen Führung 
des von ihm gewonnenen Prozesses dem Beklagten, Patermuthis, 
gegenüber zum Schadenersatz verpflichtet sein soll, so daß er sich auf 
den Vergleich, der hier beurkundet ist, einlassen mußte; aber wenn 
im älteren Vergleich zum Beispiel eine Schiedsgerichtsklausel enthalten 
war, die von dem Richter des Vorprozesses nicht beachtet wurde, ist 
der Vorgang wohl zu erklären, und im römischen Prozeßrechte sind 
nach WENGERS zutreffender Ausführung Schwierigkeiten nicht zu 
finden 3 . Nur den Grund, aus dem im Erstprozesse eine Verurteilung des 
Patermuthis erfolgt, finde ich weniger durchsichtig als WENGER. Es 
heißt, daß Patermuthis verurteilt worden sei, weil er seine Schwieger­
mutter Tapia gehindert habe, den Johannes aus einer Judikatsschuld 
betreffend eines Hausanteiles zu befriedigen. Darin sieht WENGER die 
Schadensersatzklage des Gläubigers gegen den Dritten bezeugt, der 
den Schuldner an der Befriedigung des Gläubigers hindert. Es könnte 
ebenso gut ein Anspruch aus Vertrag gewesen sein, den Johannes aus 
einem Vertrage zwischen ihm, der Mutter, der Schwester und ihrem 
Gatten hergeleitet hatte. Das können vertragliche Einigungen bei Ge­
legenheit der Auseinandersetzung über die Hinterlassenschaft des Vaters 
gewesen sein oder ein Gutsübernahmevertrag zwischen der Mutter und 

1 Z. B.: P. Gr. Eleph. III. Hibeh. g6. P. REINACH 11, 12, 13 und die anderen 
ürkunden bei BERGER, Strafklauseln r88ff. Sehr auffallend ist es, daß nach der 
augusteischen und vor der byzantinischen Zeit die Konventionalstrafe in den 
Quittungserklärungen sehr selten zu sein scheint. Auch BERGER a. 0. scheint 
keinen Fall zu kennen. 

2 S. rsoff. 3 s. Ijif. 
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den Geschwistern 1 . Eine Klarheit und eine gesicherte Grundlage zur 
Behandlung der im gemeinen !<.echte noch streitigen Frage nach der 
Ausdehnung der aquilischen Schadensersatzklage auf den persönlichen 
Gläubiger ist kaum gegeben. 

In dem Vergleich, der in N. I4 beurkundet ist, wird der Beklagte 
Johannes bei dem Abschluß durch einen Prokurator vertreten, der als 
E.yyvrrrr)c; %ai yvw,uav6.ooxoc; Haftung für den Johannes übernimmt. 
yvw,uav6.ooxoc; heißt er meines Erachtens deswegen, weil er nicht nur 
für die Erfüllung des Vergleiches einsteht, sondern auch dafür, daß 
Johannes den Vergleichswillen hat. Ebenso wie hier der Bürge als 
yvwf.lav6.ooxoc; bezeichnet wird, bürgt der Bürge bei dem Dienstboten­
vertrage in Straßb. 40 (Anno 569) nicht nur für die Person, d. h. die 
Gestellung des Dienstverpflichteten, sondern auch für seine Vertrags­
treue (nfauc;) und für seinen Geschäftswillen (ncoafccalv xai yvw,ur1v). 
In der Nov. zz c. r8 ist die neoafcmtc; xai yvw,urJ der affectus maritalis 
bei den Ehegatten. Der Bürge ist in N. 14 wohl deshalb yvw,uav6.ooxoc;, 
weil der Vertretene gar nicht selbst auftritt. Andererseits ist eine aus­
drückliche Erwähnung dieses Garantieinhaltes in der Schlußerklärung 
nicht nötig, weil nach dem ganzen Inhalt der Erklärung diese für den 
Vertretenen gelten soll und die ganze Haftungsübernahme des Bürgen 
nur dann einen Sinn hat, wenn dieser für die yvw1W) des Vertretenen 
einsteht. WENGER faßt den Bürgen als direkten Stellvertreter auf. 
Das scheint nach den Ausdrücken der Urkunde zunächst ganz richtig. 
Aber mir fällt auf, daß im Kontext der Urkunde eine Haftungsklausel 
fehlt, welche den Vertretenen selbst für die Konventionalstrafe ver­
pflichtet. Es heißt: wenn J ohannes gegen den Vertrag handele, so soll 
ihm dieses Unternehmen nichts nützen, er soll aber als Strafe bzw. Ver­
tragsbruchsfolge zwölf Goldsolidi schulden "zu Lasten des Psere, der 
für ihn kraft dieses schriftlichen Vertrages bürgt, zwölf Goldsolidi, die 
tatsächlich gegen den Bürgen persönlich eingetrieben werden sollen und 
gegen sein gegenwärtiges und künftiges Vermögen, in genereller und 
spezieller Haftung". Es fehlt im Kontext eine für den Johannes selbst 
abgegebene Erklärung über Haftung für Konventionalstrafe. Nachher 
ist das Eidesversprechen über die Erfüllung mit der Generalhypothek 
auch für den Johannes selbst erklärt. \Varum wurde aber nur von der 
Haftung des Bürgen für die Konventionalstrafe gesprochen, warum 
ist derjenige Teil des Vertrages, der auf der Stipulationswirkung vor 
allem basiert, nicht auch für den Vertretenen abgeschlossen? Für ejne 
griechische Denkform der Bürgenhaftung wäre das ganz korrekt 2 • 

Dort kann der Bürge einfach die Vertragserfüllung des Schuldners 
zusagen und sich nur selbst für die Konventionalstrafe verhaften, denn 

1 Auch \VE~GER denkt an solche Vereinbarungen auf ~- 162 zu l. rgf. 
2 Gricch. Biirgschaftsr. I S. 13!. - S. 2S9ff. 
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der Bürge, der mit Zustimmung des Schuldners eintritt, hat dort das 
Recht auf den Schuldner zur Liberation zu greifen und vom Schuldner 
die Mittel zur Bezahlung des Gläubigers beizutreiben1 . Für die griechi­
sche Auffassung des Bürgen besteht auch keine Schwierigkeit durch 
die nur akzessorische Xatur seiner Haftung, denn dort hängt seine 
Haftung nicht von einer Haftung des Schuldners selbst ab. Aber für 
die römische Fragestellung, die hier zunächst am Platze ist, ist die 
Schwierigkeit ungleich größer. Allerdings besteht keine, wenn man 
mit \YENGER annimmt, daß hier die \Virkung der direkten Stellvertre­
tung der Parteien selbstverständlich war. Nur die hervorgehobene Tat­
sache bliebe, daß dann doch das Fehlen der Haftungserklärung für 
die Konventionalstrafe seltsam ist. Aber ich glaube nicht daran, daß 
diese Formulare, die sich sonst mit jedem \\'orte auf die reichsrecht­
lichen Standpunkte stellen, mit einer Verweisung auf das Vulgärrecht 
erklärt werden können. Denn die justinianischen Juristen haben ja 
gerade im Stipulationsrecht den Satz zäh festgehalten, daß nemo alieno 
nomine repromittere potest 2• Mir scheint das Fehlen einer auf den 
Schuldner zu beziehenden Haftungsklausel bezüglich der Konventional­
strafe gerade auf die Richtigkeit dieser Auffassung hinzudeuten, die es 
fordert, daß bei der justinianischen Urkunde der strenge Maßstab 
des Reichsrechtes angelegt wird. N"ach dem römisch-byzantinischen 
Recht dürfte nur die Schwierigkeit bestehen, die ganze Erklärung des 
Psere als eine Bürgschaft aufzufassen. Als procurator hätte Psere den 
Vertrag abgeschlossen, die Strafklausel nach Stipulationsrecht korrekt 
zu eigner Haftung übernommen. Eine direkte Vertretung war in diesem 
Punkte unmöglich, daher auch die Strafstipulation nicht auf den 
Schuldner selbst gestellt ist. Aber kraft Rechtssatzes tritt die Haftung 
des Herrn hier ein, dank der byzantinischen actio quasi institoria3 . 

Da so die Haftung des Herrn ohnehin entsteht, ist es möglich, sie bei dem 
Eide und der Generalhypothek als gegeben vorauszusetzen. Das klas­
sische Recht hätte den procurator als Selbstschuldnerischen sponsor, 
nicht als Bürgen behandelt. Aber in diesem Punkte kommt nun eine Be­
obachtung in Betracht, die sich bei der Bearbeitung des griechischen 
Bürgschaftsrechtes mir aufdrängte, und die ich in der Fortführung 
dieser Studien in die römi:o;che Zeit hinein zu erweisen hoffe: wo der 
Grieche im früheren Hellenismus von seinem EYYVI)T1Jr; redete. der ohne 
Verpflichtung eines Hauptschuldners haftet. spricht der Römer von 
emem hauptschuldncrischen sponsor, z. B. bei dem Gestellungs-

1 Bürgschaftsr. I, 277ff. 
2 D. 44, 7, II, clazu .!::las. 52, I, ro. Irrst. 3, 19, 3, ZI, dazu THEOPHIL ad. h.l., 

D. 45- I, 38, 2. 
3 D. q, 3, 17 fr. rg fr. Byzantinisch erscheint nur die Klage wegen der byzan­

tinischen Etikcttcniinclcrung. Der Klassiker sprach von einer a 0 negotiorum 
gc::;iornnl utili:-;;. 



Byzantinische Papyri der K. Hof- und Staatsbibl. zu München. 343 

versprechen, bei dem der Garant eine Strafe verspricht für den Fall, 
daß der Schuldner, der selbst nicht ein Versprechen abgibt, nicht ge­
stellt wird1 . Schon das zivile vadimonium des vas, bei dem es keinen 
Hauptschuldner gibt, ist 8yyvr1 2 . Die Byzantiner haben entsprechend 
dem griechischen Gedanken alle die Garantiesponsionen, bei denen 
der römische Garant Haftung für einen anderen übernahm, als Bürgschaft 
bezeichnet. Sehr klar ist das bei der sog. Indemnitätsbürgschaft. Sie 
war nach klassischem I{echte eine einfache sponsio eines Schuldners, 
der dafür garantierte, daß der Gläubiger aus der Kreditierung an einen 
Dritten keinen Schaden haben werde. Diese Stipulation römischen 
Rechtes wurde zur fideiussio umgedeutet 3, weil sie dem gräzisierenden 
Rechtsempfinden der Byzantiner als Bürgschaft erschien, wobei nicht 
verkannt werden soll, daß diese Umdeutung nahe lag, seit die pro­
ze::;suale Konsumption durch litis contestatio gefallen war. Greifbar ist 
dieselbe Erscheinung bei der cautio judicatum solvi und der cautio 
ratam rem haberi bei der Kaution des justianischen Prokurator im 
Prozesse. \Venn dieser nicht vor dem Prozeßgerichte selbst, sondern 
durch notarielle oder vor einer Behörde mit Aktenrecht errichtete Er­
klärung bestellt wird, gibt der Vertretene "als Bürge" seines Prokurators 
für diesen die 8yyv1jTLX.r) o,uo}.oyia ab 4 . Fideiussor heißt er beiJusTINL\:-.'5, 
obgleich die Klassiker von der Bürgschaft des dominus für den procu­
rator nichts wissen. Dem Byzantiner genügte es eben zur "Bürgschaft", 
daß der dominus für den procurator, der ihn im Prozesse vertritt, be­
züglich der Erfüllung der Urteilsschuld und bezüglich des Erfolges der 
ProzeHführung einsteht. Auch für die Interpolationenkritik der Fidei­
ussorenstellen ist dieser Gesichtspunkt von einer Bedeutung, die noch 
nicht voll erkannt ist. So ist es klar, daß die Byzantiner in D 12, z, 28, 2 

eine klassische Entscheidung, die sich auf eine Stipulation über Ge­
stellung eines Dritten bezog, als fideiussio repraesentationis deuteten, 
denn sie interpolierten den letzten Satz, der die Entscheidung auch 
auf den fideiussor debiti erstreckt, den ßyyvrrrr):; n}:; x.m:aßoXYj:; -rov 
xeiov:;, wie das Scholion des Stephanus zu der Stelle ihn richtig nennt. 
In demselben Sinne ist wohl der procurator in unserer Urkunde X. 14 als 
ßyymj'n):; x.ui yvw;w .. v6.boxo:; des selbst nicht mithandelnden Schuldners 
bezeichnet. Jusn~IAl'\S Gesetzesredaktoren waren dem Rechtsempfinden 
des hellenistischen Lebens, das sie umgab, auf halbem \Vege entgegen-

1 Schon die römischen Referate der rührsamen Bürgschaftsanekdotc, die 
ScHILLER verarbeitete, zeigen das: als sponsor erscheint dort der Bürge bei Val er. 
Max. IV, 7, ext. I und bei HYGIN, Fabulae ed. ß. Bu:-~TE p. r64 cap. 257. 

2 Bezeichnend dafür ist die alte Stelle im sc. de Aphrodisiensibus, welche die 
Pflicht zum vadimonium Romam faciendum für den Bürger von Aphroclisias aus­
schließt. 

" Vgl. die Quellen und die Literatur bei LEYY, sponsio S. qgff. Anm. 
1 Inst. .f. Il, 4, dazu Cod. 2. I2, 27 u. 28. 5 lnst. 4, TI, 4 .. dazu THEOPHIL. 
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gekommen, während andererseits sich das Notariat den Vorschriften des 
römischen Rechts anbequemte, indem es vermied, in bezugauf die Kon­
ventionalstrafe von der Stipulation des Schuldners selbst zu sprechen. 

Der dritte Vergleich (Nr. 7) ist anscheinend ohne voraufgegangenen 
Prozeß zwischen Patermuthis, der für sich und seine Ehefrau Kako 
auftritt, und seinem Schwager geschlossen. Es handelt sich um die 
Erledigung von Ansprüchen, die Johannes nach dem Vergleich über 
die Auseinandersetzung betreffend den väterlichen Nachlaß erhoben 
hatte. Der hier beurkundete Vergleich kann nicht, wie WENGER es 
(S. rso. r62) als möglich betrachtet, mit den in N. 14 genannten 
eyyQrupot owA.vaeu; identisch sein. Diese lauteten wirklich über den 
väterlichen Nachlaß. Hier wird nur eine drohende Klage erledigt, welche 
diese älteren Vereinbarungen angriff, indem sie geltend machte, daß 
irrtümlicherweise die Parteien über gewisse Gegenstände nichts ver­
einbart hätten, während - angeblich - auch diese zum Nachlasse 
gehörten. Zudem ist die Mutter Tapia, die in dem älteren Vergleiche 
auch eine Rolle gespielt haben muß, hier gar nicht betroffen. Nach 
den Erläuterungen WENGERS scheint mir nur eines der neuen Über­
legung zu bedürfen. Patermuthis tritt hier auf: nowvttsvor; rovr; A.6yov; 
uai uve{w; nean:wv :>eat OlaAVOfleVOr; lotq. avfJsvdq. vnie Te eaVTOV %al 
vnee Kauwror;. Die auctoritas, avfJsvda, kann nach den justinianischen 
Rechtsquellen doch wohl nur als eine gesetzliche Befugnis zur Ver­
waltung und Verfügung aufgefaßt werden 1. Daß der Mann für die 
Ehefrau auf ein mandatum praesumptum gestützt handeln könnte, ist 
nach dem Text von Cod. 2, 12, 24 nicht wahrscheinlich und wird durch 
das Thalelaeus-Scholion zu der Stelle (HEIMB. I p. 413) ausgeschlossen. 
Ich könnte mir denken, daß Patermuthis nicht nur sein eignes Recht, 
als Mitkäufer des streitigen Hausanteiles und als Erwerber des Schiffs­
anteiles geltend macht, sondern auch im Namen der Frau, als Eigen­
tümer des Dotalgutes auftrat. Diese Annahme könnte zunächst, da 
es sich um koptische cives Romani und Rechtsverhältnisse des by­
zantinischen Ägyptens handelt, seltsam anmuten, aber wir müssen in 
den byzantinischen Papyri auch an das römische Dotalrecht denken, 
da die Beibehaltung des Digestenrechtes wie die Ausdehnung des 
Veräußerungsverbotes der lex Julia de fundo dotali 2 nur verständlich 
ist, wenn man das römische Dotalrecht für anwendbar auch im Osten 
erachtete. Vielleicht ist in dieser Klausel, die von der Verwaltungs- und 
Vertretungsbefugnis des Mannes für die Frau spricht, die Denkform 
zu finden, in welcher die byzantinischen Notare die dunklen Eigentums­
verhältnisse an der Dos auffaßten, welche nach der Rechtstheorie 
im Eigentum des Mannes und, nach JusTINIAN 3, doch naturaliter 

1 Vgl. Cod. 2, 58, 2, 2. - 4, 37, 7· - 6, 6r, il, r. - 8, 4, II pr. 
2 Cod. j, r3, r, r.sa. 3 Cod. j, rz, 3opr. 
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im Eigentum der Frau bleibt. Daß die orientalische 1\.echtssitte sich 
so mit dem Manneseigentum an der Dos abgefunden haben könnte, 
wird man nicht bestreiten, seit schon aus der diokletianischen Zeit 
es bezeugt ist, daß der Sohn in patris potestate, der nach römischer 
Rechtstheorie nicht Eigentümer des von der Mutter ererbten Gutes 
sein kann, als sclbstberechtigt, aber im Beistand des Vaters verfügend 
dargestellt wird (P. Oxy. 1208, anno 291). Nicht viel anders könnte 
hier der Mann als Dotaleigentümer auctoritas, d. h. Verfügungsmacht 
über die Dotalsachen haben, während die Verfügung an Sachen erfolgt, 
die als Eigentum der Frau erscheinen, so daß "für die Frau" verfügt wird. 
Daß es tatsächlich so ist, wird mir sehr wahrscheinlich, wenn man 
daneben die beiden byzantinischen Ehewrträge legt, die beide für die 
Rechtsverhältnisse an der Mitgift einfach auf die Vorschriften des justi­
nianischen Rechtes vcnveisen. CPR. I 30: o[ (JS rJJr; cluor; av,uß1pr5,usvot 
u6.aot owßeßatw{hjaovrm :7!_)(); TU 00%UVVTa To"ir; uuhiJ; uai d;asßw::; 
ut:ttdvou:, v6,umc;: die etwa eintretenden Fälle sollten nach dem geltenden 
Recht der erlauchten Gesetze entschieden werden. 

P. Cairo 67006 (ich korrigiere die vulgären Schreibungen): 
rq/ r[J TB TC1 }_r5ycp ilovwv :rgoat:vsxfHnu Ta TE },r5yrp :lQOl%0::; [E]~o,uo}.oy1)-
0h··w] dvm :ruga up uvrrp vv,wpüp %Ul Tfj UVTfj vv,urrn %Ul ou,yogt:v,uivu 
Tote; Po,uo1.c;. Also: Eigentum des Mannes und der Frau an der Mitgift, 
::tber nach Maßgabe des Konstitutionenrechts. 

Die byzantinischenNotareverwiesen im Ehevertrag also einfach auf die 
Gesetzesvorschriften, und so mußte auch das Eigentum des Ehemannes an 
derDosseine Anwendung aufgrunddes Ehevertrages selbst finden. Daß 
man zuwider der Sitte dieser langatmigen Verträge nicht ausdrücklich 
von dem Eigentum des :\fannes sprach, wird seinen Grund in der dunklen 
Fassung des justinianischen Rechtes und in dem Nachwirken des alten 
hellenistischen Gedankens haben, nach vvelchem diedosder Frau gehört. 
Danach mußten die Kotare geneigt sein, das "natürliche" Eigentum der 
Frau an den Dotalgegenständen zu betonen und dasdominiumdes Mannes 
nur als eine künstliche Fiktion der Rechtsordnung aufzufassen, welche 
damit dem Manne Verwaltungs- und Vertretungsrecht an den Dotalsachen 
gab. Man sprach von dem gemeinsamen Empfang der Mitgift durch beide 
Gatten, von der auctoritas des Mannes an Sachen der Frau. 

Es fehlt mir in diesen Stunden an der Muße, um die gleichen Dar­
legungen über das Verhältnis der byzantinischen Papyri zu dem justinia­
nischen Rechte auch für die anderen von \VENGER vorgelegten Ur­
kunden zu geben. Die vollen Ergehnisse dieser Gesichtspunkte werden 
erst überblickt werden können, wenn die Darstellung des byzantinischen 
Privatrechtes, die ::VIITTEIS angesichts der ersten von :vlASPERO vor­
gelegten Papyri der byzantinischen Zeit forderte, gewagt werden wird. 

Freiburg. 



14. Der griechische Gedanke in der 
Rechtswissenschaft. 

Sonderabdruck aus "Vom Altertum zur Gegenwart". 

z. Aufl. (1921) 120-128. 

Graeca non leguntur - das Banausenwort der mittelalterlichen 
Juristen gilt auch heute nur noch für die Mindestanforderungen an die 
Vorbildung der Studenten der Rechtswissenschaft. Für die wissenschaft­
liche Forschung am geschichtlichen Zivilrecht ist seit RABELAis' Tagen 
auch der Jurist auf eine griechische Gedankenwelt hingewiesen, weil 
die Kultur, welcher JusTINIAN das ältere römische Recht anpaßte, 
eine späthellenistische gewesen ist. Erst im 19. Jahrhundert fanden die 
französischen Humanisten, die auch das attische Recht erkundet hatten, 
ihre Nachfolger in französischen und deutschen Juristen. Unter den 
Anregungen von THEODOR MoMMSENS Forschung rief dann LUDWIG 
MITTElS das Interesse an dem Rechtsleben des Hellenismus in den 
Ostprovinzen des römischen Kaiserreiches wach. Heute arbeitet eine 
junge Forschung daran, die privatrechtliehen Grundlagen der grie­
chischen Rechte aus den attischen Quellen des 4- Jahrhunderts, aus 
den Trümmern der Inschriften und aus den Papyri des hellenistischen 
Ägyptens zu erkunden. Neben der römischen und der germanischen 
Rechtsentwicklung soll uns das griechische Recht vergleichungsfähig 
werden. PLATOS "Gesetze" gelten dieser Betrachtung nicht nur als 
das Buch des Philosophen, der seiner Vaterstadt in der politischen 
Niederlage das Bild des Idealstaates vorhält, sondern zugleich als die 
älteste erhaltene wissenschaftliche Leistung einer theoretischen Rechts­
wissenschaft, welche die Rechte der griechischen Staaten verglich und 
geistig verarbeitete. Der Entwicklung des germanischen Grundstücks­
geschäftes, die vom Marktkauf der alten Volksrechte bis zu den An­
fängen des modernen Grundbuchrechtes geht, vergleichen wir heute 
den Weg, den der Gedanke des Vertrauensschutzes bei den Griechen 
nahm. 

Dem modernen Juristen ist der griechische Gedanke vor allem 
durch die Einwirkung auf die römische Rechtsordnung wichtig, die in 
unserem modernen Rechte ihre Spuren zurückließ. Allerdings in der 
ältesten Ordnung des römischen Volksrechtes, im Zwölftafelrechte, 
wird man nicht bewußte Anklänge an griechische Gesetzgebungen 
suchen dürfen. Rom stand im 5· Jahrhundert den griechischen Gesetz-
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gebungen Unteritaliens nicht ähnlich gegenüber wie die böhmischen 
und polnischen Städte den deutschen Stadtrechten des sächsischen 
Rechtes. Nicht mehr als ein Einfluß der Kulturmoden und ein Ein­
strömen griechischer Moralgedanken ist durch die Luxusgesetze über 
den Begräbnisaufwand und durch den gesetzlichen Bußvertrag, der 
sogar das Wort poena übernahm, erwiesen. Aber in der dunklen Zeit 
vom 4· bis 2. Jahrhundert, lange ehe die Wirkung griechischer Wissen­
schaft und Literatur auf die römische Aristokratie einsetzte, hat die 
römische Rechtsordnung aus griechischen Gesetzen und aus dem helle­
nistischen Rechtsverkehr tiefe Anregungen empfangen. Damals wurde 
das Ädilenedikt den griechischen Marktordnungen der Agoranomen 
nachgeschrieben. Der Satz, daß der Käufer eine Offenbarungspflicht 
über die Mängel der verkauften Sache hat, wurde neben der Wand­
lungsklage aus griechischen Rechten übernommen. Alles, was wir von 
den Amtsprogrammen des Zensors wissen, zeigt stark die Einwirkung 
des griechischen Rechtes. Wer für diese Zeit, ohne das griechische 
Material zu verwerten, die römische Rechtsentwicklung zu erklären 
versucht, der steht bei jedem Schritte vor Rätseln. Oft genug wird 
eine plötzlich in Rom vorhandene neue Bildung verständlich, wenn 
wir feststellen können, wie das hellenistische Rechtsleben aussah, in­
mitten dessen Rom zwischen dem 4· und dem 2. Jahrhundert groß ge­
worden ist. Wir dürfen durchaus nicht immer Anlehnungen suchen 
wollen, Vorschriften, welche aus griechischen Gesetzen in die römische 
Rechtsordnung hinübergenommen sind. Allerdings kann es auch an 
solchen Entlehnungen nicht gefehlt haben, und wir können Punkte 
geltend machen, an denen es schwer fällt, die Übernahme zu be­
streiten. So die Rezeption des griechischen Persönlichkeitsschutzes in 
die prätorisehe actio iniuriarum. Aber es bedarf gar nicht stets solcher 
formaler Anlehnung an ältere Rechtsordnungen, damit wir von einem 
hellenistischen Einflusse sprechen können. Kultivierte Völker werden 
von anderen schon dadurch angeregt und in ihrer Rechtsbildung ge­
fördert, daß im Nachbargebiet ein Bedürfnis des Lebens anerkannt 
und durch Gewährung von Rechtsschutz befriedigt wird. Im römi­
schen Schuldrecht der Republik sind die sogenannten Konsensual­
kontrakte, der Kauf, die Miete, der Dienst- und der Werkvertrag mit 
ihrer eigenartigen ursprünglichen Haftung wegen Nichterfüllung (des 
Verkäufers auf den Kaufpreis, des Vermieters auf den Mietzins, des 
Unternehmers auf den Betrag des Werklohnes) in direkter Anlehnung 
an griechische Haftungsgrundsätze bei denselben Rechtsgeschäften ent­
standen. Die Entwicklung des römischen Besitzschutzes im Verhältnis 
zum Eigentumsprozesse ist auch den griechischen Rechten parallel ge­
laufen, indem man zunächst vor dem Streit um das Herrenrecht den 
gewaltsamen Entsitzer zur Herausgabe an den letzten ruhigen Besitzer 
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zwang. Die Stellung des Prätors gegenüber dem zivilen Nachlasse ent­
spricht auffällig der Fürsorgetätigkeit, welche der griechische Ge­
meindebeamte an den Nachlässen der Bürger wahrnimmt. Und der 
römische Prozeß wird uns allmählich in einem größeren Zusammen­
hange erscheinen, wenn wir den alten Prozeß der griechischen Stadt­
rechte kennen lernen werden und auch dort Privatladung, den Rechts­
streit, der nur mangels eines Anerkenntnisses des Beklagten statt­
findet, die positive Defensionserklärung des Beklagten und seine Eini­
gung auf das Prozeßthema, das System der Klagen und die Personal­
haftung aus dem Urteil, das stets nur auf Geld geht, kennen lernen 
werden. Im Strafprozesse ist die Gerichtsverfassung und der Prozeß. 
der Quästionengerichte als eine unmittelbare Rezeption aus dem grie­
chischen Rechte zu betrachten. 

Die große geistige Bewegung der römischen Jurisprudenz des 
zweiten und ersten Jahrhunderts vor Christus steht diesem Zusammen­
hang mit griechischem Gesetzesrecht allerdings fern. Die römischen 
Aristokraten, welche die Rechtswissenschaft als eine Standesbildung 
der Senatarier pflegten, fanden in den hellenistischen Sachwaltern und in 
ihrer Hilfsarbeit für den Rhetor keinen standesgleichen Beruf. Sie 
schätzten als Vertreter der griechischen Bildung nur die Philosophen 
und die Künstler der Staats- und Gerichtsrede. Um die Mitte des 
2. Jahrhunderts vor Chr. beginnt dieser Einfluß der griechischen Bil­
dung. Die philosophischen Grundbegriffe wie die Darstellungsformen 
der römischen Rechtsliteratur treten unter den Einfluß griechischer 
wissenschaftlicher Methode. Die römischen Juristen schieden damals 
die Rechtsprechung nach jus civile und jus aequum gerade wie ihre 
griechischen Lehrer die Rechtsprechung nach dem M"'awv und dem 
bnetuec;. Die Römer lernten durch PosmoNlOS das jus proprium civium 
Romanorum, das nationale römische Recht, von dem jus gentium 
unterscheiden, dem Rechte, das auch die anderen Kulturen aner­
kennen, und die Stoa gab den römischen Juristen ihre Lehre vom Na­
turrecht wie ihre Physik mit den Vorstellungen von den Sachen und 
die Anregung zu den Definitionen nach dem Wortklange. In der 
heutigen Lehre vom Eigentumserwerb durch Verarbeitung und Ver­
bindung, vom Geschäftsirrtum über wesentliche Eigenschaften der 
Sache wirken die Problemstellungen der Stoa durch das römische 
Recht hindurch noch bis ins Bürgerliche Gesetzbuch hinein. Nach den 
Vorbildern der griechischen Rhetorik entwarfen römische Redner eine 
Prozeßtheorie, die zum ersten Male den materiellen Anspruch des 
Klägers und die Verteidigungsmittel des Beklagten nach griechischen 
Denkformen durchdachte. Es war dieselbe Zeit, in der P ANAITIOS der 
römischen Aristokratie die Gedanken vortrug, aus denen heraus Au­
GUSTUS seine Monarchie des besten Mannes im Staate gestaltete. 
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Die große geistige Leistung der römischen Rechtswissenschaft ge­
riet darum nicht in eine Abhängigkeit vom griechischen Gedanken. Sie 
lag in der \<vissenschaftlichen Kasuistik und in der Durehelenkung des 
zivilen und des prätorisehen Rechtes für die Praxis. Deshalb glaubt 
auch heute die moderne Erforschung des klassischen römischen Rechtes, 
die auf der Quellenkritik an dem von JusTINIAN überarbeiteten Texte 
fußt, von den Griechen wenig lernen zu sollen. \Venn diese philo­
logisch-juristische Interpolationenforschung aus lauteren klassischen 
oder nur von späteren römischen Rechtslehrern bearbeiteten Quellen 
schöpfte, hätte sie damit recht. Denn für eine Rechtsordnung, wie sie 
die großen klassischen Juristen Roms auslegten, gilt dasselbe, was wir 
heute an uns erfahren können: je eifriger die wissenschaftliche Theorie 
eines Rechtes auf den verfeinerten Ausbau einer Rechtsordnung be­
dacht ist, desto leichter kann die H.echtsprechung die Anlehnung an 
fremde Muster entbehren. 

Aber die Arbeit der großen Juristen Roms ist eben im Aufbau der 
Rechtsordnung, welche durch Mittelalter und Neuzeit hin ins moderne 
Privatrecht übernommen wurde, nicht der einzige geistige Faktor ge­
blieben. Schon um die kleine stadtrömische Schule der großen J u­
risten Roms herum webte in den Provinzen der ersten Kaiserzeit ein 
Wirtschaftsleben, das hellenistisch war. Griechisches Urkundenwesen 
gestaltete die römischen Rechtsgeschäfte für die Bedürfnisse der rö­
mischen Bürger, soweit sie dem hellenistischen Kulturkreise an­
gehörten. In den Provinzen mußte der Beamte vielfach mit griechischen 
Gesetzen arbeiten, und ein römischer Präfekt richtete in Ägypten ein 
Grundbuch ein, das offenbar auf Vorbildern griechischer Rechte be­
ruhte. In die römische Rechtsordnung führen schon die Kaiser des 
z;veiten Jahrhunderts die zahlreichen Soldatenprivilegien ein, welche 
auf die griechische Vermögensfähigkeit des Hauskindes und auf das 
griechische Testamentsrecht Rücksicht nehmen mußten. In den Jahren, 
da die schöpferische Kraft der römischen Rechtswissenschaft abstirbt, 
schon vor der Mitte des dritten Jahrhunderts, beginnt vollends der 
griechische Gedanke in die römische Rechtsanwendung mit einer Kraft 
einzuströmen, die wir erst seit LUDWIG :\1ITTEIS verstehen lernten. 
Nach der Theorie sollte seit CARACALLAS Gesetz über die Verleihung 
des Bürgerrechtes an die städtischen Provinzialen das Reichsrecht jede 
unrömische Rechtsordnung aus der Geltung im Reiche verdrängen. 
In Wahrheit hat sich ein ähnlicher Vorgang abgespielt wie in Deutsch­
land, als zahlreiche Bildungen deutschen Privatrechtes trotz der radi­
kalen Aufnahme des fremden Rechtes in Geltung blieben. Schon am 
Ausgang des Altertums errang das römische Privatrecht die Welt­
herrschaft nur auf Kosten seiner Reinheit in der Rechtsanwendung. 
Die Reskripte Kaiser Diocletians liefern der modernen Forschung 
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häufig die Beweise für das Drängen griechischer Rechtsgedanken, wenn 
die unrömische Fragestellung vom Kaiser abgelehnt wird. Erst unter 
Konstantin dem Großen gab das Reichsrecht vielfach nach. i'Joch 
in den Jahren, in denen der Kaiser im lateinischen Westen stand, er­
gehen die Gesetze, in denen er vor zahlreichen Gedanken des helle­
nistischen Rechtes kapituliert. 

Das 4· und 5· Jahrhundert erscheinen dem Juristen als eine Zeit 
der grenzenlosen Verwilderung. Nicht nur in der Zerfahrenheit der 
kaiserlichen Gesetzgebung, in der Unfähigkeit der Rechtsprechung, die 
ungefüge Menge der als Rechtsquellen geltenden klassischen Juristen­
schriften zu bewältigen, sondern auch im Durcheinander der Rechts­
gedanken des Reichsrechtes und der sich behauptenden Sätze des 
Volksrechtes. Bisher hat nur die politische Geschiehtschreibung und 
die Kirchengeschichte in diese dunklen Jahrhunderte hineingeleuchtet. 
Die Juristen bahnen sich erst allmählich den Weg in die urkundliche 
Überlieferung und in die Literatur der späteren Zeit, und nur wer die 
griechische Literatur vom 4· bis 6. Jahrhundert kennt, dringt heute 
mit exakter Forschung in die Kulturwelt ein, welche die justinianische 
Gesetzgebung hervorbrachte. Als Nachblüte griechischer Kultur ist 
die Rechtswissenschaft des 5· Jahrhunderts entstanden. Die Studenten 
von Berytos (Beirut), damals der berühmtesten Rechtsschule für 
Orient und Okzident, hatten ihre humanistische Bildung an der grie­
chischen Grammatik und Rhetorik erhalten. Die Rechtslehrer waren 
aus einer griechischen Rechtsprechung hervorgegangen, welche das 
römische Recht auf ein späthellenistisches Wirtschaftsleben anwandte. 
Mit Überraschung sahen wir in dem letzten Jahrzehnt, daß die Nota­
riatsformulare dieser späten Praktiker des römischen Rechtes zahl­
reiche Begriffe und Worte des alten griechischen Rechtes wieder her­
vorsuchten und nun im ganzen Reiche einbürgerten. Das Jahrhundert 
Justinians ist eine Zeit des usus modernus gegenüber der alten rö­
mischen Rechtsordnung, und wie der usus modernus Pandectarum 
des 17. und rS. Jahrhunderts unbewußt den alten deutschen Rechts­
gedanken emportrug, hat das 5. Jahrhundert kräftig alte griechische 
Gedanken in der Rechtsordnung zur Geltung gebracht. \Vas heute im 
Allgemeinen Teil und im Schuldrecht des bürgerlichen Rechtes an an­
tikem Kulturgute noch gilt, hat seine geschichtlichen Wurzeln zum 
Teil in der Geisteswelt der großen klassischen Juristen Roms, aber zum 
Teil auch im Hellenismus dieser spätrömischen Rechtswissenschaft. 
Eine Lehre, welche heute in den Worten des Gesetzes verankert ist, 
geht dahin, daß bei jedem Rechtsgeschäft die Parteien ihren Willen 
auf einen bestimmten Rechtserfolg richten. Diese moderne, heute mit 
Recht stark bekämpfte Lehre von der Willenserklärung erwuchs in 
jener spätrömischen Zeit, in welcher die byzantinischen Notare bei 
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jedem unbedeutenden H.echtsgeschäfte den Parteien die rechtlich er­
heblichen Erklärungen in den .!VIund legten und die Juristen die na­
tura contractus bei jedem Eechtsgeschäfte definierten, indem sie an­
nahmen, daß der Parteiwille sich auf die wesentlichen .Elemente des 
Geschäftes bewußt richte. Die Unterscheidung der Grade des Ver­
schuldens nach heutigem bürgerlichen Rechte, die Lehre vom ein­
seitigen und zweiseitigen Schuldvertrage, die Lehre Yom gegenseitigen 
Vertrage entstammen derselben \Velt, in der feste Dogmen, die ins 
Bürgerliche Gesetzbuch übernommen wurden, wie die Lehre von der 
Unmöglichkeit der Leistung und die überscharfe Scheidung von Dienst­
und ·werkvertrag zuerst geprägt wurden. \Ver als moderner Richter 
täglich mit praktischer Vernunft an den Grundgedanken des modernen 
Privatrechtes zu arbeiten hat, kann in der historischen Kritik am 
übernommenen Kulturgute wcrtYolle Hilfe finden. Mit der H.ezeption 
des römischen I\.echtes in Deutschland wurde die Herrschaft der Scho­
lastik in der Rechtswissenschaft bis ins rg. Jahrhundert hinein fest 
begründet. Das moderne Gesetzbuch hat diese Herrschaft äußerlich 
gebrochen, aber durch die Aufnahme zahlreicher Grundgedanken des 
römischen Systemes befestigt. Die \Vissenschaft hat die Aufgabe, dem 
modernen Richter bei der praktischen Handhabung und bei der Kritik 
der übernommenen Rechtsbegriffe zu helfen. Sie wird diese Aufgabe 
nur dann wissenschaftlich lösen, wenn sie imstande ist, den über­
nommenen Rechtssatz geschichtlich zu verstehen und die scholastische 
Überspannung der Rechtsregel zu bekämpfen. Dazu braucht eine mo­
dern betriebene Privatrechtswissenschaft die Forschung am griechischen 
Gedanken. Selbst für die enggesteckten Ziele der Interpolationenfor­
schung an den Rechtssätzen des justinianischen Gesetzbuches ist es 
unentbehrlich, die griechischen Rechtsgedanken klarzustellen, die sich 
in der Kodifikation gegenüber der klassischen römischen I\.echtsordnung 
durchsetzten. Denn nur so kann die Frage beantwortet werden, warum 
am klassischen Texte geändert ist. 

So besteht die Notwendigkeit, das griechische Kulturgut in der 
Rechtsordnung zu kennen, vor allem auf demjenigen Gebiete der 
Rechtsordnung, auf dem die Antike heute noch lebendig ist. Für die 
moderne Strafrechtsforschung, für die Rechtsphilosophie, für die all­
gemeine Staatslehre ist die geistige Fühlung mit der griechischen 
Philosophie und mit dem Staatsleben der klassischen Zeit von jeher 
selbstverständlich gewesen. Auch die moderne Demokratie wird von 
ihren ältesten Vorgängern in der Geschichte, die vor allem in der 
griechischen Kultur liegen, lernen müssen. In dem Jahrhundert des 
Völkerbundes wandern die Gedanken des deutschen Juristen not­
wendig in das Jahrhundert zurück, in dem die griechischen Staaten 
eine völkerbundartige Schiedsgerichtsbarkeit und ein internationales 
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Exekutivorgan -bei dem römischen Senate fanden. Auf dem dunklen 
\Vege, den wir heute in die Zukunft unseres Volkes hinein wandern, 
brauchen die Juristen die geschichtliche Bildung und die Kenntnis der 
alten Gedankenwelt, aus welcher der deutsche Idealismus am Anfang 
des 19. Jahrhunderts seine besten Kräfte zog. 

Literatur. Die Beueutung des griechischen Gedankens in der E.echtswissen­
schaft ist noch nicht ausreichend gewürdigt. DARESTE, Science du droit en Grecc· 
(r893) gab nur eine heute veraltete Darstellung eines Ausschnittes aus der alt­
griechischen E.cchtswissenschaft. 

Für die \Virkung des griechischen Rechtes auf das römische überblickt MITTElS, 

Römisches Privatrecht r, 1off., das vorlängst bekannte Yiaterial. (Zur Rezeption 
des römischen Injurienrechtes vgl. Arch. f. Papyrusforschung 6, 54ff.). Noch 
nicht erkannt ist die Verwandtschaft des römischen Formularprozesses mit dem 
stadtgriechischen Zivilprozesse des 3· Jahrhunderts v. Chr. Für den Strafprozeß 
dagegen ist zu vergleichen die gute Stnclic von HITZIG, Gber die Herkunft des 
Schwurgerichtes im römischen Strafprozesse, Zürich rgog. Zu den Bemerkungen 
über das ius gentium der römischen Juristen kann auf 0. LENEL in der Enzyklo­
pädie der Rechtswissenschaft von HOTZENDORFF-KOHLER, 1, S. 331, verwiesen 
werclen. Die Rezeption des römischen Rechtes im griechischen Osten und die 
\V iderstände, welche sie fand, schildert auch für das heutige \Vissen noch maß­
geblich MITTElS, E.eichsrecht und Volksrecht, Leipzig r8gz. Die griechischen 
Einflüsse auf die spätrömische Rechtswissenschaft werden jetzt durch Studien 
wie die von PRINGSHEIM, Der Kauf mit fremdem Gelde im griechischen und rö­
mischen Rechte, Leipzig rgi8, klargestellt. Den Gruncl für diese Untersuchungen 
legt die Forschung, \\·eiche die einzelnen Institute cles griechischen Rechtes durch 
die Geschichte des Hellenismus bin verfolgt, vom griechischen Altertum bis zum 
Corpus juris. 
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43 A. ro5 
72, 25 A. SI 

339 
27 A. 57 
56 A. 137 
13 A. 25a 
27 
I4 A. 30 
63 A. I57 
65 A. I70 
96 

336 A. 2, ro2 
A. I5 

70 A. rSg 
7S A. 2rS 
7S A. 2S 

34 A. 73 
3~ A. 73 
34 A. 73 

20, I, I9 

23, I,42 

sch. 57, 79 A. I45 
79 A. I45 
43 A. IOI 

2S, 3, 2S 
4I, 7. 2 

42, 3· 75 

sch. 3 

sch. 

S4 A. 22S 
I3 A. 25a 

24 A. 47 
S2 A. 225 

52, I, IO 342 A. 2 

6o, I2, 53 sch. 9 Sr A. 223 a 

6I 13 A. 25a. 
Zach. Suppl. Ij6 Nr. I2, 

Sgff, I03f. 

Ekloge N omon. 
9. I 27S A. 2. 

Harmenopulos. 
3· 3· I 27S A. 2. 

Nomokanon. 
4• 4• 7 I32· 

Prochiron. 
Bas. q, I 278 A. 2. 

Theophili paraphr. gr. 
I. I. I 

3· I3. 2 

3· IS. 3 
3· 20. 3 
3· I9. 3 
4· 6. 24 
4· 6. 25 
4· II. 4 

202 A. I 

24f. 
24 
I3 A. 25 
9I; 342 A. 2 
236 A z 

253 
343 A. 5 
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II. Nichtjuristische Quellen, 
Ammianus Marcellinus. 

30, 4 23/l. 

Appianus. 
I, 9 212 A. 2. 

Augustinus de duab. amin. 
22 pag. 78, r8 94 A. 257. 

Caesar bell. civ. 
l, ]0, 4 IJ A. 57· 

Caesar bell. Gall. 
I. 42, 4 IJ A. 2]. 

Caesar bell. hisp. 
22,3 13 A. 27. 

Corpus inscript. lat. 
2, jOO 

2, 4332, 6 
3, 94/l, I, IO 
6, I4672 
6, 2, IO 235, 2 

9. 782, 
IO, I, 3334 
!0, 2639. 4 
32, 455 

Cicero ad fam. 
2, I], 4 r6o. 

de domo sua. 
28, 74 I34· 

de legibus. 
IIT, 3, 6 I39· 

de offic. 

153 A. I 

57 A. I39 
57 A. I39 
57 A. I39 
57 A. I39 

1 44 
34 A. 76 
57 A. I39 

134 

3, r 4 , 5s 5 z A. Iz3 
3. I], ]0 75 A. 204. 

pro Rab. Post. 
z, 4 9 A. 14. 

pro Quinct. 
3. I I 9 A. 14· 

Corpus gloss. lat. 
II, rz6, 49 I87 
Il, 224 I2 A. 29 
IT, 4I5, 4 233 A. Ii 

Ili, 447, 52 233 A. 8 
III, 4ÖO, 30 23.J ,\, 8 

Epist. Greg. 
I, 42 59 A. 144 
5. 3I 59 A. 144 
9, ]13 59 ,\, I44. 

Hyginus fabulae. 
cap. 257 343 A. I. 

Livius. 
4· 2, 6 I38 

4· 4, I I I38 

5. 8, 6 I4 A. 27 
IO, 8 I38 
29, 23, 5 L} A. 27 

37· 35. 2 14 A. 27. 

Plautus. 
Curculio. 

4°4 147 A. r. 

554 268. 

Menaechi. 
roz8 ff. I48 A. 8. 

Persae. 
25 J42 f. 

43 J42 
68ff. 145 
64-72 1 44 

I 59 ff. I47 
2S9 14 7 ff. 
400 '48 
416 I42 
43 I ff. 142 
440ff. 149 
470 qBff. 

474 !49 
482 IS] 

4K7 149 
524ff. I4<Jlf. 
5S9 149f. 
598 150 A. 3 
7I7 149 f., 155 
738, 752 I 54 ff. 
]48 I 55 
749 I5Ö 
]SI ff. 143 
785 J42. 

Plinius. 
epist. ad Trai. 54, 2 r6o 

Prosper de prom. et praed. dei. 
5. 14, 2 94 A. 257· 

Terent, Eun. 
805 Ij6 
8o6 Ij6 
8o7 Ij6 
8oB I 56 
Sog I 56. 

Terent. Adult. 
40 Ij6 

49 Ij6 
969 q8 A. 8. 
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Valer. Max. 
IV, 7, I 343 A. I. 

Varro. 
de ling. lat. 
V, 175 271. 
de re rust. 
I. r7, z 285 

II, 2, 5 57 A. 139 
VII, ros 286. 

B. Griechische Quellen. 
I. Inschriften. 

Bull. corr. hell. 
6, 28 190 A. 2 
6, 33 190 A. 2 
6, 149 I90 A. 2 

26, 254 286. 

Corpus Inscr. Graec. 
III Add. p. 1236 190. 

Dittenberger Sylloge. 
II I72 A. 2 

I I3, I7 I83 A. 3 
I77, 32 35 
226 262 
295 309 A. I 
325, I6 II A. 23 
53 I I64 A. 2 

546 I6I 
610, 7 I83 A. 2 

933 ss A. 149· 

Inscriptions juridiques Graecques. 
I, 208, ISS 323 
I, 244 ff. I87 
I, 28o, 65 II A. 23 

69 II A. 23 
75 II A. 23. 

I, 504 I9I A. 2 

Griechische Dialektinschriften. 
Collitz-Blass. 

1743 I83 A. 4 
I762 I83 A. 4 
1763 I83 A. 4 
I764 I83 A, 4 
r8r5 r83 A. 4 
4982 I57· 

Ostraka (Wilcken). 
II, 70I r68. 

Inschrift von Badiulas. 
(Journ. of hell. St.) 
887, 377 r86. 

Recht von Gortyn. 
V, 2I 
IX, I 

I 57· 
II A. 24 

II. Papyri. 
B. G. U. 

so r86 
67 I65 

IS6 I70, I73 
267 I8o 
285 I7o 
3I6, 66 A. I73 

I77 420 
446 
s6o 
59 I 
9I9 
959 
992 
997 

I85, 266, 279 
I70 
58 A. I 43 

I8I 
r89 
I72 
I92 

IOI8 
I034 

ss A. 142 
I89 

1047 I82 
I073 I78 
ro89 I65 
1090 I65 
II2o 58 A. I43 
I 126 285 
us6 285 
II58 296 A. 3· 

C. P. R. 
I, 

9 
I9 
20 

I79 
I76, I77 
274 
2I2 A. 4 
I82 27 

30 
45 

335 A. 2, 345 

228 
241 

P. Giss. 
I, 39 

P. Lips. 
4 
9 

33 
II2 
II4 
IIS 
II6 
I23 

ss A. I42 
I90 
ss A. 142. 

303 A. 3· 

66 A. I73 
r8r 
241 A. 3 
I63, r6s 
163 
I67 A. I 
I67 A. I; r68 
167 A. r; r68. 

361 

184. 
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P. Münch. 
337 

7 337; 344f. 
I4 337; 340f .. 343· 

P. Strassb. 
22 rilo 
40 226 A. I9; 34L 
52 I79 

125 I8o. 

P. Wessely spec. 
6 303 A. 3· 

P. Amh. 
122 I65 
I5I 245· 

P. Eleph. 
3 34° A. I 

14 T72 
I83. 

P. Fay. 
I6 165 
32 I77 
R7 I70 
9I 273 
96 170; I7I 

zi6 I77. 

P. Grenf. 
I, 2'J4 A. I' 305 

II 294 A. I' 305 
I9 294 A. I 

II, 19 I75 
22 11 A. 23 
26 11 A. 23 

37 I69 
41 184 

47 r6s. 

P. Hibeh. 
92 148 A. 2, 320 A. 

96 34° A. r. 

P. Lond. 
I I. p. 90 Nr. 315 165 

p. 92 Nr. 34öa r65 
p. 97 :c\r. 256 b 1G3 
p. gil Kr. 256d 163 
p. 9lJ Kr. 2)Öa 163 
p. 143 270; 

p ISO Xr. 35') 
p. IST Kr. zgg 177 

Nr. 317 172 
p. 211 Nr. 334 185 
p. 219 Kr. 311 321 

Quellen verzeichnis. 

274 

.~. 3 

P. 

P. 

P. 

Lond. 
Nr. 401 

p. 334 Nr. I43 
III. p. 1 I I Xr. II57 

p. q8 Kr. 'l32 
p. I 58 Nr. II84d 
p. I6o Nr. rr64c 

Nr. II64 
inv. Kr. 1147 

Magdola. 
z6 

Oxy. 
9I 

133 
qo 
170 

237 
259 
274 
327 
328 
336 
349 
472 
4'l4 
506 
513 
5 I() 

5I7 
533 
ÖI3 
6q 
6r6 
620 

637 
7I3 
f2I 

Soil 
835 
899 
973 

I027 
1208 

269. 

I6r 
245 
273 
I86 

I, 177. Iilo, I90 
285, 320 A. r 

192 
I86 
I86 
I78 
I78 
I85; 30I 
I9I 
r8I 
IÖI 
IÖ(i; 

I65; 
I66; 
r66; 
I68 
167 
r66; 
I77; 
189; 
I70 
I92 
170 
I70 
167 
I87 
345· 

IÖ7 
r68 
167 
I68 

A. I 
167 
Iil1 
I90 

A. I 

A. I 

A. I 

A. I 

P. E. R. 
138 

144 
uoq 

28.) 
IJ5; 
251; 

I77 
z8s. 

P. Petrie. 
II, 17 

26 
q8 
r6o 

.~. I 

III, 20 309 A. 2. 
lii, 64 b r8o 

307 A. I 
z66 
I87 
r8o 
I'JZ 
rgi 
175 
2IO A. 3· 
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P. Tebt. 
5 r69; 172 A. r; 309 A. 2 
1,) Il A. 24 

zs r69 
27 r69 
68 r69 

75 321 A. 3 
I05 307 A. I 

zr6 z6r 
3I8 187 

384 zsr; 285 
389 179 
39I 170 

395 170; l7I 

423 z82 

556 I9I. 

P. Ausonia 1907, I39 :1\r. 3, S. r84. 

P. Fior. 

P. 

P. 

P. 

P. 

T, I79 
24 
25 

44 
56 

Gen. 
27 

Leyd. 
0 

Lill. 
7 
III, so 

Masp. 
6700I 
67002 

(,7003 
67004 
67005 
67006 
67019 
67020 
67021 
67023 
67024 

67025 
67026 
67027 
67028 

r82 
182 
2ji; 285 
rSil. 

rn. 

183; I84 

285. 
I87. 

244 ff. 
206 A. 4; 207 A. I; 245 

A. r; 246f.; 251; 26o 

247L 
248 
248 f. 
249: 345 
249f.; 260 
zso 
zsof. 
25I 
195 ff.; zrou.A.3;2r8A.r; 
2I7; 2!8 A. 
zzs; 239 
I95 ff. 

I u. 2 223, 219; 

ZlO; 2I5ff.; 225; 239 
223; 25I 
2IO; 221 ff.; 229 A. 3 239; 
25I 

P. Masp. 
67029 
67031 
67032 

6?064 
67098 
Ü709\J 

67!58 
(17159 

Marini. 

198 A. 44; 2ro; 215 
205 A. 2; 252 ff. 
203; 209ff.; 22I; 22jff.; 

235: 25Sff.; 
2I9 
66 A. I73 
6h .'\.. I73 
336 A. I. 

3Jh .'\.. I 

Iq 66 A. I73 
Izo 66 A. I73· 

P. Paris. 
l4 
rs 
21 
62 

63 
es 

PSI. 

307 A. r, 2 

307 A. I 
66 A. I73 

172 A. I 
260 
r83; r84; rSs. 

zz s8 A. qz u. A. T4:l 
55 13 A. 25a; r6 A. 37; I9 A. 

P. Tor. 
I84A. I; 305A.z; 3o6A.3; 
308 A. I; 294 A. r. 

4 294 A. I 

III. Schriftsteller. 
Äschines or. 

I, 6j I 55 .'\.. 2 
I, 66 ISS A. 2 

I, 67 ISS A. 2 

3· 4I qS A. 9· 

Aristoteles. 
Eth. ~ik. 5 p. I I3I I2 A. 24 
Oecon. II, 4 p. I3 46 b 24, I6o, I6I 
Pol. I, 4, 5 z6z. 

Demosthenes or. 
9. 3 q; 2 A. I 

24, 23 IZ A. 24 
30, 2I IZ A. 24 
33, TZ II .'\.. 23 

34. 5 I42 

49. 5 172 

49. 8 I72 
49. 9 I72 
49. 36 I72 

49. so 155 A. 2 

52, 4 172 
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Demosthenes or. 
52, 6 172 
58, 2 r 155 A. 2. 

Dionys. Hal. 
2, 75 12 A. 24 
s. 19 139 
6, 22 11 A. 23 
6, 24 II A. 23 
6, 83 z86 

7· 12 323 A. 3· 

Harpokrates. 
44· 14 262, 265. 

Homer, Od. 
8, 35I 322. 

Hyperides Athenagaras or. 
or. p. 5 I42. 

Isaios or. 
4, II J46 
8, 23 z6z. 

Isokrates or. 
IZ, 97 155 A. 3· 

Lysias or. 
12, 9 q8 A. 7· 
23, 9 155 A. 2. 

Pollux. 
8, 34 265 A. 2:1 

8, 99 15!. 

Polybios. 
s. 27, 5 140. 

Pseudo-Demosth. or. 
59, 66 322 

6. 

Pseudo-Xenophon de rep. AthEn. 
I, roff. 142. 

Plato leges. 
9 p. 872 B. 148 A. 4 

I I p. 9I4 D. 155· 
Soph. Aias. 

731 14 A. 27. 
Stobaeus floril. 

44, 22 262 
22, 2 183. 

Stobaeus Serm. 
44, 41 I9I A. r. 

Xen. de ved. 
3, 1I 182 A. I. 

IV. Byzantinische Schriftsteller. 
Acta S. Anastasiae (ed. Usmer). 

I5a 2o6 A.2 
I6 206 A. 2. 

Acta S. Marinae (ed. Usener). 
p. r8, 37 206 A. 2. 

J ohannes Lydus. 
de mag. III. 20 213 A. 4 

III. 68 236 

Libanios. 
sp. u8 94· 

Procop. bist. arc. 
23, 6 249 A. r. 

V. Römisch-Syrisches 
Rechtsbuch. 

Ar 22 268 
Ar 32 268, 275 
Ar 38 275 
Arm 27 275 
Arm 97 275 
L 51 275 
L 71 145 A. 3 
Par. 21 268 
RI 22 275 

65 145 A. 3 
RII 32 275 

99 275 
144 145 A. 3 

R III 51 275· 

C. Demotische Urkunden. 
P. dem. Berlin. 

Nr. 3089 288 
3096 288 
3I08 297 
3110 293 
3Il2 288 
5507 290 A.r. 

P. arm. Caire. 
Nr.37114 302 A. 2. 

P. dem. Eleph. 
12 294 A. 1; 308 A. r. 

P. dem. Hauswaldt. 
r8 a 296 
18b 296. 

Notice des papyrus Archaiques 
demotiques. 

96 287 A. 2 
97 287 A. 2 

III 287 A.z 
112 287 A.2 
II7 287 A. z. 
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P. dem. Paris. 
JOb 306 A. L 

2439 289 

2440 290, 3°3 A. 3 

2442 JOI 
3168 290 A. 2 

3228 290 • 'c. 2 

]128 302 A. 3 

7s5s 290 A. 2, 3°5 ."\..I 

9204 290. 
tJ.Z92 2~)3 

Demotische Urkunden 
zu Revillout, Droit Precis. 

I, 520 299· 

Revillout, Notice. 
4I4 289. 

P. dem. Reinach. 
5 183 
6 183 

I I 340 A. I 

I2 340 A. 1 

I 3 340 ·"· I. 

P. dem. Straßburg. 
7 2<)0 "\.. 1 

I2 294 A. I 

I5 30I 
I() 294 A.r. 

Archiv. f. Pap. 
VI, 132 f. 190. 

P. dem. Turin. 
Hev. not. 410 30iJ A. 2 

247 Jü2 A. 2 

248 302 ..c\. 2, 305 A . I. 

D. Germanische Quellen. 
Lex Baiuwariorum. 

I(i, IO 2ji.) 

Edictum Chilperici. 
6 (7) JlS . 

Codex Euricianus. 
296 zRo 
297 zi\o. 

Lex Salica. 
47 330 .\..I, 

Lex Visigothorum. 
V, 4, 9 2J<J. 

E. Indische Rechtsbücher. 
Br:haspati. 

c\.rt 240 JO(j .'c. I 

241 

Katyayana. 
·"rt 240 309 ,\ · I. 

24 I 309 ,\, I. 

Manu. 
849 

Narada. 
I, 122 

309 c\. I. 

309 A. r. 

Vishnutext bei Colebrooke, Digest of 
hindu law I, 24I. 
Art. 25I 309 A. I. 




